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TREFF/1558: Virtuell - Was erzählt uns die Literatur über Pest, Cholera - und Corona?, 24.6.20

Otto-Friedrich-Universität Bamberg

Was erzählt uns die Literatur über Pest, Cholera - und Corona?

Spix-Professor Alexander Honold streift in einem virtuellen Salongespräch
im Bamberger Kollegenkreis durch literarische Infektions-Szenarien.



Die Corona-Pandemie führt seit Monaten zu hitzigen politischen
Diskussionen, zwingt dazu, wirtschaftlich wie gesellschaftlich
kostspielige Lösungswege zu beschreiten und diese stets neu zu vermessen.
Auf der Suche nach Ratschlägen sind vor allem Naturwissenschaft und
Medizin gefragt. Aber was hat eigentlich die Literatur zu Formen und
Auswirkungen eines solchen Ausnahmezustandes zu sagen? Sehr viel, wie der
Basler Literaturwissenschaftler Prof. Dr. Alexander Honold in einem
virtuellen Salongespräch an der Graduiertenschule Literatur, Kultur,
Medien der Universität Bamberg zeigen will. Gemeinsam mit drei Bamberger
Kolleginnen und Kollegen lädt der derzeitige Spix-Gastprofessor am
Mittwoch, 24. Juni 2020, ab 18 Uhr zur offenen, digitalen Gesprächsrunde
"Literatur und Infektion. Szenarien der Ansteckung" ein.

"Die Beschäftigung mit gefährlichen Infektionskrankheiten ist in der
Literaturgeschichte ein weit zurückreichendes, vielfältiges Thema",
erklärt Alexander Honold. "Wohl auch deshalb, weil der unsichtbaren Gefahr
so effektvoll drastische Folgen gegenüberstehen: Rapide umlaufende
Krankheiten rühren an Gesellschaften: Sie können durch ein intensiveres
Lebensgefühl Faszinationsmomente hervorrufen, aber auch Schreckbilder
freisetzen." Zwei Beispiele: Der italienische Schriftsteller Giovanni
Boccaccio ließ die Figuren seiner Novellensammlung "Decamerone" aus dem
Pest-bedrohten Florenz des 14. Jahrhunderts fliehen. Thomas Mann hingegen
sucht in seiner Venedig-Novelle von 1912 ausgerechnet in der
Cholera-verseuchten Lagunenstadt eine vitale Stärkung und den Ausweg aus
einer Schreibblockade. Doch eines ist dem literarischen Motiv der
Infektionskrankheit gemeinsam: In Daniel Defoes Londoner Pesttagebuch, in
Jeremias Gotthelfs "Schwarzer Spinne" oder Albert Camus' "Die Pest"
benennt die umlaufende Infektion stets eine gesellschaftliche Krise. Im
Zentrum des Gesprächs steht die Frage, ob und wie solche Bücher in der
aktuellen Pandemie als Orientierungshilfe dienen können.

Einblicke in internationale Literaturwerke, die Szenarien über
Infektionskrankheit beschreiben, geben neben Alexander Honold die
Arabistin Prof. Dr. Lale Behzadi, der Germanist Prof. Dr. Friedhelm Marx
sowie der Romanist Prof. Dr. Kai Nonnenmacher, Sprecher der
Graduiertenschule Literatur, Kultur, Medien.


Weitere Informationen zur Veranstaltung unter:

https://bagralcm.uni-bamberg.de/literatur-und-infektion.

Das virtuelle Salongespräch findet statt unter:

https://unibas.zoom.us/j/94458404664

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 17.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2020 
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EUROPA/670: Rassismus gegen Indigene in Europa - Wahrheits-Kommissionen arbeiten Rassismus gegen Sami auf

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 19. Juni 2020

Rassismus gegen Indigene in Europa:
Wahrheits-Kommissionen arbeiten Rassismus gegen Sami auf



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) begrüßt die Entscheidung
der schwedischen Regierung, dem Sami-Parlament Gelder für den Aufbau
einer Wahrheits- und Versöhnungs-Kommission zur Verfügung zu stellen.
Auch in Norwegen und Finnland wurden seit dem Jahr 2017
Wahrheits-Kommissionen aufgebaut, um den Rassismus gegen indigene
Sami aufzuarbeiten. "Dieser bedeutende Schritt wird den indigenen
Sami endlich zu Anerkennung und Respekt verhelfen. Denn Rassismus
gegen Sami und mangelnder Respekt gegenüber ihrer Kultur,
Gesellschaft und ihren Rechten sind in Schweden, Finnland und
Norwegen noch immer weit verbreitet", erklärte Yvonne Bangert,
GfbV-Referentin für indigene Völker, am Freitag in Göttingen. Bei der
Aufarbeitung sei entscheidend, dass die Sami endlich selbst sprechen
dürften und auch gehört würden. "Sie müssen vorgeben, wie die
Zwangsassimilation, die Zwangsumsiedlungen und die Leugnung ihrer
grundlegenden Rechte aufzuarbeiten sind", so Bangert.

Schwedens Ministerin für Gleichstellung und Integration, Asa
Lindhagen, räumt ein, dass Sami im Land bis heute Opfer von Rassismus
sind. Seit Jahren fordert das Sameting, das Parlament der Sami in
Schweden, den Aufbau einer Wahrheits- und Versöhnungs-Kommission nach
dem Vorbild Kanadas. Die kanadische Kommission arbeitete von 2008 bis
zur Vorlage ihres Abschlussberichts 2015 die katastrophalen Folgen
der Zwangsassimilation von Indigenen im Schulsystem auf.

Die Sami in Schweden wollen im Herbst 2020 festlegen, welche Aspekte
des Rassismus in der Kommission aufgearbeitet werden sollen. Soll es
primär um den Raub von Kindern gehen, die den Eltern genommen wurden,
um sie in schwedischen Schulen zu zwangsassimilieren? Oder sollen
auch Zwangsumsiedlungen und die systematische Leugnung indigener
Landrechte untersucht werden? "Mit den Zeugnissen ihrer Ältesten,
aber auch mit Berichten über aktuelle Fälle von Rassismus, wollen sie
ihre weitverbreitete Diskriminierung aufarbeiten, um in der
Mehrheitsbevölkerung mehr Respekt für ihre Geschichte und Kultur zu
erreichen", berichtet Bangert.

Unterstützung bekamen Schwedens Sami bei ihrem Anliegen auch aus der
Katholischen Kirche. Die ursprünglich aus Deutschland stammende
Erzbischöfin von Uppsala und Vorsitzende der schwedischen
Bischofskonferenz Antje Jackelén forderte schon im Jahr 2016 die
umfassende Aufarbeitung des Rassismus gegen Sami und insbesondere
eine Untersuchung der Rolle der Kirche in Menschenrechtsverletzungen.
Schwedens Kirche betrieb einen Großteil der Schulen, in denen
Sami-Kinder zwangsassimiliert wurden.

 * 
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MELDUNG/236: Generalbundesanwalt ermittelt gegen Russland - Der Tiergartenmord ist längst kein Einzelfall

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Generalbundesanwalt ermittelt gegen Russland

Der Tiergartenmord ist längst kein Einzelfall



Nachdem die Generalbundesanwaltschaft am heutigen Donnerstag Anklage
gegen den mutmaßlichen Mörder von Selimchan Changoschwili erhoben
hat, erinnert die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) daran, dass
sich diese Tat in eine lange Kette politischer Morde reiht. "Sowohl
Präsident Putin als auch sein tschetschenischer Statthalter Ramzan
Kadyrow lassen immer wieder Menschen angreifen, die das Regime der
Kaukasusrepublik kritisieren", berichtet GfbV-Direktor Ulrich Delius.
"Die Übergriffe reichen von Prügelattacken über willkürliche
Verhaftungen bis hin zu Verschwindenlassen und Mord."

Die meisten Übergriffe geschähen in der Russischen Föderation und der
autonomen Republik Tschetschenien - aber eben auch in anderen
Staaten, in denen tschetschenische Flüchtlinge leben. Laut einem noch
unveröffentlichten GfbV-Report zur Menschenrechtslage in
Tschetschenien hat Kadyrow auch hierzulande ein dichtes Netz an
Vertrauten und Mittelspersonen aufgebaut. "Ziel dieses Netzwerkes
scheint eine systematische Kontrolle und Einschüchterung der
tschetschenischen Diaspora in Deutschland zu sein", erklärt Delius.
"Besonders in der deutschen Kampfsportszene hat Kadyrow Vertraute
installiert, aber auch über Sicherheitsfirmen versucht er hierzulande
Einfluss zu gewinnen."

Auch in anderen Ländern der Europäischen Union gibt es Ermittlungen
wegen Morden an tschetschenischen Staatsangehörigen. Erst im Januar
dieses Jahres wurde der Kadyrow-kritische Blogger Imran Aliev in
einem Hotelzimmer in Lille, Nordfrankreich, tot aufgefunden.
Medienberichten zufolge hatte er Stichwunden am Hals. Die Polizei
soll ein politisches Motiv vermuten. Der bis dahin prominenteste Mord
an einem tschetschenischen Dissidenten geschah im Jahr 2009 in Wien.
Der Menschenrechtsaktivist und ehemalige Bodyguard Umar Israilow
hatte zuvor erfolglos bei der Polizei um Personenschutz gebeten.

Selimchan Changoschwili, ein Tschetschene mit georgischer
Staatsangehörigkeit, war am 23. August 2019 in Berlin auf offener
Straße ermordet worden. Putin hatte ihn als "grausam und blutrünstig"
bezeichnet und zwischenzeitlich behauptet, Russland hätte seine
Auslieferung gefordert. Nachdem deutsche Behörden das dementierten
wurde die Behauptung zurückgezogen. Ekkehard Maaß, der Vorsitzende
der Deutsch-Kaukasischen Gesellschaft, hatte bereits im Januar 2017
vergeblich beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge um Schutz für
Changoschwili ersucht.

 * 
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MELDUNG/1077: Gebäudeenergie-Gesetz und Smart Meter - Funkbelastung und Lauschangriff durch die Hintertür? (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 17. Juni 2020

Gebäudeenergie-Gesetz und Smart Meter: Funkbelastung und 
Lauschangriff durch die Hintertür?



Morgen, am Donnerstag, den 18. Juni 2020 finden die 2. und 3. Lesung
zum Gebäudeenergie-Gesetz (GEG) statt. Hier soll es vornehmlich um
einen einfacheren Rahmen für Niedrigstenergiegebäude-Standards gehen,
was im Prinzip zu begrüßen ist. Allerdings bezweifeln Kenner der
Energiebranche, ob die angepeilten Schritte ausreichend für schnellen
und effizienten Klimaschutz sind. In der entsprechenden Fachpresse
sind diese Stimmen zu Recht zu lesen. Einen guten Überblick zum Gesetz
und den Hintergründen gibt es hier [1].


Zwangsinstallation von Smart Metern und Gesundheit

Völlig unbeachtet und abseits der Klimaschutz-Debatte soll morgen
jedoch noch eine weitere Änderung umgesetzt werden, die uns alle
betrifft: Zukünftig sollen in allen Haushalten und Gebäuden zwingend
sogenannte Smart Meter eingebaut werden, die eigenständig Daten
erfassen und diese - teilweise rund um die Uhr - an die jeweiligen
Zentralen funken. Dies soll nicht nur für Strom-, Gas- und
Wasserzähler gelten, sondern zum Beispiel auch für Rauchmelder.

Somit nimmt die ohnehin bereits stetig steigende Belastung mit
elektromagnetischen Feldern (EMF), z.B. durch W-LAN Netze, zu. Wer
dann noch elektrosensibel ist, dürfte diese Auswirkungen unter
Umständen am eigenen Leib zu spüren bekommen. Die gängigen Symptome
für Elektrosensibilität sind laut Umweltmediziner Dr. Joachim Mutter
aus Freiburg unter anderem Schlaflosigkeit, Kopf- und Körperschmerzen,
Herz- und Blutdruckprobleme, Schwindel, Müdigkeit, Gedächtnisschwäche,
Augen- und Hautbrennen, Tinnitus und Depressionen.

Die Fachärztin für Allgemein- und Umweltmedizin Barbara Dohmen hat
dies bereits 2019 in einem offenen Brief [2] an die Bundesnetzagentur
thematisiert, auch im Bezug auf den derzeit bereits laufenden Ausbau
des 5G-Netzes, worüber ja dann die riesigen Datenmengen transportiert
werden sollen.


Erhöhte Funkbelastung für alle

Selbst die Bundesregierung gibt in einem Bericht [3] von 2018 zu: "Die
Digitalisierung der Gesellschaft schreitet rasant fort. Dies wird zu
einer starken Zunahme der drahtlosen Kommunikation insgesamt, mit
vermehrtem Einsatz elektromagnetischer Felder und damit auch zu einer
insgesamt höheren Belastung der Bevölkerung führen." (Punkt 5
Fazit/Seite 10). Interessantes Detail: einmal das Wort "Kinder" in die
Suchfunktion des PDF eingeben - kurz zusammengefasst: Langzeitwirkung
unbekannt, mehr Forschungsbedarf.

Nach einer Studie des kalifornischen Center for Electrosmog Prevention
(CEP) gibt ein einziger Smart-Meter so viel Strahlung ab, wie 160
Mobiltelefone zusammen. In einem Artikel der Internationalen
Gesellschaft für Elektrosmog-Forschung (IGEF) wird dies näher
erläutert. Dort steht unter anderem:

"Ein Smart-Meter muss zwangsläufig ein hohes Strahlungsniveau
aufweisen, da es mit allen elektronischen Geräten kommunizieren muss.
Da Smart-Meter niemals abgeschaltet werden und die Mikrowellen auch
auf die installierten Kupferleitungen im Haus einstreuen und über
diese abgestrahlt werden, wird im gesamten Haus Mikrowellensmog
verbreitet."

Auch in Österreich macht man sich Sorgen. Auf dem Infoportal
stop-smartmeter.at [4] heißt es auf die Frage, ob ein Smart Meter mehr
oder weniger Elektrosmog als ein Handy oder W-LAN verursacht:

"Dies hängt von vielen Faktoren ab (vor allem von der Entfernung zu
den Geräten) und kann daher nicht generell beantwortet werden. Handy
und WLAN erzeugen höhere Feldstärken. Allerdings kann man WLAN und
Handy abschalten oder gar nicht verwenden. Einen Smart Meter kann man
nicht abschalten, er strahlt Tag und Nacht. Er nimmt auch Datensignale
der anderen Smart Meter im gleichen Trafonetz auf und verstärkt diese.
Also Elektrosmog rund um die Uhr, welcher nicht abgeschaltet werden
kann. Ob ich ein Handy oder WLAN verwende kann ich selber entscheiden.
Diese Wahlfreiheit muss auch beim Smart Meter gegeben sein."


Wo bleibt der Datenschutz?

Einmal beschlossen wird es nach Ansicht von Experten schwierig sein,
diese Zwangsinstallation wieder rückgängig zu machen. Auch
datenschutzrechtlich ist die Sache bedenklich. Smart Meter sind aus
der Ferne - angeblich nur für Software-Updates - programmierbar.
Allerdings haben Forscher der FH Münster beispielsweise
herausgefunden, wie anhand der Auswertung eines Smart Meters auf die
TV-Sendung geschlossen werden konnte, die die Bewohner gerade sahen,
und zwar anhand der unregelmäßigen Folge von Hell- und Dunkelbildern
(Quelle: Tagespiegel [5]).

Smart Meter sind zudem bewegungsempfindlich und können auch Bewegungs-
und ähnliche Daten aus der Umgebung an ihre Rechenzentren funken. Die
Juristin Margit Krug macht in ihrer neuen Broschüre "Lauschangriff
durch smarte Zähler" [6] (pad-Verlag) auf diese Problematik
aufmerksam. Es soll zwar Unterschiede bei den verschiedenen Anbietern
geben, wobei manche Anlagen nur in Abständen von mehreren Tage Daten
per Funk übermitteln. Eine Kontrolle darüber hat man aber nicht.

Eine informative Stellungnahme rund um dieses Thema stellt der Artikel
"Mobilfunk-Zwang im Privathaushaushalt?" [7] von Prof. Dr. Werner
Thiede, Apl. Professor für Systematische Theologie an der Uni
Erlangen, Pfarrer i.R. und Publizist dar, erschienen im Mai 2020 im
baubiologie-magazin des Instituts für Baubiologie + Nachhaltigkeit
IBN. Darin werden alle oben genannte Punkte ausführlich erläutert.


Verletzung von Grundrechten

In Anbetracht all dieser Aspekte kann man sagen, dass morgen unsere
Grundrechte auf Unverletzlichkeit der Wohnung, informationelle
Selbstbestimmung und körperliche Unversehrtheit in nicht unerheblicher
Weise verletzt werden könnten. Das ist bedenklich.


Weitere Infos:

Einschätzung des BUND- Arbeitskreis Elektrosmog Hamburg:
"Rauchwarnmelder ja - aber bitte keine Funk-Rauchwarnmelder!" [8]

Umfassendes Dossier von Werner Thiede: "Akzeptanzzwang zu
funkbasierten Messsystemen? Ein No-Go für Freiheitsliebende,
Gesundheitsbewusste und Elektrosensible" [9]


Anmerkungen:

[1] https://www.energie-experten.org/energie-sparen/energieberatung/gebaeudeenergiegesetz.html

[2] https://ul-we.de/wp-content/uploads/2019/03/190317-Offener-Brief-an-Herrn-Homann-Pra%CC%88s.-der-BNA.pdf

[3] http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/062/1906270.pdf

[4] http://www.stop-smartmeter.at/fragen.html

[5] https://www.tagesspiegel.de/gesellschaft/medien/datenschutz-was-smart-meter-ueber-uns-verraten/5800970.html

[6] http://www.pad-verlag.de/

[7] https://baubiologie-magazin.de/mobilfunk-zwang-im-privathaushalt/

[8] https://www.openpetition.de/pdf/blog/ausbau-des-5g-mobilfunknetzes-in-hamburg-stoppen_eilt-wichtige-aktion-zum-mitmachen-betr-gebaeudeenergie-gesetz-geg-entscheidung-ueber-verpflichtung-_1592256075.pdf

[9] https://www.verband-baubiologie.de/images/newsmeldungen/2017/Artikel_Funkbasierte-Messsysteme_Thiede.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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MELDUNG/080: Polizeiliche Langzeit-Videoüberwachung von zwei Tübinger Wohnprojekten unzulässig (HU)

Pressemitteilung der Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union

vereinigt mit der Gustav Heinemann-Initiative

Freiburg, 16. Juni 2020

Polizeiliche Langzeit-Videoüberwachung von zwei Tübinger Wohnprojekten
unzulässig



Die Bürgerrechtsorganisation Humanistische Union e.V. macht den Beschluss
des Landgerichts Tübingen vom 11.03.2020 bekannt. Der Beschluss verbietet
der Polizei (und der Staatsanwaltschaft), in eigener Machtvollkommenheit
zwei linke Wohnprojekte in Tübingen einer Langzeit-Videoüberwachung zu
unterziehen. Das Landgericht hat die im Jahre 2016 für zwei Monate
angeordnete allnächtliche Videoüberwachung der Wohnprojekte für
rechtswidrig erklärt und die gegenteilige Auffassung von Polizei,
Staatsanwaltschaft und Amtsgericht Tübingen zurückgewiesen.

Die Videoüberwachung war angeordnet worden, weil es sich bei diesen
Wohnprojekten "um einschlägig bekannte linke Szeneobjekte (gehandelt habe),
in welchen Angehörige der linksautonomen Szene wohnhaft sind." In
"fußläufiger Nähe" seien vier PKWs Gegenstand von Brandstiftungen geworden.
Nachträgliche Bekennerschreiben in der zwischenzeitlich verbotenen
Plattform "linksunten.indymedia.org" und ein erst nach dem Löscheinsatz am
nächsten Tage festgestelltes Graffiti "R94" ließen die Polizei von sog.
Resonanzstraftaten auf die Räumung des besetzten Hauses Rigaer Str. 94 in
Berlin ausgehen. Wegen Erfolglosigkeit hat die Polizei die Überwachung nach
einem Monat beendet.

Entgegen der Verpflichtung in der Strafprozessordnung (§ 101 Abs. 4
Nr. 12 StPO) ist keine nachträgliche Information der beobachteten Bewohner
erfolgt. Diese erfuhren zufällig durch einen in der Straße wohnenden
Nachbarn, bei dem die Polizei die Videoanlage hatte installieren wollen,
von der polizeilichen Absicht. Erst durch Einschaltung des
Landesdatenschutzbeauftragten Dr. Brink war bekannt worden, dass die
Polizei ihre Absicht tatsächlich auch realisiert hatte.

Das Landgericht Tübingen hat nun, vier Jahre später, die Videoüberwachung
wegen fehlender richterlicher Anordnung gem. § 163f Abs. 1 Nr. 1 StPO
für rechtswidrig erklärt und damit auch die Ansicht des
Landesdatenschutzbeauftragten bestätigt.

Der Rechtsanwalt der Bewohner und Vorsitzende der Humanistischen Union
Landesverband Baden-Württemberg, Dr. Udo Kauß, erklärt hierzu:
"Die nach Bekanntwerden der Videoüberwachung beantragte richterliche
Überprüfung zeigt, dass sich auch eine nachträgliche juristische Gegenwehr
durchaus lohnen kann. Es gilt leider immer wieder aufs Neue, der Polizei
klar zu machen, dass sie nicht in eigener Machtvollkommenheit über die
Grundrechte von Bürgern befinden kann, auch wenn es sich um Angehörige der
sog. linksautonomen Szene handelt."

 * 
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APPELL/191: Bedrohung des Weltfriedens im Sicherheitsrat zum Thema machen Friedensgutachten 2020 (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 17. Juni 2020

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Bedrohung des Weltfriedens im Sicherheitsrat zum Thema machen

Friedensgutachten 2020



Die ärztliche Friedensorganisation teilt die Sorge der Friedensforscher,
dass die Corona-Pandemie die weltweiten Konflikte noch verschärft. Die
Ärzteorganisation fordert die Bundesregierung auf, den Vorsitz im
UN-Sicherheitsrat zu nutzen, um die Forderung des UN-Generalsekretärs
António Guterres nach einem globalen Waffenstillstand und einer Aufhebung
der Sanktionen in Kriegs- und Krisenregionen voranzutreiben.
"Friedensverhandlungen, Abrüstungsinitiativen, humanitäre Hilfen, der
Schutz von Geflüchteten sowie die Anstrengungen zur Bewältigung der
Klimakrise dürfen keinesfalls ausgesetzt werden, sondern müssen
intensiviert werden", erklärt die IPPNW-Vorsitzende Susanne Grabenhorst.

Auch der deutsche Beirat für Zivile Krisenprävention hat in einer
Stellungnahme vom 10. Juni 2020 empfohlen, die deutsche Präsidentschaft des
UN-Sicherheitsrates im Juli zu nutzen, um Covid-19 als Bedrohung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit wieder auf die Tagesordnung
zu setzen, um zum Beispiel die vorübergehende Aussetzung der Sanktionen und
die Öffnung der Grenzen für humanitäre und medizinische Versorgung
besonders betroffener Bevölkerungsgruppen zu ermöglichen.

Die Covid-19-Pandemie hat sich inzwischen weltweit ausgebreitet. Auch im
Nahen und Mittleren Osten oder in Afrika steigen die Zahlen an und bedrohen
die Gesundheit der Menschen sowie ihre ökonomischen und gesellschaftlichen
Grundlagen. Besonders gefährlich sind die Auswirkungen der Infektionen für
diejenigen Länder, deren medizinische und finanzielle Ressourcen aufgrund
von Krieg und Konflikten ohnehin schon begrenzt sind. Dies hat unter
anderem dazu geführt, dass viele medizinische Fachkräfte und
Gesundheitsarbeiter*innen diese Länder verlassen haben. Wenn einseitige
Sanktionen hinzukommen, droht spätestens durch eine Pandemie und
Lockdownmaßnahmen eine humanitäre Katastrophe.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juni 2020
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STANDPUNKT/487: Chinesische Zustände (Rüdiger Rauls)

Chinesische Zustände

von Rüdiger Rauls, 19. Juni 2020



Nach der Darstellung westlicher Medien ist es mit der Meinungsfreiheit in
China nicht weit her. Nach ihrer Sichtweise bestimmt die Partei, was
gedacht werden darf. Nun scheinen auch die westlichen Medien derselben
Methoden zu bedienen, die sie in China und Russland verurteilen.

Alles Politik

Seit Jahren berichtet die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) sehr
umfangreich über Leben und gesellschaftliche Vorgänge in China. Dabei
kommen in der Regel nur die Kritiker und Feinde Chinas zu Wort. Obwohl es
dem Land gelungen ist, Hunderte von Millionen Menschen aus der Armut zu
führen, ein Vorgang, der bisher in der Menschheitsgeschichte einmalig ist,
kommen aber diese Gewinner und Befürworter der chinesischen Politik so gut
wie nie in der Zeitung zu Wort.

Ähnlich verhält es sich mit der Berichterstattung über die Bewältigung der
Corona-Krise in China. Was immer auch getan wurde, es stieß bei den
Frankfurtern auf Kritik. Entweder war es zu spät oder nicht genug, zu
diktatorisch oder aber nur geschehen mit dem Hintergedanken, den
Machtanspruch der kommunistischen Partei zu sichern. Selbst der weltweit
bewunderte Aufbau zweier Krankenhäuser in Wuhan traf bei der FAZ auf
Skepsis. Die zum Teil kostenlose Hilfen an westliche Staaten wurden
herabgewürdigt als "Maskendiplomatie".

Bisher aber brachte die Zeitung kaum Nachweise für die Unterstellungen,
dass die Pekinger Führung mit ihrer Unterstützung in erster Linie
politische Absichten verfolge. Statt auf Quellen verlegt man sich sehr oft
auf Spekulationen, Vermutungen und sehr viele Aussagen im Konjunktiv.

In dieser Sichtweise äußert sich aber nicht die Wirklichkeit sondern das
eigene Denken, die eigenen Einstellungen und Werte. Offenbar kann man sich
nicht vorstellen, dass dem Handeln Chinas andere Motive und Absichten
zugrunde liegen als diejenigen, nach denen man selbst die Welt beurteilt
und darstellt. Dabei geht man aber davon aus, dass die Chinesen in
denselben Kategorien denken wie die Meinungsmacher im Wertewesten. Insofern
sind Zweifel angebracht, ob die Darstellung der wirklichen Verhältnisse in
China überhaupt im Interesse solcher Meinungsmacher liegt.

Westliches Vorrecht

Wie anders lässt sich sonst erklären, dass die FAZ ihre Medienmacht aufbot,
um die Ausstrahlung eines Beitrags über China zu torpedieren, der ein
anderes Bild zeichnete. Die Dokumentation "Wuhan - Chronik eines Ausbruchs"
hatte am Montag, den 15.6.2020, auf dem öffentlich-rechtlichen SWR
(SüdWestRundfunk) gesendet werden sollen.

Noch vor der Ausstrahlung übte die FAZ in einem halbseitigen Beitrag an
prominenter Stelle heftige Kritik am Vorhaben des Senders unter dem Titel
"Chinesische Propaganda im SWR?". Vermutlich waren auch noch andere Medien
des Wertewestens beteiligt, denn die FAZ spricht triumphierend von
"massiver Kritik" und dass der Sender aufgrund dessen "sich wohl nicht
anders zu helfen" wusste, als "den Film nicht zu zeigen"(1).

Anscheinend glaubt die Zeitung sich zu solchem Vorgehen berufen, denn in
diesem Beitrag sieht man Unterstützung für den Versuch Pekings, "die
internationale Öffentlichkeit zu beeinflussen" (2). Es wird kritisiert,
dass sich die Dokumentation unter anderem auch auf Rohmaterial stützt, das
von der CICC(3) zur Verfügung gestellt wurde. Man befürchtet, dass der
Beitrag ein Bild zeichnet, "das sich mit dem offiziellen Narrativ auf
bedenkliche Weise überschneidet".(4)

Nun ist die Aufregung der FAZ umso unverständlicher, wurde ihr doch auf
Anfrage mitgeteilt, das "CICC konnte zwar Anmerkungen zu den Textfassungen
machen, jedoch keine Änderungen einfordern"(5). Das bedeutet also, dass die
unterstellte Einflussnahme durch die Chinesen gar nicht stattgefunden
hatte. Darüber hinaus teilte der Sender mit, "jede Aussage im CICC-Material
sei einem Drei-Quellen-Check unterzogen worden"(6). Wo also lag das
Problem?

Solche journalistische Sorgfalt kannte der westliche Medienkonsument
beispielsweise bei der Berichterstattung über die Vorgänge in Syrien nicht.
Da waren fragwürdige Quellen an der Tagesordnung. Dennoch war ein ähnlich
energisches Auftreten renommierter Medien in diesen Fällen nicht
festzustellen.

Nun stellen sich angesichts dieser Widersprüche grundsätzliche Fragen:
Bedeutet die vorgetragene Empörung in unseren Leit-Medien, dass nur der
Westen mit seinen Informations- und Kommunikationsmitteln Einfluss nehmen
auf die internationale Öffentlichkeit? Dürfen China, Russland und andere
nicht auch ihre Sicht der Dinge darstellen? Sieht so das Verständnis von
Meinungsfreiheit in solchen Medien aus?

Niemand hat das Monopol auf die Wahrheit. Sie ergibt sich erst durch
sachgerechte und umfassende Darstellung der Vorgänge in der Welt. Dazu aber
sind Meinungsfreiheit und Meinungsvielfalt unabdingbar, was aber auch
solche Sichtweisen mit einschließt, die ein anderes Bild zeigen. Vielleicht
hatten sich die Meinungsmacher im Westen einfach zu sehr daran gewöhnt, den
eigenen Bürger bei seiner Meinungsbildung fest im Griff zu haben. Glaubt
man aus Gründen der intellektuellen Hygiene solche Beiträge verhindern zu
müssen? Oder hat man Angst, dass der eigene Einfluss auf das Denken der
Bürger ins Wanken gerät, wankt er gar schon?

Systemrivalität

Von der anfänglichen Freundschaft mit China ist nicht viel übrig geblieben.
Frühere Hoffnungen des Westen auf eine ähnliche Entwicklung wie in der
ehemaligen Sowjetunion hatten sich nicht erfüllt. Wandel durch Annäherung
führte nicht wie im Ostblock zum Systemwechsel in China, sondern zum
Aufstieg des Landes zur zweitstärksten Wirtschaftsmacht der Welt. Nun
gelten auch die Chinesen wie die Russen unter Putin als Schuldige für das
Zerwürfnis mit dem Westen. Er selbst sieht sich jedoch eher als Opfer,
nicht als Beteiligter an der Zerrüttung der Verhältnisse.

Statt aber sich seine eigene Mitverantwortung bewusst zu machen und daraus
neues Handeln zu ermöglichen, verfährt man weiter wie bisher in
Gutsherrenmanier. Man verschärft die Auseinandersetzung und glaubt, dass
das alte Rezept immer noch wirkt, die Erhöhung des Drucks. In diesem Sinne
wohl erklärte die EU im März letzten Jahres China zum Systemrivalen. Man
sieht sich also nicht mehr nur in wirtschaftlicher sondern auch in
politischer Konkurrenz zu einander. Unklar ist, was man sich dabei dachte
und welche Vorteile man sich davon erhoffte. Glaubte man allen Ernstes,
China werde nun vor Angst zittern?

So wurde auch die Bewältigung der Corona-Krise vom Westen in dieses neue
Muster des Systemkonfliktes übernommen. Als wäre das Virus parteiisch oder
gar politisch beeinflussbar. Ohne Not wurde die Bekämpfung der Seuche zu
einem Gradmesser für die Überlegenheit des westlich-demokratischen Systems
erhoben. Damit stellte der Westen sich selbst die Falle auf, in der er nun
gefangen ist.

Denn China hat die Krise besser gemeistert als die Staaten im Westen. Die
Zahl der Toten ist wesentlich geringer, und die Wirtschaft erholt sich
rasch, ja liegt schon fast wieder auf dem Niveau der Vorkrisenzeit. Trotz
Stützungsmaßnahmen in Billionenhöhe kommt die Wirtschaft der meisten
westlichen Staaten nicht so recht aus dem Konjunktur-Keller heraus.

Diese selbst verschuldete Niederlage im Kampf der Systeme will man nicht
wahrhaben, geschweige denn eingestehen. Die Meinungsmacher im Westen
leugnen diese Tatsache, indem sie die Erfolge Chinas in der Bekämpfung der
Seuche herunterspielen oder gar ganz verschweigen.

Dieser Strategie jedoch liefe die Dokumentation des SWR zuwider. Sie würde
ein ganz anderes Bild von der Wirklichkeit in China vermitteln, als der
Leser der FAZ es aus seiner Zeitung wie auch aus den anderen westlichen
Medien tagtäglich erfährt. Gilt es das zu verhindern? Darum die ganze
Aufregung? Kann nicht sein, was nicht sein darf?

Die nächste Niederlage droht

Mit solchen Beiträgen wie dem über Wuhan liefe der Westen Gefahr, auch noch
die "Schlacht der Narrative" zu verlieren, die die FAZ in ihrer Ausgabe vom
1.4.2020 ausgerufen hatte. Wenn schon die Schlacht um Corona verloren ist,
so soll doch wenigstens Darstellung und Deutung der Ereignisse noch in der
Hand der westlichen Medien bleiben. Es geht darum, die Menschen im eigenen
Einflussbereich bei der Stange zu halten, wenn man schon auf die
Meinungsbildung in China selbst kaum Einfluss hat.

Aber auch in dieser Frage wächst die Konkurrenz zwischen dem Westen und
China. So stellt man in der Frankfurter Redaktion erschreckt fest, dass das
Land "mit immer ausgefeilteren Methoden die internationale öffentliche
Meinung zu beeinflussen suche."(7). China berate darüber, wie es die eigene
"internationale Diskussionsmacht verstärken und die Dominanz westlicher
Medien brechen könne"(8).

Wie aber sehen diese ausgefeilten Methoden aus, die diejenigen so
erschrecken, die bisher die Meinungsbildung gesteuert haben? Vor welcher
Gefahr will die FAZ die Medienkonsumenten im Westen bewahren, was sollten
sie nicht zu sehen bekommen in der abgesetzten Dokumentation? "Gezeigt
werden bestens ausgestattete Krankenhäuser, bestens versorgte Patienten,
chinesische Hochtechnologie"(9). Davon jedoch hatte die FAZ ihren Lesern
nicht berichtet, obwohl sie Korrespondenten vorort hat.

Sie hätte sich vielmehr gewünscht, "dass in der Dokumentation auch Personen
zu Wort kommen, die das offizielle Narrativ in Frage stellen"(10). Kämen
solche Ansprüche und Kritik vonseiten der Macher der abgesetzten
Dokumentation an der Berichterstattung der FAZ, würde diese sich mit
Sicherheit unter Hinweis auf ihre redaktionelle Gestaltungsfreiheit dagegen
verwahren. Vielleicht ist sie aber von ihrem eigenen China-Bild
mittlerweile selbst so geblendet, dass man sich über andere Sichtweisen
verwundert die Augen zu reiben scheint.

Bisher hatten die Medien im Westen ein eher negatives Bild gezeichnet über
das chinesische Krisenmanagement, wenn sie denn überhaupt darüber
berichteten. Aber "stattdessen sehen wir ein scheinbar perfekt
funktionierendes Krisenmanagement und scheinbar dankbare und zufriedene
Bürger"(11). Was daran als ausgefeilte Methoden zur Beeinflussung der
Öffentlichkeit bekritelt werden kann, erschließt sich vermutlich nur der
FAZ. Denn immerhin hatten diese Informationen dem oben bereits erwähnten
dreimaligen Fakten-Check des SWR standhalten müssen.

Als ähnlich gefährliche Einflussnahme scheinen auch die Aussagen der
renommierten Ärzte Wieler und Drosten angesehen zu werden, die sich in dem
abgesetzten Beitrag positiv zum Krisenmanagement Chinas äußern. So vermutet
Drosten, "was in der frühen Phase des Ausbruchs passiert ist, wäre in
vielen Ländern noch viel stärker entgleist"(12). Und Wieler nimmt die
Chinesen gegen Vorwürfe in Schutz, zu spät gehandelt zu haben: "Im
Nachhinein ist man immer schlauer"(13). Das also ist die gefährliche
Manipulation und Einflussnahme, die von China ausgeht. Das glaubt man dem
mündigen Bürger im Westen nicht zumuten zu können?

Unzuverlässige Kantonisten

Traut man dem mündigen Bürger nicht zu, dass er sich ein eigenes Bild
schaffen kann ohne Bevormundung durch die eigenen Medien? Oder hat man
vielmehr sogar Angst davor, dass er sich durch solche Dokumentationen ein
Weltbild schaffen könnte, an dem die Berichterstattung unserer Medien sich
als das enttarnt, was sie in Wirklichkeit ist: Manipulation und die Form
von Beeinflussung, die man gerade China und auch Russland immer wieder
unterstellt.

Andererseits: Welchen Einstellung gegenüber den Medienkonsumenten offenbart
diese Haltung unserer Medien? Man bezweifelt ihr Urteilsvermögen. Diese
herablassende Einstellung kam schon in den Vorwürfen der Wählermanipulation
durch Russland und China bei den Wahlen in den USA und den Europawahlen zum
Ausdruck. Offenbar halten die Medien im Westen den Bürger für zu blöde, um
zu erkennen, was richtig und wahr ist. Muss er deshalb von unerwünschter
Einflussnahme abgeschottet werden?

Letztlich aber besagt das nichts anderes, als dass Medien und Politik von
ihrer eigenen Argumentationskraft und Weltsicht nur wenig überzeugt sind.
Wenn sie glauben, dass die eigenen Bürger so leicht von den Argumenten der
anderen überzeugt werden können, dann kann es mit den eigenen Ansichten
nicht weit her sein. Das aber ist die praktische Erfahrung in den
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen im Westen. Die Meinungsmacher
erkennen immer deutlicher, dass das eigene Weltbild die Öffentlichkeit
immer weniger überzeugt, dass die eigenen Argumente zu schwach sind.

Die westlichen Medien misstrauen nicht Russland oder China, sie misstrauen
ihren eigenen Bürgern. Sie trauen seinem Urteilsvermögen nicht. Dieses
Misstrauen aber hat gute Gründe: Denn die Medien wissen, dass sie
manipulieren, dass sie den Menschen ein falsches Bild von der Wirklichkeit
vermitteln. Sie zeichnen ein Bild von der Wirklichkeit, das ihren Wünschen
und politischen Interessen entspricht. Und Beiträge wie der, den man nun
mit Erfolg abgesetzt hat, tragen in sich die Gefahr, dass die Manipulation
offenbar wird.

Appell und Aufruf

Fordern wir als Bürger die Ausstrahlung der abgesetzten Dokumentation. Dass
die FAZ versucht, unliebsame Beiträge zu verhindern, kann man kritisieren.
Noch mehr Kritik aber verdient ein Sender, der sich den Ansprüchen privater
Medienunternehmen unterwirft. Die Sender der ARD werden nicht von diesen
Konzernen finanziert. Es sind die Bürger dieses Landes, die mit ihren
Gebühren den Sendebetrieb ermöglichen. Sie sind es, die Gehälter derer
zahlen, die in eigenmächtiger Selbstgefälligkeit glauben, für die
Gebührenzahler entscheiden zu dürfen, was er sehen darf und was nicht. Wir
haben ein Recht auf ehrliche Berichterstattung.

Vor allem aber sollten die alternativen Medien und all diejenigen, die sich
einer objektiven Berichterstattung verpflichtet fühlen, die
Veröffentlichung des abgesetzten Beitrags fordern. Wodurch würden sie sich
sonst als alternative Medien auszeichnen?


Anmerkungen:

(1) FAZ vom 16.6.2020: Wuhan und Wahrheit

(2) FAZ vom 15.6.2020: Chinesische Propaganda im SWR?

(3) China Intercontinental Communication Centre, ein Informationsbüro des
chinesischen Staatsrates.

(4) FAZ vom 15.6.2020: Chinesische Propaganda im SWR?

(5) Ebenda

(6) ebenda

(7) ebenda 

(8) ebenda

(9) ebenda 

(10) FAZ vom 16.6.2020: Wuhan und Wahrheit

(11) FAZ vom 15.6.2020: Chinesische Propaganda im SWR?

(12) Ebenda

(13) Ebenda
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AKTION/219: Shut down Mietenwahnsinn - Sicheres Zuhause für alle! Bundesweiter Aktionstag am 20. Juni 2020

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Shut down Mietenwahnsinn - Sicheres Zuhause für alle! 
Bundesweiter Aktionstag am 20. Juni 2020

Pressemitteilung des Aktionsbündnisses gegen Verdrängung und
Mietenwahnsinn, 16. Juni 2020



Die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der COVID-19-Pandemie
verschärfen die Mieten- und Wohnungskrise in Deutschland. Selbst wenn
die Bundesregierung den coronabedingten Kündigungsaufschub bis Ende
September verlängern sollte, drohen ohne weitere Maßnahmen zum Schutz
der Mieter*innen ab Herbst erneut Kündigungen und Zwangsräumungen.
Wahrscheinlich stehen wir erst am Anfang der tiefsten Rezession der
Nachkriegszeit, und je länger sie dauert, desto schwieriger wird es
sein, die Miete aufzubringen. Damit droht eine Verdrängungswelle, die
noch mehr Menschen in die Wohnungsnot treiben und kleine Läden,
Kultureinrichtungen und Betriebe aus den Innenstädten drängen würde.

Das bundesweite Aktionsbündnis gegen Verdrängung und Mietenwahnsinn
nimmt das bisher für Ende Juni angekündigte Auslaufen der gesetzlichen
Regelung zum Anlass, unter dem Motto "Shut down Mietenwahnsinn -
Sicheres Zuhause für alle!" für Samstag, 20. Juni 2020, zu einem
bundesweiten Aktionstag aufzurufen. In zahlreichen Städten, darunter
Aachen, Berlin, Bochum, Dresden, Düsseldorf, Frankfurt am Main,
Freiburg, Hannover, Köln, Marburg und München, werden an diesem Tag
Mieter*innen-Initiativen und stadtpolitische Gruppen mit Kundgebungen
und kreativen Aktionen für eine soziale Krisenlösung und gegen die
fortgesetzte Umverteilung von unten nach oben protestieren.

Felix Wiegand, einer der Sprecher des Aktionsbündnisses, erklärt dazu:
"Shutdown für den Mietenwahnsinn, damit meinen wir: Mietschulden
erlassen, die Mieten senken, Zwangsräumungen verbieten. Alle Menschen
brauchen eine bezahlbare Wohnung. Am Weltflüchtlingstag fordern wir
einmal mehr: Schließt die Lager und öffnet leerstehende Wohnungen und
Ferienwohnungen für Wohnungslose und Geflüchtete!"

Doch es geht nicht nur um die schon aufgehäuften Mietschulden - die
hohen Mieten sind das Problem. Dazu Birgit Otte vom Aktionsbündnis:
"Statt Finanzinvestor*innen aus Steuergeldern die Mieten zu
garantieren und sie damit zu Krisengewinner*innen zu machen, müssen
die Mieten sinken und auch für die Zukunft gedeckelt werden.
Profitgierige Wohnungskonzerne wie Vonovia, Akelius, Deutsche Wohnen
und Co. gehören in gesellschaftliche Hand."

Das Aktionsbündnis gegen Verdrängung und Mietenwahnsinn ist ein seit
August 2019 bestehender bundesweiter Zusammenschluss von
Mieter*innen-Initiativen und stadtpolitische Gruppen. Gemeinsam mit
weiteren Netzwerken hatte das Bündnis den europaweiten "Housing Action
Day" am 28. März 2020 ausgerufen, an dem unter dem Motto "Wohnen für
Menschen statt für Profite!" in ganz Deutschland zahlreiche Aktionen,
Demonstrationen und Kundgebungen stattfinden sollten. Wegen der
Corona-Pandemie wurde der Aktionstag bis auf Weiteres verschoben.

Weitere Informationen:

www.housing-action-day.net


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AUSSICHTEN/9020: Und morgen, den 20. Juni 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 20.06.2020 bis zum 21.06.2020 +++
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und manchmal Schauer,
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MELDUNG/016: Europäischen Hochschulraum stärken - "Für Demokratie und Wissenschaftsfreiheit einstehen" (idw)

Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V. - 17.06.2020

"Für Demokratie und Wissenschaftsfreiheit einstehen"



Gemeinsam mit prominenten europäischen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern, Hochschul- und Organisationsleitungen appelliert der
Deutsche Akademische Austauschdienst (DAAD) an Politik und Hochschulen,
den Europäischen Hochschulraum zu stärken. Im kurz vor dem Jahrestag der
Bologna-Erklärung veröffentlichten Appell rufen die Unterzeichner dazu
auf, für grundlegende gesellschaftliche und akademische Werte einzutreten.
Auch die Allianz der deutschen Wissenschaftsorganisationen unterstützt den
Appell.

Brexit, Grundrechtseinschnitte in Polen und Ungarn, die Spaltung der
Europäischen Union in der Corona-Pandemie: Die zentrifugalen Kräfte
innerhalb der Europäischen Union nehmen zu. In diesen unruhigen Zeiten
sehen die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner des im hessischen Kloster
Eberbach entstandenen Appells den Europäischen Hochschulraum als einen
wesentlichen Stabilitätsanker der Union. In ihrem Papier rufen sie dazu
auf, den mit der Bologna-Erklärung im Juni 1999 ins Leben gerufenen
Europäischen Hochschulraum zu stärken und die gemeinsamen europäischen
Werte als Basis des Hochschulraums zu verteidigen.

"Wir wollen mit dem Eberbach-Appell dazu beitragen, die Macron'sche Idee
eines 'Europa, das uns schützt' zu verwirklichen. Der Europäische
Hochschulraum bietet dafür eine hervorragende Basis, denn er erlaubt es
jungen Menschen, eine europäische Identität aufzubauen und sich als
Bürgerinnen und Bürger Europas zu sehen", so DAAD-Präsident Prof. Dr.
Joybrato Mukherjee. "Gleichzeitig steht er auf einem gemeinsamen
Wertefundament, das zentrale gesellschaftliche Werte wie Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, mit akademischen Werten wie
Wissenschaftsfreiheit, Hochschulautonomie und Transparenz verbindet. Diese
weltweit fast einzigartige Kopplung ist global betrachtet nicht nur für
Studierende, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler hoch attraktiv,
sondern Teil des europäischen Erfolgsmodells", so Mukherjee weiter. Das
europäische Wertefundament gelte es angesichts mancher Entwicklungen in
EU-Mitgliedsstaaten auch nach innen zu verteidigen. "Die Hochschulen
tragen eine Verantwortung gegenüber der Gesellschaft und der Demokratie
und nehmen diese in Deutschland seit jeher sehr stark wahr."

Eberbach-Appell

Der DAAD hatte Ende des vergangenen Jahres gemeinsam mit der Academic
Cooperation Association (ACA) europäische Hochschulleitungen, Forschende
und Entscheidungsträgerinnen und -träger aus Hochschulorganisationen ins
Kloster Eberbach eingeladen, um über die aktuelle Bedeutung von Werten in
der europäischen Hochschulbildung zu diskutieren. Im daraus resultierenden
Eberbach-Appell werden Hochschulen, Politik und Gesellschaft aufgefordert,
die Rahmenbedingungen in Europa, in jedem nationalen Bildungssystem und in
jeder Institution so zu gestalten, dass sie angesichts der aktuellen
Herausforderungen zur Stärkung des Europäischen Hochschulraums und damit
auch der europäischen Identität beitragen. Hochschulbildung solle
praktische Kompetenzen, Fähigkeiten und Kenntnisse vermitteln, um jungen
Menschen dabei zu helfen, zu verantwortungsbewussten Bürgern Europas zu
werden. Gleichzeitig müsse ein Hochschulstudium die Fähigkeit und den
Willen zu ethischer Reflexion und kritischer Analyse stärken und zentrale
akademische und gesellschaftliche Werte vermitteln.

Bologna-Erklärung

Mit dem Eberbach-Appell unterstützen die Unterzeichnerinnen und
Unterzeichner die Ziele der Bologna-Erklärung. In dem am 19. Juni 1999
feierlich verabschiedeten Text heißt es weitsichtig: "Inzwischen ist ein
Europa des Wissens weitgehend anerkannt als unerläßliche Voraussetzung für
gesellschaftliche und menschliche Entwicklung sowie als unverzichtbare
Komponente der Festigung und Bereicherung der europäischen Bürgerschaft;
dieses Europa des Wissens kann seinen Bürgern die notwendigen Kompetenzen
für die Herausforderungen des neuen Jahrtausends ebenso vermitteln wie ein
Bewusstsein für gemeinsame Werte und ein Gefühl der Zugehörigkeit zu einem
gemeinsamen sozialen und kulturellen Raum."


Weitere Informationen unter:

https://eu.daad.de/medien/eu.daad.de.2016/dokumente/programme-und-hochschulpolitik/bologna-prozess/eberbach_statement_juni2020_de.pdf

- Der Eberbach-Appell online

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution238

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutscher Akademischer Austauschdienst e.V., 17.06.2020
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ITALIEN/348: COVID-19 in Italien - Überraschung, Schreck, Verlauf ... 19.6.2020 (SB)



Noch während die von Ministerpräsident Giuseppe Conte initiierte und
bereits seit einer Woche tagende Versammlung der sogenannten
Generalstände ihre Beratungen fortsetzt, hat Staatspräsident Sergio
Mattarella am Donnerstag den Premier mit seinem gesamten Kabinett
empfangen. Wie ANSA am Freitag berichtet, habe Mattarella auf diesem
außergewöhnlichen Treffen erklärt, es sei notwendig, "konkrete und
rasche Antworten zur Verwendung der europäischen Mittel für die
wirtschaftliche Erholung nach dem Gesundheitsnotstand zu geben".

Wie dem ANSA-Bericht zu entnehmen ist, geht es dem Staatschef darum,
die Versammlung der Generalstände bald abzuschließen und die
Meinungsverschiedenheiten der Regierungspartner beizulegen. Die
Sitzung beim Staatschef habe trotz der "bestehenden Schwierigkeiten in
den Verhandlungen" Zufriedenheit erbracht sowie die Übereinstimmung,
daß die Positionen, die Italien gegenüber der EU schon zu Beginn der
kontroversen Diskussionen über an einzelne notleidende Mitgliedstaaten
zur Bewältigung der Folgen der Corona-Pandemie zu zahlenden Hilfen
bezogen hat, "heute ein gemeinsames Erbe in Europa sind".

Am Ende des Treffens auf dem Quirinal sei erreicht worden, daß der
Finanzminister Roberto Gualtieri (PD) und die Ministerin für Arbeit
und Sozialpolitik Nunzia Catalfo (M5S) gemeinsam an den notwendigen
Maßnahmen zur Unterstützung der Unternehmen, der Beschäftigung und der
Arbeitnehmer für die kommenden Monate arbeiten. Außenminister Luigi Di
Maio habe nach dem Treffen erklärt: "Angesichts des Notfalls, der das
ganze Land erfaßt hat, müssen wir heute verantwortungsbewußter denn je
handeln, denn die Zukunft der Italiener hängt von uns ab. Wir müssen
einig bleiben und konkret darüber nachdenken, wie die Maßnahmen, die
so schnell wie möglich genehmigt werden müssen, durchzusetzen sind.
Wir stehen aber erst am Anfang. Es gibt viel zu tun für die Italiener,
und wir müssen uns weitere Ressourcen erschließen. In den
Verhandlungen mit der EU über den Wiederherstellungsfonds", so habe
der Minister hinzugefügt, "wird unserer Position Respekt
entgegengebracht werden, genauso wie wir respektiert haben, daß die
Touristenströme in den EU-Ländern nicht blockiert werden."

Laut ANSA habe die Chefin der Brüder Italiens (FdI), Giorgia Meloni,
eine Vertreterin der Opposition, die es ablehnt, an den Generalständen
überhaupt teilzunehmen, unterdessen erklärt, daß es "eine Grenze für
Anstand" gebe, die von der Regierung "weitgehend überschritten" worden
sei. "Wie lange glaubt die Regierung", so fragt sie, "daß sie das
Parlament weiterhin mit Füßen treten und die Opposition daran hindern
kann, sich auf die gesetzlich und in der Verfassung vorgesehenen Arten
und an den entsprechenden Orten zu Wort zu melden? Was wird der
nächste Schritt der Regierung sein - die Auflösung der
Oppositionsparteien?"

19. Juni 2020
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ITALIEN/347: Mafia-Boss und faschistischer Terrorist nach fünf Jahren Haft auf freiem Fuß (Gerhard Feldbauer)

Durch die Maschen der Justiz geschlüpft

Mafia-Boss und faschistischer Terrorist unzähliger tödlicher Anschläge nach fünf Jahren Haft auf freiem Fuß

von Gerhard Feldbauer, 18. Juni 2020



In Rom wurde am Dienstag der faschistische Terrorist und Mafia-Boss
Massimo Carminati nach fünfeinhalbjähriger Haft freigelassen. Wie die
italienische Nachrichtenagentur ANSA berichtete, musste der im
Dezember 2014 Verhaftete aus der Untersuchungshaft entlassen werden,
weil die Frist abgelaufen war. 2017 war Carminati in einem
Korruptionsprozeß als Chef einer von ihm gebildeten "Mafia Capital"
angeklagt und zu 20 Jahren Haft verurteilt worden. Da ihm angeblich
keine Mafia-Verbrechen nachgewiesen werden konnten, was zu einem
höheren Urteil hätte führen können, wurde die Strafe reduziert und
danach das Urteil der ersten Instanz aufgehoben. Ein neuer Prozess ist
bisher nicht angesetzt worden. Wie ANSA am Donnerstag meldete, hat die
Staatsanwaltschaft bei der Freilassung angeordnet, dass Carminati
seinen Wohnsitz in der Gemeinde Sacrofano nördlich von Rom nicht
verlassen darf. Es wird erwartet, dass der Beschuldigte nach
Anberaumung eines neuen Prozesses wieder in Haft genommen wird.

Carminati ist die personifizierte Verkörperung der Allianz, die die
Faschisten in Italien seit der Gründung des faschistischen Movimento
Sociale Italiano (MSI) 1946 mit der Mafia bildeten. Schon in jungen
Jahren stieß er zu dieser Mussolini-Nachfolgepartei. Während der
bleiernen Jahre der von der CIA in den 1970/80er Jahren gegen die
Linke betriebenen Spannungsstrategie gehörte er zur Führung der
pseudorevolutionär getarnten faschistischen Nuclei Armati
Revoluzionari, die zwischen 1977 und 1981 für wahrscheinlich 33 Morde
verantwortlich gemacht werden. Er war Verbindungsmann zur
berüchtigten "Banda della Magliana" der Mafia, die 1978 am
Mordkomplott gegen den Christdemokratischen Parteiführer Aldo Moro,
der ein Regierungsbündnis mit IKP-Generalsekretär Enrico Berlinguer
geschlossen hatte, beteiligt war. Zu den Opfern gehörte im Januar 1979
der Anhänger Moros Piersanti Mattarella, Bruder des heutigen
Staatspräsidenten Sergio Mattarella (nachzulesen u. a. in dem Buch von
Gianni Flamini "La Banda della Magliana" (Mailand 1994)).

1998 wurde Carminati wegen seiner Teilnahme an den Verbrechen der
Magliana-Bande zu zehn Jahren Haft verurteilt, vor der er ins Ausland
fliehen konnte. Unbehelligt kehrte er einige Jahre später nach Italien
zurück und bildete in Rom das weitverzweigte, "Mafia Capitale"
genannte Netz, das er selbst anführte. Sein Komplize war Giovanni
Alemanno von der Alleanza Nazionale (AN), in die das MSI sich 1996
umbenannte. Nachdem er in der Regierung der faschistischen Forza
Italia (FI) von Berlusconi Minister gewesen war, wurde er 2008 (bis
2013) Bürgermeister von Rom. Alemanno wurde beschuldigt, an der "Mafia
Capitale" mitgewirkt zu haben. Zu dem Verbrechersyndikat, das
Korruptionsaffären in Millionenhöhe betrieb, gehörten unter Alemanno
46 Komplizen in der Stadtverwaltung und im Parlament von Rom, die mit
Unternehmern und Mafiosi vernetzt u. a. die Müllabfuhr kontrollierten,
Geschäfte mit der Unterbringung von Flüchtlingen in Asylbewerberheimen
machten und öffentliche Aufträge kassierten.

Ihr Scherflein zur Verschleppung der Anklage gegen Carminati trug die
Juristin Virginia Raggi von der Fünf Sterne-Bewegung (M5S) bei, die
2016 im zweiten Wahlgang den Sprung ins Campidoglio (Sitz der
Stadtverwaltung von Rom) nur mit den Stimmen der aus der AN
hervorgegangenen Brüder Italiens (FdI) schaffte. Lange Zeit behielt
sie wenigstens drei engste Mitarbeiter ihres Vorgängers Alemanno, die
in das Netz der "Mafia Capitale" verwickelt waren, im Amt. Die
Staatsanwaltschaft ermittelte deshalb gegen sie wegen des Verdachts
des Amtsmissbrauchs und der Falschaussage.

Die Freilassung Carminatis offenbart wieder einmal die schleppende
Verfolgung von Straftaten durch die italienische Justiz. Im Ergebnis
der sich in den drei Instanzen oft ein Jahrzehnt hinziehenden
Strafverfahren gelingt es den Angeklagten, durch Verjährungsfristen
ungestraft davon zukommen. Die von dem parteilosen Juristen Giuseppe
Conte mit den Sozialdemokraten (PD) und M5S seit August 2019 gebildete
Regierung will das im Rahmen einer Justizreform ändern.

 * 

Quelle:
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PARTEIEN/406: Dublin - Rechtsruck gebastelt und arrangiert ... (SB)

Brexit - Rechtsruck gebastelt und arrangiert ...



Am 8. Februar fanden die Wahlen zum irischen Unterhaus, dem Dáil,
statt. Doch erst am 15. Juni wurde die schwierige Suche nach einer
Mehrheit, auf die sich die neue Regierung für die nächsten vier Jahre
stützen kann, für beendet erklärt. Für die ungewöhnlich lange Zeit,
die das Zueinanderfinden der künftigen Koalitionäre in Anspruch
genommen hat, gab es zwei Gründe. Erstens die Corona-Krise, die 
von Mitte März bis Anfang Juni das öffentliche Leben in der Republik
Irland lahmgelegt und die Bewältigung alle anderen Themen zunächst
verdrängt hatte; zweitens das Wahlergebnis vom Februar, das die
politische Landschaft Irlands grundlegend umgepflügt hat.

Seit der Trennung von Großbritannien 1922 haben zwei Parteien, Fianna
Fáil (Soldaten des Schicksals) und Fine Gael (Clan der Iren), die
irische Politik dominiert. Sie gehen beide aus dem Bürgerkrieg 
hervor, den sich Irlands revolutionäre Nationalisten nach dem Abzug 
der britischen Streitkräfte von Juni 1922 bis 1923 geliefert hatten. 
Im Mittelpunkt des blutigen Streits stand die Frage der Annahme des 
Friedensvertrags mit London, der Nordirland vom Rest der Insel teilte 
und zudem allen Mitgliedern des künftigen Parlaments in Dublin 
einen Eid auf den englischen König abverlangte. Gewonnen haben den 
Bürgerkrieg die Pro-Treaty Forces, die sich später unter dem Namen 
Fine Gael als Interessensvertreter der Grundbesitzer, der Großbauern 
und der Finanzelite Dublins etablieren sollten. Verloren haben die 
Anti-Treaty Forces, die sich hauptsächlich auf die Kleinbauern und 
Teile der städtischen Mittelschicht stützten. Unter den Namen Fianna 
Fáil sowie der langjährigen Führung des Staatsmanns Éamon de Valera 
wurde letztere Gruppierung zur stärksten politischen Kraft Irlands. 
Seit 1922 haben Fianna Fáil - meistens allein - oder Fine Gael - 
meistens in Koalition mit der sozialdemokratischen Labour Party - 
abwechselnd die Regierung gestellt.

2008 hat Fianna Fáil, damals in einer Koalition mit den Grünen, Irland
in die schwerste Banken- und Finanzkrise geführt, welche die Republik
jemals erlebt hat. Ursache war eine unappetitliche Klüngelei zwischen
den irischen Banken und den großen Bauunternehmen, die im Rausch der
Wirtschaftswunderjahre des "Keltischen Tigers" den Blick für die
Wirklichkeit gänzlich verloren hatten. Bei den Wahlen 2011 wurden die
politisch Verantwortlichen schwer bestraft: Fianna Fáil verlor
Dreiviertel ihre Sitze, kein einziger Abgeordneter der Grünen wurde 
ins Dáil wiedergewählt. An die Macht kam eine Koalition aus Fine Gael 
und Labour, die einen inhumanen Austeritätskurs der radikalen
Sparmaßnahmen und Kürzungen - vor allem in den Bereichen Bildung,
Gesundheit und Soziales - verfolgten. Die irische Bad Bank NAMA
verscherbelte Abertausende problematische Hypotheken und zahlreiche
Immobilien an amerikanische Hedge Fonds. In Irland setzte eine
beschämende, niemals dagewesene Obdachlosigkeit ein. Der Plan von Fine
Gael und Labour, den staatlichen Wasserbetrieb an private Investoren
zu verkaufen, löste landesweite Massenproteste aus.

Bei der Wahl 2016 um die 160 Abgeordnetenmandate für das Dáil bekamen
die damaligen Regierungsparteien die Quittung präsentiert. Fine Gael
blieb zwar stärkste Kraft, ihre Fraktion war jedoch von 76 auf 44
Sitze geschrumpft. Bei Labour sah es noch schlimmer aus. Die
Sozialdemokraten gingen mit 37 Abgeordneten in die Wahl hinein und
kamen mit lediglich 7 wieder heraus. Fianna Fáil, unter der Führung
des ehemaligen Außenministers Mícheál Martin, hatte sich wieder
gefangen. Sie war nicht ganz zur alten Stärke zurückgekehrt, hatte
jedoch die historische Tiefe hinter sich und die Zahl ihrer Mandate
von 20 auf 44 immerhin mehr als verdoppelt. Angesichts der
ungewöhnlichen Konstellation - zum erstenmal seit fast 100 Jahren
hatten Fine Gael und Fianna Fáil zusammen nicht mindestens die Hälfte
aller Sitze auf sich vereinigen können - hat FG-Chef Enda Kenny eine
Minderheitsregierung mit zahlreichen parteiunabhängigen Abgeordneten,
von denen nicht wenige Ministerposten erhielten, zusammengeschustert 
und gleichzeitig eine Duldungsvereinbarung mit dem FF-Vorsitzenden 
Martin beschlossen.

Die letzten vier Jahre haben keine Linderung der sozialen Schieflage
gebracht. Das Gegenteil ist der Fall. Die Wohnungsnot hat zu- statt
abgenommen. Jeden Winter sind die irischen Krankenhäuser mit 
Grippeerkrankten überfüllt. Auf den Fluren warten stunden- oder gar 
tagelang alte und pflegebedürftige Menschen auf Stühlen in der 
Hoffnung, irgendwann behandelt zu werden. Darüber hinaus erschüttert 
ein mörderischer Bandenkrieg um das Milliardengeschäft mit illegalen 
Rauschmitteln das Sicherheitsempfinden vieler Bürger. Lediglich bei 
den Verhandlungen um den EU-Austritt des Vereinigten Königreichs aus 
der EU hat Fine Gael, vertreten durch Kenny-Nachfolger als 
Parteivorsitzender und Premierminister Leo Varadkar und Außenminister 
Simon Coveney, etwas vorzuweisen. Mit Hilfe von Brüssel und den 
anderen EU-Staaten, insbesondere Deutschland und Frankreich, konnte 
Dublin im vergangenen November, nach drei Jahren schwierigster 
Verhandlungen, London endlich abringen, daß die künftige Grenze 
zwischen dem europäischen Binnenmarkt entlang der Irischen See und 
nicht, wie von den harten Brexiteers in England gewollt, zwischen der 
britischen Restkolonie Nordirland und der Republik im Süden verlaufen 
wird.

Wenige Tage vor dem formalen Brexit am 31. Januar hat Varadkar
Neuwahlen für den 8. Februar angesetzt. Der Ausgang des Urnengangs hat
allen Wahlbeobachtern den Atem verschlagen. Trotz oder gerade wegen 
der unablässigen Feindschaft der Mainstream-Medien, allen voran des
Staatssenders RTÉ und der beiden tonangebenden Zeitungen Irish
Independent und Irish Times, konnte die linksnationalistische Sinn
Féin unter der Führung der Dublinerin Mary Lou McDonald endlich aus
dem Schatten der IRA, deren politischer Arm sie während der "Troubles"
in Nordirland gewesen ist, treten und die meisten Erststimmen für sich
verbuchen. Lediglich weil Sinn Féin aus Angst vor zu viel Optimismus
nicht genügend Kandidaten aufgestellt hatte, konnte sie nicht die 
meisten Sitze erobern. Dennoch war es ein grandioser Erfolg, die 
McDonald gleich als "Votum für Veränderungen" verstanden haben wollte.

Im Februar hat Sinn Féin, welche die Zahl ihrer Sitze von 22 auf 37
erhöht hatte, keine linke Koalition zustande bringen können, die über
die magische Grenze von 81 gekommen wäre. Zwar waren viele kleine 
linke Fraktionen wie Solidarity - People Before Profit und die Social
Democrats zu einer Zusammenarbeit mit Sinn Féin bereit. Doch Labour,
deren Anhänger bei den letzten Wahlen in Scharen zu Sinn Féin 
übergelaufen waren und die von sieben auf mickrige sechs
Sitze weiter zurückgefallen waren, verweigerte sich kategorisch der 
Teilnahme an der erster Linksregierung Irlands überhaupt. Ihr machten 
es alle rechtsgerichteten parteiunabhängigen Abgeordneten gleich.

Und so blieb Ende Februar, Anfang März nichts anderes übrig, als daß
Fine Gael und Fianna Fail versuchen mußten, eine eigene "große
Koalition" zu bilden und das längst lächerlich gewordene Kriegsbeil
aus den zwanziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts zu begraben.
Beide Parteien waren geschwächt als Verlierer aus der Wahl
hervorgegangen. Fine Gael hatte 12 Sitze abgegeben, nur noch 35
bekommen und war damit auf den dritten Platz hinter Sinn Féin und
Fianna Fáil abgerutscht. Letztere, die "Soldiers", wie sie scherzhaft
genannt werden, hatten mit nur 38 Sitzen nicht nur ihr erklärtes
Wahlziel - 50+ - verfehlt, sondern hatten im Vergleich zu 2016 acht
verloren. Die Erholungsphase, die Fianna Fáil irgendwann wieder ihre
"traditionelle" absolute Mehrheit einbringen sollte, war verpufft,
womöglich für immer.

Anfang März brach die Welle der Corona-Krise über Europa, Irland
eingeschlossen, herein. Varadkar lehnte es ab, eine Regierung der
nationalen Einheit zu bilden, weil dies Sinn Féin gestärkt hätte, und
blieb mit seiner Administration aus zahlreichen Ministern, die ihre
Parlamentssitze verloren hatten, geschäftsführend im Amt. Im Vergleich
zu den USA und Großbritannien - für die meisten Iren leider fast die
einzigen Referenzwerte - hat die Republik Irland die Pandemie ganz gut
überstanden, sieht man von den vielen Toten in den Altenheimen und den
Seuchenausbrüchen in den Fleischfabriken einmal ab. Varadkar, der 
selbst ausgebildeter Arzt ist, hat in der Stunde des nationalen 
Notstands effektive Entscheidungen getroffen und sie auch verständlich 
gegenüber dem Volk begründen können. Im Vergleich zu London und 
Washington herrschte in Dublin kein Chaos. Als Ende März, Anfang 
April Schutzkleider und Atemschutzmasken Mangelware geworden waren, 
hat man neue in China bestellt und eine Luftbrücke eingerichtet, um 
die Versorgung der eigenen Ärzte und Krankenpfleger zu gewährleisten.

Ende Mai waren sich "Krisenmanager" Varadkar und Mícheál Martin
handelseinig geworden, letzterer vor allem, weil der Politprofi aus
Cork nicht in die Geschichtsbücher als erster Fianna-Fáil-Vorsitzende
eingehen will, der nicht auch das Amt des Premierministers bekleidet
hätte. Doch da gab es ein Problem. 35 und 38 zusammen ergibt keine
Mehrheit. Die beiden Altparteien brauchten zusätzliche Stimmen, um
ihre irische "Groko" zustande zu bringen und die magische Zahl von 
mindestens 81 zu erreichen. Und weil sich parteiunabhängige 
Abgeordnete in der Vergangenheit als politisch nicht besonders 
zuverlässig erwiesen hatten, fiel die Wahl auf die Grünen. Irlands 
Umweltpartei, die sich nach dem Untergang von 2011 langsam wieder 
erholte hatte - 2016 bekamen sie zwei Sitze und im letzten Februar 12 
-, trauen der Einladung von FG und FF allerdings nicht so richtig. 
Während die Parteiführung um Eamon Ryan "Gestaltungsmöglichkeiten" 
Richtung einer klimagerechten Gesellschaft sehen, haben viele an der 
Basis Angst als Feigenblatt für die großen Zwei mißbraucht zu 
werden, um dann in vier Jahren erneut als Partei in der Versenkung zu 
verschwinden.

Um diese Ängste zu zerstreuen, trägt die Koalitionsvereinbarung, die
Varadkar, Martin und Ryan Ende Mai, Anfang Juni ausgehandelt haben,
eine deutlich grüne Handschrift. Unter anderem vom Ausbau der
Fahrradwege in den Städten und einem Stopp des geplanten LPG-Terminals
für amerikanisches Fracking-Gas bei Limerick an der irischen Westküste
ist die Rede. Die substantiellen Maßnahmen, mittels derer Irland eine
einschneidende Reduzierung seines CO2-Ausstoßes erzielen sollte,
fallen jedoch allesamt gegen Ende des jetzigen Jahrzehnts - und damit
außerhalb der aktuellen Legislaturperiode - an. Für die Grünen gibt es
also gar keine Garantie, daß Fine Gael und Fianna Fáil, die derzeit
nur noch bestrebt sind, nach dem corona-bedingten "Lockdown" die
Wirtschaft wieder in Gang zu bekommen, ihre Zusagen in der
Umweltpolitik einhalten werden. Deshalb ist auch nicht sicher, ob bei
den Grünen die erforderliche Zweidrittelmehrheit für die
Regierungsbeteiligung zustande kommt. Derzeit wird darüber per
Telekonferenz gestritten. Der Ausgang der Beratungen steht noch aus.

Während sich die Führung von Fine Gael wegen der überproportionalen
Gewichtung der Stimmen der eigenen Abgeordneten vor einer Revolte der
eigenen Basis nicht fürchten muß, sieht es für Mícheál Martin anders
aus. Bei Fianna Fáil, wo auch Parlamentarier und Basismitglieder
gleichrangig mit einfacher Mehrheit über die Regierungsbeteiligung
entscheiden müssen, machen sich viele Aktivisten Sorgen, die Koalition
mit Fine Gael könnte das Ende der eigenen Partei einläuten. Die
Kritiker, angeführt von De-Valera-Enkel Éamon O'Cuív, lehnen die
Gleichschaltung mit der neoliberalen Wirtschaftslinie von Fine Gael ab
und befürchten, daß Sinn Féin bei der nächsten Wahl Fianna Fáil als
"Partei des einfachen Mannes" ein für allemal ablösen wird. In der Tat
kann sich Sinn Féin schadlos in Geduld üben. Nichts im neuen
Regierungsprogramm der drei Koalitionsparteien deutet darauf hin, daß
diese in den kommenden vier Jahren ernsthafte Maßnahmen zur Linderung
der großer Misere auf dem Wohnungsmarkt oder im Gesundheitssystem
ergreifen werden.

18. Juni 2020
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KULTUR/108: Indigene grafische Kommunikationssysteme - Mehr als Schrift (idw)

Philipps-Universität Marburg - 17.06.2020

Mehr als Schrift



In unserem Alltag werden viele Informationen über grafische Systeme
vermittelt - beispielsweise durch Verkehrsschilder, mathematische Formeln
oder Musiknoten. Mit ähnlichen visuellen Kodes vermittelten bereits frühe
indigene Gemeinschaften in Mittel- und Südamerika wie die Maya, Azteken
oder Mixteken Bedeutung. Wie genau sie ihr Wissen kodierten und welche
Rolle diese Kommunikationssysteme für die aktuelle Schriftforschung
spielen, untersucht ein neues Projekt der Philipps-Universität Marburg und
der Universität Warschau. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
fördert das Vorhaben mit rund 800.000 Euro über drei Jahre im Rahmen der
Förderlinie "Beethoven CLASSIC 3".

"Ein populäres Verständnis von Schriftsystemen ist, dass Schrift Sprache
darstellt. Dieser tief verwurzelte Ansatz der Schriftforschung wird
zunehmend durch die Erforschung breiter definierter Notationssysteme
ersetzt", sagt Prof. Dr. Ernst Halbmayer vom Institut für
Sozialanthropologie und Religionswissenschaft der Philipps-Universität,
der das Projekt gemeinsam mit Prof. Dr. Katarzyana Mikulska von der
Universität Warschau leitet. "Diese Systeme zielen nicht auf eine
Kodierung von Sprache ab, sondern erzeugen Bedeutung direkt über visuelle
Kodes, die für den Empfänger unabhängig von der Sprache, die er spricht,
verständlich sind", erklärt Halbmayer.

Der klassische Zugang zur Schriftforschung habe aber dazu geführt, dass
viele grafische Kommunikationssysteme ausgeschlossen wurden - und zwar
insbesondere die, die außerhalb Europas entwickelt wurden. "Ziel dieses
Projekts ist es, eine allgemeine Methodik für die Erforschung indigener
grafischer Kommunikationssysteme von der Schrift der Maya und Azteken bis
zu den Kommunikationssystemen der Anden zu entwickeln", sagt Halbmayer.
"Wir wollen verstehen, wie und auf welche Weise indigene Gemeinschaften
mittels graphischer Zeichen kommunizieren und Wissen kodieren", ergänzt
Halbmayer.

In fünf Teilprojekten werden verschiedene Beispiele grafischer Systeme auf
Basis gemeinsamer methodischer Prinzipien analysiert, darunter Mixtekische
Codices des prähispanischen Mexikos, ein graphisch-ikonisches System der
Tiwanaku-Kultur in den Zentralanden, die Tio-tio Bilderschrift und
graphischen Kommunikationssystemen der Yukpa und ihre Beziehung zu anderen
grafischen Systemen in der isthmo-kolumbianischen Region, die Logik der
graphisch-visuellen Kommunikation des "Mais-Lesens", einer
Weissagungstechnik in Mexiko, sowie formale und strukturelle Möglichkeiten
der Bedeutungskodierung in der prähispanischen Felskunst aus dem Norden
Venezuelas. Die Teilprojekte zum andinen Tiwanaku und den 
isthmo-kolumbinaischen Yukpa sind am Institut für Sozialanthropologie und
Religionswissenschaft der Philipps-Universität verortet.

"Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler beider Länder tragen mit
diesem Projekt wesentlich zur Erforschung prähispanischer und
zeitgenössischer Grafiksysteme grafischer Kommunikationssysteme
verschiedener kultureller Regionen Amerikas bei", sagt Halbmayer. "Unser
Ziel ist dabei nicht nur das Verständnis der Kommunikationssysteme
indigener Kulturen, sondern ebenso eine theoretische Neufassung der
allgemeinen Theorie der Schrift sowie der traditionellen Unterteilung in
mündliche und schriftliche Gesellschaften."

Beethoven CLASSIC 3

Das in 2014 gestartete Förderprogramm "Beethoven" der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem National Science Centre Poland (NCN)
zielt darauf ab, polnisch-deutsche Forschungsprojekte von herausragender
wissenschaftlicher Qualität zu finanzieren und so die internationale
akademische Zusammenarbeit zu stärken. Nach zwei erfolgreichen
Förderrunden erweiterten die DFG und das NCN 2018 das Programm um die
Förderlinie "Beethoven CLASSIC 3" für Geistes-, Sozial-, Chemie-, Physik-,
Mathematik- und Materialwissenschaften sowie "Beethoven LIFE 1" für die
Forschung in Biowissenschaften.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg, 17.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HÖRFUNK/517: Deutschlandfunk Kultur - "Mücken-Tim" von Mara Schindler, 21.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Erzählung

Mücken-Tim

Von Mara Schindler

Gelesen von Max von Pufendorf

Deutschlandfunk Kultur 2020

Kakadu für Frühaufsteher

Sonntag, 21. Juni 2020, 7.30 - 8.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Genau genommen ist das Baumhaus gar nicht seins, sondern Opas. Der
hatte es nämlich vor vielen Jahren für Papa gebaut. Und Henri hatte es
dann von Papa übernommen, als er groß und geschickt genug gewesen war,
um ohne Hilfe hinauf- und wieder hinunterzuklettern. Nun muss er es
reparieren und instandhalten und alle paar Jahre anstreichen. Daher
ist es doch schon sein Baumhaus. Und daher gehört es ihm jedenfalls
mehr als dieser Timea, die da plötzlich drinsitzt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DAS BLÄTTCHEN/2008: Die Verunsicherung der anderen

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 12 | 8. Juni 2020

Die Verunsicherung der anderen

von Otfried Nassauer



Und wieder steht ein Opfer mit dem Rücken an der Wand: In sechs Monaten
wollen die USA aus dem internationalen Vertrag über den Offenen Himmel
(Open-Skies-Vertrag) aussteigen. Gerade noch rechtzeitig vor der
Präsidentschaftswahl. Das ließen vor drei Wochen Präsident Donald Trump,
sein Außenminister Mike Pompeo und sein neuer Sicherheitsberater Robert
O'Brien verlauten. Nach dem INF-Vertrag und den Nuklearabkommen mit Iran
soll nun bereits das dritte Abkommen mit Relevanz für die europäische
Sicherheit aufgegeben werden, wenn Moskau nicht "zur vollständigen
Einhaltung des Vertrages zurückkehrt", wie Pompeo forderte.

Der Vertrag über den Offenen Himmel erlaubt es allen 35 Vertragsparteien,
seit 2002 in jedem Jahr eine individuell festgelegte Anzahl angemeldeter
Überwachungsflüge über dem Territorium anderer Vertragsparteien
vorzunehmen. Seit Inkrafttreten des Vertrages wurden insgesamt auf diese
Weise mehr als 1500 solcher Flüge durchgeführt. Das Territorium, das
überflogen werden darf, reicht von Vancouver bis Wladiwostok. Insofern
ergänzt Open Skies die Vorortinspektionen, die der Vertrag über
Konventionelle Streitkräfte in Europa (VKSE) vom Atlantik bis zu Ural
ermöglicht.

An Bord der Überwachungsflugzeuge waren gemischte Teams des oder der
Staaten, die den Flug beantragt hatten, und des Landes, über dessen Gebiet
er durchgeführt wurde. Alle beteiligten Staaten hatten anschließend das
Recht, die Aufklärungsergebnisse vollumfänglich zu nutzen. Benutzt werden
durfte jedoch nur Aufklärungstechnik, deren technische Leistungsfähigkeit
von den Vertragsparteien gemeinsam festgelegt wurde, denn das wesentliche
Ziel ist nicht Spionage, sondern Vertrauensbildung. Geflogen wird, um
festzustellen, ob das überflogene Land seine rüstungskontrollpolitischen
Verpflichtungen erfüllt und seine militärischen Fähigkeiten hinreichend
transparent macht. Im Kern ist der Vertrag über den Offenen Himmel also
eine multilaterale, vertrauensbildende Maßnahme, die dazu beitragen soll,
dass kein Staat sich unnötigerweise bedroht fühlt. Der multilaterale
Charakter unterscheidet den Vertrag grundlegend von dem gleichnamigen
Vorschlag Eisenhowers für eine bilaterale Vereinbarung dieser Art zwischen
Washington und Moskau. Auch Staaten, die nicht über teure,
hochleistungsfähige Aufklärungssatelliten verfügen, können sich so einen
gewissen Überblick über das militärische Potential ihrer Nachbarn und
möglichen Gegner verschaffen.

Das Muster der Begründung Washingtons für seinen Ausstieg ist ein
altbekanntes. Die USA werfen Moskau vor, den Vertrag zu verletzen oder ihn
anders zu interpretieren als er gemeint sei. Moskau begrenze zum Beispiel
die Dauer der Flüge über der Exklave Kaliningrad und beschränke auch Flüge
in der Grenzregion zu Georgiens abtrünnigen Republiken. Manch anderes
Problem resultiert aus ungelösten Territorialkonflikten. Moskaus Einladung
zum Überfliegen der Krim nimmt der Westen nicht an, weil damit indirekt
eine Anerkennung der Krim als Teil Russlands verbunden wäre. Georgien
verweigert Russland Überflüge. Früher bestehende Zweifel der USA an der
Zulässigkeit eines neuen russischen Kamerasystems gelten inzwischen als
ausgeräumt, da Washington der Nutzung 2014 nach längerem Zögern zugestimmt
hat.

Selbst Christopher Ford, Assistant Secretary for International Security and
Nonproliferation, oft ein Kritiker der Rüstungskontrolle, räumte im Kontext
der Ankündigung des Vertragsaustritts ein, dass manche der Vorwürfe gegen
die Verhaltensweisen Moskaus "keine faktischen Vertragsverletzungen" seien.
Daraus resultiert aber ein neues Problem. Was würde dann eine vollständige
Rückkehr Russlands zur Vertragstreue, wie sie Pompeo forderte, darstellen?
Ford gab zu, dies hänge von vielen Variablen ab.

Der Umgang der USA-Regierung mit dem Vertrag über den Offenen Himmel legt
zum wiederholten Mal grundsätzliche Probleme offen: Wenn Donald Trump ein
Internationales Abkommen kündigen will, kann er sich offenbar einen
Konstruktionsfehler der Gewaltenteilung der USA zunutze machen. Er kann
Abkommen mit anderen Staaten im Alleingang kündigen. Will ein Präsident
dagegen ein neues Abkommen schließen und ratifizieren, braucht er eine
Zweidrittelmehrheit im Senat. Der Präsident kann also jederzeit Jahre
diplomatischer Verhandlungen und Monate politischen Ringens im Kongress
annullieren. Bilaterale und multilaterale Verträge zu ratifizieren ist in
den USA also viel komplizierter und zeitaufwändiger als sie wieder zu
kündigen. Daraus resultiert ein grundlegender Schwachpunkt der
Rüstungskontrolle.

Es folgt aber auch eine ganz andere Frage: Welche Konsequenzen zieht die
restliche Staatenwelt aus dem Verhalten Trumps? Wer wird mit künftigen
USA-Präsidenten noch internationale Verträge abschließen, wenn klar ist,
dass sie vielleicht nur bis kurz nach der nächsten Präsidentschaftswahl
gelten? Die USA verlieren dann strukturell an Vertrauens- und
Glaubwürdigkeit als Vertragspartner im internationalen System.

Zudem müssen sich Washingtons Vertragspartner inzwischen fragen, wie hoch
die in einem Vertrag festgehaltene Hürde gegen einen potentiellen
Vertragsaustritt künftig sein muss, damit ein neuer Präsident diesen nicht
problemlos wieder kündigen kann. Der ABM-Vertrag enthielt eine vorgeblich
hohe Hürde für den Ausstieg jeder Vertragspartei. Wer ihn kündigen wollte,
musste argumentieren, dass durch außergewöhnliche Ereignisse mit Bezug zum
Gegenstand des Vertrages eine Gefährdung seiner höchsten Interessen
eingetreten ist. Ähnlich hoch lag die Latte auch beim INF-Vertrag. Dort
verlangte der Kündigungsparagraph von der kündigungswilligen Seite eine
"Darlegung der außergewöhnlichen Ereignisse (...), durch die nach Ansicht
der die Mitteilung machenden Vertragspartei eine Gefährdung ihrer höchsten
Interessen eingetreten ist". Was aber sind "höchste nationale Interessen"?
Das Vorgehen der Trump-Regierung zielt darauf, die Schwelle dafür gezielt
möglichst niedrig anzusetzen und somit Präzedenzfälle für die Zukunft zu
schaffen.

Etwas niedriger ist die Hürde dagegen beim Open-Skies-Vertrag: "Ein
Vertragsstaat hat das Recht, von diesem Vertrag zurückzutreten." Er muss es
nur sechs Monate zuvor kundtun, damit die anderen Vertragsmitglieder bei
einer Konferenz 30 oder spätestens 60 Tage nach der Bekundung der
Austrittsabsicht entscheiden können, wie sie weiter mit diesem Vertrag
umgehen wollen. Es gibt keine Notwendigkeit zur Begründung und auch keine
Bindung an die Gefährdung der "höchsten Interessen" des kündigenden
Staates.

Zur Begründung des Ausstiegs aus dem Vertrag über den offenen Himmel wurden
in Washington zudem noch zwei interessante und aufschlussreiche Argumente
genannt. Das eine lautet: Die Aufklärungssatelliten der USA liefern viel
bessere Aufklärungsergebnisse als die Open-Skies-Flugzeuge. Das andere: Die
Kosten für neue Überwachungsflugzeuge können wir uns deshalb sparen.

Beide lassen tief blicken: Das erste impliziert: Wenn die USA austreten,
ist es das Problem der Europäer, sich mit Russland herumzuschlagen. Sollte
Moskau den Vertrag dagegen auch fallen lassen, sind vor allem die
kleineren, der russischen Grenze näheren Europäer viel stärker auf die
Aufklärungsergebnisse Washingtons angewiesen als bisher und damit politisch
besser lenkbar. Auch für die größeren Staaten in Europa wird es dann
schwieriger, eine ausreichende Informationsdichte zur Lageeinschätzung zu
erhalten. Sie müssen entweder viel Geld in die Hand nehmen, um selber mehr
Satellitenaufklärung zu betreiben, oder sie geraten auch wieder in eine
größere Abhängigkeit von Washington. In den USA ist die Administration
deshalb sicher gespannt, wie sich die anderen Vertragspartner bei der
bevorstehenden Konferenz über die Zukunft des Vertrages positionieren. Für
die von Donald Trump ausgerufene erneute Konkurrenz und Rivalität großer
Mächte (gemeint sind die USA, Russland und China) ist die (nicht)
geschlossene Haltung Europas sicher ein interessantes Beobachtungsobjekt.

Beim zweiten, dem Kostenargument, ließ der republikanische Senator Tom
Cotton eine weitere Motivation durchblicken: Das Geld, das der Kongress
bereits im Haushaltsjahr 2019 für die Beschaffung von zwei neuen
Open-Skies-Flugzeugen in den Haushalt eingestellt hat, wäre doch viel
sinnvoller verwendet, wenn man es für die Modernisierung der Nuklearwaffen
ausgäbe.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 12/2020 vom 8. Juni 2020, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/2007: Polen vor der Machtprobe

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 12 | 8. Juni 2020

Polen vor der Machtprobe

von Jan Opal, Gniezno



In Polen wird am 28. Juni gewählt, in Direktwahl wird über das Amt des
Staatspräsidenten für die kommenden fünf Jahre befunden. Im Schatten der
Corona-Krise wollte Jarosław Kaczyńnski, Parteichef der
regierenden nationalkonservativen PiS (Recht und Gerechtigkeit), unbedingt
am 10. Mai festhalten, dem ursprünglich festgelegten Wahltermin, um ganz
nebenbei die Entscheidung für Amtsinhaber Andrzej Duda durchzudrücken. In
den Auseinandersetzungen gefährdete er sogar die eigene Regierungsmehrheit,
musste schließlich aber zähneknirschend nachgeben. Nun hatte er der
Opposition erneut gedroht: Der 28. Juni sei das letzte Zugeständnis des
Regierungslagers, der Termin werde mit allen Mitteln gehalten. Welche
Mittel er meinte, ließ er wohlweislich offen.

Die Entscheidung für den 28. Juni ist unter Verfassungsrechtlern höchst
umstritten, doch kommen die meisten andererseits zu dem Schluss, dass ein
Wahlgang noch vor der großen Sommerpause eine handfeste Staatskrise, in die
das Land abzurutschen drohe, in letzter Minute verhindern könne. Jedenfalls
bekräftigen nun alle antretenden Seiten, das Ergebnis akzeptieren und sich
der Wahl politisch stellen zu wollen. Ob das auch für das Regierungslager
gilt, falls Duda die Abstimmung verlöre, bleibt abzuwarten, denn einige
Hintertürchen hat sich Kaczyński, worauf Experten immer wieder
verweisen, noch offengehalten.

Über die Bedeutung des Wahlgangs hatte er bereits im vergangenen Jahr am
Abend des 13. Oktober orakelt. Gerade erst war die absolute Mehrheit der
Abgeordnetensitze im Sejm für die Nationalkonservativen gesichert, da malte
der mächtige Parteichef seinen überraschten Anhängern den Teufel an die
Wand: Gehe die Präsidentschaftswahl 2020 verloren, folge die Katastrophe.
Auch deshalb hatte er versucht, die Entscheidung unter den Bedingungen
eines weitgehend heruntergefahrenen öffentlichen Lebens noch im Frühjahr
herbeizuführen.

Noch immer liegt Duda (Jahrgang 1972) in den Umfragen vorne, doch längst
hat man sich im Präsidentenpalast damit abgefunden, die erforderliche
absolute Mehrheit der Stimmen womöglich nicht im ersten Wahlgang zu
erhalten, sondern 14 Tage später in die Stichwahl zu müssen. Insofern ist
der Blick auf die Herausforderer jetzt interessanter.

Auf der linken Seite tritt Robert Biedroń (Jahrgang 1976) an,
ehemaliger Sejm-Abgeordneter, später Stadtpräsident in Słupsk, jetzt
bei den Sozialisten Mitglied im Europäischen Parlament. Noch vor zwei
Jahren wurde er in den liberalen Medien gerne als der polnische Macron
gefeiert, also als aussichtsreicher Herausforderer Dudas gehandelt. Von
diesem Medienglanz ist wenig übrig, ein zweistelliges Resultat wäre unter
den gegebenen Bedingungen bereits ein Erfolg. Die Corona-Krise hat dem
Kandidaten außerdem die schärfste Waffe aus der Hand geschlagen - den
öffentlichen Auftritt.

Rałal Trzaskowski (Jahrgang 1972), seit Herbst 2018 Stadtpräsident in
Warschau, sucht vor allem die liberale Urbanität in den großen Städten des
Landes in die Waagschale zu werfen, die er klar als Zugpferde sieht für ein
selbstbewusstes Polen, das sich pro-europäisch und weltoffen versteht. Ihm
vor allem wird zugetraut, in einer möglichen Stichwahl die Wählerstimmen
der anderen Oppositionskandidaten im demokratischen Spektrum binden zu
können. Auch deshalb verwies er frühzeitig auf eine historische Parallele:
Der jetzige Wahlgang sei ein neuer 4. Juni, also die Wiederholung jener
historischen Abstimmung im Jahre 1989, bei der das Machtmonopol der
Staatssozialisten gebrochen werden konnte.

Im liberalen Feld fischt außerdem Szymon Hołownia (Jahrgang 1976), der
aussichtsreichste unabhängige Kandidat, ein bekannter Journalist und
Fernsehmann. Stabil werden ihm zweistellige Umfragewerte zugeschrieben,
zeitweise wurde sogar der Einzug in die Stichwahl für möglich gehalten. Er
ist sicherlich erste Wahl für diejenigen, die in einem parteiunabhängigen
Kandidaten eine Chance sehen, aus der Zwickmühle einer zugespitzten
innenpolitischen Situation herauszukommen, ohne den Nationalkonservativen
das Feld kampflos überlassen zu müssen.

Den konservativen Part im demokratischen Oppositionsspektrum füllt
Władysław Kosiniak-Kamysz (Jahrgang 1981) aus, Arzt und Parteivorsitzender
der moderaten Agrarier, der PSL. Er ist dort stärker, wo die anderen
Herausforderer schwach sind: in Wählergruppen, die konservativ,
gottgefällig und ländlich ausgerichtet sind, die in den Großstädten mit
ihrem schnellen Lebensrhythmus eher Gefahren als Chancen für das Gemeinwohl
wittern. Da die Chancen, in die Stichwahl zu kommen, derzeit nicht größer
werden, ist es eine schwierige Aufgabe, die eigene Wählerklientel bei Laune
zu halten, so dass sie ihre Stimme im zweiten Wahlgang doch dem Kandidaten
der ungezähmten Großstadt geben wird. Das Übergewicht der
Nationalkonservativen auf dem flachen Land muss also ausgehalten werden, um
dem demokratischen Oppositionslager auch in der Stichwahl wichtige,
vielleicht sogar wahlentscheidende Stimmen zuzuführen.

Vom rechten Rand aus attackiert Krzysztof Bosak (Jahrgang 1982). Bosak war
bereits von 2005 bis 2007 Sejm-Abgeordneter und ist es seit 2019 wieder.
Hinter ihm stehen vor allem jene Kräfte, die in den letzten Jahren am 11.
November, dem Unabhängigkeitstag, mit einem großen rechtsnationalen
Aufmarsch regelmäßig die Aufmerksamkeit der Medien auf Warschau zu ziehen.
Die Feindbilder bei dem gespenstischen Spektakel sind im Novembergrau immer
klar - die EU-Mitgliedschaft und die liberal ausgerichteten
Großstadtschichten. Einer der vielen Vorwürfe gegen die
Nationalkonservativen: Sie regierten das Land viel zu sehr, führten es
hingegen zu wenig! Die ansonsten kaum zu übersehenden Differenzen zwischen
den Nationalkonservativen und den liberalen Herausforderern verschwimmen
auf dieser Seite oft genug zu einem unkenntlichen Brei, vollgefüllt mit
"europäischem Sozialismus", der als große Gefahr für Gott, Volk und
Vaterland stilisiert wird. Die Wahlvorhersagen gehen meistens aber davon
aus, dass die für Bosak abgegebenen Wählerstimmen in einer Stichwahl Duda
zufallen könnten.
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Frankreich: Realismus als Erfolgsrezept?

von Sven Wachowiak



Kurz vor der Jahrtausendwende vollzog auch Frankreich den endgültigen
"Abschied von Großpapas Armee" (Chirac) zugunsten einer flexibel
einsetzbaren, professionellen Freiwilligenarmee. Nachdem die Wehrpflicht
1997 ausgesetzt wurde, verflüchtigte sich auch schnell das hehre Bild von
der Armee als "republikanischem Schmelztiegel". Eine interne Erhebung von
2010 stellte etwa fest, dass 39% der Soldat*innen des französischen Heeres
dem Arbeitermilieu (welches in der französischen Sozialstatistik nur 20%
der Gesamtbevölkerung ausmacht) und 23% der unteren bis mittleren Ebene der
Dienstklasse entstammen (ebenfalls 20% im Landesschnitt).[1]

Unter Hollande verkehrte sich der aus den 1990er Jahren stammende Trend zur
Verschlankung der Armeen wieder ins Gegenteil. Nach den Terroranschlägen im
November 2015 wurde massiv aufgestockt, um den gigantischen personellen
Anforderungen des inländischen Schutz- und Überwachungseinsatzes
("Opération Sentinelle") Genüge zu tun. Anheuern können Kandidat*innen in
einem der landesweit 104 Informations- und Rekrutierungszentren der
Streitkräfte (Centres d'information et de recrutement des forces armées,
CIRFA). Die größeren CIRFAs richten sich nach einer Benchmark von 300 bis
350 Rekrutierungen pro Jahr. Jeder der acht bis zehn Anwerber muss also,
wenn er seine Zielvorgabe erreichen will, durchschnittlich im Monat drei
bis vier Kandidaten*innen erfolgreich anwerben. Bevor 350 Rekrut*innen in
trockenen Tüchern sind, müssen allerdings erst 1500 bis 2000 Kandidat*innen
vorstellig werden.[2] Am Ende bleiben pro Posten im Schnitt lediglich 1,7
geeignete Kandidat*innen übrig.[3]

Obwohl die Arbeitslosenquote der unter 25-jährigen mit 19% deutlich über
dem EU-Schnitt liegt, reißt sich die französische Jugend nicht darum, zum
Militär zu gehen. In einem patriotischen Elan, der das Land nach den
Terroranschlägen von Januar und November 2015 ergriff, schnellte die
Bewerberzahl kurzzeitig nach oben, flachte aber bald wieder ab. Aufgrund
der hohen Fluktuation (pro Jahr stehen 15.000 Einstellungen 12.000 Abgängen
gegenüber) ist das Militär gezwungen, "proaktiv" vorzugehen.

Im öffentlichen Raum sind die Werbekampagnen der französischen Armee
allgegenwärtig. Neben den traditionellen Plakatoffensiven an Bus-, Bahn-
und Metrostationen finden diese zeitgemäß via Social Media statt, teils
unter Einbeziehung von Youtube-Influencern.

Großes Medienecho fand die aktuelle Kampagne sengAGER.FR. Diese gibt sich
eher authentisch, ja nachdenklich, und setzt sich damit bewusst von der
plumpen Bauernfängerei ab, die parallel immer mal wieder auf den
offiziellen Social Media-Accounts der Armee beobachtet werden kann (wo man
teilweise versucht, die Jugendlichen mit James Bond, Fast & Furious und dem
Dschungelcamp zu ködern). Ein Verantwortlicher der PR-Firma berichtet
stolz: "Die Kampagne wurde [...] in einer ganzen Reihe von Filmen und
Serien (insbesondere für Teenager) aufgegriffen, so erst kürzlich in der
Netflix-Serie "Mortel". Außerdem dient sie in den Neuauflagen verschiedener
Schulgeschichtsbücher zur Illustration des Themas der französischen
Landesverteidigung."[4]

Die beste Antwort auf die subtile Heuchelei gab die Satirezeitschrift
Charlie Hebdo, welche als Reaktion auf den tödlichen Helikopterabsturz in
Mali die Original-Slogans der Kampagne ("Ich beschütze mein Land und bringe
mein Leben voran" usw.) wirksam mit Zeichnungen von uniformierten
Totenskeletten, Särgen und Kränzen kontrastierte.


Anmerkungen

[1] Carine Lepage, Jérôme Bensoussan: Les militaires et leur famille,
Direction des ressources humaines du ministère de la Défense, 2010, S. 116.

[2] Leïla Minano, Justine Brabant: Mauvaise Troupe, Les Arènes, 2019.

[3] Bénédicte Chéron: Le soldat méconnu: Les Français et leurs armées: état
des lieux, Arman Colin, 2018.

[4] Damien Schoennahl: Communication de recrutement de l'armée de Terre.
Pourquoi une telle "cristallisation"?, linkedin.com, 18.12.2019
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Tarifrunde Nahverkehr

Corona spitzt zu, woran das Verkehrssystem krankt

von Violetta Bock



In diesem Jahr steht bundesweit die Tarifrunde Nahverkehr mit den
kommunalen Arbeitgebern an, damit bietet sich eine einzigartige
Chance, soziale und ökologische Fragen gemeinsam zu thematisieren:
Arbeit und Mobilität, Klima und Klasse.


Noch im Februar trafen sich Fridays for Future und
Vertrauensleute bundesweit. Ende März wollten die Tarifkommissionen
offiziell ihre Forderungen der Öffentlichkeit präsentieren. Doch
stattdessen kam - Corona.

Ver.di verkündete in Abstimmung mit den Tarifkommissionen, dass die
Tarifkampagne #tvn2020 erstmal ausgesetzt wird. Dabei spitzt Corona
die Lage weiter zu. Wie im Brennglas wird deutlich, woran das
Verkehrssystem krankt.


Die seltene Ware Arbeitskraft

Seit den 90er Jahren haben Liberalisierung und Wettbewerbsorientierung
im Nahverkehr Einzug gehalten. In den letzten zwanzig Jahren sind die
Fahrgastzahlen um 24 Prozent gestiegen und die Beschäftigtenzahlen um
18 Prozent gesunken. Das Ergebnis: schon der Normalzustand führt zu
einer überdurchschnittlichen Krankenquote, zu Belastungen und damit
Personalmangel. Jetzt, in Zeiten der Pandemie fallen einige der
Beschäftigten selbst unter die Risikogruppe. Immerhin sind 40 Prozent
der Beschäftigten über 50 Jahre alt, d.h. 2030 werden Zehntausende
Beschäftigte fehlen.

Nun sind die ArbeiterInnen in den Verkehrsbetrieben noch wertvoller.
Inzwischen wurden in den meisten Verkehrsbetrieben Schutzmaßnahmen
gegen eine Ansteckung ergriffen, wie es der Verband Deutscher
Verkehrsunternehmen (VDV) und Ver.di gemeinsam gefordert haben.
Einstieg nur noch hinten, kein Fahrtkartenverkauf im Bus, regelmäßige
Reinigung, soweit wie möglich werden große Busse eingesetzt...

Wo das nicht von allein passierte, wie etwa in Remscheid, haben
Vertrauensleute nachgeholfen. Dort gab es Ende März zuerst nur
Flatterband zum Schutz der Fahrer. Das Problem: Davon lassen sich
nicht alle Fahrgäste abhalten und das vordere Fenster sorgt durch den
Unterdruck nicht für Durchlüftung.
Mit einer Unterschriftenliste forderten sie daher kurzerhand die
vollständige Abschirmung der Fahrer durch eine Folie. Innerhalb einer
Woche unterschrieben über 90 der etwa 130 FahrerInnen. Ver.di übergab
die Petition an den Arbeitgeber und drei Tage später war der erste Bus
umgerüstet.


Knappe Finanzierung

Die Finanzierung des ÖPNV ist ein Kernthema der Tarifrunde. Dessen
Kosten schultern vor allem die Kommunen. Für eine Verkehrswende wären
mehr FahrerInnen mit besseren Arbeitsbedingungen notwendig, ein Ausbau
des ÖPNV und günstigere Tickets bis hin zum Nulltarif. In der
Vergangenheit wurden diese drei Elemente oft gegeneinander
ausgespielt.

Zu 50 Prozent finanziert sich der ÖPNV über Fahrgeldeinnahmen. Und
auch hier offenbart Corona wie wackelig diese Konstruktion ist. Durch
die Pandemie sind die Einnahmen um 60-90 Prozent eingebrochen und noch
ist unklar, wer die Kosten übernimmt. Die Mittel aus dem
Länderfinanzausgleich wurden zum Teil vorzeitig ausgeschüttet, aber im
Krisenpaket der Bundesregierung kommt der ÖPNV nicht vor. Ver.di
fordert daher ein Notfallprogramm. Schnelle Ausgleichszahlungen sind
notwendig und dürfen nicht allein den Kommunen aufgebürdet werden.

"Die öffentliche Mobilität ist in akuter Gefahr", heißt es in einer
Pressemitteilung von Ver.di. Wäre das also der beste Zeitpunkt die
Tarifrunde durchzuziehen? Ver.di und die Tarifkommissionen haben sich
dagegen entschieden.


"Wenn wir streiken, streiken wir richtig"

"Im Moment wäre Streik kein geeignetes Druckmittel. Es wäre in so
einer Krise ja auch verrückt, als Gewerkschaft einerseits die
umfassende Versorgung der Bevölkerung zu fordern und sie dann
andererseits an so wichtiger Stelle zu unterbrechen. Wir wollen doch
deutlich machen, wie wichtig der ÖPNV für Menschen ist, die z.B. im
Gesundheitswesen oder im Handel arbeiten und auch alle anderen, die
auf ihn angewiesen sind. Zudem ist es schwierig, öffentliche Aktionen
durchzuführen. Denn wenn wir streiken, streiken wir richtig", erklärt
Mira Ball, Leiterin der Fachgruppe Busse und Bahnen bei Ver.di im
Fachbereich Verkehr.

"Wir verfolgen im Moment daher den Ansatz, eine Diskussion darüber zu
führen, dass auch der ÖPNV zu den systemrelevanten Bereichen gehört
und dass die Krise als Chance für eine sozial-ökologische
Transformation und eine Verkehrswende genutzt werden muss. Es geht
auch darum, daraus zu lernen, was wir in der Krise 2007/2008 nicht
geschafft haben. Die Frage ist doch, wer für diese Krise zahlen wird.
Deshalb müssen wir auch die Finanzierungsfrage stellen und die
Zusammenhänge deutlich machen, die sich durch die Einführung des
Wettbewerbs ergeben haben, nicht nur im ÖPNV. Wir dokumentieren daher
jetzt alles, was wir erleben. Und streikfähig sind wir auch danach
noch."

Gerade weil der ÖPNV so wichtig ist, müssen sich die Bedingungen
verbessern und kollektive Wege gefunden werden. Sonst wird weiterhin
der individuelle Ausweg gewählt und der Personalmangel steigt an. Die
Bedingungen können jedoch schnell andere sein, wenn es wieder heißen
sollte, jetzt sind die Kassen leer. Die Wirtschaftskrise wird schnell
vergessen lassen, welche Helden des Alltags durch Selbstlosigkeit
gerade den Laden am Laufen halten.

Gerade in den systemrelevanten Bereichen bleibt die Herausforderung
bestehen, Kampfformen für die Zeit der Pandemie zu finden - gerade
weil sie gesellschaftlich relevant sind. Dabei sind alle gefordert,
die sich in den letzten Monaten für den TV-N warmgelaufen haben, auch
im Sinne der Klimagerechtigkeit. Die Aktiven der Pflegebewegung machen
es gerade vor.

 * 
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VORWÄRTS/1594: Klimastreik veröffentlicht Krisenaktionsplan

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 19/20 vom 5. Juni 2020

Klimastreik veröffentlicht Krisenaktionsplan

von Siro Torresan



17 Massnahmen und eine Reihe von teilweise radikalen Forderungen
schlägt die Klimabewegung als Corona-Krisenmanagement vor. Das
Dokument versteht sich als Diskussionsgrundlage für eine breite
Auseinandersetzung in der Gesellschaft. Wichtige Fragen werden jedoch
nicht thematisiert, die aber bald ein Thema sein werden müssen.


"Der 'Climate Action Plan' (CAP) ist ein Projekt, das darauf
abzielt, politische und soziale Massnahmen zu entwickeln, welche die
globale Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius beschränken sollen. Es wurde
von Climatestrike Switzerland initiiert und beruht auf der Beteiligung
von Expert*innen und der öffentlichen Bevölkerung", informieren die
Klimaaktivist*innen in ihrer Medienmitteilung vom 25. Mai 2020.

Seit Dezember 2019 arbeiten Klimastreikende und Wissenschaftler*innen
gemeinsam am Klimaaktionsplan. Dieser soll aufzeigen, wie die Schweiz
Netto-Null Treibhausgasemissionen erreichen kann und beinhaltet alle
emittierenden Sektoren der Schweiz." Aus diesem Plan wurden "geeignete
Massnahmen für das Corona-Krisenmanagement ausgewählt, welche einen
starken ökologischen Effekt haben". Das Dokument versteht sich als
Diskussionsgrundlage. "Wir möchten in der Gesellschaft darüber reden,
wie eine klimafreundliche Zukunft aussieht und wie wir dorthin
kommen", erklären die Aktivist*innen. Gut, diskutieren wir.


50 Milliarden gefordert

Der Aktionsplan ist in die Sektoren "Motorisierter Individualverkehr
und Luftfahrt", "Zielvereinbarungen", "Investitionen", "Jobprogramme",
"Landwirtschaft" und "Ergänzendes" aufgeteilte. Er beinhaltet 17
Massnahmen mit einer Reihe von Forderungen, an denen es wenig bis gar
nichts zu meckern gibt. Sie entsprechen dem, was von der
Klimastreikbewegung zu erwarten ist und von ihr in den letzten Monaten
postuliert wurde. Das Spektrum ist breit und widerspiegelt die
Vielfalt der Bewegung: vom Verbot der Kurzstreckenflüge über die
sofortige Arbeitszeitreduktion auf 32 Stunden pro Woche bei gleichem
Lohn sowie einem Investitionsfonds in der Höhe von 50 Milliarden
Franken, bis hin zur Abschaffung der industriellen Tierproduktion.


Die Alternative ist ein Planet B

Kritiker*innen werden vorwerfen, dass der CAP einem
Geschenkewunschzettel eines Kindes zu Weihnachten gleicht. Tatsache
ist aber, dass es Climastrike gelungen ist, verschiedene, wichtige
Anliegen und Einzelaspekte unter einen Hut zu bringen, was ohne Wenn
und Aber ein Erfolg ist. Und es sind alles Massnahmen und Forderungen,
die bald mal umgesetzt werden müssen. Sie sind daher nicht
realitätsfremd. Dies begreift jede Person, die auch nur ein ganz klein
wenig über den eigenen, egoistischen Tellerrand schaut. Denn die
Alternative ist, einen Planeten B mit einer intakten Umwelt zu suchen
und finden, auf den dann die Menschheit umgesiedelt werden kann.
Verglichen zu dem ist selbst die Schaffung eines Investitionsfonds für
eine nachhaltige, grüne Wirtschaft von 50 Milliarden Franken ein
Kinderspiel.


Fehlender politischer Wille - auch bei der Bewegung?

Die technischen Möglichkeiten, um die geforderten Massnahmen
umzusetzen, seien vorhanden, unterstreichen die Klima-Aktivisit*innen.
Dem sei hinzugefügt, dass es auch nicht am nötigen Geld mangelt. Bei
der Umsetzung fehle es jedoch "am politischen Willen". Wie richtig.
Also was tun? Doch genau zu dieser entscheidenden Frage schweigt der
Krisenplan beharrlich. Kein klitzekleiner Hinweis darüber, wie man
gedenkt, die Ziele zu erreichen. Wie will man die Bevölkerung für sich
gewinnen, ohne einen möglichen gemeinsamen Weg zu den Zielen zu
diskutieren? Die Frage nach dem Wie beinhaltete gezwungenermassen auch
die Frage nach dem "System change". Konkret: Schafft man es in einem
Wirtschaftssystem, das die Profitmaximierung als oberstes Gebot hat,
mit den Mitteln, die eine bürgerliche Demokratie zur Verfügung stellt,
den "politischen Willen" für seine Zwecke "umzubiegen"? Wenn die
Antwort Ja lautet, dann muss erklärt und aufgezeigt werden, wie dieses
Ja erreicht werden kann: Etwa durch eine Flut von Referenden und
Initiativen? Oder durch die Wahl von Klima-Aktivist*innen in lokale,
kantonale und ins nationale Parlament?

Der an den Klimademos oft gehörte Slogan (und Forderung) "System
change - not climate change" beinhaltet die Diskussion über die
politische Machtfrage. Diese führt - ob man will oder nicht - zur
Frage über die Besitzverhältnisse der Produktionsmittel, sowie der
demokratischen Mitbestimmung: Wer bestimmt, was und wie produziert
wird? Wer bestimmt über den Mehrwert, der durch Arbeit entsteht? Es
sind einschneidende Fragen, um sich eine "klimafreundliche Zukunft"
überhaupt nur zu denken. Die Klimabewegung geht ihnen noch aus dem
Weg. Lange wird sie es nicht mehr tun können und sie sollte sich wohl
die Worte von Greta Thunberg in Erinnerung rufen. Sie sagte am
5. August 2019 am Klimagipfel "Smile for Future" an der Universität
Lausanne: "Wir kratzen noch immer an der Oberfläche". Daran hat sich
seit da wenig verändert und der Klimaaktionsplan ist diesbezüglich
leider keine Ausnahme.


Die Strasse ist das Kampffeld

Die bürgerliche Presse der Deutschschweiz ignorierte den CAP komplett.
Es ist schon erstaunlich: Egal welchen Suchbegriff man eingibt, Tante
Google findet nichts. Sicher, in Zeiten, in denen das Coronavirus den
Gang der Welt bestimmt, ist alles viel schwieriger als sonst schon. Es
könnte sich aber als Irrtum erweisen, alles auf Corona zu schieben.
Denn Fakt bleibt: Bis zu den Beschneidungen der politischen Rechte
durch den Lockdown mobilisierte die Klimabewegung Zehntausende von
hauptsächlich jungen Menschen. Ihr Aktionsplan wird trotzdem
totgeschwiegen. Warum? Weil ein Stück Papier keine Massendemonstration
ist. Die Bewegung schaffte es, über Monate hinweg die politische
Agenda zu besetzen, weil sie auf der Strasse und Plätzen mit Aktionen
und Demonstrationen präsent war - und nicht, weil sie kluge Dokumente
schrieb. Die Strasse ist ihr Kampffeld, dort hat sie ein enormes
Potenzial für gesellschaftliche Veränderungen - und dort wird sie auch
wahrgenommen, von den Medien und von den Menschen.


Wetten?

Die nächste Möglichkeit, um zu sehen und begreifen, welche Mittel
wirklich nützten, wird sich bald bieten. Der Krisenaktionsplan wird an
alle Parlamentarier*innen geschickt. "Monatelang wurde uns von Seiten
der Politik vorgeworfen, dass wir keine konkreten Lösungen aufzeigen",
sagt die Aktivistin Lena Bühler aus Bern. Sie fügt kämpferisch hinzu:
"Mit dem Krisenaktionsplan machen wir genau das und entsprechend
erwarten wir vom Parlament, dass diese Massnahmen in den
Sommersessionen diskutiert und umgesetzt werden." Wetten, dass wenn
kein Druck von der Strasse kommt, das Parlament dies nicht tun wird?

 * 
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PREIS/2281: Deutscher Hörfilmpreis 2020 - Audiodeskriptions-Fassung des TV-Films "Play" (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Juni 2020

Deutscher Hörfilmpreis 2020

Audiodeskriptions-Fassung des TV-Films "Play" ausgezeichnet



In Berlin ist am 17. Juni 2020 der Deutsche Hörfilmpreis erstmals im
Rahmen einer Online-Verleihung vergeben worden. In der Kategorie TV
geht die Auszeichnung an den von Philip Koch inszenierten Spielfilm
"Play" (BR, ARD Degeto). Der Film erzählt von der 17-jährigen Jennifer
(Emma Bading), für die Gaming durch das Virtual Reality Game
"Avalonia" zum Lebenselixier wird. Hauptdarstellerin Emma Bading wurde
im vergangenen Jahr bereits mit dem Hessischen Fernsehpreis als beste
Schauspielerin ausgezeichnet. "Play" ist auch in der Hörfassung noch
bis 30. Juni 2020 in der BR Mediathek zu sehen.

In der Laudatio zum Hörfilmpreis für "Play" wird betont, wie
hervorragend es gelungen sei, die zwei Erzählebenen reale Welt und
virtuelle Welt in der Audiodeskription zu verdeutlichen, u.a. durch
den Einsatz von zwei unterschiedlichen Stimmen für jede der Welten.
"Ein Experiment", so heißt es in der Laudatio, "das insbesondere am
Ende des Films an die Grenze des Möglichen geht, ohne zu scheitern."

Die Verleihung des Preises und Danksagungen u.a. vom
Audiodeskriptions-Team von "Play", von Hauptdarstellerin Emma Bading
und von Produktion und Regie ist zu sehen unter:
www.deutscher-hoerfilmpreis.de


Audiodeskription beim BR

Der Bayerische Rundfunk war 1997 der erste ARD-Sender, der ein
regelmäßiges Angebot von Sendungen mit Audiodeskription etablierte.
Seit 2013 erstellt der BR für alle seine Neuproduktionen im
Hauptabendprogramm des Ersten sowie für die Natur- und Tierdokus am
Sonntag eine Hörfilmfassung her.

Im BR Fernsehen werden neben "Dahoam is Dahoam" Serien wie "Hubert
ohne Staller", "Hindafing", "Servus Baby" und Fernsehfilme mit
Audiodeskription versehen. Außerdem gibt es Live-Audiodeskription für
die Faschingssendungen und die Starkbierprobe vom Nockherberg.


Inhalt "Play"

Jennifer, 17 (Emma Bading), für die Gaming zum Teenageralltag gehört,
fühlt sich unwohl und einsam. Kürzlich mit ihren Eltern Frank (Oliver
Masucci) und Ariane (Victoria Mayer) umgezogen, findet sie keinen
richtigen Anschluss bei den neuen Mitschülern. Die Schule interessiert
sie nicht. Angefixt durch das neue Virtual Reality Game Avalonia wird
das Spielen allmählich zu ihrem Lebensmittelpunkt. Jennifer
vernachlässigt ihre schulischen und familiären Verpflichtungen. Über
sämtliche Ermahnungen, Beschränkungen und Verbote setzt sie sich für
jede kostbare Spielsekunde hinweg und hintergeht ihre Eltern. Nur das
heimliche, exzessive Abtauchen in die virtuelle Fantasy-Welt von
Avalonia scheint Jennifer glücklich zu machen. Dabei gerät ihr Leben
zwischen realer und virtueller Welt vollkommen aus der Balance.


Infos zu "Play"

Regie: Philip Koch

Drehbuch: Philip Koch, Hamid Baroua

Darsteller: Emma Bading, Oliver Masucci, Veronica Mayer, Jonas
Hämmerle u.a.

Redaktion: Cornelius Conrad (BR), Claudia Simionescu (BR), Birgit
Titze (ARD Degeto)

Produktion: Sappralot (Produzent: Hamid Baroua und Christoph Szonn)
und Tellux next (Produzent: Philipp Schall) im Auftrag von BR und ARD
Degeto

Audiodeskriptionsteam: Anke Nicolai, Frank Höhle, Roswitha Röding
(Text) / Bernd Benecke, Elmar Dosch (Redaktion) / Christoph
Niedermeier, Michael Heumann (Aufnahme und Mischung) / Katja Schild,
Bernd Benecke (Sprecherin/Sprecher)

BR Mediathek: noch abrufbar bis 30. Juni 2020

 * 
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PREIS/2280: Deutscher Hörfilmpreis - "Die Sendung mit der Maus" (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Deutscher Hörfilmpreis

"Die Sendung mit der Maus" gewinnt beim Publikums-Voting



Mehrheit für die Maus: Mit 49 Prozent aller abgegebenen Stimmen hat
"Die Sendung mit der Maus" (WDR) den Publikumspreis beim Deutschen
Hörfilmpreis 2020 gewonnen. Das gab der Deutsche Blinden- und
Sehbehindertenverband (DBSV) bekannt. Pate für den Publikumspreis war
Jürgen Dusel, der Beauftragte der Bundesregierung für Menschen mit
Behinderung.

Seit 2018 ist "Die Sendung mit der Maus" komplett barrierefrei. Die
aktuellen Ausgaben sind als Stream verfügbar mit Audiodeskription,
Gebärdensprache und Untertiteln auf www.die-maus.de. MausApp und die
neue Smart-TV-App mit der Maus bieten Streams mit
Gebärdendolmetscher*innen.

Der Deutsche Hörfilmpreis wurde in diesem Jahr zum 18. Mal verliehen.
Die Preisverleihung fand online statt.

 * 
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DOKUMENTATION/1758: Das Erste - Angela Merkel. "Wir schaffen das!", 22.6.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 19. Juni 2020

Story im Ersten

Angela Merkel - "Wir schaffen das!"

Ein Film von Michael Richter

22.06.2020, 22.45 - 23.30 Uhr | Das Erste



Es ist kurz vor 12 Uhr, als eine Maschine der griechischen Fluglinie
Aegean langsam vor dem "Salon d'honneur", der VIP-Lounge des
luxemburgischen Flughafens, zu stehen kommt. Jean Asselborn, der
Außenminister, eilt mit wehendem rotem Schal zur Gangway und nimmt
zwölf Kinder in Empfang, alle mit Mundschutz. Sie sind aus den
überfüllten Flüchtlingslagern von den griechischen Inseln geholt
worden: "Es ist ein zartes Signal der Hoffnung", meint Jean Asselborn,
"jetzt müssen die anderen Länder nachziehen."


Armutszeugnis für Europa

Ob dieser Wunsch in Erfüllung geht? Einige EU-Staaten hatten eine
Zusage gemacht. Dann kam die Corona-Krise, nur Luxemburg und
Deutschland haben bisher Kinder aufgenommen, insgesamt 59. Auf Lesbos,
Chios und Samos stecken weiter zehntausende Menschen unter
unmenschlichen Bedingungen fest. EU-Flüchtlingspolitik im Jahr 2020.

"Das ist ein schreckliches Armutszeugnis", meint Karl Kopp, der die
Arbeit der deutschen Flüchtlingsorganisation "Pro Asyl" in
Griechenland koordiniert. Er glaubt: "Gerade die deutsche Politik hat
große Angst davor, dass man ihr vorwirft, es könnte wieder so etwas
wie 2015 stattfinden."


Gespaltene Gesellschaft

Bis zur Corona-Krise hat kein anderes Ereignis in den letzten Jahren
Deutschland so verändert wie die Ankunft hunderttausender Flüchtlinge.
Wie die Merkel-Regierung die Flucht der Menschen nach Westeuropa und
speziell Deutschland behandelte, hat bis heute tiefe Spuren
hinterlassen. Knapp zwei Millionen Flüchtlinge haben seitdem Zuflucht
und Aufnahme in Deutschland gefunden, manche dauerhaft, andere mit
unsicherer Perspektive, ob sie bleiben dürfen.

Der Umgang mit ihnen hat die Gesellschaft tief gespalten. "Refugees
welcome" gegen "Merkel muss weg". Herfried Münkler, renommierter
Politikwissenschaftler aus Berlin, sieht Deutschland und die EU am
Scheideweg: "Wenn es uns nicht gelingt, die antidemokratischen
Tendenzen in den Griff zu bekommen, werden autoritäre Politikmuster
zunehmen und vielleicht sogar dominieren."


Das Thema erschüttert die politische Bühne in Berlin

Die Dokumentation "Angela Merkel: 'Wir schaffen das!'" zeigt, was seit
2015 die politische Bühne in Berlin erschüttert: der Aufstieg der AfD,
die Entfremdung zwischen der Kanzlerin und Teilen ihres Volkes, die
wachsende Hetze in den sozialen Medien, Attacken auf Politiker, die in
der Flüchtlingskrise ihre humanitäre Haltung offen zeigten.

Der Film zeigt eine Gesellschaft, die sich in der Auseinandersetzung
um den Umgang mit Flüchtlingen immer weiter polarisiert.

 * 
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DOKUMENTATION/1757: ZDFzoom - "Am Puls Deutschlands", am 24.06.2020 (ZDF)

ZDFzoom: Am Puls Deutschlands

#wiemichCoronazermuerbt – Unterwegs mit Jochen Breyer

Mittwoch, 24. Juni 2020, 22.45 Uhr

Inhalt:

– Sendetermin, Stab, Inhalt

– Infos zur ZDF-Doku-Reihe "Am Puls Deutschlands – Unterwegs mit Jochen Breyer"



Mittwoch, 24. Juni 2020, 22.45 Uhr, ZDF
Am Puls Deutschlands – #wiemichCoronazermuerbt
Unterwegs mit Jochen Breyer
Film von Jochen Breyer und Tim Gorbauch

Produktion: Bewegte Zeiten
Redaktion: Beate Höbermann
Länge: ca. 45 Minuten

ZDF-Moderator Jochen Breyer fühlt Deutschland zum achten Mal den Puls: Für eine neue "ZDFzoom"-Dokumentation will er mit Menschen in ganz Deutschland darüber reden, welche Folgen die Corona-Pandemie für sie hat. Los geht es am Donnerstag, 7. Mai 2020, mit dem Aufruf, sich an dieser Diskussion zu beteiligen. Unter dem Hashtag #wiemichCoronazermuerbt sind die Schilderungen und Geschichten der Zuschauer und User gefragt. Gesprächspartner für die Dokumentation werden unter denjenigen ausgewählt, die sich auf den Aufruf melden.

Seit Mitte März steht für viele Deutsche das Leben still: Kontaktsperre, Schulschließungen, geschlossene Geschäfte – Maßnahmen, die das Land und die Menschen noch nie zuvor erlebt haben. Schutzmaßnahmen, die die Politiker angeordnet haben, um die Folgen der Corona-Pandemie für das Gesundheitssystem möglichst in Grenzen zu halten. Im März dachten noch viele, im Mai sei das Leben wieder wie vorher, doch nach Ostern wurde klar: Der Weg zurück ins normale Leben wird viel länger dauern. Der berühmt gewordene Satz "Es ist kein Sprint, sondern ein Marathon" hängt wie eine dunkle Wolke über allem. Was macht das finanziell, sozial, im Kleinen wie im Großen mit den Menschen und der Gesellschaft? Sind die verordneten Maßnahmen noch verhältnismäßig? Oder zahlen Kinder, die nicht zur Schule dürfen, und ältere Menschen in Pflegeheimen, die von ihren Angehörigen abgeschnitten sind, einen zu hohen Preis? Die Diskussion darüber spaltet die Gesellschaft: Lockerung ja oder nein, wie schnell und wo zuerst?

Jochen Breyer will darüber reden, was die Menschen in dieser Situation bewegt und welche Folgen Corona für sie gerade auch langfristig hat. Unter dem Hashtag #wiemichCoronazermuerbt, der über die ZDF-Kanäle auf Facebook und Twitter zu finden ist, sind dazu Antworten gefragt.

 * 

Infos zur ZDF-Doku-Reihe "Am Puls Deutschlands – Unterwegs mit Jochen Breyer"

Zum ersten Mal war Jochen Breyer vor der Bundestagswahl 2017 für das ZDF "am Puls Deutschlands" unterwegs – unter dem Hashtag #wasmichandeutschlandstoert. Zum Start der Fußball-WM 2018 ging "Am Puls Deutschlands" dann der Frage nach, was für die Bürgerinnen und Bürger heute deutsch ist. Und nach der Landtagswahl in Hessen Ende Oktober erkundete die dritte Auflage von "Am Puls Deutschlands", was die Politik falsch macht. Das Format wurde für den im Januar verliehenen Deutschen Fernsehpreis 2019 in der Kategorie "Bestes Infotainment" nominiert.

Im März 2019 erfolgte der Aufruf zur vierten "Am Puls Deutschlands"-Sendung – diesmal unter dem Hashtag #wasmireuropabringt. Die daraus resultierende Doku war am 21. Mai 2019 im Vorfeld der Europawahl in der Sendung "Wie geht's, Europa?" im ZDF zu sehen.

Vor den Landtagswahlen in Brandenburg und Sachsen wollte Jochen Breyer wissen: Was müsste im Osten Deutschlands anders laufen? Was stört die Menschen, was wünschen sie sich von der Politik? Unter dem Hashtag #wasmichimostenstoert sammelte er Rückmeldungen über Fehler, Versäumnisse und Erfolge im Osten. Die fünfte Ausgabe von "Am Puls Deutschlands" war am Mittwoch, 14. August 2019, 22.45 Uhr auf dem "ZDFzoom"-Sendeplatz zu sehen.

In der sechsten Ausgabe von "Am Puls Deutschlands" ging es im Jubiläumsjahr 70 Jahre Grundgesetz und 30 Jahre Mauerfall um #unserefreiheit.

Zuletzt ging Jochen Breyer am 22. April 2020 im ZDF in der siebten Ausgabe von "Am Puls Deutschlands" der Frage nach, "#wasmichamklimastreitnervt" und wie die Corona-Krise die Klimadebatte verändert.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2020

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





DOKUMENTATION/1756: ZDF - Terra X "Abenteuer Namibia" und "Abenteuer Vietnam", am 21.06. und 28.06.2020 (ZDF)

Terra X: "Abenteuer Namibia" und "Abenteuer Vietnam"

Zwei Dokumentationen

Sonntag, 21. Juni 2020 / Sonntag, 28. Juni 2020, jeweils 19.30 Uhr

Inhalt:

– Terra X: Abenteuer Namibia

– Die Protagonisten der Namibia-Dokumentation 

– Terra X: Abenteuer Vietnam 

– Die Protagonisten der Vietnam-Dokumentation 



Sonntag, 21. Juni 2020, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Abenteuer Namibia
Dokumentation

Buch und Regie: Christopher Gerisch
Kamera: Oliver Gurr
Schnitt: Hauke Ketelsen
Sprecher: Mark Bremer
Produktion Namibia: Sophie Haikali, Consalo Hangula, Dylan Katzao, Joe Vision Production CC
Produktionsleitung: Kerstin Peterssen (SPIEGEL TV), Petra Ziegler (ZDF)
Produzent: Kay Siering
Redaktion: Renate Marel
Länge: 43'30''

Wasser spielt in einem von großer Trockenheit geprägten Land wie Namibia eine entscheidende Rolle. Lediglich vier Flüsse führen regelmäßig Wasser. In den restlichen Flussläufen versickern die spärlichen Niederschläge meist schnell. Entsprechend karg und öd sind weite Regionen. Die Versorgung der Menschen mit Trinkwasser wird vor allem im bevölkerungsreichen Norden zum Problem. Der Arbeit des Hydrogeologen Martin Quinger ist es zu verdanken, dass die Lage trotz der zunehmenden Trockenheit durch den Klimawandel nicht hoffnungslos ist. Er hat ein riesiges Grundwasservorkommen entdeckt – fünfmal so groß wie der Bodensee.

Umso erstaunlicher ist in einem so trockenen Land wie Namibia der große Tierreichtum. In Jahrmillionen haben es zahlreiche Tierarten geschafft, sich den unwirtlichen Bedingungen anzupassen. Und so machen 300 verschiedene Säugetier-, 500 Vogel- und über 100 Reptilienarten Namibia zu einem der wildreichsten Länder Afrikas. Dies ist auch der Erfolg eines konsequenten Tier- und Naturschutzes. Beides hat Namibia als erstes Land der Welt in seiner Verfassung verankert. Überall im Land ist dieses Engagement zu spüren: Im Kaokoveld setzen sich Julian und Stephanie Fennessy für den Giraffenschutz ein. Philipp Göltenboth überwacht das Besendern von Elefanten im länderübergreifenden KAZA-Schutzgebiet. Und die Brüder – Berend und Friedrich Reinhard haben sich in der Kalahari dem Schutz der Spitzmaulnashörner verschrieben.

Wer Namibia bereist, wird immer wieder auf Spuren der deutschen Kolonialgeschichte stoßen. Der deutsche Kaufmann Franz Lüderitz erwarb 1883 unter fragwürdigen Umständen weite Landstriche an der Küste. 1884 wurde das Land offiziell zur Kolonie "Deutsch-Südwestafrika". Als erste Diamanten gefunden wurden, gab es einen wahren Rausch, der immer mehr Deutsche ins ferne Afrika lockte. Der grausame Tiefpunkt der deutschen Kolonialzeit war die Niederschlagung des Herero-Aufstands. Bis heute ringen Deutschland und Namibia um eine angemessene Form der Entschädigung für diesen Völkermord.

Namibia bei der Nutzung seiner reichen Bodenschätze zu unterstützen, ist das Ziel des Geologen Bernd Lottermoser. Gemeinsam mit Kollegen der namibischen Universität ist er auf der Suche nach wertvollen Hochtechnologiemetallen.

 * 

Die Protagonisten der Namibia-Dokumentation

Stephanie Fennessy, Leiterin Giraffe Conservation Foundation

Als erfahrene Projektmanagerin in den Bereichen Umwelt und Naturschutz ist Stephanie Fennessy unter anderem für die Organisation und Durchführung der Feldforschung zuständig. In den letzten 15 Jahren war sie an einer Vielzahl von Giraffenprojekten in ganz Afrika beteiligt. In Namibia führt sie regelmäßig Expeditionen in die abgelegene Kunene-Region durch, um mit ihrem Team wüstenadaptierte Giraffen zu erforschen.

"Die Zahlen sinken rapide. Giraffen sind wirklich gefährdet, und stehen unter sehr viel Druck. Die Zeit läuft aus und Giraffen müssen aktiv geschützt werden."


Prof. Dr. Bernd Lottermoser, Geologe RWTH Aachen

Bernd Lottermoser ist in Namibia auf der Suche nach kritischen Rohstoffen – wirtschaftlich bedeutsame mineralische Rohstoffe, die für Industrieländer von großer Bedeutung sind. Ohne sie gäbe es keine Handys, Glasfaserkabel oder Solaranlagen. Und auch für die Zukunftstechnologien sind sie unabdingbar. Die deutsch-namibische Forschungsexpedition führt den Geologen in landschaftlich spektakuläre Regionen: in die Dünen bei Swakopmund, an die Skelettküste und ein ehemaliges Bergwerk in der Nähe des Brandbergmassivs.

"Für jeden Wissenschaftler ist es eine Schatzsuche, besonders nach Rohstoffen. Und wir sind dabei, hoffentlich auch Schätze für Namibia zu entdecken und zu charakterisieren. Die Dünen enthalten nicht nur Diamanten, sie enthalten auch andere Rohstoffe von Interesse für eine moderne Gesellschaft, die einen sehr großen Hunger hat nach kritischen Rohstoffen."


Philipp Göltenboth, Fachbereichsleiter Afrika WWF

Als Afrikaexperte des WWF ist Philipp Göltenboth dem Kontinent seit vielen Jahren eng verbunden. Im namibischen Teil des KAZA-Schutzgebiets, dem größten länderübergreifenden Naturschutzgebiet der Welt, will sich Philipp Göltenboth einen persönlichen Eindruck von der Entwicklung des Projekts verschaffen. Neben dem Schutz der Tierwelt sollen die Menschen, die hier leben, an den Ressourcen der Region teilhaben. Ein Anspruch, der in Namibia gesetzlich verankert ist. Geht die lokale Bevölkerung eine echte Koexistenz mit den wildlebenden Tieren ein, kann KAZA zu einem Masterplan für Naturschutz in Afrika, wenn nicht der ganzen Welt werden. Der Schlüssel zum Erfolg, so Göltenboth, sind die Elefanten.

"KAZA ist der letzte große Zufluchtsort für Elefanten überhaupt weltweit. Hier gibt es 280.000 bis 300.000 Elefanten. Hier kommen jede Menge Touristen her und zahlen viel Geld dafür, um die Elefanten zu sehen. Und dadurch steigt der Wert der Elefanten, wenn sie lebendig sind. Wenn es hier keine Touristen gäbe, würde es die Elefanten hier vielleicht auch nicht mehr geben, denn dann würden sie geschossen werden, um ihr Elfenbein zu verkaufen."


Dr. Martin Quinger, Hydrogeologe und Projektleiter Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe

Nach jahrelanger Forschung hat Martin Quinger gemeinsam mit seinem deutsch-namibischen Team einen unterirdischen Schatz gefunden: Ein riesiges Süßwasser-Vorkommen im Norden Namibias. Eine Sensation für das unter Trockenheit leidende afrikanische Land. Das kostbare Nass kommt zudem der bevölkerungsreichsten Region Namibias zugute. Bis das Grundwasserreservoir in großem Stil genutzt werden kann, müssen Martin Quinger und seine Kollegen allerdings noch diverse Bohrungen, Messungen und Qualitätskontrollen durchführen.

"Dieses Wasser kann wirklich viel Leid abwenden. Wenn man sich hier umguckt in Namibia: Die Menschen leben noch ziemlich weit im Einklang mit der Natur. Das heißt natürlich, dass sie zu den Klimawandelursachen fast gar nichts beigetragen haben. Aber die Region leidet stark unter den Folgen des Klimawandels. Mit diesen tiefen Grundwasserleitern haben wir eine tolle Möglichkeit, klimaangepasst, also unabhängig von Klimavariationen, sie dauerhaft und sicher versorgen zu können."


Berend Reinhard, Biologe und Manager Nashornschutzprogramm

Berend Reinhard ist als Manager für die Logistik und Organisation eines privaten Wildschutzgebiets in der Kalahari verantwortlich. Die Größe des Gebiets und die wissenschaftliche Kompetenz der Betreiber waren die Voraussetzung, in ein staatliches Schutzprogramm aufgenommen zu werden. Eine Reaktion Namibias auf die drohende Ausrottung der Spitzmaulnashörner.

"Als das Ministerium für Umweltschutz an uns herangetreten ist, um die Spitzmaulnashorn-Population in Namibia wiederaufzubauen, waren wir natürlich sofort hellauf begeistert. Das Nashorn ist für uns eine absolute Ikone Afrikas, die es zu schützen gilt."


Dr. Friedrich Reinhard, Biologe und Projektleiter Nashornschutzprogramm

Der promovierte Biologe Friedrich Reinhard leitet das Wildschutzgebiet gemeinsam mit seinem Bruder Berend. Sein wissenschaftliches Interesse gilt der ökologischen Landnutzung in der Kalahari und dem Nashornschutz. Die Vergrößerung der Spitzmaulnashorn-Population ist das wichtigste Ziel des Schutzprojekts. Im letzten Jahrhundert ist die Anzahl der Spitzmaulnashörner in Afrika um mehr als 98 Prozent gesunken. Um den Erfolg zu gewährleisten kontrolliert Friedrich Reinhard regelmäßig den Gesundheitszustand der bedrohten Schwergewichte.

"Wir schauen uns an, wie gut die Nashörner ernährt sind. Nur wenn es den Nashörnern gut geht, wenn sie in einer guten Verfassung sind, können sie sich reproduzieren."

 * 

Sonntag, 28. Juni 2020, 19.30 Uhr, ZDF
Terra X: Abenteuer Vietnam
Dokumentation

Buch und Regie: Iris Gesang
Kamera: Rasmus Sievers
Schnitt: Christian R. Timmann
Sprecher: Mark Bremer
Produktion Vietnam: Lương Hoàng Giáp, Nguyễn Đăng Hiếu
Produktionsleitung: Kerstin Peterssen (SPIEGEL TV), Petra Ziegler (ZDF)
Produzent: Kay Siering
Redaktion: Renate Marel
Länge: 43'30''

Die Region Dong Van im äußersten Norden Vietnams ist geprägt von Karstgebirgen mit tiefen Schluchten und weit verzweigten Höhlensystemen. In abgeschiedenen Bergdörfern leben hier die Hmong, ein indigenes Bergvolk mit eigenen Bräuchen und eigener Sprache. Ihre kunstvoll angelegten Reisterrassen sehen aus wie in die Berge geschnitzt. Wie in vielen Karstregionen herrscht auch hier fast überall Wassermangel.

Der Wasserbauingenieur Peter Oberle beschäftigt sich seit vielen Jahren damit, wie man Wasser in einer zerfurchten Region wie dem Dong-Van-Karstgebiet finden, innovativ fördern und dann an die Bergdörfer verteilen kann. Das Ganze möglichst ohne externe Stromversorgung oder den Einsatz von Dieselaggregaten.

Fruchtbare, dicht besiedelte Flussdeltas des Roten Flusses im Norden und des Mekong im Süden dominieren dagegen die langgestreckte Küste Vietnams. Uralte Regenwälder und Kaffeeplantagen prägen das zentrale Bergland. Das ehemalige Saigon gehört zu den am schnellsten wachsenden Boom-Städten der Welt. Hier glitzern nachts Wolkenkratzer um die Wette.

So atemberaubend die Kultur- und Naturlandschaften Vietnams sind, so groß sind auch die Probleme. Klimawandel und die flächendeckende Abholzung der Mangrovenwälder beschleunigen die Erosion der Küsten. In den letzten Regenwäldern des Landes machen Wilderer Jagd auf das urzeitliche Schuppentier und die 25 Primatenarten Vietnams. Sie alle sind stark gefährdet oder gar vom Aussterben bedroht.

Antje Müllner von der Frankfurter Zoologischen Gesellschaft setzt sich gemeinsam mit ihren vietnamesischen Kollegen für den Erhalt von gefährdeten Lebensräumen wie dem Kon-Ka-Kinh-Nationalpark im zentralen Bergland von Vietnam ein. Die Tierärztin Daniela Schrudde versorgt konfiszierte Schuppentiere und wildert sie wieder aus. Die Erforschung der vom Aussterben bedrohten Cat-Bà-Languren in der berühmten Halong-Bucht ist das Ziel des Zoologen Christian Roos. Und der Historiker Andreas Magara befasst sich mit der Sicht der Vietnamesen auf den Vietnamkrieg.

 * 

Die Protagonisten der Vietnam-Dokumentation


Dr. Peter Oberle, Wasserbau-Ingenieur

Peter Oberle arbeitet für das Karlsruher Institut für Technologie und beschäftigt sich seit vielen Jahren damit, wie man Wasser in einer zerfurchten Region wie dem Dong Van Karst Gebiet im Norden Vietnams finden, innovativ fördern und dann an weit verzweigte Bergdörfer verteilen kann. Das Ganze möglichst ohne externe Stromversorgung oder den Einsatz von Dieselaggregaten.

"Die Menschen bringen wahnsinnig viel Energie auf, irgendwie an Wasser zu kommen. Ich denke, dass wir über unser Projekt einen gewissen Beitrag leisten können, die Lebensumstände in dieser extrem harten Umgebung, in dieser Naturlandschaft, zu verbessern."


Dr. David Lagrou, Geologe und Höhlenforscher

David Lagrou ist Höhlenforscher und kann sich keinen schöneren Beruf vorstellen. Seit 25 Jahren erforscht der Belgier mit seinen Kollegen Höhlen im Norden Vietnams.

"Das Interessante ist, Du gehst irgendwohin, wo kein anderer vor Dir war. Höhlenforscher suchen immer nach der längsten, tiefsten und größten Höhle. Die Höhlenwelt ist eine abgeschlossene Welt, ohne Handy, ohne Internet."


Dr. Antje Müllner, Biologin und Zoologin

Antje Müllner arbeitet für die Frankfurter Zoologische Gesellschaft und kommt seit 2004 regelmäßig nach Vietnam. Gemeinsam mit ihren vietnamesischen Kollegen setzt sich die Biologin für den Erhalt von gefährdeten Lebensräumen wie dem Kon Ka Kinh Nationalpark im zentralen Bergland von Vietnam ein.

"Auch hier in Kon Ka Kinh ist während des Vietnamkriegs das Entlaubungsmittel "Agent Orange" eingesetzt worden. Das ist hoch giftig, und hier sind auch ganze Wälder und die darin lebenden Tiere vernichtet worden. Trotzdem ist das Kon-Ka-Kinh-Gebiet heute noch ein … wichtiger Bestandteil eines größeren zusammenhängenden Regenwaldgebiets im nördlichen zentralen Bergland von Vietnam. Es ist wie … eine Art Rettungsinsel für seltene und hochbedrohte Tier- und Pflanzenarten."


Andreas Margara, Historiker

Über den "amerikanischen Krieg", wie die Vietnamesen den Vietnamkrieg nennen, ist schon sehr viel geschrieben und geforscht worden. Andreas Margara interessiert sich für die vietnamesische Sicht auf die Geschichte. Deshalb erforscht er die Erinnerungskultur in Vietnam.

"Not macht erfinderisch. Dieses Lebensmotto war im Tunnelkampf überlebenswichtig für die Vietnamesen. Ein schönes Beispiel sind die rauchfreien,Điện Biên Phủ-Küchen. Hier wurde unterirdisch gekocht, und die verschiedenen Rauchabzüge, die mit Blättern bedeckt waren, haben es ermöglicht, dass die Vietnamesen von den Feinden nicht aufgespürt werden konnten."


Daniela Schrudde, Tierärztin

Daniela Schrudde arbeitet als Leiterin der Tierschutzarbeit bei der Welttierschutzgesellschaft. Seit vielen Jahren unterstützt ihre Organisation die vietnamesischen Kollegen von "Save Vietnam's Wildlife", die konfiszierte Schuppentiere mit großem Aufwand tiermedizinisch versorgen, gesund pflegen und dann wieder auswildern.

"Wilderer flößen den Pangolinen, den Schuppentieren, erstmal sehr viel Futter ein, damit sie möglichst schwer sind. Gerne wird auch Gipspulver genommen, weil das hart wird und schwer ist. Der Kilopreis bestimmt den Marktwert dieser Tiere. Die Tiere werden dann in Netze gesteckt, damit sie gut händelbar sind. In diesen Netzen können sie sich überhaupt nicht mehr bewegen. Wenn wir Tiere konfiszieren, sind sie in der Regel in einem extrem schlechten Zustand sind. Viele sind aber auch schon tot."


Dr. Christian Roos, Biologe, Zoologe und Genetiker

Seit mehr als 20 Jahren erforscht der Genetiker des Deutschen Primatenzentrums Göttingen vietnamesische Affen, wie den Cat-Bà-Langurin der berühmten Ha-Long-Bucht. Von dem Affen mit dem Goldschopf gibt es nur noch 66 Tiere. Christian Roos ist sich sicher, wenn Forscher eine so stark bedrohte Art retten wollen, müssen sie mehr über die Lebensweise ihrer Schützlinge herausfinden.

"Man dachte immer, dass Cat-Bà-Languren und andere Languren, die in Kalksteingebieten leben, vom Menschen in diese unwirtlichen Gebiete zurückgedrängt worden sind und dass sie vorher in Regenwäldern gelebt haben. Die Genetik hat aber jetzt gezeigt, dass die Tiere sehr gut an Kalk, an Kalzium, angepasst sind."
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FILM/1734: ZDF - ZDF-Komödie "Der Sommer nach dem Abitur", am 25.06.2020 (ZDF)

Der Sommer nach dem Abitur

Komödie

Donnerstag, 25. Juni 2020, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Besetzung, Inhalt

– Interview mit Bastian Pastewka, Fabian Busch und Hans Löw

– Statement von Produzentin Tanja Ziegler



Stab

Buch: Marc Terjung
Regie: Eoin Moore
Kamera: Florian Foest
Musik: Warner Poland, Kai-Uwe Kohlschmidt, Wolfgang Glum
Ton: Carsten Arnolds
Szenenbild: Justyna Jaszczuk
Kostümbild: Anne-Gret Oehme
Maskenbild: Stephanie Adam, Aylin Ergün
Casting: Mai Seck
Schnitt: Eva Lopez Echegoyen
Herstellungsleitung: Ralph Brosche
Produktionsleitung: Susanne Bergmann
Produktion: ZIEGLER FILM GmbH & Co. KG
Produzentin: Tanja Ziegler
Producerin: Kirsten Ellerbrake
Redaktion: Elke Müller (ZDF), Olaf Grunert (ARTE)
Länge: 88 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Alexander – Bastian Pastewka
Ole – Fabian Busch
Paul – Hans Löw
Achim – Charly Hübner
Stephanie – Pegah Ferydoni
Claudia – Julia Richter
Babette – Alessija Lause
Rocker 1 – Steffen Münster
Rocker 2 – Cyrill Berndt
Apothekerin – Anneke Kim Sarnau
Charles – Ferdinand Lehmann
Larissa – Zoe Moore
Werkstattmeister – Stefan Lochau
Benjamin – Jonas Sippel
und andere


Inhalt

Nach dem Abitur wollten die drei Schulfreunde Alexander, Paul und Ole auf ein Konzert ihrer Lieblingsband Madness. Doch irgendetwas kam für alle dazwischen. Zu ihrem Glück gibt es die Band noch immer, und so machen die drei Mittvierziger sich ein Vierteljahrhundert später in einem klapprigen Golf auf den Weg, das Versäumte nachzuholen – denn Madness geben erneut ein Konzert.

Doch was als vergnügliche Nostalgietour geplant war, wird zu einem Desaster: Die drei Freunde von einst haben sich verändert, und so recht wollen der angeblich glücklich verheiratete Pharmavertreter Alexander, der Hallodri Paul und der Ratgeberautor Ole nicht mehr zusammenpassen. Alexander reagiert hysterisch auf den Verlust seiner Tabletten, ist er doch mittlerweile sein eigener bester Kunde. Zudem vermasselt er Ole die Partie bei einer Country-Sängerin. Gemeinsame Nächte im Zelt sind weit weniger amüsant als erwartet, und mit dem Konzert geht am Ende auch noch alles schief, denn die von Paul online erstandenen Tickets sind gefälscht. Doch die Verzweiflung währt nicht lange: In Babettes Kneipe veranstalten die Jungs ihren eigenen Gig nach dem Motto "You better start to move your feet – to the rockinest, rock-steady beat of madness".

 * 

Interview mit Bastian Pastewka, Fabian Busch und Hans Löw

Wann haben Sie Abitur gemacht?

Fabian Busch: Das war 1994.

Bastian Pastewka: Pünktlich, ohne Umwege, im Jahre 1991. Sehr durchschnittliches Ergebnis, was mich damals arg verstimmt hat. Ich war zunächst ein recht guter Schüler, doch je mehr es aufs Abitur zuging, desto mehr überholten mich die anderen. Ich habe mich auf meinen Lorbeeren ausgeruht und nicht erkannt, dass es nicht immer reicht, die originellste, aber eben nicht die richtige Antwort parat zu haben.

Hans Löw: Bei mir war das (autsch) 1995.

Was haben Sie im Sommer nach dem Abitur gemacht?

Bastian Pastewka: Ich bin sofort in den Zivildienst eingestiegen, der zu dieser Zeit noch 15 Monate betrug. Ich wollte diese Phase so schnell wie möglich hinter mich bringen. Während meine Mitschüler durch die Welt gondelten und ihr Abi feierten, war ich Bluttransportfahrer für die Uniklinik Bonn – auf einem Fahrrad. Ich bekam den verantwortungsvollen Job, Proben und Blutkonserven zum Einsatz zu fahren. Doch die Klinik hatte uns nicht genug Transportgerät zur Verfügung gestellt. Wir mussten improvisieren: Auf meiner Kühltasche stand "Pumuckl".

Fabian Busch: Ich war nicht der beste Schüler, und so musste ich mich bis zum Abi zurückhalten – was Filme drehen anbelangte. Den ersten Sommer in Freiheit habe ich dann folgerichtig am Set verbracht.

Hans Löw: Tatsächlich bin ich zuerst auf ein Open-Air-Konzert gegangen. Skunk Anansie, Prodigy, Fanta 4 – ich weiß es nicht mehr genau. Dann war ich mit Freunden und damaliger Freundin zelten in Frankreich am Atlantik.

Haben Sie noch Kontakt zu damaligen Mitschülern?

Bastian Pastewka: Wir waren mit über 100 Personen ein sehr unübersichtlicher Jahrgang, aber es war mir möglich, mit rund 15 Personen intensiven Kontakt zu halten.

Fabian Busch: Oh ja, mein bester Freund von damals ist es immer noch, und wir verbringen so viel Zeit wie möglich miteinander. Und doch ist es immer zu wenig.

Hans Löw: Drei wichtige Kumpel sind geblieben.

Was bedeutet Freundschaft für Sie?

Fabian Busch: Es ist für mich nach der Familie das Wichtigste, manchmal auch davor – weil eine wahre Freundschaft durch nichts zu ersetzen ist.

Hans Löw: Umeinander wissen. Begleiten im Streiten und Verzeihen. Die Gewissheit zu haben, sich beim anderen immer melden und nicht melden zu können.

Bastian Pastewka: In der Tat sind viele Kollegen meines Abiturjahrgangs immer noch meine besten Freunde. Allein das ist ein Verdienst. Möglicherweise gäbe es diese Freundschaften nicht, wenn wir uns nicht acht Jahre täglich in der Schule begegnet wären. Einige habe ich über Jahre aus den Augen verloren, doch kaum sieht man sich wieder, verständigt man sich sofort auf das Vokabular und die Scherze aus der Abizeit. Meist brüllen wir uns Sätze aus "Die Ritter der Kokosnuss" oder ähnliches zu. Das ist auch eine Qualität einer Freundschaft.

Haben Sie nach Ihrem Abitur ein Vorhaben nicht gemacht, das aber später nachgeholt?

Bastian Pastewka: Als ich 1989 in die Oberstufe kam, endete die deutsche Teilung. Ich war vor dieser Zeit ein paarmal in Berlin-West und -Ost, aber es ärgert mich bis heute, dass ich genau in der entscheidenden Wendezeit im piefigen Bonn mein Abitur machen musste. Ich bin daher später nach Berlin gezogen, um ganz sicher zu sein, in Zukunft nie wieder etwas Vergleichbares zu verpassen.

Hans Löw: Nein. Ich hatte den Hang dazu, auch das Verwegenste umzusetzen.

Haben Sie Ihr 25. Abi-Jubiläum begangen?

Hans Löw: Nein.

Bastian Pastewka: Aber ja, und wir hätten uns alle gewundert, wenn nicht. Es kamen ungefähr 70 Leute, und unsere Lehrer haben uns für diesen Tag extra die Schule aufgeschlossen. Wir schlichen noch einmal durch die menschenleeren Gänge und mussten feststellen, dass sich im Gebäude nichts verändert hatte. Klar, sie haben gestrichen, aber das Mobiliar in den Klassenzimmern, die Tafel, die Mülleimer – das war alles noch das gleiche. Sie hatten nur neue Steckerleisten und Kabelwege montiert, und eine Freundin fand unter einer Bank zufällig ein Biologiebuch, in dem noch ihr Name drinstand.

Fabian Busch: Ich verpasse solche Sachen irgendwie immer – vielleicht ja nicht ohne Grund.

Madness ist die Lieblingsband der drei Schulfreunde Alexander, Ole und Paul. Sind Sie auch Madness-Fan?

Bastian Pastewka: "Our House" von Madness und "Sweet Dreams" von den Eurythmics sind die ersten Pop-Songs, an die ich mich überhaupt erinnern kann. Ich kenne nicht alle Madness-Songs, aber der Sound der Band begleitet mich seit meiner Kindheit. Und ich durfte 2007 einige Mitglieder von Madness in London kennenlernen, das war eine ganz besondere Freude.

Fabian Busch: Ich mochte die Musik schon immer, aber so richtig sympathisch sind sie mir eigentlich erst durch ihre durchgeknallten Musikvideos geworden.

Hans Löw: Eher nicht. Aber es gab eine lokale Ska-Band, die ich zu Abizeiten sehr gerne live gesehen habe. No Sports hießen die.

Für welche Band wären Sie damals weit gereist?

Bastian Pastewka: Ich muss passen, ich war nie ein Freund von Live-Konzerten und habe bis heute nahezu keines gesehen.

Fabian Busch: Ich war nicht so sehr der Musikfan und habe querbeet gehört. REM, Doors, Tom Waits, Beatles, Elvis Presley, aber vor allem Queen – für die wäre ich tatsächlich weit gereist. Heute ist es genauso bunt gemixt und noch etwas mehr Klassik dazugekommen. Billie Eilish find ich toll – auch für was sie steht.

Hans Löw: Also, wen ich damals verpasst habe und echt gerne live gesehen hätte, waren Queen und Nirvana. Weit reisen wegen eines Konzerts, würde ich, glaube ich, nicht. Aber Radiohead fehlt mir, The Kills und Queens of the Stone Age immer wieder gerne.

Was war Ihr absolutes Lieblings-Band-Fan-Outfit?

Bastian Pastewka: Die Outfits von Madness sind schon sehr besonders gewesen in ihrer Zeit. Ich war damals Fan von Elektro-Pop-Bands wie Kraftwerk oder The Art of Noise, die sich im Grunde für ihre Konzerte verschleierten.

Hans Löw: Fan-Outfit, furchtbar. Ich möchte keine Uniform. Bei den Blues Brothers hätte ich mich allerdings schwergetan. Und Angus darf seine Uniform natürlich auch behalten.

Hatten Sie je einen Golf I?

Bastian Pastewka: Nein, nie, obwohl ich voll in das Raster passen würde. Mein erster Wagen war ein gebrauchter Ford Fiesta, der vollkommen unverdächtig war. Ich kam damit sehr seriös rüber, und ich glaubte damals, weiß sei eine anerkannte Autofarbe.

Fabian Busch: Mein erstes Auto war tatsächlich ein 1er Golf. Beigefarben. Und er roch so, wie nur alte Autos gerochen haben. Ich habe damals in Kreuzberg gewohnt und bin jeden Morgen damit zur Schule nach Hellersdorf gefahren. Ich erinnere mich an die verschmierte Frontscheibe, morgens nach Osten, abends nach Westen. Immer der Sonne entgegen – ich habe kaum was gesehen. Lange hatte ich ihn nicht, und er musste einem 2er weichen.

Hans Löw: Nein. Mein Äquivalent war eindeutig der 123er Mercedes 240D. Ein Traum. Dieser Wagen ist voll mit Erlebnissen. Den hatte ich dreimal hintereinander. Er war Zuhause, Kneipe, Bett und Kumpel.

Herr Pastewka, was denken Sie über Alexander?

Bastian Pastewka: Die Rolle Alex gleicht mir schon sehr – ich mag den Typen, ohne dass ich sagen könnte, warum. Ich habe versucht, ihn als Mann ohne nennenswerte Eigenschaften zu charakterisieren. Der spürt nichts mehr, sondern ist tiefen-frustriert. Möglicherweise würde ich ihn bei einer Begegnung fragen: "Sag' mal, wann hast Du eigentlich das letzte Mal gelacht?" Er würde es nicht wissen. Alex muss sich erhöhen, indem er seinen Kumpel Ole belächelt und sich mit Paul verbündet. Als Paul ihn kritisiert, ist er völlig verloren und sucht sein Heil in den unzähligen Tabletten, die er immer dabei hat.

Herr Busch, stellen Sie sich vor, Sie treffen Ole in einer Kneipe und unterhalten sich mit ihm. Was erzählt er Ihnen?

Fabian Busch: Ja, mit Ole würde ich sicher ein Bierchen trinken, der hat viel zu erzählen über Gott und die Welt. Kennt sich wahnsinnig gut aus, gibt damit aber nicht an; und wenn dann der Abend weiter fortgeschritten ist, wird's erst richtig interessant, weil Ole nämlich eigentlich ein ziemlich einsamer, trauriger Typ ist.

Herr Löw, Sie treffen auf Paul und unterhalten sich mit ihm. Was erzählt er Ihnen, und was denken Sie über den Typen?

Hans Löw: Ganz coole Sau eigentlich. Aber irgendwie neben der Spur. Warum erzählt der mir (wenn er was erzählt) das, was er da erzählt?

Erzählen Sie uns ihren lustigsten Outtake-Moment bei "Der Sommer nach dem Abitur".

Bastian Pastewka: Mir wurde schlecht im stehenden Fahrzeug. Warum? Unser Regisseur Eoin Moore hat einige Details der Golf-Fahrten, die Ole, Paul und Alex machen, im Studio gedreht. Der Simulation wegen wurde die bewegte Landschaft auf Leinwände um uns herum projiziert. Das habe ich vollkommen unterschätzt: Die Augen sagten, wir fahren, der Verstand sagte, wir stehen. Mein Hirn entschied sich, diese Herausforderung abzulehnen und ging auf den Modus Übelkeit mit kurzzeitigem Schwindelanfall. Das wäre mir zu Abiturzeiten nicht passiert.

Fabian Busch: Einen Moment hervorzuheben, wäre extrem unfair gegenüber den unzähligen anderen Momenten. Es waren einfach 25 unglaublich lustige, intensive Tage, und jede Probe war schon ein Ereignis. Es gab jedoch auch einen schrecklichen Moment: das Gefühl, nachdem man 15 Bockwürste hintereinander gegessen hat.

Hans Löw: Wir waren ein einziges Outtake.

Herr Pastewka, "Der Sommer nach dem Abitur" ist Ihr erster Film seit 2012. Was hat Sie am Drehbuch beziehungsweise Ihrer Rolle überzeugt?

Bastian Pastewka: Ich hatte mit Marc Terjung schon einmal zusammengearbeitet. Wir beide mögen Kumpel-Filme – aber er wollte in unserem Film keine simple Retro-Begeisterung zeigen, sondern einen Roadtrip von alten Freunden spektakulär scheitern lassen. Ich war erst nicht überzeugt, aber als er mir den Kernsatz: "Wir sind Freunde, das hat mit Mögen nicht viel zu tun" nannte, war ich Feuer und Flamme. Mein Wunsch war, dass meine Rolle Alexander die einzige des Trios ist, der die Rumpelmucke von Madness eigentlich hasst, aber zu verzweifelt ist, um den doofen Trip abzusagen. Am Ende des Films ist Alex allerdings nicht der einzige mit dieser Haltung.

Herr Busch, Herr Löw, was an "Der Sommer nach dem Abitur" hat Sie überzeugt mitzuspielen?

Fabian Busch: Eoin Moore kenne und bewundere ich schon ganz lange – es war einfach mal fällig. Als ich dann beim Casting Bastian kennenlernen durfte, war ich verliebt. Ich wollte die Rolle unbedingt. Und als dann auch noch mein Wahnsinnskollege Hans feststand, war mein Glück perfekt. Solche Konstellationen hat man nicht oft, und ich bin fest davon überzeugt, dass sich diese Energie auch durch den Bildschirm überträgt. Bei den vielen Kinovorstellungen auf verschiedenen Festivals hatte das Publikum jedenfalls Riesenspaß!

Hans Löw: Ein Roadmovie. In der Besetzung. Das musste man machen. Das muss man sehen!

Die Fragen stellte Petra Fink-Wuest.

 * 

Statement von Produzentin Tanja Ziegler

Manche Filme machen einfach ganz viel Spaß. Da passt alles, sogar das Wetter. Nach "Mutter muss weg" hatten Bastian Pastewka und wir Lust auf eine Fortsetzung der Zusammenarbeit. Marc Terjung hatte wieder die richtige Idee, das ZDF hat laut und deutlich ja gesagt, und fröhlich haben wir uns wieder gemeinsam in das Abenteuer gestürzt.

In der Vorbereitung und bei den Dreharbeiten gab es unzählige nostalgische und auch melancholische Momente, wie zum Beispiel bei der Recherche und Beschaffung eines alten VW-Golf I, dem in der Geschichte ein besonderer Part zukommt. Das Auto hat gerade unseren drei Hauptdarstellern enormen Spaß gemacht. Das Ergebnis sehen Sie jetzt: ein fröhlicher Film mit viel Gefühl und guter Musik. Empfohlen zum Mitsingen und -tanzen! 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juni 2020

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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REPORTAGE/593: Das Erste - Regieren am Limit, 22.6.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. Juni 2020

Regieren am Limit

Arbeitsminister Hubertus Heil gewährt WDR-Team exklusive Einblicke

Montag, 22. Juni 2020, 23:30 - 00:15 Uhr, Das Erste



Die Coronakrise trifft den Arbeitsmarkt mit brutaler Härte. Für mehr
als zehn Millionen Menschen musste Kurzarbeit beantragt werden,
Hunderttausende verloren ihren Job. Es droht die schwerste Rezession
der Nachkriegszeit.

Am Montag, 22. Juni 2020, 23:30 - 00:15 Uhr (45 Minuten), zeigt Das
Erste den WDR-Film "Regieren am Limit - Ein Minister, das Virus und
der Kampf um Arbeitsplätze". Die Autoren Benjamin Braun und Maike von
Galen (Redaktion: Markus Zeidler) konnten Arbeitsminister Hubertus
Heil drei Monate exklusiv mit der Kamera begleiten und beobachten, wie
er dagegen kämpft, dass das Virus am Ende auf dem Arbeitsmarkt stärker
wütet als auf den Intensivstationen.

Ein Blick hinter die Regierungskulissen in einer außergewöhnlichen
Krisenzeit.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15. Juni 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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THEMENREIHE/479: ARD-alpha - Wasserextreme, 24.6.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 19. Juni 2020

Dokus und Experten-Talk

alpha-thema: Wasserextreme

Mittwoch, 24. Juni 2020 ab 20.15 Uhr, ARD-alpha



Hochwasser und Dürren, Stürme, reißende Flüsse - die Phänomene des
Klimawandels sind Alltag geworden auf unserem Planeten, und sie
treffen die Menschen sehr unterschiedlich. ARD-alpha zeigt mit
"alpha-thema: Wasserextreme" am Mittwoch, 24. Juni 2020 ab 20.15 Uhr,
was der Klimawandel konkret bedeutet - für Bangladesch, wo schon jetzt
die Wassermassen jedes Jahr im Monsun Häuser fortspülen, und für eine
Region in Franken, die gegen die Trockenheit ankämpft. Im "alpha-thema
Gespräch: Wasserextreme - Zwischen Dürre und Flut" diskutieren
Experten über Anpassungsmöglichkeiten und ihre Grenzen.

Die Dokumentation "Vor uns die Sintflut" um 20.15 Uhr führt vielleicht
in die Zukunft der Erde, die in Bangladesch bereits Gegenwart ist.
Menschen bauen zum vierten Mal ihr Haus ab, um es dort zu errichten,
wo sie hoffen, beim nächsten Monsun nicht erneut den immer mächtigeren
Wassermassen der Flüsse weichen zu müssen. Zu viele verfügen nicht
über die Mittel, um erneut Land zu erwerben. Die Not treibt sie in die
Slums der 20-Millionen-Metropole Dhaka. Welche Ursachen das hat und
was das für die Zukunft Bangladeschs bedeutet, macht der Film
eindrucksvoll deutlich. Er lässt auch die Bengalen - Bauern,
Wissenschaftler, Textilarbeiter - selbst zu Wort kommen.

Das "alpha-thema Gespräch: Wasserextreme - Zwischen Dürre und Flut" um
21.00 Uhr macht klar: Die Ursachen der Wasserextreme sind innerhalb
der Wissenschaft unumstritten. Welche Anpassungsmöglichkeiten gibt es,
vom Städtebau bis zur Gesundheitspolitik, und wo liegen ihre Grenzen?
Extremwasserstände kamen in Küstenstädten bisher einmal in 100 Jahren
vor. Was würde es bedeuten, wenn sie in 20, 30 Jahren vielleicht
jährlich zu erwarten sind? Neben dem Appell an die Politik richten die
Gäste der Sendung, Professor Dr. Claudia Traidl-Hoffmann,
Umweltmedizinerin an der TU München, und Professor Dr. Matthias
Garschagen, Anthropogeograph an der LMU München, ein dringendes
Plädoyer an das individuelle Verhalten. Die Sendung moderiert Birgit
Kappel.

In Bayern gibt es eine Region extremer Trockenheit, vergleichbar mit
Nordjordanien: die "Fränkische Trockenplatte" in Unterfranken. Dabei
steht im Freistaat grundsätzlich genügend Wasser zur Verfügung. Die
Dokumentation "Alles hängt vom Wasser ab" um 21.30 Uhr zeigt: Die
Investitionen, um in Franken die fehlende Grundwasserneubildung durch
Fernwasser auszugleichen, sind enorm hoch. Was tun, wenn es weiter,
wie nun schon seit mehr als 15 Jahren, keine Nassjahre mehr gibt, in
denen sich neues Grundwasser bilden kann? Können geklärte Abwässer für
die Feldbewässerung genutzt werden? 125 Liter sauberes Wasser
verbraucht jeder Bayer im Schnitt pro Tag. Diese sind mit insgesamt
knapp 25 Cent unterbewertet, ökonomisch, und erst recht ökologisch.


alpha-thema: Wasserextreme - Die Sendungen im
Überblick 


Mittwoch, 24. Juni 2020

20.15 Uhr: Vor uns die Sintflut

Klimaflüchtlinge in Bangladesch

Dokumentation, SWR 2018

21.00 Uhr: alpha-thema Gespräch: Wasserextreme - Zwischen Dürre und
Flut

Gespräch, 2020

Gäste: Professor Dr. Matthias Garschagen, Anthropogeograph an der
Ludwig-Maximilians-Universität München, und Professor Dr. Claudia
Traidl-Hoffmann, Umweltmedizinerin an der Technischen Universität
München

Moderation: Birgit Kappel

BR Mediathek: nach Ausstrahlung fünf Jahre verfügbar

21.30 Uhr: Alles hängt vom Wasser ab

"Plan B" für Bayern

Dokumentation, 2019

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 12 Monate verfügbar

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19. Juni 2020
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Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts
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FEATURE/1489: Deutschlandfunk Kultur - Visum unerreichbar, 22.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Visum unerreichbar

Wenn die Reise in der Botschaft endet

Von Isabel Röder

Zeitfragen. Feature

Montag, 22. Juni 2020, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Flug gebucht, und ab geht die Reise. Der deutsche Reisepass öffnet die
Tür zu Reisen in 171 Länder. Für Menschen aus dem globalen Süden war
das auch vor den Einschränkungen wegen der Corona-Pandemie ein
unerreichbarer Traum. Ihre Reisen beginnen seit je mit Visumsanträgen
in Botschaften. Kontoauszüge und Interviews sollen dort die
finanziellen Ressourcen und vor allem ihre Rückkehrbereitschaft
bezeugen. Eine Prüfung, die nervenaufreibend, intransparent und, je
nach Herkunft, aussichtslos ist. Trotzdem wird über Visapolitik in
Deutschland selten diskutiert. Ein Feature über die ungleich verteilte
Freiheit des Reisens.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 16. Juni 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/1488: ARD radiofeature - "Europas Corona-Grenzen. Abschottung, Misstrauen und Solidarität", 24.-28.6.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 19. Juni 2020

ARD radiofeature im Juni

"Europas Corona-Grenzen - Ein Feature über Abschottung, Misstrauen
und Solidarität"

SWR 2 - Mittwoch, 24. Juni 2020, 22:03 Uhr

BR 2 - Samstag, 27. Juni 2020, 13:05 Uhr

SR 2 KulturRadio - Samstag, 27. Juni 2020, 17:04 Uhr

Bremen Zwei (RB) - Samstag, 27. Juni 2020, 18:05 Uhr

NDR Info - Samstag, 28. Juni 2020, 11:05 Uhr

WDR 5 - Sonntag, 28. Juni 2020, 11:04 Uhr

hr2-kultur - Sonntag, 28. Juni 2020, 18:05 Uhr



Die Corona-Pandemie ist eine Zerreißprobe für das offene Europa.
Während in Deutschland die Zivilgesellschaft enger zusammenrückt, um
den am stärksten Betroffenen zu helfen, ist es mit der europäischen
Solidarität nicht allzu weit her und scheinbar vergessene Feindbilder
und Ressentiments sind wieder zurück.

In der Großregion zwischen Frankreich, Luxemburg und dem Saarland
waren die Auswirkungen der wochenlangen Grenzschließungen besonders
spürbar - mit teils dramatischen Folgen für alle. Zerbricht das
grenzenlose Europa an der Corona-Krise oder kann es gestärkt daraus
hervorgehen? Zu dieser und weiteren Fragen haben die Autorinnen Katrin
Aue und Carolin Dylla in den vergangenen Monaten vor Ort recherchiert.

"Europas Corona-Grenzen - Ein Feature über Abschottung, Misstrauen und
Solidarität" heißt das ARD radiofeature, das ab Mittwoch, 24. Juni
2020, in sieben Wort- und Kulturwellen der ARD zu hören und im
Internet unter www.ardaudiothek.de als Podcast verfügbar ist.

Die gegenwärtige Situation ist eine Zäsur. Gesellschaftlich,
wirtschaftlich, politisch. Nur wenig wird sein wie zuvor. Soviel steht
fest. Die Krise ist auf jeden Fall ein Warnschuss für Europa.

Carolin Dylla, Jahrgang 1989, Studium der Internationalen und
Europäischen Governance, ist seit 2018 Reporterin und Redakteurin in
der Programmgruppe "Politik und Zeitgeschehen" beim Saarländischen
Rundfunk. Für ihr Feature "Der Aachener Vertrag oder Élysée 2.0"
erhielt sie 2019 den Nachwuchspreis des Deutsch-Französischen
Journalistenpreises.

Katrin Aue, gebürtige Ostfriesin und studierte Ethnologin. Nach ihrem
Volontariat beim Rundfunk Berlin-Brandenburg arbeitete sie als
Reporterin bei den politischen Magazinen des rbb-Fernsehens und
wechselte danach ins Recherche-Team der Nachrichtenagentur dapd. Seit
2014 arbeitet sie beim Saarländischen Rundfunk als Moderatorin,
Redakteurin und Reporterin.

 * 
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HÖRSPIEL/2101: Deutschlandfunk - "Eine Farbenlehre" von Rolf Cantzen, 21.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Blondschopf, Rotschopf, Schwarzschopf

Eine Farbenlehre

Von Rolf Cantzen

Regie: Philippe Brühl

Deutschlandfunk 2020

Freistil

Sonntag, 21. Juni 2020, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Blonde sind dumm, Rothaarige falsch, Schwarzhaarige sinnlich.
Stereotype Charaktereigenschaften von Haarfarben. Zusammen mit der
Hautfarbe gehört die Haarfarbe zu den sichtbarsten Merkmalen
körperlicher Verschiedenheit und bestimmt nicht nur das Aussehen.
Gerade in Zeiten nahezu unbegrenzter Haarfärbungen werden den
Haarfarben noch immer verschiedene Charaktereigenschaften zugewiesen.
Bei der Wahl des Partners oder der Partnerin spielt die Haarfarbe
bisweilen eine Rolle. Haare sind das Spiegelbild der Seele - damit
werben systemische Haarenergetikerinnen und bieten an, mit Form und
Farbe die Chakren ihrer Kundschaft zu harmonisieren. Wie haben sich
die Stereotypen im Laufe der Zeit geändert oder stabilisiert?
Inwiefern ist das Schönheitsideal verschiedener Kulturen von
Haarfarben bestimmt und wie sind Haarfarben weltweit verteilt?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juni 2020
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MELDUNG/2088: Deutschlandfunk Kultur - Der Schriftsteller Wolfgang Welt, 20.6.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Ich schrieb mich verrückt

Eine Lange Nacht über den außergewöhnlichen Schriftsteller Wolfgang
Welt

Von Martin Willems

Regie: Jan Tengeler

Lange Nacht

Samstag, 20. Juni 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wolfgang Welt (1952-2016) war Suhrkamp-Autor, furioser Rockschreiber,
Schallplattenverkäufer, Dauer-Bochumer, Nachtwächter, Buddy-Holly-Fan;
kurzum: der größte Erzähler des Ruhrgebiets. Welt wächst in der
Zechensiedlung Wilhelmshöhe auf. Als er mit Anfang 20 Hermann Hesses
"Steppenwolf" liest, steht sein Entschluss fest: Er will
Schriftsteller werden. Doch worüber schreiben? Seit Kindertagen ist
Buddy Holly sein Idol. Völlig klar, dass sein erster journalistischer
Text an den früh verstorbenen Rock 'n' Roll-Musiker erinnert. 1983
schreibt Wolfgang Welt sich im wahrsten Sinne des Wortes verrückt -
Diagnose: schizophrene Psychose. Kurze Zeit später findet er sein
literarisches Thema: "Ich werde mein ganzes Leben aufschreiben."

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:
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MUSIK/3219: Premiere für Konzertportal von Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und Deutschlandfunk Nova (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 18.6.2020

"Unsere Mikros, Ihre Konzerte"

Premiere für Konzertportal von Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur
und Deutschlandfunk Nova


Neue Website bündelt aktuelle Konzertaufzeichnungen - von Klassik über
Jazz und Blues bis zu Pop und Rock



Seit Beginn der Coronakrise bringen Deutschlandfunk, Deutschlandfunk
Kultur und Deutschlandfunk Nova Kulturereignisse von den Bühnen ins
Wohnzimmer. Nach den Absagen aller Publikumskonzerte sind in den
letzten Monaten neue Konzertformate ohne Publikum vor Ort entstanden,
die mittlerweile einen festen Platz in den drei
Deutschlandradio-Programmen haben.

Live-Übertragungen oder Aufzeichnungen gibt es unter anderem aus dem
Deutschlandfunk Kammermusiksaal in Köln, dem Berliner
Deutschlandradio-Funkhaus oder der Jesus-Christus-Kirche in Berlin-
Dahlem. Ab sofort bündelt ein neues Konzertportal die aktuellen
Aufnahmen - die Audios und Beiträge sind dort jeweils mindestens 30
Tage abrufbar.

deutschlandfunkkultur.de/konzerte

(Das Portal ist auch unter deutschlandfunk.de/konzerte und
deutschlandfunknova.de/konzerte zu erreichen.)

Unter dem Titel "Unsere Mikros, Ihre Konzerte" können auf der neuen
Seite Konzerte und ausgewählte musikjournalistische Beiträge gehört
werden - übersichtlich sortiert nach den Bereichen Klassik, Jazz und
Blues sowie Rock und Pop. Die Rubrik "Zeit zum Hören" bietet aktuelle
Beiträge zum Konzertbetrieb, Künstlerinnen und Künstlern.


Aktuelle Konzerte auf dem Portal (Auswahl):

17. Juni 2020, 20.03 Uhr - Deutschlandfunk Kultur

Deutsches Symphonie-Orchester Berlin

Leitung: Cornelius Meister

Live aus dem Sendesaal im Funkhaus in der Masurenallee Berlin

18. Juni 2020, 20.03 Uhr - Deutschlandfunk Kultur

Gezeitenkonzerte

Matthias Kirschnereit und CARION

Live aus der Neuen Kirche in Emden

20. Juni 2020, 19.05 Uhr - Deutschlandfunk Kultur

Rundfunk-Sinfonieorchester Berlin

Gidon Kremer, Benjamin Kobler und Vladimir Jurowski

Live aus dem Großen Sendesaal im Haus des Rundfunks Berlin und ab
21.00 Uhr live aus der Jesus-Christus-Kirche, Berlin

29. Juni 2020, 20.03 Uhr - Deutschlandfunk Kultur

Dota & Gäste - Neue Songs nach Gedichten von Mascha Kaleko

Live aus dem "Raum Dresden" im Berliner Deutschlandradio-Funkhaus

30. März 2020 - Deutschlandfunk

Tonliche Eleganz

6. Raderbergkonzert 2019/2020

Die Hornisten Sarah Willis und Felix Klieser spielen mit dem Amaryllis
Quartett Kammermusik von Beethoven und Mozart.

Mit dem 4. Streichquartett von David Philip Hefti betritt das
Amaryllis Quartett eine ganz andere Klangwelt.

17. Mai 2020, 21.05 Uhr - Deutschlandfunk

Tanzende Stimmen

Nils Mönkemeyer (Bratsche) und Dorothee Oberlinger (Blockflöte)

Konzert ohne Publikum im Deutschlandfunk Kammermusiksaal

19. Juni 2020, 21.05 Uhr - Deutschlandfunk

Aufgenommen zuhause - Auftakt der Reihe in der Sendung "On
Stage"

Der Berliner Gitarrist und Sänger Florian Lohoff

26. Juni 2020, 21.05 Uhr - Deutschlandfunk

FolkBluesPopRockmitSoul

Die Michael Oertel Band spielt zuhause

 * 
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THEMENREIHE/378: Deutschlandfunk - "Projekt Weltverbesserung - Die Welt wäre dafür bereit", 21.6. - 12.7.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 15.6.2020

"Projekt Weltverbesserung - Die Welt wäre dafür bereit"

Achtteilige Sendereihe über Projekte, Utopien und ganz konkrete Ideen,
den Planeten zu einem besseren Ort zu machen

Vom 21. Juni bis zum 12. Juli im Deutschlandfunk



Wie kann die Welt zu einem besseren Ort gemacht werden? In einer
achtteiligen Sendereihe stellt der Deutschlandfunk konkrete Projekte
und deren Fallstricke vor, überlässt prominenten Autorinnen und
Autoren das Mikrofon und wagt ein soziales Mikroexperiment.

Die Reportagen, Features und Essays laufen vom 21. Juni bis zum 17.
Juli im Radio und können im Netz und in der Dlf Audiothek nachgehört
werden.

Was passiert, wenn ein Freundeskreis einen Monat lang das Einkommen
teilt? Jeder legt Rechenschaft ab über Einnahmen und Ausgaben. Wie
lange kann das gut gehen? Hören Freundschaften hier auf - oder fangen
sie beim Geld erst wirklich an? "Das Geld der anderen. Ein
Einkommensexperiment" ist am 3. Juli um 19.15 Uhr in "Das Feature" zu
hören. Die Sendung ist Teil einer Reihe, die mit Experimentierlust und
ohne Angst vor den großen Fragen beleuchtet, welche Ideen für eine
bessere Welt es gibt, wo es im Alltag schwierig wird - und warum manch
gute Idee wohl nie umgesetzt wird.


"Projekt Weltverbesserung - Die Welt wäre dafür bereit"


Sonntag, 21. Juni, 9.30 Uhr
Alles ist Vergleich. Vergleich ist alles.
Von Tina Klopp

Sich zu vergleichen, heißt es immer, mache doch nur unglücklich.
Wenn das mal kein Ablenkungsmanöver ist!


Dienstag, 23. Juni, 19.10 Uhr

Silicon children - Aufwachsen zwischen Absturz und Verheißung

Von Tom Schimmeck (Deutschlandfunk/RBB, 2020)

Die Hightech-Propheten des Silicon Valley predigen den radikalen Bruch
mit dem Bestehenden. Tom Schimmick reist ins erklärte Epizentrum der
Moderne und geht der Frage nach, wie die digitale Elite eigentlich
ihre Kinder erzieht. Er stößt weniger auf bahnbrechende, neue Ideen
als auf Leistungsdruck und Selbstzweifel. Und ein paar wenige, die den
Ausbruch wagen.


Freitag, 26. Juni, 20.05 Uhr

Weg mit den Chefs! Warum Firmen mehr Demokratie wagen

Von Jessica Braun

Die Demokratie endet für viele, aber eben nicht für alle immer noch an
den Firmentoren. Jessica Braun berichtet über kleine und große Firmen,
in denen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mitreden - über
Arbeitszeiten, Arbeitsort oder Gehälter, auch die der Chefs. Ein
Feature über die Freude am Mitbestimmen - und die damit verbundenen
Schmerzen.

Sonntag, 28. Juni, 9.30 Uhr

Mit der Schreibmaschine die Welt retten. Neues Engagement in der
Literatur

Von Miriam Zeh

Autorin Miriam Zehn liest sich durch Utopien in Romanform und fragt
sich, warum engagierte Literatur derzeit wieder so gefragt ist und
wozu sie gut sein könnte.


Dienstag, 30. Juni, 19.10 Uhr

ZUSAMMEN LEBEN! Das Revival des Kibbuz

Von Christian Buckard

Die israelischen Kibbuzim haben einst Menschen aus aller Welt
angezogen. Lange war es still geworden um die sozialistischen
Kommunen. Heute stehen sie vor einem großen Revival und viele junge
Familien Schlange. Auch andernorts treibt viele Menschen der Wunsch
nach bezahlbarem Wohnraum und verbindlicher Nachbarschaft um. Ist der
(reformierte) Kibbuz ein Modell, nicht nur für Israel?

Freitag, 3. Juli, 20.05 Uhr


Das Geld der anderen. Ein Einkommensexperiment
Von Philine Velhagen (Deutschlandfunk/NDR 2020)

Einen Monat lang teilt Philine Velhagen das Einkommen mit ihren
Freunden, jeder legt Rechenschaft ab über seine Einnahmen und
Ausgaben. Wer verdient wieviel und mit welcher Arbeit? Man darf
gespannt sein, wie lange das gut geht - und ob zumindest im Kleinen
gelingt, wovon schon so mancher Weltverbesserer träumte: eine
gerechtere Verteilung von Ressourcen, Chancen und Annehmlichkeiten.


Sonntag, 5. Juli, 9.30 Uhr 

Schönere neue Welt - Interview mit Infinite Data Studios

Von Leif Randt

Für das Format des "Tegel Talks" führt der Schriftsteller Leif Randt
ein E-Mail-Interview mit den "Infinite Data Studios" aus Zürich, einer
Agentur, die im Auftrag anderer Menschen Utopien entwirft. Ein
irrwitziges Stück über ideologische Offenheit, die Ruhe der Schweiz,
Zukunftsmüdigkeit, kollektive Wärme und die Kraft des Optimismus.


Sonntag, 12. Juli, 9.30 Uhr

Die Idee ist gut, doch die Welt noch nicht so weit - Warum Utopien
scheitern

Von Matthias Greffrath

Eine Welt ohne Ungleichheit, Ungerechtigkeit und Unterdrückung, eine
Gesellschaft, in der die Freiheit aller Einzelnen die Bedingung der
Freiheit aller ist, einen Fortschritt, der allen Mobilität, gute
Arbeit, materielle Fülle und Gesundheit bringt - diese soziale Utopie
ist so alt wie die europäische Neuzeit. Was ist aus den utopischen
Konzepten geworden? Brauchen wir neue Utopien, oder reichen die alten?
Und was hindert Menschen daran, für ihre Interessen zu kämpfen?

 * 
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ETHIK/1327: Professor Hardinghaus zum "Verbot der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung" (ALfA LebensForum)

ALfA LebensForum Nr. 134 - 2. Quartal 2020

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Interview

Drohender Dammbruch

Von Stefan Rehder



Wir müssen Sorge haben, dass auch der Ruf nach aktiver Sterbehilfe
bald kommt, meint der Vorsitzende des Deutschen Hospiz- und
Palliativverbands, Winfried Hardinghaus.


Herr Professor Hardinghaus, hat Sie das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts, mit dem dieses das »Verbot der
geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung« für verfassungswidrig
erklärte, eigentlich überrascht?

Mich hat in der Tat überrascht, dass das Bundesverfassungsgericht den
§ 217 StGB vollständig gekippt hat. Ich hatte damit gerechnet,
dass das Gericht dem Gesetzgeber womöglich Auflagen macht, um das
Gesetz zu verändern oder zu novellieren. Aber das Ausmaß hat mich
völlig überrascht, zum Beispiel dass die Möglichkeit, Suizidhilfen in
Anspruch zu nehmen, unabhängig von Altersgrenzen gegeben ist, also
auch Kinder und Jugendliche nicht ausgeschlossen sind, und dass das
alles auch unabhängig von Grunderkrankungen gelten soll. Es können
also auch körperlich Gesunde zu Sterbehilfevereinen gehen und gegen
Geld Suizidbeihilfe in Anspruch nehmen. Dass man damit Geld verdienen
kann, ist ein weiterer Punkt, den ich moralisch für bedenklich halte.

Warum soll man mit etwas, das erlaubt ist, kein Geld verdienen dürfen? 

Darf man. Aber muss man nicht. Ich halte die Begleitung eines Menschen
zum Suizid ganz grundsätzlich für fragwürdig, das gilt umso mehr, wenn
dadurch Gewinne erzielt werden sollen. Sie kennen ja die Summen, die
genannt worden sind. Auch in dem Prozess waren die ja öffentlich, bis
zu 7.000 Euro. Das halte ich für völlig indiskutabel.

Kommen wir noch einmal zurück zum Urteil. Wer sich darin vertieft,
kann den Eindruck bekommen, bei Suizidwilligen handele es sich
überwiegend um Menschen, die ganz nüchtern abwägen, wie sie aus dem
Leben scheiden wollen. Deckt sich ein solches Bild mit Ihren
jahrzehntelangen Erfahrungen als Arzt und Palliativmediziner?

Absolut nicht. Und es wurde bei der Anhörung, bei der ich selbst als
sachverständiger Gutachter geladen war, auch deutlich gemacht, dass
die meisten Menschen, die Suizidbeihilfe in Anspruch nehmen wollen,
zwar auch lebenssatt sind, aber darüber hinaus unter Druck stehen oder
psychisch leiden. Die tatsächliche Freiverantwortlichkeit, wie sie in
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts als Bedingungskriterium
genannt wird, ist bei Menschen, die den Tod suchen, schwer zu eruieren
und häufig auch gar nicht vorhanden.

Staat und Gesellschaft haben in den vergangenen Jahren einiges
unternommen, um den kostenintensiven Ausbau der palliativmedizinischen
Versorgung und hospizlicher Angebote voranzutreiben. Müssen Sie nicht
fürchten, dass dies in Zukunft noch schwieriger wird, wenn die
Inanspruchnahme von Suizidhilfe, die das Bundesverfassungsgericht nun
gewissermaßen zu einem Grundrecht erklärt hat, derart geadelt wird?


Für uns ist das jetzt vor allem ein Ansporn, noch mehr zu tun, uns
noch mehr anzubieten und die vielfältigen Möglichkeiten, die wir
haben, um Menschen würdig und schmerzfrei beim Sterben zu begleiten,
noch bekannter zu machen. Ich merke in Gesprächen mit Laien, dass es
hier immer noch viel Unsicherheit gibt. Da wollen wir in der
Öffentlichkeit noch mehr tun, um gut zu informieren. Im Übrigen ist
die Information über alternative Angebote eine weitere Bedingung, die
das Bundesverfassungsgericht neben der Freiverantwortlichkeit genannt
hat. Und da werden wir uns ganz sicher einschalten, so, wie anderer
Stelle auch.

Nämlich wo?

Wir werden, wie gesagt, uns einschalten, was Beratungsangebote zu den
hospizlichen und palliativen Alternativen betriflt. Wir werden uns
einschalten, was Friststellungen betrifft. Wir versuchen also das
Mögliche zu tun, um Schutzvorkehrungen gegenüber einem möglichen
Missbrauch zu treffen. Aber auch, um die Gesellschaft vor der
Entsolidarisierung mit Leidenden und Sterbenden zu warnen, die dann
droht, wenn der Suizid als etwas Normales akzeptiert wird und die
Suizidhilfe als eine weitere gängige und normale Form der Behandlung
betrachtet wird. Dagegen werden wir uns entschieden wehren.

Was bedeutet es für Sie als Arzt, dass die Karlsruher Richter in
ihrem Urteil seitenlang mehr oder weniger explizit kritisieren, dass
»die Mehrheit der Ärzte« eine »Bereitschaft zur Suizidhilfe verneint«?


Das ist in der Tat so. Ärzte sind ja nicht verpflichtet, Suizidhilfe
zu leisten. Und wenn jemand mit diesem Wunsch zu mir käme, würde ich
ihn auf die anderen Möglichkeiten aufmerksam machen, die es gibt.

Als da wären?

Zunächst einmal: Wir können jeden Patienten schmerz- und
beschwerdefrei machen. Dabei gibt es in schwierigen
Ausnahmesituationen am Ende des Lebens die gute Möglichkeit einer
sogenannten palliativen Sedierung. Das ist vergleichbar mit einer
Narkose, die - ohne allerdings den Tod damit beschleunigen zu wollen -
bewirkt, dass zum Beispiel auch belastende Symptome vom Patienten
nicht mehr empfunden werden. Allen Patienten steht zudem die
Möglichkeit offen, eine Therapie zu beenden oder ggfs. freiwillig auf
Essen und Trinken zu verzichten. Und wir würden ihnen klarmachen, dass
sie auch dann begleitet würden und kein Leiden zu befürchten brauchen.
Aber ich würde nicht selbst Suizidbeihilfe leisten. Und ich bin der
Meinung, dass wir vor einem Dammbruch Sorge haben müssen und dass,
wenn wir anfangen, diese Dinge zu liberalisieren, auch bald der Ruf
nach aktiver Sterbehilfe kommt.

Klären Sie uns auf!

Was machen Sie mit den Patienten, die nicht mehr schlucken oder den
Arm nicht mehr heben können? Wenn da jemand kommt und sagt, auch diese
Patienten haben ein von der Verfassung verbürgtes Recht, sich
entsprechend »helfen« zu lassen, dann sind wir bei der Tötung auf
Verlangen, heißt bei der aktiven Sterbehilfe. Ich will aber auch noch
auf eine kürzlich erschienene Studie der Universität Utrecht
hinweisen. In der repräsentativen Umfrage, an der 21.000 ältere
Menschen teilnahmen, gaben rund 10.000 der über 55-Jährigen an, ihr
Leben frühzeitig beenden zu wollen. Als Hauptmotiv nannten 56 Prozent
Einsamkeit. 42 Prozent gaben an, Sorge zu haben, anderen zur Last zu
fallen, und 36 Prozent nannten Geldsorgen. Das ist, finde ich, schon
massiv. Und man sieht daran, wie gut man daran tut, Menschen über die
Alternativen aufzuklären, die es gibt, um selbstbestimmt und in Würde
sterben zu können.

Wie wollen Sie einer solchen Entwicklung wehren?

Vor allem, in dem wir die Angebote der Palliativmedizin noch besser
bekannt machen. Wenn ein Patient mit einem Suizidwunsch zu mir kommt,
dann erlebe ich fast immer, dass er diesen Wunsch nicht mehr hat,
sobald er erlebt, wie gut es ist, wenn er keine Schmerzen oder keine
Luftnot mehr hat, und wie gut es ist, wenn er sich von seinen
Angehörigen in Ruhe und in Würde verabschieden kann. Das Gericht, dem
ich selbstverständlich keine Gewissenlosigkeit unterstellen will, hat
mir persönlich das alles zu sehr in Richtung Autonomie definiert und
gesagt, Würde ist in allererster Linie durch Autonomie definiert. Aber
Würde kommt laut Grundgesetz jedem Menschen zu, ganz gleich, wie alt
und krank er ist oder wie viel Hilfe er am Lebensende braucht. Und für
mich persönlich als Christen gehört zur Würde noch mehr als die
Autonomie, etwa die von Gott geschaffenen Einzigartigkeit eines jedes
Menschen, seine Umgebung, seine Gedanken. Außerdem, sich helfen zu
lassen, heißt doch nicht, seine Autonomie aufzugeben, von Geburt an
akzeptieren wir Hilfestellungen im Leben.


Im Portrait

Prof. Dr. Winfried Hardinghaus

Prof. Dr. Winfried Hardinghaus ist Chefarzt der Klinik für
Palliativmedizin am Franziskus-Krankenhaus Berlin und Ärztlicher
Leiter der Palliativmedizin an den Niels-Stensen-Kliniken
Marienhospital Osnabrück. Er ist Gründer und Vorstand der Hospiz- und
Palliativinitiative SPES VIVA und Managing Editor der Zeitschrift
»Klinikarzt«. Als Vorsitzender des Deutschen Hospiz- und
Palliativverbandes (DHPV) ist er zudem der oberste Repräsentant der
Hospizbewegung sowie zahlreicher Hospiz- und Palliativeinrichtungen
und Ansprechpartner in Politik und Gesundheitswesen, wenn es um die
Belange schwerstkranker und sterbender Menschen geht.

 * 
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POLITIK/2088: COVID-19 - Dr. Heinrich Niemann im Gespräch ... "Erfahrungen aus der DDR sind nicht verjährt" (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 25 vom 19. Juni 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

"Erfahrungen aus der DDR sind nicht verjährt"

Interview mit Dr. Heinrich Niemann über Corona und das Gesundheitswesen zweier Systeme

Von Nina Hager



Dr. Heinrich Niemann (geb. 1944 in Reckwitz/Sachsen). Lehre als
Motorenbauer bei "Robur", Medizinstudium, Facharzt für Sozialhygiene,
Gesundheitspolitische Arbeit in der Ostberliner Verwaltung,1986 bis
1990 für die DDR-Sektion der IPPNW (Internationale Ärzte für die
Verhütung des Atomkrieges) tätig. Von 1992 - 2006 war Niemann Stadtrat
in Hellersdorf bzw. Marzahn-Hellersdorf für die PDS bzw. die Partei
"Die Linke", dabei bis 2001 Gesundheitsstadtrat und Vorsitzender der
Krankenhauskonferenzen (KH Kaulsdorf, später Klinikum Hellersdorf). Er
trug dazu bei, dass das Krankenhaus Kaulsdorf als städtisches
Krankenhaus erhalten blieb. Von 2001 bis 2006 war er in
Marzahn-Hellersdorf Stadtrat für ökologische Stadtentwicklung.


UZ: Wir haben Wochen des Lockdown erlebt. Jetzt gibt es
zunehmend Lockerungen. Du hast als studierter Mediziner, der auf dem
Gebiet der Sozialmedizin gearbeitet hat und ab 1992 Stadtrat für
Gesundheitswesen für die PDS in Marzahn-Hellersdorf war, darauf ja
einen "besonderen" Blick. War das Land, vor allem das Gesundheitswesen
hierzulande auf eine Pandemie wie Covid-19 vorbereitet?

Heinrich Niemann: Mit der Vorbemerkung, dass es sich in der
Bundesrepublik um ein leistungsfähiges Gesundheitswesen handelt,
gesundheitliche Betreuung in vielen Bereichen auf einem hohen Niveau
stattfindet, muss man gerade sagen: Nein, nicht sehr. Weil es zu lange
gedauert hat, bis man - offensichtlich ohne Vorlauf in der
Gesetzgebung und auch in anderen, organisatorischen Fragen - zur Sache
kam. Dass die Bundesregierung, dass die Bundesländer sich dann im
Laufe der Zeit schnell in die richtige Richtung zusammengefunden
haben, muss man würdigen, macht diese Kritik aber nicht geringer. Und
man muss auch sagen, das hat nichts mit China oder sonst wem zu tun,
denn es war seit mindestens 2012/13 bekannt, wie man mit solchen
pandemischen Entwicklungen umgehen könnte und müsste, worauf man sich
einstellen muss. Obwohl es damals sogar Beratungen dazu gegeben hat,
ist offensichtlich versäumt worden, gesetzgeberischen und
strukturellen Vorlauf in den einzelnen Sektoren der Gesellschaft zu
schaffen.

UZ: Die Virologen hatten schon nach SARS und MERS davor
gewarnt, dass ein nächster Ausbruch kommen würde. Trotzdem hat man
über Jahre nicht gehandelt. Natürlich wusste niemand, welches Virus
kommen würde.

Heinrich Niemann: Ich stimme zu, dass man sicher nicht
voraussehen konnte, welches spezifische Virus hier auftritt. Aber es
war klar, es gibt eine Globalisierung, damit hängen bestimmte Dinge
wie die schnelle Überwindung von Entfernungen zusammen. Und jetzt ist
auch klar, das zeigt die Erfahrung: Welches Virus auch immer, welche
Eigenschaft es im Detail auch haben mag, es ist entscheidend, dass
allgemein geltende und seit langem bewährte Regeln für eine Bekämpfung
einer Virusepidemie durchgesetzt werden. Das sind scheinbar banale
Vorgänge: Hygieneregelungen, Händewaschen, Kontaktunterbrechungen,
Abstandhalten, Quarantäne, ein Hygieneregime, bei dem in
Krankenhäusern infektiös und nicht infektiös strikt getrennt werden.
Darauf kann man sich einstellen, selbst wenn man vorher nicht genau
weiß, welche Eigenschaften im Einzelnen das Virus dann hat. Und es
zeigte sich auch: Die relativ gute Einhaltung und Umsetzung dieser
Regeln hat uns letztlich vor Schlimmerem bewahrt. Und dazu kommt
parallel: Eine Epidemie muss epidemiologisch, also mit Messungen, mit
Tests, mit exakten statistischen Methoden begleitet werden. Die genaue
Kenntnis der Verbreitung des Virus in verschiedenen Zielgruppen, in
medizinischen Einrichtungen, bei Kindern oder territorial ist
entscheidend für die Einschätzung des tatsächlichen Erkrankungsrisikos
und für die Begründung unterschiedlicher Lockerungen. Hohe
Dunkelziffern helfen nicht, sie erzeugen eher Ängste. Es ist gut, dass
jetzt endlich der Gesundheitsminister in dieser Richtung aktiv wird.
Es war nicht zu verstehen, dass am Anfang manche meinten, man bräuchte
nicht so viel zu testen. Ehrlicher wäre es gewesen zu sagen, wir
müssen testen, leider können wir es noch nicht, weil die Kapazitäten
fehlen. Und das zweite Problem war und ist, dass man die Frage, wer
die Tests bezahlt, erst jetzt bereit ist zu lösen. Also, wenn ein
Krankenhaus, und da gibt es Beispiele, eben seine Mitarbeiterinnen
nicht testet, weil es nicht bereit ist, das zu bezahlen, dann ist das
wider die Regeln ärztlichen Handelns.

UZ: Worin zeigten sich aus Deiner Sicht in den letzten Monaten
in diesem Zusammenhang die besonderen Schwachstellen im
bundesdeutschen Gesundheitswesen?

Heinrich Niemann: Das gegenwärtig sich immer mehr
privatisierende System, das ist eine der großen Schwachstellen.
Offensichtlich war es erst einmal ganz schwer, über die
unterschiedlichen Eigentümer ein gemeinsames Vorgehen zu erreichen.
Wenn man hört, dass Krankenhäuser als erste Frage gestellt haben: Wer
bezahlt meine potenziellen Ausfälle? Oder, dass im ambulanten Bereich
offensichtlich viele Arztpraxen gar nicht darauf vorbereitet und
eingestellt waren, wie man jetzt zu handeln hat, dann ist das
eigentlich nicht zu rechtfertigen. Oder die lange Zeit des Hin- und
Herschiebens der Verantwortung, wer denn für Schutzbekleidung oder
Atemmasken zuständig sein könnte. Das kann man alles vorher klären,
Vorlauf und Vorrat schaffen und die Gesundheitseinrichtungen
vorbereiten. Es gibt ja Erfahrungen. Aus dem östlichen Teil
Deutschlands, der DDR. Diese liegen auf der Hand, sie sind
offensichtlich nicht verjährt, sie gelten.

UZ: Von niedergelassenen Ärzten war auch zu hören, dass sie
mehrheitlich über keinerlei Schutzkleidung verfügten beziehungsweise
nur über ihre eigenen Vorräte, und dann wochenlang auf eine
entsprechende Versorgung warten mussten.

Heinrich Niemann: Das zeigt die Schwäche der gegenwärtig auf
private Niederlassung ausgerichteten Struktur des ambulanten
Gesundheitswesens. Und die Frage ist berechtigt: Was machen denn
Kassenärztliche Vereinigungen als Interessenvertreter ihrer
Ärzteschaft? Ist die Vorbereitung auf ein solches Vorkommnis, auf
Katastrophen, auf Epidemien da nicht Gegenstand ihrer
Aufgabenstellung?

UZ: Die DDR hatte seit Anfang der 1970er Jahre, im Zusammenhang
mit der Hongkong-Grippe, einen Pandemieplan. Die Bundesrepublik erst
seit 2005. Was beinhaltete denn eigentlich der DDR-Plan neben den
wichtigen Schritten, die Du schon erwähnt hast?

Heinrich Niemann: Die DDR hat sich von Anfang an - das begann
nach 1945 schon in der damaligen Sowjetischen Besatzungszone - sehr
konsequent um die Bekämpfung von massenhaften Erkrankungen verdient
gemacht. Ende der 1960er Jahre traten respiratorische Krankheiten in
den Vordergrund, darunter die Influenza, die Virusgrippe, auch weil
andere Krankheiten zurückgedrängt waren. Das hat dazu geführt, sich
damit systematisch zu befassen. Schon 1964 wurde ein Zentrallabor für
respiratorische Viren gegründet, 1973 das Institut für Angewandte
Virologie in Berlin-Schöneweide, das auch als "WHO-Influenzazentrum
der DDR" fungierte. Es wurde 1990 geschlossen. Wir hatten in der DDR
zudem das berühmte, heute nach Friedrich Löffler benannte Institut auf
der Insel Riems, das darf man nicht vergessen, in dem Viruskrankheiten
bei Tieren erforscht wurden. All das hat dazu beigetragen, schon 1970
die Epidemie-Bekämpfung auf eine höhere staatliche Ebene zu heben, mit
einem Plan in drei Stufen. Daraus entstand später unter Leitung des
DDR-Gesundheitsministers eine ständige Kommission der Regierung der
DDR zur Bekämpfung von Seuchen mit vielen Befugnissen.

Im Grunde genommen ging es darum, die epidemiologische Lage von der
Medizin genau zu beobachten, von vornherein alle betroffenen
gesellschaftlichen Bereiche, das Gesundheitswesen und andere, in
Kommissionen auf Landesebene, in den Bezirken der DDR, auf Kreisebene,
in den Städten zusammenzuführen und gemeinsam Entscheidungen zu
treffen. Ich glaube, die Fähigkeit, schnell zusammenzukommen und einen
Vorlauf zu haben, weil man ja vorher genau wusste, welche
Krankenhäuser und welche Polikliniken jetzt wie organisatorisch
reagieren können, war die Stärke dieses Vorgehens. Wahrscheinlich
wären im Falle Corona damals ähnliche flächendeckende Maßnahmen
ergriffen worden. Ob die Zahl der Intensivbetten oder die
Schutzbekleidung damals in beiden Ländern ausreichend aufgebracht
hätten werden können, bleibt Spekulation.

UZ: Also hatte faktisch jedes Krankenhaus seine Aufgabe ...

Heinrich Niemann: Jeder hatte seine Aufgabe, wusste, was er
machen sollte. Nur ein Beispiel: Auch die größeren Polikliniken
konnten, wenn nötig, Betten aufstellen. Oder man konnte sehr gut
trennen zwischen septisch und aseptisch, also zwischen den
verschiedenen Bereichen. Man konnte die Ärzte darauf einstellen, dass
sie eine andere Aufgabe mit übernehmen mussten. Diese Dinge sind
natürlich jetzt auch hier passiert. Aber eben sporadisch, mehr oder
weniger zufällig oder aus der Not heraus.

UZ: Es wurde auch schneller dafür gesorgt, dass Leute, die
krank und ansteckend waren, in Quarantäne kamen?

Heinrich Niemann: Na ja, die Regeln, die eben gelten, und das
ist Quarantäne, wurden eingehalten. Fairerweise muss man sagen, sie
wurden jetzt in den letzten Monaten insgesamt auch sehr gut
eingehalten. Aber das geschah im großen, so wichtigen Bereich der
Pflege- und Seniorenheime und anderen Pflegeeinrichtungen
offensichtlich zunächst sehr zögerlich und sehr langsam. Jeder hat für
sich ein Regime ausgedacht. Das ist eigentlich nicht zu rechtfertigen.
Das hat Zeitverluste gebracht, Ängste verursacht, Menschenleben
gekostet, und das bewegt mich. Wenn jetzt darüber nicht systematisch
nachgedacht, das aufgearbeitet wird, dann befürchte ich, dass wir bald
wieder in ähnliche Situationen kommen.

UZ: Hoffen wir, dass gelernt wird. Allerdings ändert auch das
ja noch lange nichts an den Eigentumsverhältnissen. Die DDR hatte im
Gesundheitsbereich aber ja nicht nur auf dem Gebiet der
Pandemiebekämpfung - trotz vieler Probleme und Mängel - Vorteile?

Heinrich Niemann: Also erstens man muss natürlich immer ein
Gesundheitswesen eines Landes in Beziehung setzen zur wirtschaftlichen
Leistungskraft. Und gemessen daran, und im Vergleich zur
Bundesrepublik, konnte sich die DDR trotz mancher Schwierigkeiten und
Mängel wirklich sehen lassen. Nicht zu vergessen: Die DDR hat tausende
Ärzte für die Bundesrepublik ausgebildet, weil sie leider bis 1961 die
DDR verlassen haben, weil sie abgeworben worden sind. Die unsägliche
Embargopolitik galt auch für Gesundheitsprodukte und Medizintechnik.

Unser Vorteil war, dass die vorbeugende Medizin, die Prävention, nicht
nur Verfassungsgrundsatz und gesundheitspolitischer Grundsatz war,
sondern dass hier viel erreicht worden ist. Der Schutz der Gesundheit
der Kinder und Jugendlichen beinhaltete ja beispielsweise viel mehr
als die Impfungen gegen Kinderkrankheiten, sondern auch, sie von
Geburt bis zur Volljährigkeit sehr eng zu betreuen. Die Kindergärten
und Schulen waren dabei aktive Partner. So kamen zum Beispiel Ärzte
zum Impfen in die Schulen. Jetzt konnten die anstehenden
Schuleingangsuntersuchungen wegen Corona vielfach nicht durchgeführt
werden, und man überlegt, ob man die ausfallen lässt. Das ist nicht
akzeptabel.

Oder der ganze Bereich der Arbeitsmedizin: Es gab
Betriebspolikliniken, also eine Struktur, die ganz bewusst die
Arbeitsverhältnisse und den Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz
systematisch verfolgte. Das gesamte ambulante Gesundheitswesen der DDR
war durch das poliklinische Prinzip geprägt. Die Zerschlagung der
Polikliniken war - ich habe das so auch 1992 im Bundestag als
Sachverständiger bezeichnet - der Sündenfall der Vereinigung auf dem
Gebiet des Gesundheitswesens. Das war so und das ist es. Und daran
leiden wir heute noch: An der Vereinzelung der niedergelassenen Ärzte
und dass es eben keine Strukturen für wirklich vorgedachte
Zusammenarbeit, fachlicher und auch organisatorischer, gibt und am
Widerspruch, dass der Arzt hier, ob er will oder nicht, als Händler
oder Kleinunternehmer handeln muss. Er muss ja an sein Geldverdienen
denken.

UZ: Weil das Gesundheitswesen mehr und mehr privatisiert wird ...

Heinrich Niemann: Das ist etwas, das mich sehr bewegt. Es ist
ja nicht so, dass in der Bundesrepublik nicht städtische Krankenhäuser
oder kommunale oder gemeinnützige existieren könnten. Schlimm ist die
Tendenz, dass sich seit 1991 die Anzahl der privaten Krankenhäuser
fast verdoppelt, sich demgegenüber die Zahl der öffentlichen, der
kommunalen Krankenhäuser um die Hälfte verringert hat. Warum wohl?
Weil man offensichtlich mit dem derzeitigen Abrechnungssystem der
sogenannten Fallpauschalen und aus anderen Gründen mit Gesundheit sehr
viel Geld, Gewinn machen kann, der nicht wieder ins Gesundheitswesen
fließt. Man muss sich mal angucken, wem diese Krankenhäuser gehören:
das sind Banken, das sind Aktiengesellschaften, das ist nicht die
Kommune. Ausnahmen mögen die Regel bestätigen. Diese Tendenz der
Privatisierung und Gewinnorientierung ist eine Katastrophe. Und jeder
weiß das. Ich stelle mit Interesse fest, dass in der letzten Zeit
zunehmend medizinische Fachgesellschaften und leitende Ärzte sich sehr
kritisch zu diesen Tendenzen äußern. Das gibt mir ein bisschen
Hoffnung.

UZ: Bereits in der ersten Verfassung der DDR gab es Artikel zur
Gesundheit. Du hast beschrieben, wie die DDR sich bemüht hat, das
umzusetzen. Die Krise hat vielen jetzt auch gezeigt, dass Gesundheit
einen viel größeren Stellenwert in der Gesellschaft haben müsste -
einschließlich der Bezahlung, einschließlich der Arbeitsbedingungen
der im Gesundheitswesen Beschäftigten.

Heinrich Niemann: Ja, beginnen wir bei der Verfassung.
Wahrscheinlich ist den meisten gar nicht bewusst und auch ich habe
noch einmal nachgelesen: Im Grundgesetz kommt das Wort "Gesundheit"
nicht vor. Nun sage ich gleich, auch ohne das müsste man und kann man
viel mehr machen. Aber es ist schon interessant, dass die
Bundesrepublik zu den Ländern gehört, bei denen dazu in der Verfassung
nichts steht. Obwohl es UNO-Menschenrechtskonventionen gibt und andere
internationale Erklärungen, in denen natürlich das Problem Gesundheit,
Krankheit und die diesbezügliche Verantwortung der Staaten verankert
ist. Und dann lese ich spitzfindige Kommentare, die rechtfertigen,
warum der Begriff Gesundheitsschutz, darum geht es ja eigentlich,
nicht im Grundgesetz steht. Aber, dass das nicht unwichtig ist, zeigen
ja die Auseinandersetzungen über die zeitweilige, tatsächliche oder
auch scheinbare Einschränkung von anderen Grundrechten.

Insofern hielte ich die Diskussion, wie der Schutz der Gesundheit des
Einzelnen und der Bevölkerung im Grundgesetz uns weiterhelfen könnte,
schon berechtigt und auch notwendig. Aber auch ohne das muss eine
Diskussion passieren. Da sehe ich mindestens zwei Ebenen. Die eine ist
sicher eine pragmatische. Das ist erstens, ganz praktisch Lehren aus
der Pandemie zu ziehen - für die Gesetzgebung, für Strukturen, für
Vorbereitungen, für Vorhaltungen an Material. Das andere wäre, die
Fallpauschalen und das Finanzierungssystem von medizinischen
Leistungen zu korrigieren. Da gibt es ja anscheinend einen breiten
Konsens. Aber es gibt auch eine grundsätzliche Ebene, die
Eigentumsverhältnisse hier zu so ändern, dass Gesundheitsfürsorge
wieder als Aufgabe der Daseinsvorsorge und des Gemeinwohls
wahrgenommen werden kann, die nicht dem Profitstreben unterworfen ist.

Das Gespräch führte Nina Hager


Über die Autorin

Nina Hager (Jahrgang 1950), Prof. Dr., ist Wissenschaftsphilosophin
und Journalistin.

Hager studierte von 1969 bis 1973 Physik an der Humboldt-Universität
in Berlin. Nach dem Abschluss als Diplom-Physikerin wechselte sie in
das Zentralinstitut für Philosophie der Akademie der Wissenschaften
der DDR und arbeite bis zur Schließung des Institutes Ende 1991 im
Bereich philosophische Fragen der Wissenschaftsentwicklung. Sie
promovierte 1976 und verteidigte ihre Habilitationsschrift im Jahr
1987. 1989 wurde sie zur Professorin ernannt. Von 1996 bis 2006
arbeitete sie in der Erwachsenenbildung, von 2006 bis 2016 im
Parteivorstand der DKP sowie für die UZ, deren Chefredakteurin Hager
von 2012 bis 2016 war.

Nina Hager trat 1968 in die SED, 1992 in die DKP ein, war seit 1996
Mitglied des Parteivorstandes und von 2000 bis 2015 stellvertretende
Vorsitzende der DKP.

Hager ist Mitherausgeberin, Redaktionsmitglied und Autorin der
Marxistischen Blätter, Mitglied der Marx-Engels-Stiftung und Mitglied
der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften zu Berlin.
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POLITIK/2087: Handelsbarrieren beseitigen, um freien Warenverkehr für Medizinprodukte sicherzustellen (BVMed)

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 17. Juni 2020

BVMed-Positionspapier zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft 

"Handelsbarrieren beseitigen, Datenzugang ermöglichen



Berlin | Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft in der zweiten
Jahreshälfte 2020 sollte aus Sicht des BVMed genutzt werden, um ein
einheitliches Vorgehen in der Post-COVID-19-Phase zu etablieren,
Medizintechnologien als Teil der Lösung zu begreifen und Innovationen
voranzubringen. Der BVMed spricht sich unter anderem dafür aus,
Handelsbarrieren zu beseitigen und Zollverfahren zu vereinfachen, um
den freien Warenverkehr für Medizinprodukte sicherzustellen. Um
MedTech-Innovationen voranzubringen, sollten die Rahmenbedingungen für
Forschung und Entwicklung in der EU verbessert werden. "Wir brauchen
hier eine Harmonisierung europäischer Gesundheitsdaten und Zugang zum
European Health Data Space, einen besseren Zugang der Bevölkerung zu
telemedizinischen Anwendungen und eine Präventionsstrategie von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen", so BVMed-Geschäftsführer Dr. Marc-Pierre
Möll. Das BVMed-Positionspapier zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft
von Juli bis Dezember 2020 kann unter www.bvmed.de/positionen
abgerufen werden.

"Europa muss zusammenrücken, Kräfte bündeln und gemeinsam alles daran
setzen, die aktuellen Herausforderungen zu meistern", heißt es in dem
BVMed-Papier. Logistik und Lieferketten wurden durch nationale Reflexe
zu Beginn der Corona-Krise massiv behindert. Für die zukünftige
bedarfsgerechte Versorgung mit der gesamten Bandbreite notwendiger
Medizinprodukte und Arzneimittel müssten europäische Lösungen
entwickelt werden, die die Komplexität der Lieferketten und
Produktionsnetzwerke der MedTech-Branche abbilden. Um künftig
Pandemien gemeinsam bewältigen zu können, sei es zudem wichtig, einen
effektiven Infektionsschutz in den Mitgliedsstaaten zu etablieren.
Dazu müssten das European Center for Disease Control (ECDC) gestärkt
und ambitionierte Zielwerte beispielsweise für die Senkung
nosokomialer Infektionen etabliert werden.

Breiten Raum nimmt in dem BVMed-Positionspapier die
Innovationsförderung ein. "Europa lebt von Innovationen - auch im
Bereich Gesundheit. Um die Rahmenbedingungen für Forschung und
Entwicklung in der EU zu verbessern, sollten eine einheitliche
europäische Datenstrategie gefördert und regulatorische Hemmnisse
beseitigt werden", fordert der BVMed. Im EU-Kontext verlangsame der
Mangel an Harmonisierung von Gesundheitsdaten die Einrichtung
europaweiter Forschungsinitiativen. Neben der Verbesserung der
Interoperabilität und des Zugangs zu Daten sollten Versorgungsdaten
auch für den Nachweis von Nutzen in den Gesundheitssystemen akzeptiert
werden. Zudem sei es wichtig, einen besseren Zugang der Bevölkerung zu
Telemedizin und "smart care" zu ermöglichen.

Bei der notwendigen Bekämpfung häufiger Todesursachen durch innovative
MedTech-Lösungen möchte der BVMed insbesondere die Prävention von
Herz-Kreislauf-Erkrankungen als häufigste Todesursache in Europa
vorantreiben: beispielsweise durch interdisziplinäre Expertengruppen
in der Forschung. "In Zeiten wie der COVID-19-Pandemie bieten sich
moderne minimal-invasive Therapien bei Herz-Kreislauf-Patienten ebenso
an wie bei anderen Krankheitsbildern, so dass die Kapazität des
Gesundheitssystems durch reduzierten Intensivbetten-Bedarf und eine
kürzere allgemeine Behandlungsdauer geschont wird," heißt es in dem
BVMed-Papier.

Der deutsche MedTech-Verband spricht sich zudem dafür aus, die
deutsche EU-Ratspräsidentschaft dafür zu nutzen, um das System der
EU-Medizinprodukte-Verordnung (MDR) betriebsbereit zu machen. Dazu
müssen weitere Benannte Stellen unter der MDR zügig notifiziert
werden. Die Zertifizierung von Neuprodukten sowie Bestandsprodukten,
deren Zweckbestimmung erweitert wird, muss gewährleistet sein. Dafür
müssen alternative Bewertungsverfahren entwickelt werden, die
Vor-Ort-Audits nicht zwingend erfordern. Die für die Zertifizierung im
Konsultationsverfahren nötigen Expertengremien müssen rasch etabliert
werden. Die fehlenden Rechtsakte und wesentlichen Guidelines, die für
die Umsetzung der MDR dringend erforderlich sind, müssen zügig zur
Verfügung gestellt werden, fordert der BVMed.

Bei der geplanten europäischen Nutzenbewertung-Gesetzgebung (Health
Technology Assessment, HTA) fordert der BVMed, den Bereich der
Medizintechnologien herauszunehmen. "Der EU-HTA-Vorschlag bringt
keinen Mehrwert für die Patientensicherheit, führt aber zu einer
weiteren Verzögerung für die Versorgung der Patienten mit
fortschrittlichen Medizintechnologien. Arzneimittel und
Medizinprodukte können aufgrund ihrer jeweiligen Besonderheiten nicht
zusammen geregelt werden. Das bewährte freiwillige HTA-Verfahren für
Medizinprodukte auf EU-Ebene sollte fortgesetzt werden."


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

 * 
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RECHT/660: Die Corona-Warn-App - Fluch oder Segen? (Dr. Datenschutz)

DatenschutzbeauftragterINFO - Informationen zum Datenschutz - 19.6.2020

Die Corona-Warn-App - Fluch oder Segen?

von Nicolas Kötter



Die lange angekündigte Corona-Warn-App des RKI ist nun da. Doch wie
sieht es aus mit der datenschutzrechtlichen Bewertung der App? Die -
auch hier geäußerten - Bedenken im Vorfeld waren ja groß.


Die Corona-Warn-App ist da

Man kann sie in den App Stores der von Apple und Google herunterladen,
was nach ZDF-Informationen bereits 8 Millionen Nutzer gemacht haben.
Wer ein älteres Smartphone als das iPhone 6s besitzt, kann die App
nicht nutzen, weil dort das Apple-Betriebssystem iOS nicht in einer
neuen Version installiert werden kann, die für den Betrieb der App
benötigt wird.

Funktionsweise

Von Apple und Goggle wurde eine dezentrale Struktur vorgegeben:

Die App soll durch die Speicherung der sozialen Kontakte der letzten
zwei Wochen helfen, Nutzer auf einen Kontakt mit Infizierten
hinzuweisen. Die Smartphones tauschen für die Ermittlung von Kontakten
über Bluetooth auf einem Tagesschlüssel beruhende Kurzzeitschlüssel,
sog. RPIs (Rolling Proximity Identifier), aus. Man kann es sich wie
ein Händeschütteln vorstellen. Wenn zwei Geräte über eine bestimmte
Dauer in bestimmter Nähe zueinander sind, werden die Schlüssel
ausgetauscht und lokal auf den Geräten gespeichert. Die Schlüssel
werden zudem alle 10 - 20 Minuten neu generiert, um so eine
Nachverfolgbarkeit zu einer Person zu vermeiden. Zudem soll alles
kryptografisch abgesichert sein.

Das bedeutet, dass die App keine Daten erfasst, die es dem RKI oder
anderen Nutzern ermöglichen, auf die Identität, den Gesundheitsstatus
oder den Standort des Nutzers zu schließen. Zudem verzichtet die App
auf die Erfassung oder Analyse des Nutzungsverhaltens durch
Tracking-Tools.

Eine gute Beschreibung der Funktionsweise finden Sie in dem allgemein
hörenswerten Podcast von dem Rechtsanwalt Niko Härting mit dem
Softwareexperten Henning Tilmann "Corona im Rechtsstaat" Folge 13 [1]
und in einem Video der Tagesschau [2].

Transparenz und Datenschutz

Zudem ist der Programmcode der App Open Source, also öffentlich
einsehbar, es wurde eine Datenschutz-Folgenabschätzung [3]
veröffentlicht und zudem ist die Verwendung freiwillig (dazu aber
später noch mehr).

Die kritischen Stimmen wie der Chaos Computer Club [4] und das Forum
InformatikerInnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung
(FIfF) mit seiner Datenschutz-Folgenabschätzung [5] wurden also
erhört, aber es gibt dennoch ein paar Haken.


Das Fundament: Google und Apple

Die App basiert auf einer Grundlage im Betriebssystemen von Google und
Apple, dem sogenannten Exposure Notification System, d.h. einer
Funktion die die Kontaktaufzeichnung überhaupt erst ermöglicht.

Die Blackbox

Das Fundament, auf dem das RKI seine App gebaut hat, ist also nicht
Bestandteil der App, sondern des Betriebssystems der Smartphones und
liegt damit außerhalb des Einflussbereichs des RKI. In der
Datenschutz-Folgenabschätzung wird eingeräumt, dass das eine Blackbox
ist:

"Die unmittelbarsten Einflussmöglichkeit hinsichtlich des Ablaufs
 der lokalen Datenverarbeitung (...) haben (...) Apple bzw. Google,
 die (...) insoweit auf technischer Ebene prinzipiell auch zur
 Verknüpfung der dort verarbeiteten Tagesschlüssel und RPIs mit
 einer geräte- (z.B. Werbe-ID) oder nutzerspezifischen Kennung
 (z.B. Apple-ID oder Google-Konto) haben."


Man weiß also nicht weiß, ob Apple und Google die Daten vielleicht mit
anderen Daten verbinden können. Salopp gesagt, macht man den Bock zum
Gärtner und hat keine Kontrolle darüber, was er macht.

Akzeptanz der Bürger

Zudem wird pauschal behauptet, dass die Smartphone-Nutzern Apple und
Google hinsichtlich Datenschutz vertrauen oder sich zumindest mit der
Nutzung ihrer Daten abgefunden haben:

"(...) Allerdings haben die Nutzer durch die Verwendung eines
 Android- bzw. iOS-Smartphones zum Ausdruck gebracht, dass sie
 grundsätzlich Vertrauen zu diesen Herstellern haben oder
 sich jedenfalls mit den Datenschutzrisiken, die mit der
 Verwendung eines Smartphones dieser Hersteller für persönliche
 Zwecke einhergehen, abgefunden oder andernfalls ihr
 Nutzungsverhalten entsprechend angepasst haben (z.B. durch
 Deaktivierung der Ortungsdienste)."


Naja, das ist nur mäßig überzeugend und wahrscheinlich der faktischen
Unmöglichkeit einer Corona-Warn-App ohne die Mitwirkung von Apple und
Google - die zusammen 99 % der Smartphones mit Betriebssystemen
ausstatten - geschuldet als wirklicher Überzeugung. Das in der
Datenschutz-Folgenabschätzung unterstellte Vertrauen zu Apple und
Google beruht wohl eher auf dem Mangel an Alternativen. Weitere
Informationen zu der Datenverarbeitung durch Google finden Sie hier
[6] und für Apple in den Einstellungen Ihres iPhones unter
"Datenschutz > Health > COVID-19-Kontaktprotokoll".

Verarbeitung durch das RKI

Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch das RKI folgt hingegen
nur aus der Verbindung mit der IP-Adresse des Nutzers, die für die
Übermittlung der Daten an das RKI verwendet wird. Der Personenbezug
soll auch nur für eine technische Sekunde bestehen, da das RKI nach
eigenen Angaben die IP-Adresse unmittelbar nach Beantwortung eines
Requests (d.h. der Kontaktaufnahme mit den zentralen Servern) zu
löschen.


Die Sache mit der Freiwilligkeit

Es bleiben zudem Bedenken hinsichtlich der Freiwilligkeit der App.

Freiwilligkeit gegenüber dem Staat

Der Gesetzgeber ist bei Schaffung der DSGVO selbst davon ausgegangen,
dass es so eine Sache ist mit der Freiwilligkeit einer Einwilligung
gegenüber einer Behörde. Schließlich ist das Verhältnis zwischen Staat
und Bürger eher ein Über-/Unterordnungsverhältnis als ein zwangloser
Austausch auf Augenhöhe. So hat der Gesetzgeber in Erwägungsgrund 42
S. 4 DSGVO [7] (als kluger Begleitgedanke zur DSGVO) klargestellt:

"Es sollte nur dann davon ausgegangen werden, dass sie (die
 Betroffenen) ihre Einwilligung freiwillig abgegeben hat, wenn
 sie eine echte oder freie Wahl hat und somit in der Lage ist,
 die Einwilligung zu verweigern oder zurückzuziehen, ohne Nachteile
 zu erleiden."


Weiter heißt es in Erwägungsgrund 43 DSGVO [8], dass das gegenüber
Behörden - wie dem RKI als Bundesbehörde - nicht der Fall ist:

"Um sicherzustellen, dass die Einwilligung freiwillig erfolgt
 ist, sollte diese in besonderen Fällen, wenn zwischen der
 betroffenen Person und dem Verantwortlichen ein klares
 Ungleichgewicht besteht, insbesondere wenn es sich bei dem
 Verantwortlichen um eine Behörde handelt, und es deshalb in
 Anbetracht aller Umstände in dem speziellen Fall unwahrscheinlich
 ist, dass die Einwilligung freiwillig gegeben wurde, keine gültige
 Rechtsgrundlage liefern."


In der Datenschutz-Folgenabschätzung wird dieser Einwand in Ziffer
10.2.3.3. gewissermaßen lapidar beiseite gewischt:

"als Bundesoberbehörde repräsentiert das RKI ein staatliches Organ.
 Allein daraus kann jedoch nicht grundsätzlich auf die fehlende
 Freiwilligkeit geschlossen werden."


Dem ist zwar gewissermaßen zuzustimmen, weil das RKI keine
unmittelbare Handhabe gegen den Einzelnen hat, z.B. in Form einer
Leistungsverweigerung. Auch wird die App nicht als staatliches
Druckmittel gegenüber den Bürgern eingesetzt, z.B. als Voraussetzung
für staatliche Leistungen oder Vergünstigungen. Ideen in die Richtung
gab es aber viele.

Freiwilligkeit im privaten Bereich

Vielmehr steht zu befürchten, dass die Bürger untereinander die
Nutzung der Corona-Warn-App zur Voraussetzung für gesellschaftliche
Teilhabe machen könnten. Hier liegt sozusagen der Hund begraben. Man
weiß nicht, auf welche Ideen die Menschen kommen werden. Theoretisch
sind unzählige Situationen denkbar, in denen die Nutzung der App zur
Voraussetzung zur sozialen Teilhabe gemacht wird, z.B. am
Arbeitsplatz, auf Konzerten, im Fitnessstudio. Dann wäre es mit der
viel beschworenen Freiwilligkeit schnell dahin, da man ohne die App
ins soziale Abseits geraten würde. Man schafft also eine App, die
potenziell ein Umdenken weg von einem bedingungslosen
gesellschaftlichen Teilhaberecht hin zu einem bedingten Teilhaberecht
bewirken könnte, nach dem Motto "weise mir erstmal (aktiv) nach, dass
du keine Gefahr darstellst".

Die Möglichkeit räumt auch das RKI ein, aber verweist darauf, dass es
unwahrscheinlich sei, weil:

"ein erheblicher Teil der Bevölkerung gar kein oder kein geeignetes
 Smartphone besitzt, insbesondere wenn es sich um besonders junge,
 alte oder kaufschwache Personen handelt. Daher erscheint es derzeit
 nicht nur aus wirtschaftlichen, sondern auch aus sozialen und
 Reputationsgründen unwahrscheinlich, dass private Einrichtungen die
 faktische Ausgrenzung eines erheblichen (und in der Regel
 überdurchschnittlich schutzbedürftigen) Teils der Bevölkerung
 betreiben werden."


Hier ist schon etwas kurios, dass ein Argument angeführt wird, dass
allgemein gegen die Wirksamkeit der App spricht, denn alte und sozial
schwache Menschen sind besonders gefährdete Bevölkerungsgruppen. Es
wird also eingeräumt, dass gerade diese nicht von der App profitieren.
Zudem ist es zweifelhaft, ob die Argumente wirklich zutreffend sind,
weil durchaus ersichtlich ist, weshalb die Nutzung der App privat als
Druckmittel dienen sollte, z.B. weil es der bequemste Wege ist und
viele Situationen denkbar sind, wo die gesellschaftlichen Randgruppen
bereits nur marginal vertreten sind oder der Arbeitgeber allen
Mitarbeitern Diensthandys zur Verfügung stellt.

Das RKI führt gegen einen sozialen Druck zudem an, dass man den Leuten
nicht an der Nasenspitze ansieht, ob sie die App nutzen:

"Dem kann jedoch entgegengebracht werden, dass die Nutzung der
 Corona-Warn-App nicht überprüfbar ist, ohne dass der Nutzer die
 Corona-Warn-App vorzeigt. Weder dem Verantwortlichen noch Dritten
 ist es von außen möglich einzusehen, ob die Corona-Warn-App auf
 einem Smartphone installiert und vollumfänglich genutzt wird. Eine
 solche Veröffentlichung von Daten ist nicht vorgesehen und
 geplant."


Hier kann man nur entgegen, dass die Leute dann halt gebeten werden,
kurz ihre App vorzuzeigen. Viele werden das wahrscheinlich einem
sozialen Ausschluss vorziehen.


Geeignetheit der App?

Zudem ist eine Diskussion über die Geeignetheit der App nach wie vor
wichtig. Das wird auch in der Datenschutz-Folgenabschätzung
eingeräumt:

"[...] der Nutzen von Corona-Tracing-Apps noch unbekannt ist und
 die Hinnahme von Grundrechtseinschränkungen somit möglicherweise
 umsonst gewesen ist."


Stichwort False Positive oder Fehlalarm. Es sind viele Situationen
denkbar, in denen zwar ein Kontakt gemessen wurde, aber tatsächlich
keine Gefahr besteht, wenn man z.B. durch eine Plexiglasscheibe oder
eine Mauer getrennt war oder ein Kontakt unter freien Himmel
registriert wird, obwohl der Abstand sehr groß war, weil das
Bluetooth-Signal besonders gut übertragen wurde. Es stellt sich also
die Frage, ob man sich technikgläubig einer falschen Gewissheit
hingibt. Es handelt sich nämlich am Ende auch nur um Schätzwerte.
Bluetooth wurde nicht für diese Zwecke entwickelt und viele Faktoren
spielen eine Rolle, z.B. ob man das Smartphone in Räumen oder draußen
nutzt, in der Hosentasche oder in der Hand hat oder die verbauten
Komponenten haben alle einen Einfluss auf die Signalstärke.


Ausgang ungewiss

Nun zugegeben, niemand weiß wie sich die Situation entwickeln wird.
Eine kurze Zeitreise zum Jahresanfang zeigt aber wie sehr sich die
Maßstäbe der Diskussion schon verschoben haben. Es geht nur noch
selten um das "Ob" einer App, sondern meistens nur noch um das "Wie".
Hätte man an Neujahr prophezeit, dass zur Mitte des Jahres eine
staatliche App zur Nachverfolgung sozialer Kontakte haben werden, wäre
man wahrscheinlich für verrückt erklärt worden oder man hätte
vermutet, dass man auf einem schlechten Trip ist.

Für die App spricht hingegen gewiss, dass die Behauptung, dass 60
Prozent aller Deutschen die App nutzen müssten, da sie sonst
wirkunglos wäre, nicht zutrifft. Das wäre nur dann der Fall, wenn die
App das einzige Mittel bei der Bekämpfung der Pandemie wäre. Man nimmt
an, dass bereits die Nutzung durch zehn oder 20 Prozent der
Bevölkerung einen positiven Effekt haben. Als eine Maßnahme unter
vielen, ist die App also bestimmt ein positiver Beitrag. Vielleicht
der größte Ritterschlag, den die Corona-App, bekommen konnte: Der
Chaos Computer Club empfiehlt sie zwar nicht. Aber: Er meckert auch
nicht. [9]


Über den Autor:

Nicolas Kötter ist Volljurist und Consultant mit mehrjähriger
Berufserfahrung im Datenschutzrecht. Parallel zum deutschen Studium
der Rechtswissenschaften absolvierte er einen Bachelor im
französischen Recht in Kooperation mit der Universität Paris-Nanterre.
Das Rechtsreferendariat absolvierte er unter anderem am
Oberlandesgericht Hamm und der Deutschen Botschaft in Serbien. Durch
Tätigkeiten in einer Kanzlei für Datenschutzrecht und seinem Interesse
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Fußnoten:

[1] https://ping.podigee.io/13-neue-episode

[2] https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-712647.html

[3] https://www.coronawarn.app/assets/documents/cwa-datenschutz-folgenabschaetzung.pdf

[4] https://www.ccc.de/de/updates/2020/contact-tracing-requirements

[5] https://www.datenschutzbeauftragter-info.de/die-corona-app-risiken-und-nebenwirkungen/

[6] https://support.google.com/android/answer/9888358?hl=de

[7] https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-42/

[8] https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-43/

[9] https://www.zdf.de/nachrichten/politik/corona-app-launch-100.html


URL des Originalartikels:

https://www.datenschutzbeauftragter-info.de/die-corona-warn-app-fluch-oder-segen/
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RECHT/659: Kosmetikerin darf nicht Falten und Lippen aufspritzen (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. Juni 2020

Ressort: Medizinrecht / Urteile / Gesundheit

Kosmetikerin darf nicht Falten und Lippen aufspritzen



Aachen/Berlin (DAV). Das Einschießen von Hyaluronsäure in Falten und
Lippen wird nicht anders behandelt als die Gabe anderer Mittel. Der
Behandelnde muss dafür mindestens über eine Heilpraktikererlaubnis
verfügen. Einer Kosmetikerin ist diese Tätigkeit ansonsten verboten.
Konkret ging es um die Anwendung eines Hyaluron-Pens. Die
Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts Aachen vom
2. März 2020 (AZ: 5 L 1404/19).

Die Frau hat ein Nagelstudio und ein Schulungszentrum für
Nagelbehandlung und Nageldesign. Darüber hinaus bot sie Schulungen für
den Einsatz von Hyaluron-Pens an. Hauptanwendungsbereiche des Pens
sind der Aufbau des Lippenvolumens sowie die Faltenbehandlung im
Gesicht. Mit Hilfe des Pens wird Hyaluronsäure ohne Kanüle mit hohem
Druck und einer Geschwindigkeit von 800 km/h unter die Haut
eingebracht. Der Kosmetikerin wurde dies verboten. Sie besitze nicht
die notwendige Qualifikation als Heilpraktikerin. Das Einschießen der
Hyaluronsäure setze - wie die Unterspritzung mittels Kanüle -
medizinische Grundkenntnisse voraus. Dagegen wandte sich die Frau in
einem Eilverfahren.

Das Verwaltungsgericht bestätigte das Verbot. Die gesundheitlichen
Risiken bei der Anwendung des Pens seien offen. Die Frage könne im
Eilverfahren nicht geklärt werden. Es sei offen, inwieweit die
Behandlung der klassischen Faltenunterspritzung entspreche, die
Heilpraktikern vorbehalten ist. Auch könnten medizinische Kenntnisse
erforderlich sein im Hinblick auf die konkrete Anwendung oder die
Feststellung, ob mit einer Behandlung begonnen werden dürfe, ohne dass
der Patient Schaden nehme. Dafür sei ein fachärztliches Gutachten
notwendig. Dies gehe jedoch nicht im Eilverfahren. Ein normales
Hauptsacheverfahren habe die Frau bisher nicht eingeleitet. Sie habe
zwar Stellungnahmen und Gutachten der Herstellerfirma des Pens
vorgelegt. Diese seien jedoch nicht hinreichend aussagekräftig. Sie
seien unter anderem nur an wenigen Probanden und nicht auf der
Gesichtshaut bzw. den Lippen durchgeführt worden.

Informationen: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:
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EPIDEMIE/200: Corona-Bekämpfung - Gegenmaßnahmen beeinflussen die Intensität einer potenziellen zweiten Welle (idw)

Universität Hohenheim - 15.06.2020

Corona-Bekämpfung: Gegenmaßnahmen beeinflussen die Intensität einer potenziellen zweiten Welle stark

Eine weitere an der Uni Hohenheim entwickelte Computer-Simulation
vergleicht verschiedene Ausbreitungsszenarien der Covid-19-Infektion in
Baden-Württemberg.



Droht im Herbst eine zweite Corona-Welle? Die Angst davor ist groß.
Politik und Wissenschaft sind sich einig, dass dies nach Möglichkeit
vermieden werden muss. Um jedoch beurteilen zu können, ob und wann welche
Maßnahmen ergriffen werden müssen, sind die Verantwortlichen auf Modelle
angewiesen, die ein möglichst realistisches Bild der Situation
wiedergeben. Eine Simulation von Prof. Dr. Philipp Kügler vom Institut für
Angewandte Mathematik und Statistik an der Universität Hohenheim in
Stuttgart kann jetzt eine weitere Entscheidungshilfe geben. Basis für sein
Modell sind komplexe Differentialgleichungen, wie sie auch in der
Herzforschung verwendet werden, und deren Berechnung sehr leistungsstarke
Computer erfordert. Nach der "virtuellen Stadt" von Prof. Dr. Andreas
Pyka, bei der das Verhalten einzelner Menschen simuliert wird und jeder
selbst am heimischen Rechner die Auswirkungen von verschiedenen Maßnahmen
testen kann, zeigt jetzt auch ein epidemiologisches Modell, wie wichtig es
ist, rechtzeitig geeignete Schritte einzuleiten, um einen Kollaps des
Gesundheitssystems zu vermeiden.

Wie wird sich die Corona-Pandemie weiter entwickeln, welchen Einfluss
haben welche Maßnahmen auf ihren Verlauf, wann können Einschränkungen
gelockert oder wann müssen sie sogar wieder verschärft werden? Diese
Fragen zu beantworten, fällt auch Fachleuten schwer, denn sowohl die
Ausbreitung des Virus als auch die Zahl der schwer Erkrankten und der
Todesfälle wird durch viele Faktoren bestimmt, die sich gegenseitig
beeinflussen: Ein komplexes System, das nicht mehr intuitiv, sondern nur
noch mit Hilfe mathematischer Modelle erfasst werden kann.

Ein solches Modell hat jetzt Prof. Dr. Kügler vom Institut für Angewandte
Mathematik und Statistik der Universität Hohenheim entwickelt. Zwei
Faktoren spielen dabei eine entscheidende Rolle. Einerseits die
Entwicklung der Infektionszahlen und andererseits die kritische Schwelle,
bis zu der unser Gesundheitssystem in der Lage ist, die schwer Erkrankten
zu versorgen.

"Die Hauptschwierigkeit bei Vorhersagen zum Verlauf der Infektionswelle
liegt im nicht linearen Zusammenspiel der Systemkomponenten", erklärt
Prof. Dr. Kügler. Das heißt: Schon minimale Unterschiede in der
Ausgangssituation können große Veränderungen zur Folge haben. Selbst die
Infrastruktur, wie z. B. die Straßenverbindungen zwischen den einzelnen
Städten, oder Geländestrukturen, wie die Schwäbische Alb oder der
Schwarzwald, fließen in die Berechnung der Ausbreitung von Covid-19 ein.

Für seine Simulationen entwickelte Prof. Dr. Kügler ein mathematisches
Modell auf Basis von Differentialgleichungen, die nur mit sehr
leistungsstarken Computern zu lösen sind. Mit Hilfe der vom
Robert-Koch-Institut (RKI) veröffentlichten Daten verfeinerte er diese Berechnungen
immer weiter, bis sich die Simulation mit der Entwicklung in der
Wirklichkeit deckte. Diese Vorgehensweise schafft eine realistische Basis
für die Berechnung von Zukunftsszenarien.

Simulation veranschaulicht Wichtigkeit von schnellem und konsequentem Handeln

Für Studien zum Ausbruch einer zweiten Covid-19-Infektionswelle in
Baden-Württemberg nach den Sommerferien ging er von einem vorübergehenden
Wiederanstieg der Reproduktionszahl auf den bisherigen Höchstwert von 3,2
aus. Dabei verglich er zwei Szenarien miteinander, die sich auf den ersten
Blick nur marginal unterscheiden. Im ersten Szenario erstrecken sich
Anstieg- und Abfall der Reproduktionszahl über einen Zeitraum von 46
Tagen, im zweiten Szenario dagegen über 54 Tage.

Seine Ergebnisse machen sehr eindrucksvoll deutlich, wie wichtig ein
schnelles und entschiedenes Handeln ist, um eine dramatische Entwicklung
zu verhindern: Im ersten Szenario verläuft die Entwicklung vergleichbar
mit dem bisherigen Geschehen, während im zweiten Szenario ein wesentlich
dramatischerer Verlauf zu erwarten ist, der das Gesundheitssystem
überlasten dürfte. Ähnliche Szenarien lassen sich auch bei einem
vorübergehenden Wiederanstieg der Reproduktionszahl auf lediglich einen
Teil - etwa 50 Prozent - des bisherigen Höchstwerts abbilden.

"Das zeigt, wie unterschiedlich sich selbst ähnliche
Reproduktionszahldynamiken auf die Intensität einer zweiten Welle
auswirken können. Dabei ist die Reproduktionszahldynamik wiederum abhängig
von den durch Politik und Wissenschaft gesetzten Gegenmaßnahmen sowie der
Bereitschaft der Bevölkerung zu deren Einhaltung", analysiert Prof. Dr.
Kügler seine Ergebnisse.

Ziel: Vorhersagen auf lokaler und regionaler Ebene

Um Politik und Gesundheitswesen eine Entscheidungshilfe zu geben, möchte
er das Modell soweit verfeinern, dass damit auch regionale und lokale
Entwicklungen vorhersagbar werden, so dass z. B. für einzelne Landkreise
das Infektionsgeschehen erfasst und vorhergesagt werden kann.

Expertenliste: Corona-Krise und ihre Folgen

Die weltweite Corona-Pandemie hat bereits jetzt einschneidende Folgen: der
Bildungssektor, die Wirtschaft, die Arbeitswelt allgemein, aber auch das
menschliche Miteinander werden voraussichtlich auch nach der Krise anders
sein als vorher. Um damit sinnvoll umgehen zu können, sind sowohl in der
Krise selbst als auch für die Zeit danach wissenschaftliche Fakten
wichtiger denn je. Expertinnen und Experten der Universität Hohenheim
informieren über die verschiedenen Aspekte der Corona-Krise und ihre
Folgen. Ergebnisse und Experten: 

https://www.uni-hohenheim.de/expertenliste-corona-krise

Alle Pressemitteilungen zur Corona-Forschung: 

https://www.uni-hohenheim.de/corona-pressemitteilungen

Text: Stuhlemmer / Elsner

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim - 15.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFEKTION/1882: Vorläufige Ergebnisse der Eltern-Kind COVID-19-Studie in Baden-Württemberg (idw)

Universitätsklinikum Heidelberg - 16.06.2020

Vorläufige Ergebnisse der Eltern-Kind COVID-19-Studie in Baden-Württemberg



Insgesamt geringe Zahl von unbemerkten Infektionen - Kinder seltener
infiziert als Eltern / Rund 2.500 Kinder im Alter von einem bis zehn
Jahren und jeweils ein Elternteil wurden zwischen dem 22. April und dem
15. Mai 2020 auf aktuelle oder bereits überstandene SARS-CoV-2-Infektionen
untersucht / Ein Eltern-Kind-Paar war in diesem Zeitraum infiziert, 64
Personen hatten weitgehend unbemerkt bereits zuvor eine
SARS-CoV-2-Infektion durchlaufen / Kinder stellten weniger als ein Drittel der
Betroffenen und scheinen nicht nur seltener an COVID-19 zu erkranken,
sondern auch seltener mit SARS-CoV-2 infiziert zu sein


Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der vier Universitätsklinika in
Freiburg, Heidelberg, Tübingen und Ulm haben in der vom Land
Baden-Württemberg initiierten und finanzierten COVID-19-Kinder-Studie
untersucht, wie viele Paare aus je einem Elternteil und einem Kind
unbemerkt zum Zeitpunkt der Testung infiziert waren oder bereits
Antikörper nach einer überstandenen, aber unbemerkt gebliebenen
Corona-Virus-Infektion gebildet hatten.

Acht Wochen nach Start der Studie liegen nun die vorläufigen Ergebnisse
vor: ein Eltern-Kind-Paar unter den circa 5.000 Studienteilnehmern wurde
zum Zeitpunkt des Tests positiv auf das Corona-Virus getestet. Bei 45
Erwachsenen und 19 Kindern fanden sich Antikörper gegen SARS-CoV-2. Die
getesteten Kinder im Alter von einem bis zehn Jahren waren also seltener
infiziert als Erwachsene. Weniger als ein Drittel der auf Antikörper
positiv getesteten Personen sind Kinder. Bei 13 Eltern-Kind-Paaren waren
beide infiziert, d. h. die Erkrankung eines Elternteils führt nicht
zwingend zur Erkrankung des Kindes und umgekehrt.

Kein Hinweis auf Kinder als Treiber des Infektionsgeschehens

Anlässlich der Regierungspressekonferenz des Landes Baden-Württembergs am
16. Juni präsentierten Prof. Dr. Hans-Georg Kräusslich, Sprecher des
Zentrums für Infektiologie am Universitätsklinikum Heidelberg und Prof.
Dr. Klaus-Michael Debatin, Ärztlicher Direktor der Klinik für Kinder- und
Jugendmedizin am Universitätsklinikum Ulm die bisherigen Ergebnisse. "Zwar
gab es Unterschiede zwischen den vier Standorten, aber die Zahl der
Personen mit durchgemachter Infektion war an allen vier Standorten niedrig
und überall wurden weniger Kinder als Erwachsene positiv getestet",
erläutert Hans-Georg Kräusslich. "Zu beachten ist jedoch, dass die
Ergebnisse nicht unmittelbar auf die Gesamtbevölkerung übertragbar sind,
da die Teilnehmer sich zwecks eines schnellen Studienstarts auf einen
Aufruf gemeldet haben und nicht zufällig ausgewählt worden sind", ergänzt
er. "Die Daten tragen gemeinsam mit den Ergebnissen anderer Studien aus
dem In- und Ausland zur Einschätzung bei, welche Rolle Kinder bei der
Ausbreitung der Corona-Pandemie spielen", sagt Klaus-Michael Debatin.
"Insgesamt scheinen Kinder demnach nicht nur seltener an COVID-19 zu
erkranken, was schon länger bekannt ist, sondern auch seltener durch das
SARS-CoV-2-Virus infiziert zu werden."

"Die Studie liefert belastbare Daten zum unerkannten Infektionsgeschehen
bei Eltern und Kindern zwischen einem und zehn Jahren in
Baden-Württemberg. Auf dieser Grundlage können wir weitere Öffnungsschritte von
Kindertagesstätten und Grundschulen verantworten. Es ist mir wichtig, dass
wir bei derart drängenden und weitreichenden politischen Entscheidungen
auf die hervorragende und hochaktuelle Expertise unserer
baden-württembergischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bauen können",
fasst Ministerpräsident Winfried Kretschmann zusammen.

Wissenschaftsministerin Theresia Bauer würdigte die Leistung der
Universitätskliniken im Land: "In beeindruckender Geschwindigkeit wurde
das Design der Studie entwickelt, wenige Tage später startete bereits die
Probennahme bei Eltern und Kindern. Dass die Ergebnisse bereits jetzt,
nach wenigen Wochen, vorliegen, ist eine großartige Leistung und zeugt von
der gewinnbringenden Kooperation und den herausragenden
Forschungsleistungen an allen Universitätsmedizin-Standorten. Um
einschätzen zu können, ob und welche Rolle Kinder bei der Verbreitung von
COVID-19 spielen, haben unsere Unikliniken mit ihrem Ansatz einen
wertvollen Baustein für die weltweite Forschung und den weiteren
Erkenntnisgewinn geliefert." Die Studie sei auch ein hervorragendes
Beispiel dafür, wie eng Politik und Wissenschaft im Kampf gegen das
Corona-Virus zusammenarbeiten.

Die Studie, deren Kosten von rund 1,2 Millionen Euro vom Land getragen
werden, war vom wissenschaftlichen Beraterkreis zur Corona-Pandemie des
Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann angeregt worden. Studienstart war
am 22. April.

Erfolgreiche Zusammenarbeit der baden-württembergischen Universitätsklinika

Die Teams der vier baden-württembergischen Universitätsklinika haben die
Studie gemeinsam konzipiert. Zunächst sollten 2.000 Eltern-Kind-Paare,
jeweils 500 pro Standort, eingeschlossen werden. Aufgrund des großen
Interesses in der Bevölkerung wurde jedoch aufgestockt. Teilnehmen konnten
jeweils ein Elternteil mit Kind im Alter von einem bis zehn Jahren, die im
selben Haushalt leben und zuvor nicht an COVID-19 erkrankt oder positiv
auf SARS-CoV-19 getestet worden waren. Von beiden wurden je ein
Nasen-/Rachenabstrich, um eine aktuelle Virusbelastung festzustellen, und
eine Blutprobe entnommen.

Die Tests zur Bestimmung von SARS-CoV-2-Antikörpern im Blut als Nachweis
einer überstandenen Infektion waren zum Zeitpunkt des Studienbeginns noch
neu und unvollständig validiert. Aus diesem Grund wurden alle Blutproben
mit mindestens zwei verschiedenen Testverfahren untersucht und positive
beziehungsweise zunächst unklare Ergebnisse mit weiteren Tests bestätigt
oder ausgeschlossen.

"Die außerordentliche Resonanz und Unterstützung, die diese Studie von
unterschiedlichsten Stellen erfahren hat, hat uns zutiefst beeindruckt.
Dadurch konnten wir die Untersuchung in kürzester Zeit durchführen", so
Prof. Dr. Philipp Henneke, Leiter der Abteilung für Pädiatrische
Infektiologie und Rheumatologie am Zentrum für Kinder- und Jugendmedizin
des Universitätsklinikums Freiburg.

Prof. Dr. Axel Franz und Dr. Corinna Engel, Leiter der Studienzentrale für
Kinderstudien am Universitätsklinikum Tübingen, ergänzen: "Für die
Durchführung solcher vergleichsweise großen Studien benötigen wir im
Regelfall mindestens ein halbes Jahr Vorlauf. Dass diese Studie nun in
weniger als einer Woche auf die Beine gestellt wurde und nach weiteren
knapp zweieinhalb Wochen die Rekrutierung der Studienteilnehmer
abgeschlossen war, verdanken wir zahlreichen extrem engagierten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die alles in ihren jeweiligen Bereichen
gegeben haben und den vielen tapferen Kindern sowie deren Eltern."

Methoden und vorläufige Ergebnisse online verfügbar, Publikation in Vorbereitung

Eine Veröffentlichung der Ergebnisse der Studie ist in Vorbereitung und
wird voraussichtlich im kommenden Monat eingereicht werden. "Die Frage der
Öffnung der Kitas, Kindergärten und Schulen ist von so hoher
gesellschaftlicher Relevanz, dass wir es für angemessen halten, die
vorläufigen Ergebnisse öffentlich vorzustellen, obwohl der übliche Prozess
der wissenschaftlichen Prüfung bis zur Publikation noch nicht
abgeschlossen ist", erläutert Hans-Georg Kräusslich, Sprecher des Zentrums
für Infektiologie am Universitätsklinikum Heidelberg und einer der
Studienleiter. Zusammenfassende Beschreibungen der Methoden und
vorläufigen Ergebnisse wurden online veröffentlicht, um Forschenden und
der interessierten Öffentlichkeit die Möglichkeit zu geben, die Grundlage
der getroffenen Aussagen zu bewerten.

Die bislang international veröffentlichten Studienergebnisse zur
SARS-CoV-2-Infektion bei Kindern sind teilweise widersprüchlich, was ein Anlass
für die baden-württembergische Studieninitiative war. In einer
bevölkerungsbasierten Studie aus Island fand sich bei keinem Kind unter
zehn Jahren eine Corona-Virus-Infektion, während knapp ein Prozent der
Erwachsenen positiv getestet wurde (Gudbjartsson et al. 2020). Aus China
gibt es dagegen Berichte, dass Kinder vergleichbar häufig infiziert sind
wie Erwachsene, jedoch seltener Symptome entwickeln (Bi et al. 2020). Dies
führte zu der Befürchtung, dass unerkannte Infektionen von Kindern
wichtige Treiber der Ausbreitung sein könnten.

Die Ergebnisse der Studie aus Baden-Württemberg lassen keine Aussage
darüber zu, wer sich in einer Familie zuerst angesteckt hat und inwieweit
Wohnsituation und Beruf der Eltern hierbei eine Rolle spielen. Eine
Fragestellung der Studie war, ob Infektionen bei Kindern, die in
Notbetreuungen waren, häufiger auftraten als bei denjenigen, die
ausschließlich in der Kernfamilie gelebt hatten. Aufgrund der insgesamt
geringen Anzahl von Kindern mit überstandener Infektion unter den
Studienteilnehmern war es jedoch schwierig, hierzu signifikante
Unterschiede zu finden. Dies muss in einer Folgestudie untersucht werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Vorläufige Studienergebnisse:

https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/fileadmin/pressestelle/Kinderstudie/Prevalence_of_COVID-19_in_BaWu__.pdf

http://Methodenbericht:

https://www.biorxiv.org/content/10.1101/2020.06.15.152587v1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution665
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KREBS/1238: Forschung - Muskeln für ein starkes Immunsystem (idw)

Deutsches Krebsforschungszentrum - 15.06.2020

Muskeln für ein starkes Immunsystem



Im Kampf gegen eine Krebserkrankung oder gegen chronische Infektionen muss
das Immunsystem über lange Zeiträume aktiv sein. Doch auf Dauer kommt es
häufig zu einer Erschöpfung der Immunabwehr. Wissenschaftler vom Deutschen
Krebsforschungszentrum (DKFZ) haben nun bei Mäusen erste Hinweise dafür
gefunden, dass Skelettmuskeln dazu beitragen, das Immunsystem bei
chronischen Erkrankungen funktionsfähig zu erhalten.

Oft sind ein starker Gewichtsverlust und eine Abnahme der Muskelmasse die
Folge einer Krebserkrankung oder einer schweren Infektion. Neben diesem
als Kachexie bekannten Prozess leiden Betroffene häufig unter einem
geschwächten Immunsystem. Verantwortlich dafür ist unter anderem ein
Funktionsverlust einer Gruppe von T-Zellen, deren Aufgabe es ist,
virusinfizierte Zellen oder Krebszellen zu erkennen und abzutöten.

Die Prozesse, durch die die T-Zellen an Aktivität verlieren, sind bislang
weitgehend ungeklärt. Erste Hinweise deuten jedoch darauf hin, dass ein
Zusammenhang mit der Kachexie besteht. "Es ist bekannt, dass T-Zellen an
dem Verlust von Skelettmuskelmasse beteiligt sind. Doch ob und wie
wiederum Skelettmuskeln die Funktion der T-Zellen beeinflussen, ist
unklar", erläutert Guoliang Cui vom DKFZ.

Um dies herauszufinden, infizierten die Wissenschaftler Mäuse mit
Lymphozytären-Choriomeningitis-Viren (LCMV). Diese Methode wird als
weitverbreitetes Modellsystem genutzt, um den Verlauf von akuten oder
chronischen Infektionen bei Mäusen zu untersuchen. Anschließend
analysierten die Forscher die Genexpression der Skelettmuskulatur der
Tiere und stellten fest: Bei einer chronischen Infektion schütten die
Muskelzellen vermehrt den Botenstoff Interleukin-15 aus. Dieser bewirkt,
dass sich T-Zell-Vorläufer in den Skelettmuskeln ansiedeln. Dadurch sind
sie räumlich abgegrenzt und vor einem Kontakt mit der chronischen
Entzündung geschützt.

"Verlieren die T-Zellen, die aktiv gegen die Infektion ankämpfen, durch
eine andauernde Stimulation ihre volle Funktionsfähigkeit, so können die
Vorläuferzellen aus den Muskeln auswandern und sich zu funktionsfähigen
T-Zellen weiterentwickeln", so Jingxia Wu, Erstautorin der Studie. "Dies
ermöglicht, dass das Immunsystem kontinuierlich und andauernd gegen das
Virus ankämpfen kann."

Könnte also regelmäßiges Krafttraining das Immunsystem stärken? "In
unserer Studie gelang es Mäusen mit mehr Muskelmasse besser, mit einer
chronischen Vireninfektion umzugehen, als solchen, deren Muskeln schwächer
ausgeprägt waren. Doch ob sich die Ergebnisse auf den Menschen übertragen
lassen, müssen künftige Experimente zeigen", erklärt Guoliang Cui.


Wu J, Weisshaar N, Hotz-Wagenblatt A, Madi A, Ma S, Mieg A, Hering M, Mohr
K, Schlimbach T, Borgers H and Cui G: 

Skeletal muscle antagonizes antiviral CD8+ T cell exhaustion. Science Advances 2020

DOI: 10.1126/sciadv.aba3458

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 15.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





REISEMEDIZIN/122: Sonnenschutz auch beim Urlaub in Corona-Zeiten nicht vergessen (idw)

Bundesamt für Strahlenschutz - 10.06.2020

BfS: Sonnenschutz auch beim Urlaub in Corona-Zeiten nicht vergessen!



Wenn Mitte Juni die Grenzen zu den europäischen Nachbarländern wieder
geöffnet werden, können viele Bürgerinnen und Bürger doch noch auf eine
Urlaubsreise hoffen.

Wenn Mitte Juni die Grenzen zu den europäischen Nachbarländern wieder
geöffnet werden, können viele Bürgerinnen und Bürger doch noch auf eine
Urlaubsreise hoffen. Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) weist darauf
hin, dass bei allen Vorsichtsmaßnahmen gegen das Coronavirus der
Sonnenschutz nicht vergessen werden sollte. Auch in Europa ist die
UV-Strahlung im Sommer so stark, dass der Sonnenschutz unbedingt in jeden
Reisekoffer gehört - auch beim Urlaub in Deutschland.

Die Präsidentin des BfS, Inge Paulini, betonte: "Auch wenn Fragen im
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie bei der Urlaubsplanung zunächst im
Vordergrund stehen, sollte der UV-Schutz nicht vergessen werden.
UV-Strahlung kann zu Sonnenbrand führen und im schlimmsten Fall Hautkrebs
verursachen. Haut und Augen - vor allem von Kindern - zu schützen, ist
einfach: Starke Sonne meiden, schützende Kleidung tragen und Sonnencreme
nicht vergessen! In jedem Fall gilt, dass die wiedergewonnene Freiheit mit
Maß genossen werden sollte."

Und auch wer den Urlaub zu Hause verbringt, sollte auf UV-Schutz achten.
Erst kürzlich hat die Weltorganisation für Meteorologie (WMO) für die
nördliche Welthalbkugel einen heißen und trockenen Sommer prognostiziert.
Schon in den heißen Sommern 2003 und 2018 hat sich gezeigt, dass eine hohe
Anzahl an heißen, sonnigen Tagen in einem Jahr eine erhöhte UV-Belastung
in diesem Jahr bedeutet - und die individuelle UV-Belastung auch steigen
kann, wenn sich die Menschen bei schönem Wetter mehr im Freien aufhalten.
Das gilt dieses Jahr umso mehr, da viele aufgrund der Corona-Pandemie den
Besuch in anderen Wohnungen meiden und sich lieber im Freien treffen.

Wie man sich richtig schützt, zeigt der UV-Index. Er gibt den erwarteten
Tagesspitzenwert der sonnenbrandwirksamen UV-Strahlung an. Ab UV-Index 3
ist Schutz erforderlich, ab UV-Index 8 sollte man die Sonne möglichst
meiden. In den südlichen EU-Mitgliedsländern können zwischen Juni und
August durchaus UV-Werte von 9 und höher erreicht werden und auch in den
nördlichen EU-Staaten können diese Werte auf bis zu 7 klettern.

Scheint die Sonne dauerhaft, bieten Schattenplätze Erholung für Haut und
Augen. Bei intensiver Sonneneinstrahlung sollte drinnen Schutz gesucht
werden - vor allem mittags, wenn die Wirkung der Sonne am höchsten ist.
Aktivitäten im Freien sollten dementsprechend geplant werden.

Grundsätzlich mit ins Gepäck gehört der UV-Schutz, also schützende
Kleidung, eine Sonnenbrille und Sonnencreme. Den besten Schutz bietet
Kleidung - auch beim Schwimmen. Kopf und Hals sollten mit einem
breitkrempigen Sonnenhut geschützt werden, die Augen mit einer
Sonnenbrille. Diese sollte den Herstellerhinweis "UV 400" tragen und gut
am Gesicht anliegen. Im Badeurlaub leisten darüber hinaus eine
Strandmuschel oder ein Sonnenschirm gute Dienste.

Eine Zeitlang schützt auch Sonnencreme - wenn sie ausreichend aufgetragen
und gleichmäßig verteilt wird und wenn man regelmäßig nachcremt. Geeignet
sind Sonnencremes mit hohem bis sehr hohem Lichtschutzfaktor, die
UV-B- und UV-A filtern. Hinweise zu Sonnencremes gibt auch das Bundesinstitut
für Risikobewertung (BfR). Laut BfR sind nach derzeitigem Stand der
Wissenschaft keine gesundheitlichen Beeinträchtigungen durch die in den
Sonnencremes enthaltenen UV-Filter, die in der EU erhältlich sind, zu
erwarten. Der Grund: UV-Filter müssen vor einer Verwendung auf
europäischer Ebene auf gesundheitliche Risiken untersucht und
wissenschaftlich bewertet werden.


Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS informiert
die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen Fragen des
Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewerten
Strahlenrisiken, überwachen die Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv
im radiologischen Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr,
darunter im medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette
Strahlung und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und
Energiewende sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen und
internationalen Fachleuten vernetzt. Weitere Informationen unter
www.bfs.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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FORSCHUNG/1438: SARS-CoV-2 und das Immunsystem ... Wie sich COVID-19 in der 3D-Zellkultur simulieren lässt (idw)

Medizinische Universität Innsbruck - 16.06.2020

SARS-CoV-2 und das Immunsystem: Wie sich COVID-19 in der 3D-Zellkultur simulieren lässt



Zahlreiche klinische Studien zu COVID-19 sind geplant oder schon
angelaufen. Auf valide Daten und evidenzbasierte Ergebnisse müssen wir
aber noch warten. Auf der Suche nach neuen Medikamenten und der richtigen
Therapiewahl spielt aber auch die Grundlagenforschung eine wesentliche
Rolle. Besonders innovative, vielversprechende und tierversuchsfreie
Ansätze kommen von den ImmunologInnen Wilfried Posch und Doris
Wilflingseder von der Medizin Uni Innsbruck.

Innsbruck, am 16.06.2020: Die Wechselwirkungen zwischen Viren und den
relevanten Playern des Immunsystems sind komplex und gerade im Fall des
neuen Corona-Virus noch vielfach unbekannt. "Erst ein besseres Verständnis
dieser vielschichtigen Interaktionen kann neue Angriffsflächen und
Strategien im Kampf gegen SARS-CoV-2 sichtbar machen", betont Wilfried
Posch, der am Institut für Hygiene und Medizinische Mikrobiologie der
Medizinischen Universität Innsbruck gemeinsam mit seiner Kollegin Doris
Wilflingseder seit vielen Jahren das Wechselspiel zwischen
Krankheitserregern und Immunzellen in der Akutphase der Infektion im
Visier hat.

Immun-Interaktion im 'Live-Modus'

Mit den von den ForscherInnen entwickelten 3D-Modellen für den oberen und
unteren Respirationstrakt und Typ 2 Alveolarzellen würden sich
Interaktionen des neuen Corona-Virus mit dem Immunsystem bzw. humanen
Gewebeschichten gleichsam simulieren lassen. Je nach Bedarf lassen sich
verschiedene Zellen in dieses vielschichtige In-vitro-System einbauen, um
damit spezifische Settings nachzustellen. "So können wir quasi im
Live-Modus Aktionen beobachten, etwa, wie Epithelzellen beispielsweise auf
Infektionen reagieren und welche Zytokine vor und nach Zugabe
verschiedener Immunkomponenten ausgeschüttet werden oder auch, wie schnell
Partikel in den Systemen weitertransportiert werden", beschreibt Wilfried
Posch mögliche Fragestellungen, die sich nun auch auf das neue
Corona-Virus maßschneidern lassen.

Flexibles und zielsicheres Design

Da SARS-CoV-2 vor allem die Lunge schädigt, bietet das Innsbrucker
3D-Modell einen besonderen Mehrwert. "Unser humanes System, das einen sehr
realistischen Nachbau des mehrschichtigen respiratorischen Epithels
zulässt, war ursprünglich auf Pilzsporen ausgelegt. Aber natürlich kann im
ausdifferenzierten Epithel anstelle der Pilzsporen nun SARS-CoV-2 als
Erreger eingesetzt und in der Folge auch die Wirkung therapeutischer
Interventionen geprüft werden", so Doris Wilflingseder über die flexiblen
Forschungsbedingungen, die zudem der Intensivierung der tierversuchsfreien
Forschung am Standort entsprechen, die mit der Etablierung des Innsbrucker
"MUI animalFree research cluster" unter Federführung der Immunologin
initiiert wurde.

Gegenüber Organoiden - organähnliche Strukturen, die man aus menschlichen
Stammzellen kultivieren kann - punktet das 3D-Modell zudem mit einem
problemlosen und weniger starren Aufbau. "Das Luft-Flüssig-Verhältnis
unseres Modells entspricht jenem des Atmungstraktes,
Immunzellen können entweder apikal (z.B. Makrophagen) oder basolateral
(z.B. Dendritische Zellen) auf das differenzierte Flimmerepithel
eingebracht werden", erklärt Doris Wilflingseder.
Dieses anpassungsfähige und vielversprechende Design soll nun auch in ein
konkretes Forschungsprojekt einfließen, in dem Wilfried Posch
(Projektleiter) mit InfektiologInnen der Univ.-Klinik für Innere Medizin
II zusammenarbeiten wird.


Hintergrund

Das 3D-Modell basiert auf Grants der Österreichischen Nationalbank sowie
des National Institutes of Health (NIH) von Doris Wilflingseder. In diesen
Projekten wurden zum einen die Interaktionen von Immunzellen mit
Pilzsporen im respiratorischen Epithel und zum anderen das Verhalten
HIV-neutralisierender Antikörper in einem humanen Mukosamodell erforscht. Das
NIH Projekt, in dem Wilflingseder gemeinsam mit ihrem US-amerikanischen
Kollegen Thomas J. Hope von der Northwestern University in Chicago
zusammenarbeitet, soll den Weg zu neuen Impfstrategien gegen das HI-Virus
ebnen.


Originalpublikation:

https://www.i-med.ac.at/pr/presse/2020/37.html

[Pressebilder und Video zum Herunterladen]
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FORSCHUNG/1437: Tuberkulose-Impfstoff stärkt Immunsystem (idw)

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 15.06.2020

Tuberkulose-Impfstoff stärkt Immunsystem



Ein vor 100 Jahren entwickeltes Tuberkulose-Vakzin macht Geimpfte auch für
andere Infektionen unempfindlicher. Dieser Effekt ist lange bekannt, nicht
jedoch, wodurch er verursacht wird. Wissenschaftler der Universitäten
Nijmegen und Bonn haben nun mit Kollegen aus Australien und Dänemark eine
mögliche Antwort auf diese Frage vorgelegt. Ihre Ergebnisse sind auch vor
dem Hintergrund der Covid-19-Pandemie interessant: Momentan wird in
mehreren Studien der Einsatz des Impfstoffes zur Verhinderung schwerer
Verläufe bei Risikogruppen wie Krankenhaus-Personal und Älteren getestet.
Die Studie erscheint in der Zeitschrift "Cell Host & Microbe".

Der BCG-Impfstoff (das Kürzel steht für Bacillus Calmette-Guérin) ist das
einzige Vakzin, das einen wirksamen Schutz gegen Infektionen mit dem
Tuberkulose-Bakterium vermittelt. Seit seiner ersten medizinischen
Verwendung im Jahr 1921 wurde er bis heute milliardenfach eingesetzt.
Dabei zeigte sich eine unerwartete Begleiterscheinung: Geimpfte erkrankten
nicht nur weitaus seltener an Tuberkulose, sondern auch an anderen
Infektionen. Ein Beispiel stammt aus dem westafrikanischen Guinea-Bissau:
Dort war die Sterblichkeit geimpfter Neugeborener um fast 40 Prozent
geringer als die ungeimpfter Altersgenossen.

Ein ähnlicher Effekt wurde inzwischen auch bei anderen Impfstoffen
beobachtet - fast ausschließlich solchen, deren Basis lebendige Erreger
bilden. Experten sprechen auch von "trainierter Immunität". Weitgehend
unbekannt ist aber noch, warum dieser Trainings-Effekt über Jahre
fortbestehen kann - also selbst dann noch nachweisbar ist, wenn die
Immunzellen, die zur Zeit der Impfung im Blut zirkulierten, schon lange
gestorben sind. Gerade beim Menschen fehlten dazu detaillierte
Untersuchungen - eine Lücke, die die aktuelle Studie ein Stück weit
schließt: "Wir haben 15 Freiwillige mit dem BCG-Vakzin geimpft und zum
Vergleich fünf weiteren Personen ein Placebo verabreicht", erklärt Prof.
Dr. Mihai Netea vom Radboud university medical center im niederländischen
Nijmegen. "Dann haben wir den Betroffenen 3 Monate später sowohl Blut als
auch Knochenmark entnommen."

Dabei zeigten sich zwischen beiden Gruppen einige auffällige Unterschiede.
So schütteten die Immunzellen im Blut von Geimpften deutlich mehr
Entzündungsbotenstoffe aus. Diese so genannten Zytokine verstärken die
Schlagkraft der Immunabwehr; beispielsweise rufen sie andere Abwehrzellen
zur Hilfe und dirigieren sie an den Ort der Infektion. Darüber hinaus
waren in den Immunzellen von Geimpften ganz andere Gene aktiv als in der
Placebo-Gruppe - vor allem solche, die für die Zytokin-Produktion benötigt
werden.

Leichterer Zugriff auf Gene für die Infektionsabwehr

Es gibt im Blut viele verschiedene Sorten von Abwehrzellen. Produziert
werden sie alle im Knochenmark. Dort wachsen die so genannten
hämatopoetischen Stammzellen - die "Mütter" aller Immunzellen. Auch in
ihnen verändert sich durch die BCG-Impfung das genetische Programm; und
zwar langfristig. "Wir haben festgestellt, dass nach der Impfung bestimmte
Erbanlagen leichter zugänglich werden und dadurch von den Zellen öfter
abgelesen werden können", erklärt Prof. Dr. Andreas Schlitzer vom
LIMES-Institut der Universität Bonn.

Bildlich gesprochen, enthält jede menschliche Zelle in ihrem Kern eine
riesige Bibliothek mit Zehntausenden von Büchern, den Genen. Um ein
bestimmtes Molekül herzustellen - zum Beispiel ein Zytokin -, schlägt die
Zelle seine Bauanleitung in dem entsprechenden Buch nach. Doch nicht jedes
der Bücher kann so einfach entliehen werden: Manche stehen normalerweise
unter Verschluss. Die BCG-Impfung gibt nun einige dieser Bücher frei, und
das vermutlich für viele Monate oder Jahre. Dazu zählen unter anderem
solche, die für eine vermehrte Zytokin-Produktion benötigt werden. "Das
erklärt, warum die Vakzinierung langfristig zu einer verstärkten
Immunantwort führt", sagt Netea. "Sie sind also vermutlich die Basis
dafür, dass der Trainings-Effekt so lange fortbesteht."

Interessant ist zudem ein weiterer Aspekt: Die meisten der freigegebenen
Bücher - also der Gene, die nach der Impfstoff-Gabe leichter zugänglich
werden - werden zusätzlich durch ein Molekül namens HNF kontrolliert.
Dieser "hepatic nuclear factor" sorgt dafür, dass die Immunzellen ihre neu
gewonnene Macht "mit Augenmaß" nutzen - dass sie also etwa nur dann
Zytokine ausschütten, wenn tatsächlich ein Erreger vorhanden ist, der
bekämpft werden muss. "Möglicherweise lässt sich diese Erkenntnis
therapeutisch nutzen, um die trainierte Immunität gezielt zu
manipulieren", erläutert LIMES-Forscher Prof. Schlitzer.

Die Ergebnisse sind auch vor dem Hintergrund der aktuellen
Covid-19-Epidemie von Interesse. Denn Wissenschaftler hoffen, dass sich
eine BCG-Impfung positiv auf die Erkrankung auswirken könnte. Das
trainierte Immunsystem kann zwar vermutlich nicht die Ansteckung mit dem
Virus verhindern, aber möglicherweise das Risiko eines schweren Verlaufs
reduzieren. Vor allem das besonders gefährdete medizinische Personal
könnte davon profitieren. Mehrere groß angelegte medizinische Studien
gehen dieser Frage momentan nach, darunter zwei am Radboud university
medical center Nijmegen und eine andere an der Universität Melbourne, die
ebenfalls Partner des aktuellen Projekts ist.

Bis die Ergebnisse vorliegen, empfiehlt die WHO aber keine Massenimpfungen
mit dem BCG-Vakzin - auch um die Versorgung in Tuberkulose-Regionen nicht
zu gefährden. Mit mehr als einer Million Opfern jährlich belegt
Tuberkulose auf der Liste der weltweit tödlichsten Infektionskrankheiten
den Spitzenplatz.


Originalpublikation:

Branko Cirovic, L. Charlotte J. de Bree, Laszlo Groh, Bas A. Blok, Joyce
Chan, Walter J.F.M. van der Velden, M.E.J. Bremmers, Reinout van Crevel,
Kristian Händler, Simone Picelli, Jonas Schulte-Schrepping, Kathrin Klee,
Marije Oosting, Valerie A.C.M. Koeken, Jakko van Ingen, Yang Li, Christine
S. Benn, Joachim L. Schultze, Leo A.B. Joosten, Nigel Curtis, Mihai G.
Netea und Andreas Schlitzer: 

BCG vaccination in humans elicits trained
immunity via the hematopoietic progenitor compartment
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STUDIE/312: Antidepressivum hemmt Coronavirus (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 16.06.2020

Antidepressivum hemmt Coronavirus



Ein gängiges Medikament gegen Depressionen bietet sich möglicherweise auch
als Mittel zur Behandlung von Covid-19 an. Das zeigt eine neue Studie von
Wissenschaftlern der Universität Würzburg, die jetzt auf einem
Preprint-Server veröffentlicht wurde.

Seit mehr als vier Jahrzehnten wird der Wirkstoff Fluoxetin beim Menschen
zur Behandlung von Depressionen und weiteren psychischen Erkrankungen
eingesetzt. Jetzt könnte das Medikament auch im Kampf gegen Covid-19 zum
Einsatz kommen. Wie eine Studie von Virologen und Chemikern der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) zeigt, hemmt Fluoxetin die
Vermehrung der Viren vom Typ SARS-CoV-2 deutlich. Nach Ansicht der
Wissenschaftler bietet es sich deshalb vor allem zur frühen Behandlung von
infizierten Patienten an, die einer der bekannten Risikogruppen angehören.

Verantwortlich für diese Studie sind Professor Jochen Bodem und sein Team
vom Institut für Virologie und Immunbiologie der JMU; unterstützt wurden
sie von Professor Jürgen Seibel vom Institut für Organische Chemie. Die
Ergebnisse ihrer Arbeit haben die Wissenschaftler jetzt auf dem
Preprint-Server bioRxiv veröffentlicht.

Wirkstoffsuche unter Zeitdruck

Seit Dezember 2019 breitet sich SARS-CoV-2 rund um den Erdball aus.
Weltweit wurden bislang mehr als sieben Millionen Infizierte registriert
und mehr als 400.000 Todesfälle. Bei der Behandlung schwer erkrankter
Patienten ist Remdesivir immer noch das einzige Medikament, das gezeigt
hat, dass es den Krankheitsverlauf positiv beeinflussen kann. Weitere, im
Idealfall besser wirksame Substanzen sind deshalb dringend gesucht, und
weltweit arbeiten Forscher mit Hochdruck an dieser Aufgabe.

Das Problem dabei: Bevor neue Wirkstoffe beim Patienten zum Einsatz
kommen, müssen sie diverse Stufen klinischer Studien durchlaufen, die sehr
zeitaufwändig sind. Weil diese Zeit fehlt, haben die Würzburger
Wissenschaftler einen anderen Weg gewählt: "Wir haben uns in unseren
Untersuchungen auf bereits zugelassene Medikamente konzentriert und
erforscht, ob diese sich als wirksame Inhibitoren von SARS-CoV-2 eignen",
erklärt Jochen Bodem.

Ein Medikament zeigt Wirkung

So genannte "Selektive Serotonin-Wiederaufnahme-Hemmer" (SSRI) standen im
Mittelpunkt einer ihrer Studien. SSRI bilden eine der bedeutendsten
Wirkstoffgruppen gegen Depressionen und weitere psychische Erkrankungen.
Fluoxetin beispielsweise wurde in den 1970-Jahren in Kliniken eingeführt
und ist ein sehr gut erforschtes Medikament.

Im Labor haben die Wissenschaftler nun menschliche Zellen mit dem
Wirkstoff in Kontakt gebracht in Konzentrationen, die üblicherweise bei
der Therapie von Depressionen erreicht werden. Anschließend wurden die
Zellen mit SARS-CoV-2 infiziert. Nach einigen Tagen wurde die Auswirkung
auf das Virus kontrolliert. Die Ergebnisse sind vielversprechend:
"Fluoxetin hemmt SARS-CoV-2 bereits in einer sehr geringen Konzentration",
sagt Bodem.

Eingriff in die Proteinexpression

Verantwortlich dafür scheint allerdings nicht die eigentliche Aufgabe von
Fluoxetin zu sein - der Eingriff in den Serotin-Wiederaufnahme-Prozess.
Dafür spricht unter anderem die Tatsache, dass in der Studie andere
Medikamente aus der Gruppe der SSRI wie Paroxetin und Escitalopram die
Vermehrung von SARS-CoV-2 nicht behinderten. Die antivirale Wirkung hängt
also nicht mit dem Serotonin-Wiederaufnahme-Rezeptor zusammenhängt.
Stattdessen hemmt Fluoxetin die Proteinexpression in dem Virus, wie
Untersuchungen mit Immunfluoreszenz an einem vom Patienten gewonnenen
Antiserum zeigten. Es hindert damit das Virus daran, die Bausteine zu
bilden, die es für seine Vermehrung in der menschlichen Zelle benötigt.

Was die Studie ebenfalls zeigt: Fluoxetin wirkt sehr speziell auf Viren
vom Typ SARS-CoV-2. Bei anderen Viren, wie etwa dem Tollwutvirus, dem
Humanen Respiratorischen Synzytial-Virus, dem humanen Herpesvirus 8 oder
dem Herpes-simplex-Virus Typ 1, konnten die Wissenschaftler keine Effekte
beobachten. "Es spricht also alles dafür, dass Fluoxetin virusspezifisch
wirkt, dennoch muss die Wirkung im Erkrankten bestätigt werden", so der
Virologe.

Seit mehr als 40 Jahren im klinischen Einsatz, gut erforscht, das Patent
längst abgelaufen, von verschiedenen Firmen erhältlich und relativ
günstig. Aus Sicht der Wissenschaftler spricht danach vieles dafür,
Fluoxetin bei der frühen Behandlung von SARS-CoV-2-infizierten Patienten
in Heilversuchen und Studien einzusetzen, zumal bekannt ist, dass
Fluoxetin die Zytokin-Ausschüttung stark vermindert und somit einen
zusätzlichen Nutzen für Erkrankte hätte.


Originalpublikation:

The serotonin reuptake inhibitor Fluoxetine inhibits SARS-CoV-2. 
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Posted June 14, 2020.
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ENTWICKLUNG/1552: Materialwissenschaft - Selbstheilende Knochenzemente (idw)

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 10.06.2020

Selbstheilende Knochenzemente



Materialwissenschaftler der Universität Jena haben einen Knochenersatz
entwickelt, der auf Kalziumphosphat-Zement basiert und mit
Kohlenstofffasern verstärkt ist. Die Fasern erhöhen die Schadenstoleranz
und bewirken, dass sich Risse im Material von selbst auffüllen.

Viele Verletzungen und Wunden behandelt unser Körper von ganz allein.
Selbstheilungskräfte schließen Hautabschürfungen und lassen Knochen wieder
zusammenwachsen. Bei der Knochenreparatur nach einer Fraktur oder auch
aufgrund eines Defektes müssen Mediziner allerdings oft nachhelfen. Dabei
kommen immer häufiger sogenannte Knochenersatzmaterialien zum Einsatz, die
an der geschädigten Stelle die Form und Funktion des Knochens teilweise
oder vollständig wiederherstellen. Damit solche Implantate im Fall einer
Beschädigung nicht selbst durch eine aufwendige Operation ausgetauscht
oder repariert werden müssen, sollten sie ebenfalls
Selbstheilungsfähigkeiten besitzen. Materialwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler der Friedrich-Schiller-Universität Jena haben jetzt ein
Knochenersatzmaterial entwickelt, das das Ausmaß der eigenen Schädigung
minimiert und sich gleichzeitig selbst repariert. Über ihre
Forschungsergebnisse berichten sie im renommierten Forschungsmagazin
"Scientific Reports".

Minimalinvasive Anwendung von Kalziumphosphat-Zement

Die Jenaer Experten, die im Rahmen des Schwerpunktprogramms
"Selbstheilende Materialien" der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit
Kollegen der Universität Würzburg zusammenarbeiteten, konzentrierten sich
dabei auf sogenannten Kalziumphosphat-Zement - einen Knochenersatzstoff,
der in der Medizin bereits häufig zum Einsatz kommt. Denn das Material
regt zum einen die Knochenbildung an und steigert das Einwachsen von
Blutgefäßen. Zum anderen lässt es sich minimalinvasiv als Paste in den
Körper einbringen, wo es sich aufgrund seiner Verformbarkeit eng an die
Knochenstruktur anpasst. "Aufgrund seiner hohen Sprödigkeit bilden sich im
Material jedoch bei zu großer Belastung Risse, die sich schnell weiter
öffnen, das Implantat destabilisieren und schließlich zerstören können -
ähnlich wie bei Beton an Gebäuden", erklärt Prof. Dr. Frank A. Müller von
der Universität Jena. "Deshalb wird Kalziumphosphat-Zement bisher
hauptsächlich an Knochen eingesetzt, die keine lasttragende Rolle im
Skelett einnehmen, etwa im Mund- und Kieferbereich."

Risse überbrücken und wieder auffüllen

Die Jenaer Materialwissenschaftler haben nun einen Kalziumphosphat-Zement
entwickelt, bei dem sich mögliche Risse nicht zu katastrophalen Schäden
entwickeln, sondern das Material sie selbst wieder verschließt. Der Grund
dafür sind dem Stoff beigemengte Kohlenstofffasern. "Diese Fasern erhöhen
zum einen die Schadenstoleranz des Zements enorm, da sie entstehende Risse
überbrücken und so verhindern, dass sich diese weiter öffnen", erklärt
Müller. "Zum anderen haben wir die Oberfläche der Fasern chemisch
aktiviert. Das bedeutet, sobald die offenliegenden Fasern in Kontakt mit
Körperflüssigkeit kommen, die sich durch die Rissbildung in den
entstandenen Öffnungen sammelt, wird ein Mineralisierungsprozess
initiiert. Der dabei entstehende Apatit - ein generell wichtiger
Grundbaustein des Knochengewebes - verschließt den Riss dann wieder."

Diesen Prozess haben die Jenaer Forscherinnen und Forscher im Rahmen ihrer
Experimente nachgestellt, indem sie den Kalziumphosphat-Zement gezielt
schädigten und in simulierter Körperflüssigkeit ausheilten. Dank dieser
intrinsischen Selbstheilungsfähigkeit - und der mit der Faserverstärkung
verbundenen größeren Belastbarkeit - könnten sich die Anwendungsgebiete
für Knochenimplantate aus Kalziumphosphat-Zement erheblich erweitern und
möglicherweise zukünftig auch lasttragende Skelettbereiche umfassen.


Originalpublikation:
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9441: Aus aller Welt - 19.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



EU verlängert Sanktionen gegen Rußland

Wegen des andauernden Ukraine-Konflikts hat die Europäische Union
ihre Sanktionen gegen Rußland abermals um ein halbes Jahr verlängert.
Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union verständigten
sich am Freitag bei einer Videokonferenz darauf, daß die
Strafmaßnahmen bis zum 31. Januar 2021 gelten sollen. Die EU erkenne
die illegale Annexion der Krim durch Rußland weiter nicht an und
verurteile sie als Verletzung internationalen Rechts, teilte der
EU-Rat in Brüssel mit.

19. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9441: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Marokkaner durch Polizeischüsse tödlich verletzt

Bei einem Polizeieinsatz in einer Wohnanlage in Bremen-Gröpelingen
wurde am Donnerstagnachmittag ein Mann angeschossen. Er starb kurz
darauf in einem Krankenhaus. Nach bisherigen Kenntnissen hielt der
Marokkaner ein Messer in der Hand, das er trotz mehrfacher
Aufforderung nicht ablegen wollte. Als ein Beamter Pfefferspray
einsetzte, soll der Marokkaner in Richtung der Polizisten gelaufen
sein, worauf diese auf den 54jährigen schossen. Der tödliche
Waffengebrauch der Bremer Beamten löste in den sozialen Netzwerken
eine heftige Debatte aus. Die Polizeigewerkschaft betonte, daß es
keinen Zusammenhang mit der rassistischen Polizeigewalt in den
Vereinigten Staaten gebe.

19. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9438: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Teilabzug der USA aus Afghanistan vollzogen

Die USA haben 3.400 Soldaten aus Afghanistan abgezogen. Wie der
Oberbefehlshaber des für Afghanistan zuständigen Zentralkommandos der
US-Armee, Kenneth McKenzie, mitteilte, wurde damit eine Vereinbarung
mit den Taliban umgesetzt. Laut dem Abkommen sollten die USA ihr
Truppenkontingent am Hindukusch bis Mitte Juli von 12.000 auf 8.600
Soldaten reduzieren. Unterdessen bauen die Aufständischen ihren
Einfluß weiter aus. Bei einem Taliban-Angriff auf einen
Militärstützpunkt in der Provinz Baglan im Norden des Landes wurden
mindestens sieben afghanische Sicherheitskräfte getötet.

19. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9440: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Corona-Hilfen: Nord-SPD sieht Kulturschaffende benachteiligt

Im Kieler Landtag ist eine Debatte über die Verteilung der Gelder aus
dem Konjunkturpaket des Bundes entbrannt. SPD-Landeschefin Serpil
Midyatli kritisierte den Umgang der Jamaika-Koalition mit dem
Kulturbereich als schäbig. Zweimal 500 Euro als Corona-Hilfen für
Kulturschaffende reichten nicht aus, sagte Midyatli.
Auch SSW-Fraktionschef Lars Harms sprach sich gegen eine
Rotstiftpolitik im Kulturbereich aus.

19. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9438: Tragisches und Kurioses - 19.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schlammlawine nach Starkregen in Elfenbeinküste

Mindestens 13 Menschen sind durch eine gigantische Schlammlawine in
Elfenbeinküste ums Leben gekommen. Zahlreiche Menschen werden nach
dem Unglück in einem Vorort der Küstenstadt Abidjan vermißt. Die nach
heftigen Regenfällen gelösten Erdmassen rutschten einen Abhang
hinunter und rissen nach Behördenangaben Dutzende Behausungen mit.

19. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8523: Aus Forschung und Technik - 19.06.2020 (SB)




MELDUNGEN



Weltraumobservatorium SOHO entdeckte 4000. Kometen

Seit 1996 beobachtet die ESA/NASA-Raumsonde SOHO (Solar and
Heliospheric Observatory) die Sonne. Eigentlich war die Betriebsdauer
des Raumapparats nur auf drei Jahre ausgelegt. Mit seinen zwölf
Instrumenten untersucht SOHO unter anderem das Sonneninnere, die
sichtbare Oberfläche und die stürmische Atmosphäre unseres
Zentralsterns. Daneben konnte die Sonde auch Tausende sonnennahe
Kometen entdecken. SOHO habe nicht nur die Sonnenphysik erhellt,
sondern auch die Kenntnisse über Kometen erweitert, sagte der Leiter
des Kometenfindungsprogramms, Karl Battams vom Naval Research
Laboratory in Washington, nach der Entdeckung des 4000.
Himmelskörpers. Die in Europa gebaute Sonnenforschungssonde SOHO war
am 2. Dezember 1995 an Bord einer Atlas-II-AS-Rakete von der Cape
Canaveral Air Force Station (Florida) gestartet. Sie befindet sich in
einem Halo-Orbit mit 600.000 km Radius um den Lagrange-Punkt L1, in
einer Entfernung von etwa 1,5 Millionen Kilometern zur Erde.

19. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8537: Aus aller Welt - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



IAEA fordert mehr Kooperation von Teheran

Der Gouverneursrat der Internationalen Atomenergieorganisation (IAEA)
fordert die Islamische Republik Iran in einer Entschließung vom
Freitag zu uneingeschränkter und unverzüglicher Kooperation auf.
Insbesondere soll Teheran den IAEA-Experten Zugang zu zwei iranischen
Nuklearstandorten gewähren.

Die Resolution hatten die Regierungen von Deutschland, Frankreich und
Großbritannien vorgelegt, die weiterhin das internationale
Atomabkommen von 2015 retten wollen, um den Iran am Aufbau eines
Nukleararsenals zu hindern. Die US-Regierung hatte den Vertrag 2018
einseitig aufgekündigt, und die drei europäischen Staaten haben unter
dem Druck Washingtons dem Iran nicht den vereinbarten Zugang zu den
Weltmärkten ermöglicht. Für die Iraner entfällt deswegen nach und
nach die Pflicht zur Erfüllung der vereinbarten Auflagen.
Die Wiener Nuklearbehörde hat kürzlich in einem Bericht den Verdacht
geäußert, daß die beiden fraglichen Standorte saniert worden sein könnten,
um dort Spuren der Verwendung von Kernmaterial zu verwischen. Im
Vorfeld der Resolution hatte die iranische Regierung für den Fall der
Verabschiedung vor einer Verschlechterung der Beziehungen zur IAEA
gewarnt.

Zum Thema wollte Bundesaußenminister Maas noch am Freitag in Berlin
mit seinem französischen und seinem britischen Amtskollegen, Le Drian
und Raab, sprechen.

19. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8489: Medizin und Gesundheitswesen - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



RKI prognostiziert weitere Ausbreitung des West-Nil-Virus

Seit einigen Jahren sorgt das West-Nil-Fieber für Furore. Vor nunmehr
21 Jahren war es erstmals außerhalb Afrikas in der Metropole New York
aufgetreten, als unversehens Menschen an einer ungewöhnlichen
Gehirnhautentzündung erkrankten, während zeitgleich scharenweise tote
Krähen vom Himmel fielen. Innerhalb von zwei Jahren hatte die
Infektionskrankheit fast alle US-Bundesstaaten erobert. Und ein Jahr
später, also vor nunmehr 18 Jahren, meldeten die Medien, daß sie den
Weg nach Großbritannien und Frankreich gefunden hat. Auch wenn das
Fieber in jüngster Zeit nicht mehr ganz so im Zentrum des medialen
Interesses stand, ist die von ihr ausgehende Gefahr nicht gebannt.
Ganz im Gegenteil. Laut Robert-Koch-Institut (RKI) in Berlin wird es
dieses Jahr zu einer weiteren Ausbreitung des durch Stechmücken der
Gattung Culex übertragenen West-Nil-Virus kommen, nachdem es im 
vergangenen Jahr den deutschlandweit ersten gemeldeten Fall gegeben 
hatte. Ein Patient aus Sachsen war damals an einer Gehirnentzündung 
erkrankt, gilt aber inzwischen als gesund. Insgesamt wurden laut 
Deutschem Ärzteblatt 2019 fünf Fälle aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Berlin gemeldet. Da es weder Impfstoffe noch eine spezifische Therapie 
gibt, lassen sich Infektionen nur durch Mückenschutz vorbeugen.

19. Juni 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8525: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Innenminister wollen die anlaßlose Vorratsdatenspeicherung

Die Innenminister von Bund und Ländern haben sich am Freitag für die
Einführung der Vorratsdatenspeicherung ausgesprochen. Zunächst soll
diese im Kampf gegen Kinderpornografie Verwendung finden. Dabei
können die zuständigen Behörden Erfahrungen sammeln und auswerten,
sagte Mecklenburg-Vorpommerns Ressortchef Caffier (CDU) nach den
dreitägigen Beratungen in Erfurt. Dem niedersächsischen Kollegen
Pistorius (SPD) zufolge kann die Vorratsdatenspeicherung auf den Weg
gebracht werden, sobald sie vom Europäischen Gerichtshof (EuGH)
genehmigt wurde. Die SPD-Vorsitzende Esken rechnet allerdings nicht
mit einer Zustimmung des EuGH. Sie schrieb bei Twitter, sie bleibe
bei ihrer Ablehnung einer anlaßlosen Vorratsdatenspeicherung und
gehe davon aus, daß sowohl das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) als
auch der EuGH an ihrer Rechtsprechung festhielten: Eine anlaßlose
Vorratsdatenspeicherung sei mit den europäischen Grundrechten
unvereinbar. Der Europäische Gerichtshof hatte 2016 entschieden, daß
eine allgemeine und unterschiedslose Speicherung von Telefon- und
Internetverbindungsdaten mit EU-Recht nicht vereinbar ist.
Vorratsdatenspeicherung bedeutet, daß die Telekommunikationsprovider
die Verbindungsdaten ihrer Kunden anlaßlos und unterschiedslos
speichern und den Ermittlungsbehörden zugänglich halten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8447: Sprache, Kunst und Medium - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Kolumbus vom Sockel geholt

In der US-Westküsten-Metropole San Francisco hat die Stadtverwaltung
Donnerstagnacht vorsichtshalber eine etwa vier Meter hohe und fast
zwei Tonnen schwere Statue von Christoph Columbus abbauen und
abtransportieren lassen.

Das 1957 in einem Parkgelände mit Blick auf den Pazifischen Ozean
aufgestellte Denkmal war in den vergangenen Jahren wiederholt
beschädigt worden oder Versammlungsort für Proteste farbiger
Minderheiten wegen deren Unterdrückung. Wie die Zeitung San Francisco
Chronicle schrieb, wurde seit dem Aufflammen der jüngsten Proteste
wegen des durch Polizeigewalt getöteten Farbigen, George Floyd, erneut
mit Übergriffen gerechnet.

Seefahrer Columbus (1451-1506), von dem überall in den USA Statuen und
Erinnerungstafeln zu finden sind, wird von vielen Historikern und
Bürgerrechtlern als brutaler Eroberer angesehen, der Leid und
Verderben über die Ureinwohner gebracht hatte.
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MILITÄR/8514: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr bestellt Tausende von Militärlastern bei Rheinmetall

Die Bundeswehr hat beim Düsseldorfer Rüstungskonzern Rheinmetall bis
zu 4000 Lastwagen in Auftrag gegeben. Viele werden eine gepanzerte
Kabine haben. Die Fahrzeuge sollen laut Rahmenvertrag zwischen 2021
und 2027 geliefert werden. Der Auftrag hat ein Volumen von bis zu
zwei Milliarden Euro. Für eine erste Charge von 540 Fahrzeugen wurden
dem Unternehmen bereits 348 Millionen Euro überwiesen. Die
Militärlaster sollen zur Verfügung stehen, wenn die Bundeswehr 2023
die Führung einer gegen Rußland gerichteten "Sperrspitze" der NATO
übernimmt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8528: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Israel soll auf Annexion von Palästinensergebiet verzichten

Bundesaußenminister Heiko Maas und sein französischer Amtskollege
Jean-Yves Le Drian haben nach einem Treffen mit dem britischen
Außenminister Dominic Raab in Berlin die israelische Regierung
aufgerufen, ihre Annexionspläne für weite Teile des palästinensischen
Westjordanlands aufzugeben. Maas und Le Drian wollen in den kommenden
Tagen alles dafür einsetzen, die beteiligten Parteien zum Gespräch
zusammenzubringen. Laut Maas steht man auch mit Jordanien in
intensiven Beratungen. Die israelischen Annexionspläne für das
Westjordanland und die dortigen israelischen Siedlungen wurden in
Washington ausgearbeitet. Erste Umsetzungsschritte werden ab Anfang
Juli erwartet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8497: Tragisches und Kurioses - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Um die Eltern zu sehen, segelte Argentinier über den Atlantik

Weil er seine Eltern noch einmal sehen wollte, aber wegen der
Corona-Pandemie keinen Flug buchen konnte, machte sich der Argentinier
Juan Manuel Ballestero kurzentschlossen von der portugiesischen Insel
Porto Santo bei Madeira aus mit seinem kleinen Segelboot auf den Weg 
nach Südamerika.

Nach einer dreimonatigen Atlantiküberquerung erreichte der 47jährige
sein Ziel, den Badeort Mar del Plata in Argentinien, wie t-online
berichtete. Mit 90 und 82 Jahren gehören seine Eltern zur gefährdeten
Generation. Von daher war seine Sorge berechtigt. Nun muß er noch eine
zweiwöchige Quarantäne überstehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8526: Arbeit, Soziales und Familie - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Auschwitz Komitee kritisiert KZ-Symbolik im Trump-Wahlkampf

Das Wahlkampfteam von US-Präsident Trump hat bei Facebook vor linken
Antifaschisten gewarnt und dabei einen roten Winkel verwendet, wie er
in den Konzentrations- und Vernichtungslagern der Nazis politische
Gefangene kennzeichnete. Der Exekutiv-Vizepräsident des Internationalen
Auschwitz Komitees, Christoph Heubner, äußerte daraufhin im Namen
ehemaliger Häftlinge der deutschen Konzentrations- und
Vernichtungslager tiefste Empörung darüber, daß das todbringende
Erinnerungssignal aus der Welt der Konzentrationslager von Trumps
Wahlkampfteam verwendet wird, um Haß zu säen und Demonstranten zu
stigmatisieren. Jonathan Greenblatt, der Vorsitzende der 
Anti-Defamation League, bezeichnete bei Twitter die Verwendung des
Symbols , um politische Gegner anzugreifen, als hochgradig anstößig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8500: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



Russische Behörden melden Beseitigung von Ölteppich

Bekanntlich waren am 29. Mai bei einem Unglück im sibirischen Norilsk
rund 21.000 Tonnen Dieselöl aus einem Kraftwerks-Tank ausgelaufen und
hatten weite Strecken des Flusses Ambarnaja sowie den 70 Kilometer
langen Pjasino-See verschmutzt. Die Ölfläche in der Tundra war selbst
aus dem All zu sehen. Wie die russischen Behörden laut afp
mitteilten, ist der Ölteppich inzwischen vollständig beseitigt
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8514: Märkte und Finanzen - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



"Galeria Karstadt Kaufhof" schließt 62 Filialen

Die der Signa-Holding des österreichischen Immobilien-Investors Rene
Benko gehörende Warenhauskette "Galeria Karstadt Kaufhof" wird 62 von
bundesweit 172 Filialen schließen. Das kündigte die Konzernführung am
Freitag an. Mit den Filialen läßt sich nicht genügend Profit
erwirtschaften, so daß sie den Bestand des gesamten Unternehmens
gefährden. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sollten im Verlauf des
Tages darüber unterrichtet werden, welche Filialen konkret vor dem
Aus stehen. Bei der Gewerkschaft Verdi rechnet man mit dem Verlust
von rund 6000 Vollzeitarbeitsplätzen. "Galeria Karstadt Kaufhof"
hatte Anfang April ein Schutzschirmverfahren in Eigenverwaltung
eingeleitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8523: Aus Forschung und Technik - 19.06.2020 (SB)




VOM TAGE



NASA schickt neuartigen Marsrover ins All

Kaum ist nach Jahren der selbstauferlegten Pause endlich wieder eine
bemannte Rakete von US-amerikanischem Boden aus ins Weltall gestartet,
da werden jenseits des Atlantiks wieder große Pläne geschmiedet. Wie
tagesschau.de meldete, soll bereits in gut einem Monat, also am 20.
Juli, ein geländewagengroßer Rover den Weg zum Mars antreten. Sein
Name lautet Perseverance, was soviel die Durchhaltevermögen heißt.
Erreicht der Rover den roten Planeten, dann soll er Bodenproben
nehmen und nach Spuren von früherem Leben auf dem Mars suchen. Da der
Marsrover nicht zur Erde zurückkehren wird, sollen die vom Erdboden
gesammelten Steine eingepackt werden, so daß sie von einer
zukünftigen Marsmission zur Erde zurückgebracht werden. Das soll
bereits in sechs Jahren sein.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/625: Mensch und Neandertaler - Weniger Unterschiede als Eis- und Braunbär (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Mensch und Neandertaler: Weniger Unterschiede als Eis- und 
Braunbär

Von Daniela Wakonigg, Humanistischer Pressedienst, 17. Juni 2020



Unsere Vorfahren zeugten mit anderen Menschenarten gemeinsamen
Nachwuchs. Dass dabei fortpflanzungsfähige Nachkommen entstanden, ist
der Tatsache zu verdanken, dass der anatomisch moderne Mensch mit
Neandertalern und Denisova-Menschen genetisch enger verwandt war, als
es heutige Eis- und Braunbären sind. So das Ergebnis einer aktuellen
Studie der Universität Oxford, die die reproduktive Kompatibilität von
Säugetieren untersuchte.

Heute ist der moderne Mensch (Homo sapiens) die einzige existierende
Menschenart. Doch bis vor rund 40.000 bis 50.000 Jahren teilte er sich
den Lebensraum außerhalb Afrikas noch mit anderen Menschenarten und -
Unterarten, den Neandertalern und den Denisova-Menschen. Dass ein
Genfluss zwischen unseren Vorfahren - den anatomisch modernen Menschen
- und Neandertalern sowie Denisova-Menschen stattgefunden hat, sprich:
dass sie miteinander Nachkommen zeugten, ergaben im vergangenen
Jahrzehnt Genanalysen. Sie zeigten, dass heute jeder Nicht-Afrikaner
durchschnittlich zwei Prozent Neandertaler- und zwei Prozent
Denisovaner-DNA in sich trägt.

Dass Angehörige unterschiedlicher Arten fruchtbare Nachkommen zeugen,
ist im Tierreich nicht selbstverständlich. Bekanntestes Beispiel
hierfür ist das Maultier, eine Kreuzung von Pferd und Esel, das jedoch
selbst keine weiteren Nachkommen zeugen kann. Ob Individuen
unterschiedlicher Arten miteinander fruchtbare Nachkommen zeugen
können, darüber entscheidet ihre genetische Distanz.

Die genetische Distanz zwischen modernem Menschen, Denisova-Menschen
und Neandertaler betrachtete nun eine jüngst von Wissenschaftlern der
Universität Oxford veröffentlichte Studie [1]. Sie zeigt, dass die
genetischen Unterschiede zwischen dem anatomisch modernen Menschen und
seinen ausgestorbenen entfernten Verwandten geringer waren als jene
zwischen Tierarten, von denen bekannt ist, dass sie miteinander
fruchtbare Nachkommen zeugen können, wie beispielsweise Eis- und
Braunbären.

"Unser Bedürfnis, die Welt in streng voneinander getrennte Schubladen
einzuteilen, hat dazu geführt, dass wir uns verschiedene Spezies als
vollkommen unterschiedliche Einheiten vorstellen", so Professor Greger
Larson [2], Co-Autor der Studie und Direktor des paläogenomischen und
bio-archäologischen Forschungsnetzwerks PalaeoBARN an der Universität
Oxford. "Die Biologie interessiert sich aber nicht für diese strengen
Definitionen und viele verschiedene Spezies - sogar jene, die
evolutionär betrachtet weit voneinander entfernt sind - tauschen ihre
Gene ständig aus."

Wie genau die genetische Distanz beschaffen sein muss, um fruchtbare
Nachfahren zeugen zu können, war lange unklar. Einige Wissenschaftler
vermuteten beispielsweise, dass die biologische Kompatibilität von
Neandertaler und Mensch nur gerade eben gegeben war. Larsons Studie
widmete sich daher ganz grundsätzlich der Möglichkeit, eine Vorhersage
der genetischen Kompatibilität von Säugetieren zu schaffen und damit
ihrer Fähigkeit, fruchtbaren Nachwuchs zu zeugen.

"Unsere Vorhersagemetrik erlaubt nun eine schnelle und einfache
Bestimmung, wie wahrscheinlich es ist, dass zwei unterschiedliche
Spezies fruchtbare Nachkommen zeugen. Und die Vergleichsmessung legt
nahe, dass es für Menschen, Neandertaler und Denisovaner ein Leichtes
war, lebendige und fruchtbare Junge zu produzieren", so Larson.

Erstveröffentlichung:

https://hpd.de/artikel/mensch-und-neandertaler-weniger-unterschiede-eis-und-braunbaer-18156


Anmerkungen:

[1] https://royalsocietypublishing.org/doi/10.1098/rspb.2020.0690

[2] http://www.ox.ac.uk/news/2020-06-03-humans-and-neanderthals-less-different-polar-and-brown-bears


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1719: Das ist nicht Wurs(ch)t - Hunde schätzen von Natur aus Gerechtigkeit (idw)

Veterinärmedizinische Universität Wien - 18.06.2020

Das ist nicht Wurs(ch)t: Hunde schätzen von Natur aus Gerechtigkeit



Eine soeben veröffentlichte Studie der Vetmeduni Vienna zeigt: Hunde
schätzen Gerechtigkeit, und zwar unabhängig von der Rasse. Demnach zeigen
Vertreter von Hunderassen, die mit Fokus auf kooperative Eigenschaften mit
dem Menschen gezüchtet werden, wie z.B. Hütehunde, den gleichen
Gerechtigkeitssinn wie Vertreter von Hunderassen, bei denen in der Zucht
andere Eigenschaften im Vordergrund stehen, wie z.B. Schlittenhunde.

Eine Aversion gegen Ungerechtigkeit wurde in Studien bereits bei einer
Vielzahl von Tierarten nachgewiesen. Ein Erklärungsmodell dafür lautet,
dass sich die Ungerechtigkeitsaversion gemeinsam mit der Fähigkeit zur
Zusammenarbeit entwickelt hat. Insbesondere Hunde eigenen sich gut, um
diese Annahme intensiv zu betrachten. ForscherInnen des Domestication Lab
des Konrad-Lorenz-Instituts für Vergleichende Verhaltensforschung und dem
Messerli-Forschungsinstitut der Vetmeduni Vienna analysierten nun, ob
Hunderassen, die mit Menschen kooperieren einen höheren Gerechtigkeitssinn
haben als Artgenossen, bei denen dieses Rassemerkmal weniger stark
ausgeprägt ist.

Um diese Hypothese wissenschaftlich zu testen, untersuchten die
WissenschafterInnen 12 Vertreter von "kooperativ arbeitenden" Rassen mit
12 Individuen von "unabhängig arbeitenden" Rassen. Zentrales Ergebnis der
Studie: Die Hypothese lässt sich nicht halten, Hunde lieben von Natur aus
Gerechtigkeit, Rasse und Rassemerkmale haben keinen signifikanten
Einfluss.

Keine Hinweise auf einen Zusammenhang zwischen Kooperativität und
Ungerechtigkeitsaversion

Kooperativ und unabhängig arbeitende Hunderassen unterscheiden sich
demnach nicht darin, inwieweit sie Ungerechtigkeit ablehnen. Allerdings
liefert die Studie Hinweise dafür, dass es abhängig von den
Rasseeigenschaften eine unterschiedliche Bereitschaft gibt, gegenüber
Menschen ein erwünschtes Verhalten zu zeigen. Dazu Jim McGetrick vom
Konrad-Lorenz-Institut für Vergleichende Verhaltensforschung an der
Vetmeduni Vienna: "Bei unserer 'Pfotenaufgabe' waren Hunde kooperativ
arbeitender Hunderassen eher bereit, auch ohne Belohnung die Pfote zu
geben, als jene von nicht kooperativ arbeitenden Hunderassen. Vertreter
der kooperativ arbeitenden Hunderassen waren tendenziell auch geselliger,
als Hunde nicht kooperativ arbeitender Rassen und verbrachten mehr Zeit in
der Nähe ihrer Hundepartner."

Pfotenaufgabe: 20 Scheiben Wurst, aber nicht für jeden

Beim Test des Verhaltens der Tiere ging es um die sprichwörtliche Wurst:
Bei der ersten Aufgabe, der sogenannten Pfotenaufgabe, wurden zwei Hunde
mit drei Belohnungsvarianten getestet. In jeder der Varianten mussten
beide Hunde abwechselnd auf Befehl die Pfote geben.




[image: Bild: © Myléne Quervel-Chaumette]

Hund bei der "Pfotenaufgabe"

Bild: © Myléne Quervel-Chaumette



In Variante 1 wurden beide Hunde mit einem Stück Wurst für das Pfote-Geben
belohnt. Ungerecht wurde es schließlich in Variante 2, wo nur einer der
Hunde ein Stück Wurst für das Pfote-Geben bekam, während der andere Hund
leer ausging. In Variante 3 erhielt einer der Hunde keine Belohnung für
das Pfote-Geben, der andere Hund war allerdings nicht anwesend.

Daran anschließend wurde die sogenannte Futtertoleranz der beiden Hunde
geprüft: Hier durften die Hunde gemeinsam 20 Scheiben Wurst aus einer
Schüssel fressen, bis diese bis zum letzten Bissen aufgegessen war, dabei
wurde ihr Verhalten beobachtet. Zum Abschluss des Tests war als dritte
Aufgabe Kuscheln mit den menschlichen Partnern der Hunde angesagt, wobei
auch hier ihr Verhalten wissenschaftlich beobachtet wurde.

Hinweise auf Unterschiede im Verhalten durch Zuchtselektion

"Insgesamt stützen unsere Ergebnisse nicht die Hypothese, dass sich
Ungerechtigkeitsaversion und Kooperation gemeinsam entwickelt haben. Sie
beleuchten jedoch mögliche Unterschiede im Selektionsdruck, den kooperativ
arbeitende und unabhängig arbeitende Hunderassen während ihrer gesamten
Evolutionsgeschichte erfahren haben", so McGetrick. Vor diesem Hintergrund
eröffnen sich laut den ForscherInnen spannende Ansätze für zukünftige
Studien, die sich als Untersuchungsbereich auf ein besseres Verständnis
der Unterschiede zwischen einzelnen Hunderassen konzentrieren könnten.



Originalpublikation:

Der Artikel "No evidence for a relationship between breed cooperativeness
and inequity aversion in dogs" von Jim McGetrick, Désirée Brucks, Sarah
Marshall-Pescini, Friederike Range wurde in Plos One veröffentlicht.

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0233067

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Veterinärmedizinische Universität Wien, 18.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/265: Wie der Riesenmammutbaum sich schützt (idw)

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 17.06.2020

Wie der Riesenmammutbaum sich schützt

Ein dreidimensionales Fasernetz macht die Rinde widerstandsfähig gegen
Steinschlag und Waldbrand



Der Riesenmammutbaum (Sequoia giganteum) hat effektive Strategien
entwickelt, um sich in seinem natürlichen Verbreitungsgebiet der Sierra
Nevada gegen äußere Einflüsse zu schützen. Seine Rinde sorgt dafür, dass
der Baum Waldbrände und Steinschlag nahezu unbeschadet übersteht. Prof.
Dr. Thomas Speck und Max Langer vom Exzellenzcluster Living, Adaptive and
Energy-autonomous Materials Systems (livMatS) haben gemeinsam mit Dr.
Georg Bold vom Institut für Biologie erstmals detailliert die
strukturellen Eigenschaften seiner Rinde untersucht. Das Forschungsteam
der Universität Freiburg zeigt, dass die Fasern der Rinde ein
dreidimensionales Netz mit Hohlräumen bilden und sich einwirkende Energie
so besonders gut im Gewebe verteilt. Die Ergebnisse sind in der
Fachzeitschrift "International Journal of Molecular Sciences"
erschienen.

Die äußere Rinde des Mammutbaums ist reich an Fasern, die in Faserbündeln
organisiert sind. Diese überkreuzen sich und lagern zudem in Schichten
übereinander, wodurch eine dreidimensionale Struktur entsteht. Zwischen
den Faserbündeln befinden sich luftgefüllte Hohlräume. Wenn ein Stein auf
die Rinde schlägt, werden diese Hohlräume zusammengedrückt. Danach geht
die Rinde wieder fast vollständig in ihren ursprünglichen Zustand zurück.
Das Zusammendrücken der Hohlräume bewirkt, dass die Energie gleichmäßig
über die Rinde verteilt und das Innere des Baums mit dem sensiblen
Kambium, das Holz und Rinde bildet, geschützt wird. Daneben isolieren die
Hohlräume den Baum, sodass er auch widerstandsfähig gegen die bei
Waldbränden entstehende Hitze ist.

Aufgrund ihrer Struktur verhält sich die Rinde des Mammutbaums wie ein
offenporiger Schaum, wie er beispielsweise im technischen Bereich, beim
Bau von Autos und Häusern verwendet wird. Auf der Basis der Ergebnisse
könnten die Forschenden beispielsweise eine neue Art von Beton entwickeln,
der mit Bündeln aus hohlen Fasern versehen ist. Er ließe sich unter
anderem einsetzen, um Gebäude besser gegen Erdbeben zu schützen und um sie
zu isolieren.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 17.06.2020
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ASTRO/429: Überraschendes Signal im Dunkle-Materie-Detektor XENON1T (idw)

Max-Planck-Institut für Kernphysik - 17.06.2020

Überraschendes Signal im Dunkle-Materie-Detektor XENON1T



Daten von XENON1T, dem weltweit empfindlichsten Dunkle-Materie-Detektor,
enthalten einen überraschenden Signalüberschuss. Das haben die Mitglieder
der XENON-Kollaboration heute bekannt gegeben. Sie behaupten aber nicht,
Dunkle Materie gefunden zu haben, sondern betonen, dass die Quelle dieses
unerwarteten Signals noch nicht vollständig verstanden sei. Es könnte von
einer winzigen Menge Tritium (überschwerer Wasserstoff) stammen, aber auch
ein Hinweis auf etwas wesentlich Spannenderes sein: die Existenz neuer
Teilchen, den theoretisch vorhergesagten solaren Axionen, oder eine bisher
unbekannte Eigenschaft von Neutrinos.




[image: Bild: © XENON Collaboration]

Das Herzstück von XENON1T.

Bild: © XENON Collaboration



XENON1T war von 2016 bis Ende 2018 im Gran-Sasso-Untergrundlabor des INFN
in Italien in Betrieb. Es diente primär der Suche nach Teilchen der
Dunklen Materie, die 85% der Materie im Universum ausmacht, für die es
aber bisher nur indirekte Hinweise gibt. XENON1T hat zwar keine Dunkle
Materie entdeckt, hat aber weltweit die beste Sensitivität für die Suche
nach WIMPs (Weakly Interacting Massive Particles) erreicht, die zu den
theoretisch bevorzugten Kandidaten für Dunkle Materie gehören. Die sehr
hohe Sensitivität von XENON1T erlaubt es darüber hinaus, nach
verschiedenen neuen Teilchen und bisher unbeobachteten Prozessen zu
suchen. So konnte die XENON-Kollaboration voriges Jahr die Beobachtung der
seltensten jemals direkt gemessenen Kernumwandlung in Nature publizieren.

Der zur Suche nach seltensten Ereignissen optimierte XENON1T-Detektor
enthielt 3,2 Tonnen hochreines, bei -95°C verflüssigtes Xenon, von denen
die innersten 2 Tonnen als Nachweismedium dienten. Fliegt ein Teilchen
durch die Flüssigkeit, kann es mit den Xenon-Atomen zusammenstoßen, dabei
schwache Lichtsignale auslösen und Elektronen aus dem getroffenen
Xenon-Atom schlagen. Da die meisten Wechselwirkungen auf bekannte Teilchen
zurückgehen, diente eine Vielzahl von aufwendigen Methoden dazu, solche
störenden Hintergrundereignisse auf ein bislang unerreicht niedriges
Niveau zu senken. Die verbleibende Anzahl von Hintergrundereignissen haben
die Wissenschaftler sehr sorgfältig bestimmt. Beim Abgleich der
XENON1T-Daten mit dem Hintergrund fanden die Forscherinnen einen
überraschenden Überschuss von 53 Ereignissen über die erwarteten 232
Ereignisse.

Was ist nun der Ursprung dieses Signals?

Eine Möglichkeit könnte ein bisher unerkannter Hintergrund sein, und zwar
die Anwesenheit extrem kleiner Mengen von Tritium im flüssigen Xenon.
Tritium, ein radioaktives Wasserstoffisotop mit zwei extra Neutronen,
zerfällt spontan unter Aussendung eines Antineutrinos sowie eines
Elektrons mit einer Energieverteilung ähnlich der beobachteten. Wenige
Tritiumatome auf 1025 Xenon-Atome (das entspricht etwa 2 kg Xenon) würden
genügen, um das Signal zu erklären. Allerdings gibt es derzeit keine
unabhängigen Messungen, die die Anwesenheit derart winziger Mengen Tritium
im Detektor bestätigen oder ausschließen könnten. Ob diese Erklärung für
das beobachtete Signal zutrifft, muss deshalb offenbleiben.

Eine weitaus spannendere Erklärung wäre die Existenz eines neuen
Teilchens. Das gemessene Energiespektrum gleicht demjenigen, das für in
der Sonne erzeugte Axionen erwartet wird. Axionen sind hypothetische
Teilchen, die vorgeschlagen wurden, um eine in der Natur beobachtete
Symmetrie der Kernkräfte zu verstehen. Die Sonne könnte eine starke Quelle
von Axionen sein. Diese solaren Axionen sind zwar keine
Dunkle-Materie-Kandidaten, aber ihr Nachweis wäre die erste Beobachtung
einer sehr gut motivierten, aber noch nicht gefundenen Klasse von Teilchen.
Dies hätte große Bedeutung für unser Verständnis von fundamentaler Physik,
aber auch von astrophysikalischen Phänomenen. Im frühen Universum erzeugte
Axionen könnten zudem eine Quelle für Dunkle Materie sein.




[image: Bild: © XENON Collaboration]

Blick ins Innere des mit reflektierender Folie ausgekleideten
Wassertanks mit dem XENON1T-Detektor. Empfindliche Sensoren
identifizieren von kosmischer Strahlung im Wasser erzeugte
Lichtsignale.

Bild: © XENON Collaboration



Alternativ könnten auch überraschende Eigenschaften von Neutrinos hinter
dem unerwarteten Signal stecken. In jeder Sekunde durchqueren Billionen
von Neutrinos völlig ungehindert den Detektor. Als eine Erklärung käme in
Frage, dass das magnetische Moment der Neutrinos größer ist als vom
Standardmodell der Elementarteilchenphysik vorhergesagt, was ein klarer
Hinweis auf "neue Physik" wäre.

Von allen drei betrachteten Erklärungen zeigen Signale solarer Axionen die
beste Übereinstimmung mit den gemessenen Daten. Allerdings ist die
statistische Signifikanz von 3,5 Sigma (d.h. mit einer Wahrscheinlichkeit
von zwei Zehntausendsteln handelt es sich bei dem Signal um eine zufällige
Fluktuation, die somit nicht völlig ausgeschlossen ist) zwar recht hoch,
aber nicht hoch genug für eine Entdeckung. Die beiden anderen Erklärungen
sind mit 3,2 Sigma ähnlich gut mit den Daten vereinbar.

Nach dem Umbau von XENON1T zu XENONnT mit der dreifachen aktiven
Detektormasse und geringerem Hintergrund werden bald noch bessere Daten
zur Verfügung stehen. Die Mitglieder der XENON-Kollaboration sind
zuversichtlich herauszufinden, ob dieses überraschende Signal nur eine
statistische Fluktuation, eine weitere Hintergrundkomponente oder etwas
bei weitem Spannenderes ist: ein neues Teilchen oder eine Wechselwirkung
jenseits der bekannten Physik.


In der XENON-Kollaboration arbeiten 163 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus 28 Institutionen in 11 Ländern zusammen. Aus Deutschland
sind 5 Institutionen maßgeblich beteiligt: Das Max-Planck-Institut für
Kernphysik in Heidelberg war für die Lichtsensoren, den Nachweis geringster
Spuren Radioaktivität im Detektormaterial und im flüssigen Xenon
verantwortlich, die Universität Münster entwickelte das
Tieftemperatur-Destillationssystem zur Entfernung von radioaktiven
Verunreinigungen aus dem flüssigen Xenon sowie ein allgemeines
Xenon-Reinigungssystem, die Universität Mainz war für das Myon-Vetosystem
verantwortlich und hat zum Xenon-Rückführungs- und Speichersystem
wesentlich beigetragen, und die Universität Freiburg war für den Bau des
Detektors und die Datenerfassungselektronik verantwortlich. Alle Institute
wie auch das erst seit Kurzem in der Kollaboration mitarbeitende
Karlsruher Institut für Technologie sind an der Datenanalyse beteiligt.
Die Forschung der deutschen Gruppen bei XENON wird im Wesentlichen von der
Max-Planck-Gesellschaft und der Verbundforschung des BMBF finanziert.


Originalpublikation:

Observation of Excess Electronic Recoil Events in XENON1T, XENON
Collaboration, arXiv

http://xenon1t.org/xenon1t/?p=1474

Weitere Informationen unter:

http://www.xenon1t.org/

- XENON Experiment

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution687
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Kernphysik, 17.06.2020
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EUROPA/1877: Die EU braucht einen Sanktionsmechanismus gegen Verantwortliche schwerster Menschenrechtsverletzungen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Juni 2020

Die EU braucht einen Sanktionsmechanismus gegen Verantwortliche schwerster Menschenrechtsverletzungen



Zur Unterzeichnung des "Uighur Intervention and Global Humanitarian
Unified Response Act of 2019" durch US-Präsident Trump erklärt
Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte:

Das Gesetz sendet die klare Botschaft an die Führung in Peking, dass
demokratische Staaten die systematischen Menschenrechtsverletzungen in
Xinjiang nicht länger tatenlos hinnehmen. Dass das Gesetz zuvor vom
US-Kongress und dem Senat mit nur einer einzigen Gegenstimme
angenommen wurde, zeigt, wie breit der politische Konsens in den USA
für wirkungsvolle Konsequenzen ist. Die EU und Deutschland, die sich
auf Demokratie, Grundwerte und Menschenrechte berufen, müssen ihre
Leisetreterei gegenüber der chinesischen Regierung beenden und nun
ihrerseits tätig werden. Das bedeutet allen voran, dass die EU endlich
einen individuellen Sanktionsmechanismus gegen Verantwortliche
schwerster Menschenrechtsverletzungen auf den Weg bringen muss. Die
Vorarbeiten dazu sind weit gediehen, und es ist die Aufgabe der
Bundesregierung, in ihrer am 1. Juli beginnenden
EU-Ratspräsidentschaft einen entsprechenden Beschluss in Brüssel
herbeizuführen. Die Grüne Bundestagsfraktion hat individuelle
Sanktionen gegen Drahtzieher von Menschenrechtsverstößen wie den
Parteisekretär Chen Quanguo bereits 2018 gefordert. Auch gegen
deutsche und europäische Unternehmen, die an den
Unterdrückungsmaßnahmen in Xinjiang beteiligt sind, muss die
Verhängung von Sanktionen geprüft werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GESUNDHEIT/1096: Corona Ausbruch bei Tönnies in Gütersloh

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Juni 2020

Corona Ausbruch bei Tönnies in Gütersloh



Zum Corona-Ausbruch in der Schlachtfabrik von Tönnies in Gütersloh
erklären Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik, und Beate
Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive
Arbeitsmarktpolitik:

Der Corona-Ausbruch bei Tönnies hat verheerende Folgen für die
erkrankten Menschen, aber auch für den gesamten Kreis Gütersloh. Die
Zahl der Infizierten steigt rasant. Für das knallharte Geschäftsmodell
der Firma Tönnies bezahlen die Beschäftigten im Schlachthof den Preis.
Die oft aus Rumänien und Bulgarien stammenden Beschäftigten schuften
zu kargem Lohn in den Fabriken. Sie sind oft bei zwielichtigen
Subunternehmen beschäftigt und in unzumutbaren, überteuerten
Unterkünften beherbergt. Dass es zuvor bei Tönnies über Wochen fast
keine Infizierten gegeben haben soll, ist vor dem Hintergrund dieser
erschreckenden Zahlen unglaubwürdig.

Die Menschen im Landkreis Gütersloh bezahlen das Fehlverhalten von
Tönnies mit Schul- und Kitaschließungen. Diese Maßnahme stellt vor
allem die Frauen und Kinder wieder vor große Herausforderungen. Das
angeblich so gute Hygienekonzept des Unternehmens hat vollständig
versagt. Die Arbeit unter diesen Bedingungen ist nicht tragbar.

Angesichts der 7000 Menschen in Quarantäne muss Tönnies jetzt endlich
für angemessene Quarantänebedingungen der Beschäftigten aus Osteuropa
sorgen. Es ist davon auszugehen, dass die aktuelle Unterbringung der
Werkvertragsbeschäftigten nicht geeignet ist, um das
Infektionsgeschehen zu stoppen. Daher muss Tönnies schnellstmöglich
alternative Unterkünfte bereitstellen, die den Ansprüchen der
aktuellen Situation genügen. Diese Verantwortung darf nicht an die
Werkvertragsunternehmen abgegeben werden, die mit ihren
intransparenten Verflechtungen nicht in der Lage sind, diese Krise zu
bewältigen.

Die Firma Tönnies rechtfertigt ihr Vollversagen jetzt wieder mit einer
angeblich drohenden Versorgungslücke von Wurst und Fleisch und der
Systemrelevanz der Fleischindustrie. Diese Argumentation ist bizarr,
Billigfleisch ist nicht systemrelevant. Die stets wiederholte Zahl von
20 Prozent Anteil an der Fleischversorgung in den Supermärkten bezieht
sich auf die gesamte Produktion von Tönnies in Deutschland, nicht
allein auf das Werk in Rheda-Wiedenbrück. Die Schließung des Werks
bedeutet nicht gleich eine Versorgungslücke mit Fleischprodukten. Die
Gesundheit der Beschäftigten und der Menschen im Landkreis müssen
jetzt uneingeschränkt im Fokus stehen. Das Werk darf nicht vorschnell
wieder geöffnet w erden, nur um die Produktionsausfälle des
Unternehmens möglichst klein zu halten.

Die hemmungslose Ausbeutung der Beschäftigten in der Fleischindustrie
muss endlich beendet werden. Bundesarbeitsminister Hubertus Heil muss
liefern und schnellstmöglich das Werkvertragsunwesen in der
Fleischbranche beenden. Wir brauchen keine Ankündigungen von Minister
Heil, sondern einen Gesetzentwurf zum Verbot von Werkverträgen. Die
Beschäftigten müssen direkt bei den Betreibern der Schlachthöfe
angestellt und es müssen menschenwürdige Wohnverhältnisse geschaffen
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020
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RECHT/895: Kreml-Mord im Tiergarten - Bundesregierung muss endlich Konsequenzen ziehen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Juni 2020

Kreml-Mord im Tiergarten: Bundesregierung muss endlich Konsequenzen ziehen



Zu den Erkenntnissen der Bundesanwaltschaft erklärt Manuel Sarrazin,
Sprecher für Osteuropapolitik:

Die Erkenntnisse der Bundesanwaltschaft sind besorgniserregend. Sie
sind der neue Tiefpunkt im deutsch-russischen Verhältnis. Es ist
wichtig, dass die Bundesregierung endlich ernsthafte Konsequenzen
folgen lässt. Im Gegensatz zum bisherigen Vorgehen muss die Antwort
nun endlich auch mit unseren europäischen Partnern, wie nach dem
Mordversuch von Salisbury, koordiniert werden.

Die Bundesanwaltschaft stellt in ihrer Anklageschrift fest, dass
Stellen in der russischen Regierung aus politischen Motiven einen Mord
in Berlin in Auftrag gaben. So eine Regierung kann kein normaler
Partner für die Regierung eines Rechtsstaats sein. Wir können nicht
zulassen, dass der Kreml in Mafia-Manier Menschen in ganz Europa
liquidieren lässt. Die Bundesregierung kann darauf nicht länger vor
allem mit diplomatischer Zurückhaltung reagieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020
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WIRTSCHAFT/2941: Ausstieg der USA aus Verhandlungen über eine faire globale Besteuerung von Digitalkonzernen erfordert gemeinsame europäische Antwort

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Juni 2020

Ausstieg der USA aus Verhandlungen über eine faire globale Besteuerung von Digitalkonzernen erfordert gemeinsame europäische Antwort



Zum Ausstieg der USA aus den OECD-Verhandlungen über eine globale
Mindeststeuer und eine faire Besteuerung von Digitalkonzernen erklärt
Dr. Danyal Bayaz, Leiter des Wirtschaftsbeirats der Grünen
Bundestagsfraktion und Mitglied im Finanzausschuss:

Der Ausstieg der USA aus den OECD-Verhandlungen über eine gerechtere
Besteuerung global tätiger Konzerne und digitaler Großunternehmen war
leider absehbar. Dennoch ist es ein trauriger Rückschlag für das Ziel,
global tätige Unternehmen angemessen zu besteuern.

Der Ausstieg beweist, dass es naiv und falsch von der Bundesregierung
war, allein auf die Verhandlungen auf OECD-Ebene zu setzen und
innerhalb der EU den Prozess für eine gemeinsame europäische
Digitalkonzernsteuer auszubremsen.

Nun gilt es, diesen Fehler zu korrigieren. Die Bundesregierung muss
sich an die Seite der europäischen Partner Frankreich, Italien und
Spanien stellen und während der deutschen Ratspräsidentschaft den
Prozess für eine gemeinsame europäische Digitalkonzernsteuer neu
aufnehmen. Sollten einzelne Mitgliedstaaten hier den Prozess aufgrund
des Einstimmigkeitserfordernisses blockieren, muss ein Prozess der
verstärkten Zusammenarbeit in der Frage gestartet werden. Das Ziel ist
eine möglichst breit getragene einheitliche Digitalkonzernsteuer in
Europa.

Die Marktmacht und das Steuerdumping von Unternehmen wie Amazon drohen
sonst weiter zu wachsen. Die Marktkonzentration wurde durch die Corona-
Pandemie nochmal beschleunigt. Daher ist ein schnelles und kraftvolles
Handeln Europas auch marktwirtschaftlich geboten.

 * 
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AUSSEN/1928: Flüchtlingen vor Ort helfen und Fluchtursachen bekämpfen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2020

Flüchtlingen vor Ort helfen und Fluchtursachen bekämpfen

Zahl der Flüchtlinge weltweit ist erneut gestiegen



Am morgigen Samstag, dem 20. Juni, ist der Weltflüchtlingstag. Dazu
erklären der entwicklungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Volkmar Klein, und die
Integrationsbeauftragte Nina Warken:

Volkmar Klein: "Die Corona-Pandemie verschärft in vielen
Ländern dieser Welt bestehende Probleme. Armut und Hunger nehmen zu.
Das ist der Nährboden für neue Gewalt und Instabilität, die wiederum
weitere Flüchtlinge zur Folge haben können. Daher ist es gut, dass
Deutschland allein für die Entwicklungszusammenarbeit in diesem und
im kommenden Jahr 3,1 Milliarden Euro zusätzlich zur Verfügung
stellt. Damit kann unser Land einen wichtigen Beitrag leisten, um
gerade in den ärmsten Ländern die gesundheitlichen und sozialen
Folgen der Pandemie zu bewältigen."

Nina Warken: "Rund 80 Millionen Menschen sind laut dem UNHCR
Jahresbericht Global Trends weltweit auf der Flucht. Damit ist die
Zahl der Flüchtlinge einmal mehr gestiegen. Die Tatsache, dass ein
Großteil von ihnen aus Furcht vor Gewalt, Verfolgung und Folge von
Katastrophen als Binnenflüchtlinge Schutz im eigenen Land sucht,
zeigt, dass Hilfe vor Ort dringend geboten ist. Nur wenn wir
konsequent Fluchtursachen bekämpfen und entschlossen Konfliktherde
lösen, können wir langfristig diese erschreckenden Zahlen senken."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/1014: An Geld soll es nicht mangeln

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2020

An Geld soll es nicht mangeln

EU-Chefs beraten über Wiederaufbaufonds - Schnelle Hilfe für
Überwindung der Corona-Krise



Die EU-Staats- und Regierungschefs haben bei ihrem Videogipfel am
Freitag über den Mehrjährigen Finanzrahmen der EU sowie den damit
verbundenen Wiederaufbaufonds beraten. Dazu erklärt der
europapolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Florian Hahn:

"Ungewöhnliche Zeiten erfordern außergewöhnliche Maßnahmen. Hierin
sind sich die EU-Staats- und Regierungschefs grundsätzlich einig.
Angesichts der Pandemie ist jetzt schnelle Hilfe für die am stärksten
von der Krise betroffenen Länder gefordert. Am Geld soll es nicht
mangeln, die Höhe der Mittel muss aber angemessen und bedarfsgerecht
sein.

Ob der Wiederaufbaufonds insgesamt 750 Milliarden Euro umfassen muss,
ist noch nicht spruchreif. Wie hoch die Summe auch ausfällt: Es muss
sichergestellt sein, dass die Mittel zielgenau und nach
Rechtsstaatskriterien eingesetzt werden und dass sie mit Reformen
einhergehen. Dann sind auch Zuschüsse das richtige Mittel.

Erstmals soll ein EU-Haushalt mit Schulden aufgestellt werden, das
heißt kreditfinanziert sein. Das ist der Ausnahmesituation infolge
der Corona-Pandemie geschuldet. Die Abtragung des Schuldenbergs darf
man aber nicht, wie vorgesehen, allein der nächsten Generation
überlassen. Vielmehr muss man so früh wie möglich damit beginnen, am
besten schon in dieser Planungsphase bis 2027.

Bundeskanzlerin Merkel und der französische Staatspräsident Macron
haben mit ihrem gemeinsamen Vorschlag die Vorlage für den
Wiederaufbaufonds geliefert. Jetzt muss der Ball ins Tor, am besten
im ersten Monat der deutschen EU-Ratspräsidentschaft."

 * 
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CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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INNEN/3611: Trotz Einigung - Das Antidiskriminierungsgesetz gehört abgeschafft

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2020

Trotz Einigung: Das Antidiskriminierungsgesetz gehört
abgeschafft



Die Innenminister der Länder haben sich im Streit um das Berliner
Antidiskriminerungsgesetz geeinigt. Auf der Innenministerkonferenz in
Erfurt hat Berlins Innensenator seine Zusage gegeben, dass
Bereitschaftspolizisten, die aus anderen Bundesländern nach Berlin
entsandt werden, von dem Gesetz ausgenommen sind. Dazu können Sie den
Stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Thorsten Frei, gern wie folgt zitieren:

"Das so genannte Antidiskriminierungsgesetz hat sich für die
rot-rot-grüne Berliner Landesregierung zu einer unfassbaren Blamage
entwickelt. Nun muss der Innensenator seinen Innenministerkollegen
schriftlich die Zusage geben, dass ihre in die Hauptstadt entsandten
Einsatzkräfte nicht willkürlich von Verdächtigen belangt werden
können. Auch wenn diese Vereinbarung zu begrüßen ist, weil sie
Bundespolizisten sowie Kräfte aus anderen Bundesländern schützt, muss
man eines feststellen: Rot-rot-grün hat hier einen unsäglichen
Präzedenzfall geschaffen, der Berlins Polizisten und
Landesbedienstete weiter unter Generalversacht stellt und die
Beweislast umkehrt. Es bleibt dabei: Dieses Gesetz ist nichts anderes
als in Schriftform gegossenes Misstrauen gegenüber unseren
Einsatzkräften. Das Berliner Antidiskriminierungsgesetz gehört
abgeschafft."

 * 

Quelle:
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RECHT/1038: Union schützt Rechte der Wohnungseigentümer

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2020

Union schützt Rechte der Wohnungseigentümer

Reform des Wohnungseigentumsrechts wird nicht vor Sommer
durchgepeitscht



Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag hat dem Vorstoß des
SPD-geführten Justizministeriums eine klare Absage erteilt, das neue
Wohnungseigentumsrecht im Hauruck-Verfahren noch schnell vor der
Sommerpause zu verabschieden. Die Reform des Gesetzes ist grundlegend
- sorgfältige Beratung muss daher vor Schnelligkeit gehen. Hierzu
erklärt der rechts- und verbraucherpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag Dr. Jan-Marco Luczak:

"Es geht um eine grundlegende Reform, die
Wohnungseigentümergemeinschaften handlungsfähiger machen und den
vorhandenen Modernisierungsstau auflösen soll. Das darf aber nicht
dazu führen, dass Eigentümerrechte entwertet werden. Das werden wir
als Union nicht zulassen.

Deswegen haben wir verhindert, dass das SPD-Justizministerium das
Gesetz noch schnell vor der Sommerpause in einem Hauruck-Verfahren
durchpeitscht. Uns ist wichtig, dass die Rechte der Millionen von
Wohnungseigentümern in Deutschland gewahrt bleiben und diese auch
künftig bei der Wohnungsverwaltung den Hut aufbehalten. Im
Innenverhältnis sollen Verwalter daher nur Angelegenheiten von
untergeordneter Bedeutung selbständig regeln können, die nicht zu
erheblichen Verpflichtungen der Wohnungseigentümer führen. Im
Außenverhältnis wollen wir entgegen dem Entwurf des
Justizministeriums Grundstücks- und Kreditgeschäfte zu Lasten der
Wohnungseigentümer ausschließen. Die Union ist Garant dafür, dass
über teure und bedeutsame Angelegenheiten auch künftig die
Wohnungseigentümer selbst entscheiden.

Entscheidend ist für uns, dass mit der Reform der Modernisierungsstau
in Wohnungseigentümergemeinschaften aufgelöst wird, denn wir wollen
Barrierefreiheit, Klima- und Einbruchschutz voranbringen.
Beschlussfassungen über solche baulichen Maßnahmen müssen daher
leichter werden, ohne aber wirtschaftlich schwächer aufgestellte
Eigentümer zu überfordern. Hier ist der Gesetzentwurf aus dem
SPD-Haus noch nicht ausgereift. Die vielen schwierigen Fragen der
Kostentragung bei Modernisierungsmaßnahmen und der Stellung des
Verwalters müssen sorgfältig beraten und nicht übereilt beschlossen
werden."
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VERKEHR/808: Wir unterstützen die Busbranche in dieser Krise finanziell und retten damit Arbeitsplätze

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2020

Wir unterstützen die Busbranche in dieser Krise finanziell und
retten damit Arbeitsplätze

Auch die Schutzmaßnahmen im Öffentlichen Personenverkehr sollen
schnell angeglichen werden



Die deutschen Reisebusunternehmen sind von der Corona-Krise besonders
stark betroffen. Durch die Reisebeschränkungen stehen seit Mitte März
tausende Reisebusse in ganz Deutschland still und kosten dennoch
Geld. Über 200.000 Arbeitsplätze sind bedroht. Bundesverkehrsminister
Scheuer hat deshalb angekündigt, die Busbranche finanziell zu
unterstützen. Dazu erklären der verkehrspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Alois Rainer, und der zuständige
Berichterstatter Michael Donth:

Alois Rainer: "Wir greifen der Busbranche in dieser
schwierigen Zeit der Corona-Pandemie finanziell kräftig unter die
Arme und retten damit Arbeitsplätze. Denn der Reisebus ist mehr als
nur ein Verkehrsmittel für touristische Zwecke. Die Unternehmen
tragen auch den Fernbus-Verkehr, Teile des ÖPNV wie beispielsweise
Schulbusse, und vieles andere mehr. Die Reisebusbranche ist
Mittelstand pur. Häufig handelt es sich hier um Familienunternehmen,
für die es im Augenblick um die Existenz geht."

Michael Donth: "Dass die Reisebusunternehmen schon im Juli mit
170 Millionen Euro unterstützt werden können, ist ein wichtiger
Erfolg. Die bisherigen Maßnahmen wie das Kurzarbeitergeld oder
finanzielle Soforthilfe konnten diese Branche nicht allein retten.
Auch die stehenden Busse verursachen weiter hohe Fixkosten. Die
Reisebus-Branche leidet bis heute dramatisch unter der Corona-Krise
und dem Problem, dass zwar viele Länder wieder für touristischen
Reisebusverkehr offenstehen, die Regelungen für
Hygieneschutzmaßnahmen aber schon von Bundesland zu Bundesland
unterschiedlich sind. Wir sind daher froh, dass die Regierungschefs
der Länder zusammen mit der Kanzlerin am vergangenen Mittwoch auch
auf unseren Druck hin eine schnelle Angleichung der Schutzmaßnahmen
im Öffentlichen Personenverkehr in Aussicht gestellt haben."
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WIRTSCHAFT/2929: Neues Gesetz vereint kostenbewusstes Bauen und Klimaschutz

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Neues Gesetz vereint kostenbewusstes Bauen und Klimaschutz

Gesetz zur Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude
leistet einen Beitrag zur Entbürokratisierung



Anlässlich der abschließenden Beratung des Gesetzes zur
Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude am heutigen
Donnerstag erklären Kai Wegner, baupolitischer Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und Michael Kießling, Mitglied des
Bauausschusses:

Kai Wegner: "Mit dem neuen Gesetz werden drei bestehende
Vorschriften endlich in einem Gesamttext zusammengefasst. Mit dieser
Straffung der Bauvorschriften wird ein Beitrag zur
Entbürokratisierung geleistet. Das Gesetz schafft die Grundlage für
eine künftige harmonische Weiterentwicklung der Vorschriften zur
Energieeffizienz und zur Nutzung Erneuerbarer Energien im
Gebäudesektor."

Michael Kießling: "Wir zeigen mit diesem Gesetz:
Kostenbewusstes Bauen und Klimaschutz schließen sich nicht aus. Ein
guter Wärmeschutz ist heute schon Standard. Damit erfüllen wir
bereits die Anforderungen der EU-Richtlinie über die
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden. Bei der nachhaltigen Haustechnik
und Nutzung von regenerativen Energien gibt es noch Potenzial, das
wir mit dem Gesetz ebenfalls in den Blick nehmen. Mit dem Gesetz
stärken wir den Dreiklang aus Energieeffizienz, Klimaschutz und
Bezahlbarkeit."

 * 
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WIRTSCHAFT/2928: Gebäudeenergiegesetz ist ein Meilenstein der Energie- und Wohnpolitik

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Juni 2020

Gebäudeenergiegesetz ist ein Meilenstein der Energie- und
Wohnpolitik

• Nutzungsmöglichkeiten von Photovoltaik und Biomethan stärken

• Bezahlbarkeit des Bauens sichern



Der Deutsche Bundestag hat das Gebäudeenergiegesetz beschlossen, das
die bisherige Energie-Einsparverordnung und das Erneuerbare
Energie-Wärmegesetz zusammenfasst. Dazu erklärt der wirtschafts- und
energiepolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Joachim
Pfeiffer:

"Das Gebäudeenergiegesetz ist ein wichtiger energie- und
wohnpolitischer Meilenstein. Mit dem Gesetz wird ein neues,
einheitliches Regelwerk für Gebäudeenergieeffizienz und die Nutzung
von Wärme aus erneuerbaren Energien geschaffen. Damit wird Planen und
Bauen erleichtert. Zudem wird die Bezahlbarkeit des Bauens gesichert.

Der Fraktion ist es gelungen, das Gesetz weiter zu verbessern.
Insbesondere Nutzungsmöglichkeiten von Photovoltaik und Biomethan
sowie innovative Ansätze werden gestärkt. Außerdem kommt es zu keinen
Verschärfungen des Anforderungsprofils beim Neubau und
Gebäudebestand. Dafür hat die Union gesorgt."

 * 
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EUROPA/1801: EU-Finanzrahmen - Europa muss dauerhaft krisensicher werden

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

EU-Finanzrahmen: Europa muss dauerhaft krisensicher werden



Zur Regierungserklärung der Bundeskanzlerin mit Blick auf den
EU-Gipfel am morgigen Freitag sagt Katja Kipping, die Vorsitzende der
Partei DIE LINKE:

Die Bundeskanzlerin fordert von Europa Solidarität, lehnt aber
weiterhin ab, dafür die Voraussetzungen zu schaffen. Eine echte
europäische Anleihe und die Garantie, dass die Europäische Zentralbank
die Hand über die Staatsausgaben der Länder hält - das wären Signale,
dass Europa sich nicht spalten lässt und man in der Krise
zusammensteht.

Mich beunruhigt, wie zögerlich die Bundesregierung agiert. Europa hat
nur dann eine Zukunft, wenn es gemeinsam handlungsfähig ist. Jetzt
feilschen die Finanzminister der EU-Mitgliedstaaten über den Umfang
finanzieller Unterstützung in der Corona-Krise. Ein Europa, in dem
niemand in Armut lebt, die Mitte bessergestellt ist und Klimaschutz an
oberster Stelle steht ist die beste Garantie gegen Anti-Demokraten und
menschenverachtende Ideologien. Dafür braucht es aber jetzt den Mut,
große Schritte zu gehen. Es ist Zeit, sich von konjunkturhemmenden
Überbleibseln aus dem 20. Jahrhundert wie den EU-Konvergenzkriterien
zu lösen und neue Regeln der Zusammenarbeit zu etablieren, die
nachhaltiges Wirtschaften, Solidarität, Klimaschutz und soziale
Gerechtigkeit zur Prämisse europäischen Handelns machen.

 * 
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GESUNDHEIT/1216: Kliniken aus dem Profitzwang befreien

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Kliniken aus dem Profitzwang befreien



Zum heute vorgestellten "Krankenhaus-Rating-Report" sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Der Report zeigt: Bereits vor Corona sind immer mehr Klinken in
wirtschaftliche Schieflage geraten, und diese Entwicklung wird
schlimmer. Wirtschaftliche Schieflage, das bedeutet für Krankenhäuser,
dass sie unter Druck geraten, Ausgaben zu kürzen und Einnahmen zu
erhöhen, selbst wenn sie keinem privaten Träger gehören, der Profite
aus ihnen herauspressen möchte.

Das bedeutet vor allem Kürzungen beim Personal, aber auch oft genug
die Schließung weniger Profitabler Abteilungen. Bestimmte Leistungen
werden dann nicht mehr vor Ort angeboten, Patientinnen und Patienten
müssen weiter fahren. Das bedeutet, dass es einen falschen Anreiz
gibt, Patientinnen und Patienten nicht notwendige, aber für das
Krankenhaus finanziell lohnende Behandlungen zu empfehlen. Es gibt
auch Berichte, dass Patienten zu anderen Klinken weitergeschickt
wurden, weil ihre Behandlung als wenig profitabel eingeschätzt wurde.
Es ist offensichtlich, dass die Organisation von Krankenhäusern als
profitorientierten Unternehmen ein großer Fehler war.

Wir müssen wieder dazu übergehen, Ziele der gesundheitlichen
Versorgung und Krisensicherheit ins Zentrum zu stellen. Daran müssen
wir die Arbeit der Krankenhäuser bewerten, und dafür müssen wir sie
vollumfänglich refinanzieren, ohne Wenn und Aber. Dazu gehört auch ein
Profitverbot für Krankenhäuser. Das System der Fallpauschalen muss
abgeschafft werden.

 * 
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INNEN/5141: LINKE fordert 10 x 1 Milliarde für Sportstätten in Deutschland

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2020

LINKE fordert 10 x 1 Milliarde für Sportstätten in Deutschland



"10 x 1 Milliarde Euro soll der Bund für einen 'Dritten Goldenen Plan
Sport' ab 2021 zur Verfügung stellen, um den Sanierungsstau im
Sportstättenbereich von rund 31 Milliarden Euro abzubauen sowie den
Mangel an barrierefreien Schwimmbädern und Sporteinrichtungen zu
beseitigen. Zu unseren Zielen gehören die Erhöhung der
Schwimmkompetenz, drei Unterrichtsstunden Sport pro Woche in allen
Jahrgangsstufen, mehr Angebote im Breitensport sowie die kostenfreie
Nutzung von Sportstätten durch Sportvereine", erklärt André Hahn,
stellvertretener Vorsitzender und sportpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den heute in den Bundestag
eingebrachten Antrag (Bundestagsdrucksache 19/20035). Hahn weiter:

"Es ist sicher begrüßenswert, wenn die Koalition im Rahmen des am
3. Juni beschlossenen 'Konjunktur- und Krisenbewältigungspaketes' den
Investitionsplan Sportstätten für 2020/2021 von 110 Millionen auf 260
Millionen Euro aufstocken möchte. Dies ersetzt aber nicht einen
mehrjährigen 'Goldenen Plan Sport', wie ihn Bundesminister Seehofer
auf der Mitgliederversammlung des Deutschen Olympischen Sportbundes am
7. Dezember 2019 versprach.

Um auch Menschen mit Behinderungen und im höheren Alter gleichermaßen
eine umfassende Teilhabe am Sport zu ermöglichen, muss die Schaffung
von Barrierefreiheit neben der energetischen Sanierung der
Sportstätten ein zentrales Kriterium sein.

Bereits 2017 hatte die Kultusministerkonferenz der Länder beschlossen,
drei Unterrichtsstunden in allen Jahrgangsstufen abzusichern und einen
Schwimmunterricht zu organisieren, damit alle Kinder zum Ende der
Grundschule sicher schwimmen können. Zwischen den Zielen und der
Wirklichkeit klafft eine gewaltige Lücke, die durch die Corona-Krise
noch weiter verschärft wurde. Gegenwärtig liegt die Schwimmkompetenz
bei unter 50 Prozent, Tendenz fallend. Deswegen kann dieser 'Goldene
Plan' ein wichtiger Beitrag sein, um hier gegenzusteuern und die Ziele
zu erreichen.

Sehr unterschiedlich ist derzeit die Frage der Kosten für die Nutzung
von Sportstätten durch gemeinnützige Sportvereine in Ländern und
Kommunen geregelt. So hat Thüringen in seinem neuen Sportfördergesetz
geregelt, dass anerkannte Sportorganisationen, Schulen und Hochschulen
das Recht haben, Spiel- und Sportanlagen öffentlicher Träger für den
Übungs-, Lehr- und Wettkampfbetrieb unentgeltlich zu nutzen. Das
sollte aus Sicht der LINKEN Standard in allen Bundesländern werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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MEDIEN/166: Digitaltag - Netzausbau ist öffentliche Daseinsfürsorge

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Digitaltag: Netzausbau ist öffentliche Daseinsfürsorge



Unter dem Eindruck der Coronakrise findet diesen Freitag der
Digitaltag 2020 unter dem Motto "Digitalisierung gemeinsam gestalten"
statt. Ob Arbeit, Freizeit oder Bildung, die Krise ist ein Katalysator
für die Digitalisierung unserer Lebenswelt. Nur können derzeit nicht
alle Menschen in gleichem Maße an dieser Entwicklung teilhaben. Ein
Problem: Der stagnierende Netzausbau. Hierzu erklärt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Die Coronakrise ist ein Katalysator für die Digitalisierung unserer
Lebenswelt. Viele Bereiche des beruflichen und persönlichen Alltags
erleben einen technischen Beschleunigungsprozess, der unsere Art zu
leben, zu arbeiten und zu lernen verändert hat und nachhaltig
verändern wird.

Das Problem sind jedoch der stagnierende Netzausbau sowie instabile
Netze, die dem Nutzeransturm teilweise nicht gewappnet sind. Die
Versäumnisse beim Netzausbau werden offensichtlich. Noch immer gibt es
viele weiße Flecken in Deutschland, in denen es kein Internet oder nur
eine sehr langsame Internetverbindung gibt. Homeoffice, Homeschooling,
das Streamen einer Serie oder der persönliche Videochat mit Freunden
sind damit schlicht unmöglich.

Dass die Bundesregierung jetzt die Versäumnisse der Privatwirtschaft
durch den Bau von Mobilfunkmasten korrigieren möchte, ist ein
Offenbarungseid. Es verdeutlicht, dass der freie Markt nicht in der
Lage ist, öffentliche Daseinsfürsorge gewährleisten zu wollen, da
wenig lukrative Regionen schlicht keine Gewinne abwerfen und nicht
ausgebaut werden. Auch hätte die Vergabe der LTE und 5G Lizenzen an
klare Vorgaben zur deutschlandweiten - 100-prozentigen - Netzabdeckung
geknüpft werden müssen. Faktisch korrigiert der Bund seine eigenen
Versäumnisse bei den Lizenzvergaben.

Besonders ländliche Regionen sind von schlechtem Netzausbau stark
betroffen. Die Versäumnisse werden zum Flaschenhals der
Digitalisierung - und somit auch zum Damoklesschwert digitaler
Teilhabe in Zeiten der Coronakrise. Technische Zugangsmöglichkeiten
werden zum sozialen und wirtschaftlichen Ausschlusskriterium.

Was es braucht, ist einerseits eine ad hoc Lösung für den Mobilfunk
und andererseits ein Umdenken beim Breitbandausbau. Schnelle Abhilfe
beim Mobilfunk könnte hierbei ein verbindliches nationales Roaming
schaffen, um die Zahl der weißen Flecken zu minimieren. Dies hätte den
Vorteil, dass automatisch das Mobilfunknetz genutzt wird, das die
beste Verbindung und die höchste Datenbandbreite bietet. Niedrige
Datenübertragungsraten wie EDGE und Co. wären damit in vielen Regionen
passé.

Ein Umdenken braucht es auch beim Breitbandausbau. Schnelles und
stabiles Internet ist Teil der öffentlichen Daseinsfürsorge. Der freie
Markt hat beim Ausbau, besonders in ländlichen Regionen, schlicht
versagt. Was wir brauchen, sind staatlich geförderte Glasfasernetze in
öffentlichem oder genossenschaftlichem Eigentum.

Jeder Haushalt muss ein Anrecht auf einen bezahlbaren, schnellen
Breitbandanschluss haben. Eine schnelle Internetverbindung ist eine
grundlegende Voraussetzung für gesellschaftliche, wirtschaftliche und
digitale Teilhabe. Und das gilt nicht nur in Zeiten der Coronakrise.

 * 
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SICHERHEIT/2088: Ende der Aufrüstungspolitik wäre bester NATO-Beitrag zur Pandemie-Bekämpfung

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2020

Ende der Aufrüstungspolitik wäre bester NATO-Beitrag zur Pandemie-Bekämpfung



"Der beste Beitrag der NATO zur Pandemie-Bekämpfung wäre ein Ende der
Kriegspolitik und der militärischen Aufrüstung seiner Mitglieder",
erklärt Andrej Hunko, stellvertretender Vorsitzender und
europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des
Treffens der NATO-Verteidigungsminister. Hunko weiter:

"Die steigenden Ausgaben für das Militär schaffen immer neue Konflikte
und befeuern bestehende. Diese Milliarden müssten stattdessen in
Gesundheit, Bildung, Infrastruktur und soziale Gerechtigkeit
investiert werden. Dann wäre auch eine bessere Vorbereitung auf
Pandemien wie die aktuelle gewährleistet.

Statt auf das Gejammer des US-Präsidenten mit hohlen Floskeln über
gemeinsame Werte zu reagieren, sollte die Verteidigungsministerin
endlich Rückgrat zeigen und den Abzug der US-Truppen begrüßen. Diese
sollten zurück zu ihren Familien in die USA gehen und am besten die in
Deutschland stationierten Atomwaffen gleich mitnehmen. Die richtige
Antwort wäre auch, den US-Militärstützpunkt Ramstein in
Rheinland-Pfalz zu schließen. Er spielt eine zentrale Rolle im
völkerrechtswidrigen Drohnenkrieg der USA."

 * 
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SOZIALES/2752: Kündigungsmoratorium für Mieterinnen und Mieter verlängern

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2020

Kündigungsmoratorium für Mieterinnen und Mieter verlängern



"Mieterinnen und Mieter brauchen während der gesamten Zeit der
Pandemie die Sicherheit, ihre Wohnung nicht zu verlieren. Das
Kündigungsmoratorium muss bis mindestens September verlängert werden.
Ich werde für DIE LINKE im Bundestag in der nächsten Sitzungswoche
einen entsprechenden Antrag einbringen", so Caren Lay,
stellvertretende Vorsitzende und mietenpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE. Lay weiter:

"Der Deutsche Mieterbund, die Verbraucherschutzzentralen und der
Deutsche Gewerkschaftsbund fordern die Verlängerung des
Kündigungsschutzes bei coronabedingten Mietschulden. Ich unterstütze
diese Forderung voll und ganz. Mieterinnen und Mieter brauchen
Klarheit. Das Kündigungsmoratorium ist bisher die einzige Maßnahme der
Bundesregierung für Mieterinnen und Mieter in der Corona-Krise. Diese
läuft im Juni aus, und eine Verlängerung ist in der Bundesregierung
noch umstritten. Dieses Gezanke um die Existenzen zehntausender
Mieterinnen und Mieter ist unverantwortlich.

Tatsächlich aber braucht es noch weitere Maßnahmen, damit sich die
Mietenkrise durch die Corona-Krise nicht noch stärker zuspitzt. Es
braucht ein Verbot aller Kündigungen und Zwangsräumungen während der
Zeit der Pandemie. Niemand darf jetzt sein Zuhause verlieren. Das
Wohngeld muss erhöht und der Anspruch darauf ausgeweitet werden. DIE
LINKE fordert darüber hinaus ein Verbot von Mieterhöhungen während der
Pandemie. Es braucht auch eine Möglichkeit, Mieten zu senken, wenn
Haushalte durch die Krise erhebliche Einkommensverluste hinnehmen
müssen. Für Vermieterinnen und Vermieter, die dadurch selbst in
Zahlungsschwierigkeiten geraten sollten, muss ein staatlicher
Härtefallfonds aufgesetzt werden."

 * 
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WIRTSCHAFT/2281: Umsatzeinbruch der Reisebranche erfordert bessere Hilfe

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Umsatzeinbruch der Reisebranche erfordert bessere Hilfe



Zu den heute veröffentlichten Zahlen zu den Umsätzen der Reisebranche
im ersten Quartal sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE
LINKE:

Der Einbruch der Umsätze der Reisebranche um 23 Prozent im ersten
Quartal ist eine Katastrophe für die gesamte Branche. Es ist der
stärkste Einbruch seit 2008, und dabei sind die Haupt-Lockdown-Monate
April und Mai noch gar nicht erfasst. Vor allem die kleinen und
Kleinstbetriebe, wie die unabhängigen Reisebüros, sind dabei besonders
hart getroffen: Ihnen brechen die Umsätze weg, während die
Corona-Hilfen nur bedingt helfen.

Die unabhängigen Reisebüros klagen zu Recht, dass die Corona-Hilfen
unzureichend sind. Der entscheidende Umsatz der Buchungen für die
Sommermonate ist praktisch komplett weggebrochen, und das bei hohem
Arbeitsaufwand für Stornierungen. Selbst wenn nun die
Reise-Lockerungen kommen, so ist die Reiselust aus Sorge vor erneuten
Ausbrüchen und Quarantäne-Regelungen aus guten Gründen vorerst
eingeschränkt.

Der Bund muss dringend klarstellen, dass Unternehmen der besonders
schwer von der Krise getroffenen Branchen wie der Reisebranche, aber
auch Gastronomie, Eventfirmen und Kulturschaffende, beim
Überbrückungsgeld die "begründeten Ausnahmefälle" für höhere Hilfen
nicht individuell nachweisen müssen. Die gesamten Branchen erleben
gerade einen begründeten Ausnahmefall.

Außerdem: Die absurde Einschränkung, dass Corona-Hilfen nicht zur
Deckung des Lebensunterhaltes genutzt werden dürfen, muss fallen. Bei
Kleinstunternehmen wie Reisebüros und bei Solo-Selbstständigen macht
der eigene Lebensunterhalt oft einen großen Teil der monatlichen
Kosten aus. Die Nutzbarkeit von Corona-Hilfen für diese Betroffenen
auf Betriebskosten einzuschränken ist realitätsfremd. Da
Selbstständige auch keinen Anspruch auf Kurzarbeitergeld haben, fallen
sie bei den Corona-Hilfen sonst durchs Raster.

 * 
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WIRTSCHAFT/2280: Tönnies ist Teil des Schweinesystems

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juni 2020

Tönnies ist Teil des Schweinesystems



"Diesem Schweinesystem muss der Garaus gemacht werden, die Ausbeutung
osteuropäischer Arbeitskräfte muss beendet werden! Das sind wir den
Beschäftigten und der Bevölkerung schuldig. Sub-Unternehmertum und
Werkverträgen muss ein Ende gesetzt werden, damit sich Arbeitgeber
nicht länger aus der Verantwortung stehlen können", kommentiert
Susanne Ferschl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende DIE LINKE im
Bundestag, den Covid-19-Ausbruch beim Fleischkonzern Tönnies. Ferschl
weiter:

"Das Vertrauen ist längst verspielt. Selbstverpflichtungen haben wenig
gebracht und Gesetze werden vielfach systematisch umgangen. Neben
fairen, sicheren und festen Arbeitsverträgen brauchen wir mehr und
aktive staatliche Kontrolle und den Einfluss der Beschäftigten durch
betriebliche Mitbestimmung.

DIE LINKE fordert außerdem einen Personalaufbau bei den zuständigen
Aufsichtsbehörden sowie effektivere Strukturen und Kontrollstrategien.
Darüber hinaus brauchen wir eine zwingende, manipulationssichere
elektronische Arbeitszeiterfassung und ein Verbandsklagerecht für
Gewerkschaften. Zudem sollten Arbeitgeber verpflichtet werden,
Betriebsratswahlen durchzuführen. Der Kabinettsbeschluss vom 20. Mai
dieses Jahres, der das Schlachten und die Verarbeitung von Fleisch ab
dem 1. Januar 2021 nur noch durch Beschäftigte des eigenen Betriebs
erlaubt und damit Werkverträge und Arbeitnehmerüberlassung aus diesem
Bereich verbannt, muss umgehend rechtssicher umgesetzt werden."

 * 
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WIRTSCHAFT/2279: Dividende trotz Kurzarbeit bei BASF

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Dividende trotz Kurzarbeit bei BASF



Heute lädt BASF zu seiner virtuellen Hauptversammlung ein. Angekündigt
sind Rekord-Ausschüttungen in Dividenden. Dazu erklärt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

BASF ist ein weiteres Beispiel dafür, wie in der Krise an der falschen
Stelle unterstützt wird. Natürlich hat die Coronakrise viele
Unternehmen schwer getroffen. BASF gehört als Autozulieferer sicher
einer Branche an, die gerade zu kämpfen hat. Das Mittel der Kurzarbeit
ist ein guter Weg, um Arbeitsplätze in der Krise zu sichern.

Was allerdings nicht sein darf, ist, dass ein Unternehmen, das diese
Unterstützung braucht, sich anschließend umdreht und Unsummen an seine
Aktionäre auszahlt. Wenn BASF zu wenig Kapital hat, um seine
Beschäftigen zu bezahlen, dann ist es gut, dass die sozialen
Sicherungssysteme greifen. Aber es kann doch nicht sein, dass die
Arbeitslosenversicherungsbeiträge dazu dienen, Aktionären Dividenden
in die Tasche zu schaufeln.

Bei Kurzarbeit muss gelten, was auch für staatliche Unternehmenshilfen
gelten muss: Keine Dividenden, keine Steueroasen, keine Manager Boni,
solange Sozialversicherungsbeiträge die Unternehmen stützen.

 * 
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BUNDESTAG/9949: Heute im Bundestag Nr. 642 - 19.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 642

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 19. Juni 2020, Redaktionsschluss: 09.52 Uhr

1. Verhandlungen mit Maut-Bieterkonsortium

2. Ermittlungen nach Anschlag

3. AfD will Gleichstellungsgesetz ändern

4. Linke will mehr Schutz für die Presse



1. Verhandlungen mit Maut-Bieterkonsortium

2. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/CHB) ) Nach Ansicht eines leitenden Beamten des
Bundesverkehrsministeriums war es rechtlich zulässig, nach Abgabe des
finalen Angebots für die Erhebung der Pkw-Maut weiter mit dem
Bieterkonsortium zu verhandeln. Damit widersprach Arnd M., Leiter des
Vergabestelle des Ministeriums, in seiner Befragung vor dem 2.
Untersuchungsausschuss ("Pkw-Maut") der Einschätzung des
Bundesrechnungshofs, wonach diese Verhandlungen gegen das Vergaberecht
verstoßen haben.

In der vom Ausschussvorsitzenden Udo Schiefner (SPD) geleiteten
Sitzung am Donnerstag, 18. Juni 2020, begründete Mayer, warum in
diesem Fall solche Verhandlungen zulässig gewesen seien. Grundsätzlich
sei es zwar richtig, dass nach Paragraph 17 der Vergabeverordnung bei
Verhandlungsverfahren Verhandlungen mit Bietern nach Abgabe des
endgültigen Angebots nicht zulässig seien. Ausnahmsweise könne man
aber von dieser Regel abweichen. Denn die Aufhebung eines Verfahrens
sei die "Ultima Ratio", weshalb man immer prüfen müsse, ob es nicht
"mildere Mittel" gebe. Dabei bezog sich der Zeuge auf Paragraph 97 des
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), wonach bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge "die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und der
Verhältnismäßigkeit gewahrt" werden müssen.

Kein rechtliches Problem sah der Referatsleiter auch darin, dass die
Toll Collect GmbH zu einem späteren Zeitpunkt in die Erhebung der
Pkw-Maut eingebunden wurde. Es sei allen Interessenten bekannt
gewesen, dass Unterauftragnehmer hätten beschäftigt werden dürfen,
argumentierte M.

Allerdings hatte das Ministerium während des Vergabeverfahrens auf die
Frage eines Bieters andere Informationen erteilt: In dem allen Bietern
zugänglichen Frage-Antwort-Katalog stand, dass das Zahlstellennetz
ausschließlich für die Infrastrukturabgabe (also die Pkw-Maut) genutzt
werden dürfe. Dies bedeutete implizit, dass die Terminals von Toll
Collect nicht zur Verfügung standen, da diese der Erhebung der
Lkw-Maut dienen. Den Widerspruch erklärte der Zeuge mit der Vermutung,
dass diese Frage möglicherweise anders beurteilt worden sei, nachdem
der Bund Eigentümer der zuvor privaten Toll Collect GmbH geworden sei.

Gefragt wurde der Zeuge auch, warum man nicht die ausgeschiedenen
Bieter wieder in das Verfahren einbezog, nachdem sich am 17. Oktober
2018 gezeigt hatte, dass im Vergabeverfahren "Erhebung" nur ein
einziges Angebot eingegangen war. Die ursprünglichen Interessenten
hätten ihren Bieterstatus verloren, weil sie kein Angebot abgegeben
hätten, antwortete M.

Auf die Nachfrage, ob es nicht doch eine Option gewesen wäre, das
Verfahren zurückzusetzen und die anderen Interessenten wieder
einzubeziehen, bekräftigte er: "Das Interesse, sich weiter am
Verfahren zu beteiligen, war nach meiner Einschätzung nicht mehr
gegeben." Allerdings erklärte 2019 der zuvor ausgeschiedene Bieter
T-Systems laut einem im Ausschuss verlesenen Brief, er hätte mit aller
Wahrscheinlichkeit ein Angebot abgegeben, wenn auch ihm die
Möglichkeit eingeräumt worden wäre, die Terminals von Toll Collect zu
nutzen.

Keine Kenntnis hatte der Zeuge nach eigenen Angaben von den
Gesprächen, die Verkehrsminister Andreas Scheuer und Staatssekretär
Gerhard Schulz im Herbst 2018 mit den Verantwortlichen des letzten
verbliebenen Bieterkonsortiums führten. Weil er nicht daran
teilgenommen habe, könne er auch keine Einschätzung dazu abgeben,
sagte der Zeuge.

 * 

2. Ermittlungen nach Anschlag

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Ein leitender Beamter des Bundeskriminalamtes (BKA)
hat vor dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") die These
bekräftigt, dass der Attentäter Anis Amri in Deutschland keine
Mitwisser hatte. "Es gibt viele Kontaktpersonen, um die wir uns
gekümmert haben. Von keiner dieser Kontaktpersonen liegt eine
bestätigte Aussage vor, dass sie etwas gewusst hat. Das finde ich
schade", sagte der Erste Kriminalhauptkommissar T.M. am Donnerstag.
Der heute 44-jährige Zeuge ist nach eigenen Worten seit 18 Jahren im
Polizeilichen Staatsschutz mit der Abwehr des radikalislamischen
Terrorismus befasst. Nach dem Anschlag auf dem Berliner
Breitscheidplatz gehörte er der federführenden Besonderen
Aufbauorganisation (BAO) "City" an und leitet derzeit die
Ermittlungsgruppe (EG) "City", die sich bis heute um die Aufklärung
der Hintergründe des Anschlags bemüht.

Es gebe allerdings eine Person, die man als "Mittäter" Amris
bezeichnen könne, meinte der Zeuge, allerdings nicht in Deutschland.
Es handele sich um Mouadh Tounsi alias "Momo1", der bis zur letzten
Minute vor dem Anschlag mit Amri in Kontakt stand. Er wirkte freilich
von einem Stützpunkt des sogenannten Islamischen Staates (IS) in
Libyen aus auf den tunesischen Attentäter ein. Als "Führungsoffizier"
Amris beim IS mochte der Zeuge ihn nicht bezeichnen, wohl aber als die
"Person, die ihn wesentlich beeinflusst hat". Er sei erstaunt gewesen,
sagte der Zeuge, "wie eng die Führung durch Momo1 stattgefunden hat".

In der BAO "City" war der Zeuge im Zentralen Einsatzabschnitt tätig,
und zwar im Unterabschnitt "Ermittlungen". Amri sei ihm seit
spätestens Anfang 2016 als "Randfigur" im Zusammenhang mit anderen
Verfahren bekannt gewesen, berichtete er. Als in der Abendbesprechung
des Unterabschnitts am 20. Dezember 2016, dem Tag nach dem Anschlag,
Amris Foto auf dem Tisch gelegen habe, sei ihm der Name "sofort
geläufig" gewesen. "Ich war überrascht, ich war tatsächlich
überrascht, dass der Anschlag durch eine Person, mit der man schon mal
zu tun hatte, die namentlich bekannt war, verübt worden war", sagte
er.

Der Zeuge berichtete auch über Aussagen von Gewährsleuten, die Amri
während seines Aufenthalts in Deutschland begegnet waren. Im Juli 2017
habe er in Tunesien einen gewissen Mohammed Siddiq Daawi vernommen,
der Amri im Herbst 2016, wenige Wochen vor dem Anschlag, kennengelernt
hatte, als er in Berlin seinen Onkel besuchte. Er sei mit Amri
mehrfach unterwegs gewesen, sie hätten gemeinsam auch eine Moschee
besucht, habe Daawi berichtet. Ihm sei aufgefallen, dass Amri mit
Drogen handelte. Er habe ihm deswegen Vorwürfe gemacht. Amri habe
entgegnet, dies sei keine Sünde. Er verkaufe das Rauschgift
schließlich an Ungläubige, die man ohnehin "zerstören" müsse. Amri
habe den Eindruck eines Menschen gemacht, der von "enthusiastischem
Gedankengut" beseelt war. Vor der Rückreise am 25. November habe Amri
ihm einen Rucksack mit Schokolade, einem Smartphone und einem
Fotoapparat für seine Mutter in Tunesien mitgegeben, den er der alten
Dame eine Woche später ausgehändigt habe.

Einen weiteren Bekannten Amris, Schamil Idrissow, habe er in
österreichischer Untersuchungshaft vernommen, berichtete der Zeuge.
Idrissow habe Amri als unauffälligen Typ geschildert, mit dem man sich
kaum habe unterhalten können. Ihm sei nicht einmal aufgefallen, dass
Amri sich mit Reiseplänen zum IS trug.

 * 

3. AfD will Gleichstellungsgesetz ändern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der AfD-Fraktion soll das
Bundesgleichstellungsgesetz geändert werden, damit zukünftig auch
Männer in das Amt des Gleichstellungsbeauftragten gewählt werden
können und sowohl Frauen als auch Männer an den Wahlen teilnehmen
dürfen. In ihrem entsprechenden Antrag (19/20068) weist die Fraktion
darauf hin, dass nach Paragraf 19 des Bundesgleichstellungsgesetzes
das aktive und passive Wahlrecht bei der Wahl der
Gleichstellungsbeauftragten Frauen vorbehalten ist. Dies widerspreche
nicht nur der Systematik des Gesetzes, sondern auch dem
Gleichbehandlungsgrundsatz nach Artikel 3 des Grundgesetzes.

 * 

4. Linke will mehr Schutz für die Presse

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der Linksfraktion sollen
Pressevertreter besser gegen Übergriffe und Gewalt geschützt werden.
In einem Antrag (19/20032) fordert sie die Bundesregierung auf,
gemeinsam mit den Ländern und Journalistenverbänden eine entsprechende
Strategie zu erarbeiten. Auf Länderebene sollen
Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Straftaten gegen Pressevertreter
geschaffen werden und diese Straftaten im regelmäßigen Lagebild des
Bundeskriminalamtes erfasst werden.

Zudem sprechen sich die Linken für verbindliche Module zur Rolle der
Presse und zum Umgang mit Journalisten in der Aus- und Fortbildung der
Polizei aus. Darüber hinaus müssten die Verhaltensgrundsätze für
Presse und Polizei zur Vermeidung einer Behinderung der
Berichterstattung bei polizeilichen Aufgaben geändert werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9948: Heute im Bundestag Nr. 641 - 19.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 641

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 19. Juni 2020, Redaktionsschluss: 09.22 Uhr

1. Begleitgesetze zum Konjunkturpaket

2. Zweiter Nachtragshaushalt vorgelegt

3. Ausnahme von Kreditobergrenze beantragt



1. Begleitgesetze zum Konjunkturpaket

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD haben den
"Entwurf eines Gesetzes über begleitende Maßnahmen zur Umsetzung des
Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets" (19/20057) vorgelegt. Der
Entwurf wird am Freitag in erster Lesung beraten.

Die Vorlage dient laut Begründung dazu, "flankierend zügig einige
erforderliche gesetzliche Grundlagen zu schaffen, um die mit dem
Programm intendierten Impulse schnell wirksam werden zu lassen".
Änderungen sind demnach unter anderem im
Digitalinfrastrukturfondsgesetz vorgesehen. Die Zweckbestimmungen
sollen erweitert werden und zudem zusätzliche fünf Milliarden Euro für
den Ausbau der mobilen Infrastruktur zur Verfügung gestellt werden.

Zudem soll mit dem Entwurf die Grundlage für weitere
Bundes-Unterstützung im Bereich der Kindertagesbetreuung gelegt
werden. Geplant ist zudem, die Regionalisierungsmittel in diesem Jahr
einmalig um 2,5 Milliarden Euro zu erhöhen. Mit den Mitteln sollen die
finanziellen Nachteile der Verkehrsunternehmen im ÖPNV abgefedert
werden.

Weiterhin sieht der Entwurf vor, die Möglichkeit zu schaffen, die
EEG-Umlage zurückzuführen. "Im Jahr 2021 soll die Umlage auf 6,5 Cent
pro Kilowattstunde gesenkt werden. Im Jahr 2022 soll sie 6,0 Cent pro
Kilowattstunde betragen", heißt es in dem Entwurf.

 * 

2. Zweiter Nachtragshaushalt vorgelegt

Haushalt/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines zweiten
Nachtragshaushaltes für 2020 vorgelegt (19/20000). Demnach soll der
Bund in diesem Jahr Ausgaben in Höhe von bis zu rund 509,29 Milliarden
Euro tätigen können. Gegenüber dem bereits beschlossenen ersten
Nachtragshaushalt steigen die Ausgaben damit um weitere 24,8
Milliarden Euro. Der Entwurf wird am Freitag in erster Lesung beraten.
Zusätzlich wird auch ein Antrag der Fraktionen von CDU/CSU und SPD
(19/20128) betraten, um zu ermöglichen, dass die nach dem Grundgesetz
zulässige Obergrenze für die Nettokreditaufnahme überschritten werden
darf.

In dem Entwurf geht die Bundesregierung von sinkenden Steuereinnahmen
aus. Gegenüber dem ersten Nachtragshaushalt soll dieser Posten mit
264,78 Milliarden Euro um 24,68 Milliarden Euro geringer ausfallen.
Zur Finanzierung der neuen Ausgaben und der ausfallenden Einnahmen ist
dem Entwurf zufolge eine weitere Nettokreditaufnahme von 62,53
Milliarden Euro vorgesehen. Insgesamt plant der Bund damit mit einer
Nettokreditaufnahme 218,52 Milliarden Euro für 2020.

 * 

3. Ausnahme von Kreditobergrenze beantragt

Haushalt/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Für den von der Bundesregierung vorgelegten zweiten
Nachtragshaushalt (19/20000) soll erneut die im Grundgesetz
festgeschriebene Obergrenze für die Nettokreditaufnahme überschritten
werden dürfen. Nach aktueller Etat-Planung liegt die Kreditaufnahme um
118,741 Milliarden Euro über der Regelgrenze. Dazu haben die
Fraktionen von CDU/CSU und SPD einen Antrag vorgelegt (19/20128), der
am Freitag erstmalig im Bundestag beraten wird. Die Fraktionen führen
darin zur Begründung an, dass aufgrund des Ausmaßes des Corona-Krise
weiterhin eine "außergewöhnliche Notsituation im Sinne von Artikel 115
Absatz 2 Satz 6 des Grundgesetzes" vorliege. Der Antrag enthält zudem
einen Tilgungsplan.

 * 
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BUNDESTAG/9947: Heute im Bundestag Nr. 640 - 18.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 640

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 18.06 Uhr

1. Pkw-Maut: Vergaberecht im Fokus

2. Linke: Kein Konjunkturpaket für Rüstung

3. Grüne: Geschlechtergerechte Politik

4. Korrekturbitten der BGR

5. Mittel für sozialen Wohnungsbau 2019



1. Pkw-Maut: Vergaberecht im Fokus

2. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/CHB) Eine Vertreterin des Bundesverkehrsministeriums hat
Vorwürfe zurückgewiesen, bei der Pkw-Maut seien vergaberechtliche
Fehler gemacht worden. "Ich bin der Meinung, dass nicht gegen
Vergaberecht verstoßen wurde", sagte die Zeugin Claudia H. am
Donnerstag, 18. Juni 2020, vor dem 2. Untersuchungsausschuss
("Pkw-Maut"). Sie war von Februar 2017 bis Anfang Dezember 2018 als
Vergabesachbearbeiterin in der Servicestelle Vergabe des
Bundesverkehrsministeriums mit der Pkw-Maut befasst.

Im Mittelpunkt der vom Ausschussvorsitzenden Udo Schiefner (SPD)
geleiteten Sitzung standen die Abläufe während der Vergabeverfahren
für die Bereiche Kontrolle und Erhebung der Pkw-Maut. Am 9. Juni 2017
wurden die beiden Vergabeverfahren gestartet mit der Maßgabe, vier
Bieter (Erhebung) beziehungsweise drei Bieter (Automatische Kontrolle)
zur Abgabe eines Angebots aufzufordern. Politisch umstritten ist das
Verfahren Erhebung, für das am 30. Dezember 2018 der Vertrag mit dem
Bieterkonsortium TrafficCom/CTS Eventim abgeschlossen wurde.

Am 17. Oktober 2018 sei klar gewesen, dass nur ein einziger der vier
Bieter ein finales Angebot abgegeben habe, erklärte die Zeugin. Dieses
lag um rund eine Milliarde Euro über dem haushaltsrechtlichen Rahmen.
Aus diesem Grund, berichtete die Zeugin, sei man im Ministerium zum
Schluss gekommen, das Angebot sei in dieser Form nicht annehmbar. Dies
habe jedoch nicht zwingend bedeutet, das Verfahren abzubrechen. "Es
ist nicht unüblich, dass bei einem Vergabeverfahren nur ein Angebot
eingeht", sagte die Zeugin.

Zulässig war es nach Ansicht der Zeugin auch, nach Abgabe des finalen
Angebots weiter mit dem im Rennen verbliebenen Bieterkonsortium zu
verhandeln. Dazu habe es einen Vermerk der Rechtsberater gegeben. Der
Bundesrechnungshof hatte hingegen in einem Bericht moniert, solche
Verhandlungen nach Abgabe des finalen Angebots widersprächen dem
Vergaberecht.

Die Gespräche mit dem Konsortium hätten sich "sehr schwierig"
gestaltet, berichtete die Zeugin weiter. Dennoch sei es gelungen, die
vom Konsortium geforderte Summe zu senken. Dass die anderen
ursprünglichen Interessenten nicht über die dabei vorgenommenen
Änderungen informiert wurden, habe daran gelegen, dass "sie keinen
Bieterstatus mehr hatten".

Erst am 19. November 2018 habe sie erfahren, dass parallel dazu mit
der bundeseigenen Gesellschaft Toll Collect gesprochen wurde, sagte H.
An diesem Tag nahm die Zeugin an einem weiteren Gespräch über eine
mögliche Komplettübernahme des Maut-Projekts durch Toll Collect statt.
Ob es rechtlich korrekt gewesen sei, Toll Collect die vollständigen
Vergabeunterlagen zur Verfügung zu stellen, könne sie nicht
beurteilen. Es sei aber deutlich geworden, dass Toll Collect gar nicht
in der Lage gewesen sei, die Aufgabe fristgerecht zu übernehmen.

Auch zum Verhältnis zwischen Ministerium und externen Beratern wurde
die Vergabeexpertin befragt. "Aufgrund der Komplexität und der
Dimension" des Vorhabens sei es unumgänglich gewesen, externe
Unterstützung beizuziehen, erklärte die Zeugin. Sie selbst habe mit
etwa 20 Beratern zusammengearbeitet. Mit ihnen habe es eine
wöchentliche Telefonkonferenz gegeben, in der Arbeitsaufträge erteilt
worden seien. Die Verhandlungsgespräche mit den Bietern seien von den
Beratern geleitet worden, während sie selbst an einigen dieser
Gespräche "als stiller Beobachter" teilgenommen habe.

Weitere Fragen, die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse von Bietern
tangieren, wollte die Zeugin nur in nichtöffentlicher Sitzung
beantworten.

 * 

2. Linke: Kein Konjunkturpaket für Rüstung

Verteidigung/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion spricht sich gegen die
Bereitstellung von zehn Milliarden Euro aus dem geplanten
Corona-Konjunkturpaket aus, um Rüstungsprojekte vorzuziehen. In einem
Antrag (19/20036) fordert sie den Bundestag auf, das von der
Bundesregierung beschlossene Konjunkturpaket in diesem Sinne zu
ändern. Die Mittel würden angesichts der Corona-Krise anderweitig
benötigt. Zudem fordert die Linksfraktion eine ersatzlose Streichung
von 500 Millionen Euro für das Zentrum für Digitalisierungs- und
Technologieforschung der Bundeswehr.

 * 

3. Grüne: Geschlechtergerechte Politik

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt darauf,
dass Frauen und Männer gleichermaßen von den Hilfsmaßnahmen und
Konjunkturpakete während der Corona-Krise profitieren. In einem Antrag
(19/20038) fordert sie die Bundesregierung auf, alle bestehenden und
kommenden Krisenmaßnahmen und Gesetze auf ihre Auswirkungen auf Frauen
und Männer durch eine Stabstelle im Bundeskanzleramt überprüfen zu
lassen. Darüber hinaus soll die Vergabe von staatlichen Hilfen an
Unternehmen an die Förderung der Geschlechtergerechtigkeit, zum
Beispiel durch Quoten, gekoppelt werden.

Nach dem Willen der Grünen sollen aber auch prinzipiell alle
bestehenden Gesetze und Regelungen in der Arbeitsmarkt- und
Steuerpolitik auf ihre Gleichstellungswirkung überprüft und
diskriminierende Strukturen, Instrumente und Steuermodelle abgeschafft
werden. Ebenso sei im Bereich der "Zeit- und Familienpolitik" für eine
Entscheidungsfreiheit zur Aufteilung der familiären Sorgearbeit zu
gewährleisten werden , damit diese fair zwischen den Eltern verteilt
werden kann. Die Fraktion verweist darauf, dass in der Corona-Krise
die bestehenden Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern besonders
deutlich hervorgetreten seien. Dies zeige sich insbesondere bei der
Aufteilung der Sorgearbeit sowie bei den Auswirkungen für Frauen auf
dem Arbeitsmarkt.

 * 

4. Korrekturbitten der BGR

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe (BGR) hat im September 2019 in keinem Fall "unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe" um Korrekturen von
Berichterstattung ersuchen lassen. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/19792) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/19635) hervor. Die Behörde würde "in selten auftretenden Fällen
einem Medium dann einen Hinweis" geben, wenn die vom Ministerium oder
seinen Geschäftsbereichsbehörden veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben
seien und ein Hinweis für geeignet und angemessen erachtet werde. Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise besteht nicht, und eine
solche Dokumentation wurde auch nicht durchgeführt", führt die
Bundesregierung aus.

 * 

5. Mittel für sozialen Wohnungsbau 2019

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die vom Bund für die Länder bereitgestellten Mittel
für den Sozialwohnungsbau sind im vergangenen Jahr größtenteils zu
diesem Zweck ausgegeben worden. Das geht aus dem Bericht der
Bundesregierung über die Verwendung der Kompensationsmittel für den
Bereich der sozialen Wohnraumförderung 2019 hervor, den die
Bundesregierung als Unterrichtung (19/19960) vorgelegt hat. Von den
insgesamt mehr als 1,6 Milliarden Euro bereitgestellten Mitteln seien
neun Prozent für "investive Zwecke außerhalb der Wohnraumförderung"
eingesetzt worden, heißt es darin unter Verweis auf entsprechende
Erklärungen der Länder. Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen gaben das Geld teilweise anderweitig
aus - was sie dem Grundgesetz zufolge dürfen.

Bei der sozialen Wohnraumförderung geht es um Neubau, das Schaffen von
Wohneigentum, die Förderung von Modernisierungen sowie von
Studentenwohnungen. Die Länder haben dafür 2019 wie in den Jahren
zuvor Kompensationsmittel vom Bund erhalten, nachdem dieser sich aus
dem Bereich zurückgezogen hatte.

2019 seien insgesamt etwa 59.700 Wohnungen gefördert worden, heißt es
weiter. Dies entspreche einem Plus von zwei Prozent zum Vorjahr. Der
geförderte Mietwohnungsneubau nahm den Angaben zufolge leicht ab, um
fünf Prozent. Rückläufig war dieser Bereich vor allem in Berlin (-47,3
Prozent) und in Hessen (-44,4 Prozent) sowie in Sachsen-Anhalt, wo gar
kein Sozialwohnungsneubau gefördert wurde. Mehr Neubauförderung gab es
hingegen vor allem in Mecklenburg-Vorpommern (+ 319,1 Prozent), in
Bremen (+247,9 Prozent) und in Thüringen (+102,7 Prozent). Im Saarland
entstanden 89 geförderte Wohneinheiten nach keiner solchen Wohneinheit
im Vorjahr.

Insgesamt gab es den Angaben zufolge zum Stichtag 31. Dezember 2018
etwa 1,18 Millionen gebundene Sozialmietwohnungen, das sind 3,5
Prozent weniger als im Vorjahr. Die Bundesregierung sieht darin ein
Abbremsen der Entwicklung: In den Jahren zuvor seien die
durchschnittlichen Verluste deutlich höher gewesen. Der Rückgang
erkläre sich zum Teil dadurch, dass die Wohnungen aus der Bindung
fallen und wieder auf den freien Markt kommen.

 * 
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BUNDESTAG/9946: Heute im Bundestag Nr. 639 - 18.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 639

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 17.32 Uhr

1. Linke: Kita-Qualität verbessern

2. Linke: Mehr Geld für Jugendarbeit

3. Vorhersagen über Entwicklung des Klimas

4. Digitale und analoge BpB-Angebote

5. Asylbewerber ohne Identitätspapiere



1. Linke: Kita-Qualität verbessern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert einen qualitativen Ausbau
der Betreuung in Kindertagesstätten. In einem Antrag (19/20025)
fordert sie die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf für die
Einführung von bundesweit gültigen Mindeststandards für die
Kindertagesbetreuung und die Kindertagespflege vorzulegen. Dabei
sollen vor allem die Fachkräfte-Kind-Relation, die fachliche
Qualifikation des Betreuungspersonals, die Essensqualität und die
Raumgrößen und die Ausstattung beachtet werden. Zudem müsse sich der
Bund dauerhaft an der Finanzierung der Kindertagesbetreuung
beteiligen.

Die Linke spricht sich zudem dafür aus, dass der Bund Länder und
Kommunen bei der Wiederaufnahme des Kitabetriebs in der
Corona-Pandemie unterstützt und ein Sonderprogramm auflegt, um
Einrichtungen der frühkindlichen Bildung, Erziehung und Betreuung
pandemiegerecht auszustatten.

 * 

2. Linke: Mehr Geld für Jugendarbeit

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die Linksfraktion fordert die Bundesregierung auf,
zwei Milliarden Euro aus dem geplanten Corona-Konjunkturpaket in die
Kinder- und Jugendarbeit, die Jugendverbandsarbeit und
Jugendsozialarbeit zu investieren. In einem entsprechenden Antrag
(19/20029) spricht sie sich zudem dafür aus, dass die Angebote der
Kinder- und Jugendarbeit nach den Paragrafen 11 bis 13 des Achten
Sozialgesetzbuches ausgebaut und mehr Kindern und Jugendlichen ein
Zugang zu diesen Angeboten ermöglicht wird. Auch hierfür soll die
Bundesregierung einen Gesetzentwurf vorlegen. Die Linksfraktion
begründet ihre Forderungen mit den besonderen Belastungen für Kinder,
Jugendliche und ihre Familien während der Corona-Pandemie.

Zudem sollen nach dem Willen der Linken die Arbeitgeber verpflichtet
werden, Beschäftigten in systemrelevanten Berufen wie beispielsweise
den Sozial- und Erziehungsdiensten für die Dauer der Corona-Krise
einen Zuschlag von 25 Prozent ihres Bruttolohnes zu zahlen, um die
erhöhte Gesundheitsgefahr und extreme Arbeitsbelastung auszugleichen.
Dieser Zuschlag soll analog zum Nachtzuschlag steuerfrei sein.

 * 

3. Vorhersagen über Entwicklung des Klimas

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung widerspricht der Aussage, es
handele sich beim anthropogenen Klimawandel um eine Behauptung. Der
breite wissenschaftliche Konsens über bisherige und zukünftige
Entwicklungen werde von der Regierung nicht in Frage gestellt, heißt
es in ihrer Antwort (19/19891) auf eine Kleine Anfrage (19/19640) der
AfD-Fraktion. Bei Klimamodellen handele es sich um hochkomplexe
Computerprogramme, die in der Lage seien, langfristige Klimatrends
zuverlässig zu simulieren. Gleichzeitig gebe es, wie bei allen
Modellen, immer auch letzte Unsicherheiten. Die Forderung, auf alle
Klimaschutzmaßnahmen zu verzichten, widerspreche dem Vorsorgeprinzip.
Risikovorsorge bedeute, "bei unvollständigem oder unsicherem Wissen
über Art, Ausmaß , Wahrscheinlichkeit sowie Kausalität von
Umweltschäden und -gefahren" vorbeugend zu handeln, schreibt die
Regierung weiter.

 * 

4. Digitale und analoge BpB-Angebote

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um digitale und analoge Angebote der Bundeszentrale
für politische Bildung (BpB) geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/19890) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/19619). Danach werden Printformate auch online zur Verfügung
gestellt, sofern die BpB die Rechte hierzu hat. "Somit soll das Ziel
der BpB, Zugänge zu politischer Bildung für alle interessierten
Bürgerinnen und Bürger zu schaffen und die Informationen für alle zur
Verfügung zu stellen, erreicht werden", schreibt die Bundesregierung
weiter. Es zeige sich, dass der Anteil digitaler Formate innerhalb des
Produktkatalogs der BpB stetig zunimmt.

Ausschließlich digital verfügbar sind laut Vorlage "eine Vielzahl von
Angeboten der BpB in Form von Online Dossiers, Webvideo-Projekten,
Satelliten-Webseiten wie www.chronik-der-mauer.de oder
www.eurotopic.net, Podcasts sowie Social-Media-Angebote und
-Kampagnen". Einen Überblick über die Gesamtheit digitaler Angebote
biete die Webseite www.bpb.de samt ihren Rubriken und Unterseiten.

Ausschließlich analog sind innerhalb der Schriftenreihe der BpB den
Angaben zufolge alle Publikationen, die auf Verlagskooperationen
basieren und bei denen die BpB aus rechtlichen Gründen keine digitale
Darreichungsform anbieten darf beziehungsweise kann. "Im Wesentlichen
analog" liefen zudem die meisten Veranstaltungen ab, die die BpB
selbst umsetzt oder deren Umsetzung sie durch Fördermaßnahmen
ermöglicht. Dazu gehörten sowohl Veranstaltungen für ein allgemein
interessiertes, breites Publikum als auch Veranstaltungen für
spezialisierte Zielgruppen.

Welche Angebote sowohl analog als auch digital verfügbar sind, ist
laut Bundesregierung abhängig von der technischen Umsetzung und der
Zielgruppe, die jeweils erreicht werden soll. "Obwohl die meisten
Veranstaltungen als Präsenzformate in analoger Form abgehalten werden,
werden die meisten von ihnen seit vielen Jahren auch digital
begleitet", heißt es in der Antwort weiter. Während der
Corona-Pandemie und der damit verbundenen Kontaktbeschränkungen habe
die BpB versucht, möglichst viele ausgefallene Veranstaltungen durch
reine Online-Formate aufzufangen. Ein prominentes Beispiel dafür sei
die Veranstaltung "Histocon", die anlässlich des Jahrestages zum Ende
des Zweiten Weltkriegs im Mai vorerst ausschließlich in digitaler Form
stattgefunden habe:

 * 

5. Asylbewerber ohne Identitätspapiere

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Identitätstäuschung durch Flüchtlinge und
Einbürgerungen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/20010). Darin erkundigt sie sich, ob das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (Bamf) eine Statistik darüber führt, wie
viele Asylsuchende bei ihren Asylanträgen keine Identitätspapiere
vorlegen, und wie viele das gegebenenfalls seit 2014 waren. Ferner
fragt die Fraktion, bei wie vielen Personen das Bamf seit 2014 eine
Identitätstäuschung festgestellt hat. Auch will sie unter anderem
wissen, wie oft es nach Kenntnis der Bundesregierung seit dem Jahr
2000 zu Einbürgerungen von Personen kam, die nie ein
Identitätsdokument vorgelegt hatten.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9945: Heute im Bundestag Nr. 638 - 18.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 638

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 16.41 Uhr

1. AfD für Aufhebung der Diesel-Fahrverbote

2. Ermäßigter Steuersatz für Pkw-Neukauf

3. Verkehrspolitik und Ratspräsidentschaft

4. Linke fordert Rettungsschirm für ÖPNV

5. Grüne fordern generelle Tempolimits

6. Linke fordert Goldenen Plan Sport



1. AfD für Aufhebung der Diesel-Fahrverbote

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) "Diesel-Fahrverbote sofort und vollständig
aufheben - Neueste wissenschaftliche Daten berücksichtigen" lautet der
Titel eines Antrags der AfD-Fraktion (19/20069), der am Donnerstag auf
der Tagesordnung des Bundestages steht. Darin wird die Bundesregierung
aufgefordert, unverzüglich wissenschaftliche Studien in Auftrag zu
geben, die umfassend untersuchen, inwiefern Verkehrsaufkommen und
Schadstoffbelastungen der Luft, insbesondere im Lichte der
gegenwärtigen COVID-19-Pandemie, korrelieren und welche Ursachen für
die anhaltende Stickoxidbelastung in deutschen Innenstädten
identifiziert werden können. Zudem solle sie auf Länder und Gemeinden
dahingehend hinwirken, "Fahrverbotszonen für Diesel-Fahrzeuge sofort
und vollständig aufzuheben bis ein entsprechendes Gutachten vorliegt".

Aufgrund aktueller Datenerhebungen und Stichproben erscheinen die
Fahrverbote für Dieselfahrzeuge aus Sicht der AfD-Fraktion "als
beispiellose Fehleinschätzung von deutschen Behörden und Gerichten".
Die somit umweltpolitisch wirkungslosen und ökonomisch höchst
schädlichen Diesel-Fahrverbote müssten aus diesem Grund sofort und
vollständig rückgängig gemacht werden, "auch wenn der finanzielle
Schaden bei Millionen Dieselbesitzern sowie der deutschen
Automobilindustrie teilweise bereits eingetreten ist".

Gerade für schwächere Einkommensschichten stellten die
Diesel-Fahrverbote von Anfang an einen unzumutbaren Einschnitt in die
individuelle Freiheit dar und kämen für die betroffenen Bürger einer
Enteignung gleich. Diesel-Fahrverbote kosteten Unternehmen,
insbesondere Handwerkern und Kleinunternehmern, sowie Bürgern Geld,
was ihnen angesichts der existenzbedrohenden Wirtschaftslage dann umso
schmerzhafter fehle. Gerade in der Nach-Corona-Zeit dürfe die
Volkswirtschaft nicht zusätzlich belastet werden, warnen die
Abgeordneten. Die ökonomischen Auswirkungen der Corona-Krise seien
dramatisch und für den Industriestandort Deutschland schädlich, "so
dass die Bundesregierung eingreifen und dafür Sorge tragen muss, dass
unnötige ideologische Experimente wie die Diesel-Fahrverbote, die
offenkundig nicht auf Grund objektiver und belastbarer Daten verhängt
wurden, beendet werden".

 * 

2. Ermäßigter Steuersatz für Pkw-Neukauf

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Für den Kauf neu zugelassener Kraftfahrzeuge soll
nach den Vorstellungen der AfD-Fraktion ab 1. Juli 2020 dauerhaft der
ermäßigte Umsatzsteuersatz erhoben werden, um private Endkunden zu
entlasten und diese zu einer Kaufentscheidung im zweiten Halbjahr 2020
zu bewegen. In einem Antrag (19/20072), der am Donnerstag auf der
Tagesordnung des Bundestags steht, wird zudem die Abschaffung aller
Förderprämien für den Autokauf, "die einem technologieneutralen
Vorgehen widersprechen", insbesondere bei der Förderung von
batterieelektrisch angetriebenen Fahrzeugen, gefordert. Außerdem soll
sich die Bundesregierung der Vorlage zufolge auf europäischer Ebene
für eine Aussetzung der "unerfüllbaren EU-Festlegungen für den
Flottenverbrauch" einsetzen. Gleichzeitig müssten auch die
CO2-Grenzwerte für Pkw auf realistische 130 Gramm CO2 pro Kilometer
festgelegt werden, wird verlangt.

In dem Antrag kritisiert die AfD-Fraktion auch die geplanten Hilfen
für die Deutsche Bahn AG (DB AG). Die Bundesregierung wird
aufgefordert, "sich dem Gesamtsystem Eisenbahn verpflichtet zu fühlen,
nicht jedoch allein einem staatseigenen Konzern, der sich weltweiten
wirtschaftlichen Risiken aussetzt". Die Konstruktion eines
"weltumspannenden Logistik-Kombinats" sei durch Verkauf der
Auslandsaktivitäten der DB AG zu beenden, wird verlangt. "Nur die der
deutschen Volkswirtschaft dienenden Unternehmensteile dürfen durch
deutsches Steuergeld gerettet werden", schreibt die AfD-Fraktion.

 * 

3. Verkehrspolitik und Ratspräsidentschaft

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die FDP-Fraktion verlangt von der Bundesregierung,
sich im Rahmen der deutschen Ratspräsidentschaft dafür einzusetzen,
den europäischen Emissionshandel auf den Verkehrssektor auszuweiten
sowie Innovationen in der Mobilität technologieoffen zu ermöglichen.
Das geht aus einem Antrag der Liberalen (19/20043) hervor, der am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestags steht. Darin wird
außerdem gefordert, die deutsche EU-Ratspräsidentschaft zu nutzen, um
eine Evaluierung des europäischen Naturschutzrechts nach neusten
wissenschaftlichen Erkenntnissen vorzunehmen und sich für die
Einführung eines Monitorings unter Einbeziehung der unteren
Naturschutzbehörden einzusetzen, mit dem Ziel, die tatsächliche
Leistung von Naturschutzmaßnahmen "messbar und miteinander
vergleichbar zu machen".

Die FDP-Fraktion spricht sich außerdem dafür aus, ein fünftes
Eisenbahnpaket anzustoßen, das eine echte Trennung von Netz und
Betrieb beinhaltet "und dadurch Wettbewerb und Qualität im
Schienenverkehr erhöht". Des Weiteren gelte es, den Ausbau des
Zugbeeinflussungssystems European Train Control System (ETCS) auf
europäischer Ebene zu forcieren und sich bei der Verordnung über die
Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr aktiv
einbringen, "so dass den Verbraucherinnen und Verbrauchern ein
ganzheitliches Entschädigungssystem zur Verfügung gestellt wird".

 * 

4. Linke fordert Rettungsschirm für ÖPNV

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Die Linke fordert einen "Rettungsschirm
und eine Zukunftsoffensive für den öffentlichen Nahverkehr" (ÖPNV). In
einem am Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestags stehenden
Antrag (19/20031) verlangen die Abgeordneten von der Bundesregierung,
ein Förderpaket in Höhe von 100 Millionen Euro aufzulegen für
pandemiebedingte Investitionen der ÖPNV-Unternehmen wie die Aufrüstung
von Klimaanlagen mit Filtereinrichtungen zur Reduktion der
Virenverbreitung, Trennscheiben bei Bussen, Umbaumaßnahmen bei
Ticketverkaufsstellen und zusätzliche Ticketautomaten. Außerdem müsse
die im Konjunkturpaket beschlossene zusätzliche Aufstockung der
Regionalisierungsmittel als pandemiebedingte Beihilfe für die Jahre
2020 und 2021 einmalig um jeweils 2,5 Milliarden Euro auf fünf
Milliarden Euro ausgeweitet werden. Beginnend ab dem Jahr 2022 mit
einer Aufstockung um eine Milliarden Euro müssten die Mittel
sukzessive jährlich um 500 Millionen Euro bis zum Jahr 2030 um
insgesamt fünf Milliarden Euro jährlich erhöht werden.

Die im Rahmen des zweiten Konjunkturpaketes von der Bundesregierung
einmalig bereitgestellten 2,5 Milliarden Euro bei den
Regionalisierungsmittel seien unter anderem wegen der Ungewissheit der
ausreichenden Co-Finanzierung durch die Länder völlig unzureichend,
befindet die Linksfraktion. Die Mittel reichten weder aus, um die
Einnahmeausfälle auszugleichen, noch dafür, den Sanierungsstau beim
ÖPNV aufzulösen, notwendige Modernisierungen insbesondere für die
Barrierefreiheit durchzuführen und den weiteren Ausbau zu
gewährleisten, wird kritisiert. "Während erhebliche Hilfen für die
Lufthansa und für die Autoindustrie gewährt werden, ist keine
Zukunftsoffensive für den öffentlichen Nahverkehr vorgesehen",
schreibt die Linksfraktion. Das sei eine einseitige Prioritätensetzung
und müsse zugunsten des ÖPNV korrigiert werden.

 * 

5. Grüne fordern generelle Tempolimits

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Ab 1. Januar 2021 soll nach den Vorstellungen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf deutschen Autobahnen ein generelles
Tempolimit von 130 km/h gelten. Das sieht ein Antrag der Fraktion
(19/20064) vor, den der Bundestag am Donnerstag erstmals berät. Darin
wird des Weiteren verlangt, auf zweispurigen Landstraßen die generelle
Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h einzuführen sowie auf allen
innerörtlichen Straßen Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit festzulegen
und Kommunen Entscheidungsfreiheit einzuräumen, die Geschwindigkeit
streckenweise dort zu erhöhen, wo dadurch keine zusätzliche Gefährdung
entsteht.

Aus Sicht der Grünen gibt es keinen rationalen Grund für Deutschland,
"die Einführung von Sicherheitstempo 130 km/h auf allen Autobahnen
länger aufzuschieben" und weiterhin auf überwiegenden Teilen des
deutschen Autobahnnetzes zu gestatten und hinzunehmen, "dass
unbegrenzt gerast werden kann". Eine allgemeine Höchstgeschwindigkeit
vermindere die Gefahren schwerer Unfälle mit erheblichen und mitunter
tödlichen Unfallfolgen und erhöhe das Sicherheitsempfinden aller
Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer, heißt es in dem
Antrag. Sie unterstütze einen gleichmäßigen Verkehrsfluss, stress- und
angstfreies Fahren und vermindere Energieverbrauch und
Abgasemissionen. Zudem erleichtere eine allgemeine
Höchstgeschwindigkeit den Markthochlauf der Elektromobilität und die
Einführung automatisierten Fahrens, "und steigert damit in doppelter
Weise die Verkehrssicherheit".

 * 

6. Linke fordert Goldenen Plan Sport

Sport/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Linksfraktion verlangt von der Bundesregierung,
in Abstimmung mit den Ländern und Kommunen einen "Dritten Goldenen
Plan Sport" aufzulegen, an dem sich der Bund mit jährlich einer
Milliarde Euro beteiligt. Ein entsprechender Antrag (19/20035) steht
am Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages. Der
Sanierungsbedarf von Sportstätten in Deutschland beträgt laut einer
gemeinsam vom Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB), vom deutschen
Städtetag sowie vom Deutschen Städte- und Gemeindebund im Juli 2018
herausgegebenen Expertise rund 31 Milliarden Euro, heißt es in der
Begründung zu dem Antrag. Hinzu kämen in Folge von demografischen
Entwicklungen und dem wachsenden Bedürfnis an Breiten- und
Gesundheitssport auch regional unterschiedlich Bedarfe an zusätzlichen
Sportstätten durch Neubau.

Angesichts des bestehenden Sanierungsstaus bei Sportstätten habe auch
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) auf der Mitgliederversammlung
des DOSB am 7. Dezember 2019 einen "Dritten Goldenen Plan Sport" ab
2021 in Aussicht gestellt, heißt es weiter. Dieses von allen Seiten
ausdrücklich begrüßte Ansinnen sei mehrfach auch im Sportausschuss des
Bundestages bekräftigt worden.

Dabei wurde laut Linksfraktion immer wieder betont, dass mit Blick auf
die gravierenden Auswirkungen, die die Corona-Krise auch im Sport
hinterlässt, das Programm dringender denn je ist. Andererseits stelle
sich aber auch bei der Frage, welchen Anteil Kommunen und Sportvereine
hierbei leisten könnten, deren durch die Corona-Krise stark
angespannte finanzielle Situation zu beachten sei.

Neben allen Hilfsmaßnahmen von Bund und Ländern für den Sport sei im
vom Koalitionsausschuss Anfang Juni beschlossenen "Konjunktur- und
Krisenbewältigungspaket" eine Aufstockung des Investitionsplanes
Sportstätten von 110 Millionen auf 260 Millionen Euro vorgesehen,
schreiben die Abgeordneten. Dies sei zu begrüßen, ersetze aber
keineswegs den erforderlichen mehrjährigen "Goldenen Plan Sport",
machen sie in dem Antrag deutlich.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 15.50 Uhr

1. FDP fordert Emanzipations-Gipfel

2. AfD fordert Messung von Schallemissionen

3. AfD: Forschung stärker national verankern

4. Ausbildung in der Krise sichern

5. Korrektur bei Zeitung erwirkt

6. Antimuslimische Straftaten thematisiert



1. FDP fordert Emanzipations-Gipfel

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung auf
einen Zukunftsgipfel zum Thema Emanzipation einzuberufen. Dieser soll
sich mit dem "Rückwärtstrend hinsichtlich der Rollenverteilung" von
Frauen und Männern beziehungsweise Müttern und Vätern während der
Corona-Pandemie auseinandersetzen und eine Strategie für konkrete
Gegenmaßnahmen entwickeln, schreibt die Fraktion in einem
entsprechenden Antrag (19/20052). Der Gipfel, zu dem Vertreter aus den
relevanten frauen-, gleichstellungs-, eltern-, und familienpolitischen
Verbänden sowie aus den Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und der
Wissenschaft geladen werden sollen, soll erstmals im dritten Quartal
2020 stattfinden und dann einmal jährlich zu einem jeweils anderen
Themenschwerpunkt.

Die Liberalen argumentieren, dass bereits in den vergangenen Krisen
wie der Ebola- oder der Finanzmarktkrise Frauen weltweit
überdurchschnittlich stark von den sozialen und wirtschaftlichen
Folgen betroffen gewesen seien. Ein ähnliches Szenario zeichne sich
auch in der Corona-Krise ab. So warnten auch die Vereinten Nationen in
ihrem Bericht über die Auswirkungen der Corona-Pandemie von einem
regelrechten "Angriff auf die Emanzipation".

 * 

2. AfD fordert Messung von Schallemissionen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die AfD-Fraktion setzt sich dafür ein, die Auflagen
an die Genehmigung von Windindustrieanlagen zu ändern. Wie die
Abgeordneten in einem Antrag (19/20121) erläutern, sollen bei den
Prognoserechnungen zur Schallausbreitung und den Kontrollmessungen
nach der Inbetriebnahme alle von Windindustrienanlagen ausgehenden
Frequenzen, so auch der Schall im Bereich unter 100 Hertz,
Berücksichtigung finden.

Die Prognoserechnungen zur Schallausbreitung sollen nach Willen der
Fraktion zudem "durch Beauftragung Dritter mit Messungen unter
Betriebsbedingungen" validiiert werden, heißt es im Antrag weiter.
Darüber hinaus solle die Regierung Studien planen und durchführen, um
die Einwirkung von Schall unterhalb von 100 Hertz auf den gesamten
Körper des Menschen mit einem besonderem Blick auf die Hirn- und
Herzfunktionen und das endokrine Systeme zu untersuchen.

 * 

3. AfD: Forschung stärker national verankern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die AfD-Fraktion fordert in einem Antrag (19/20078)
die Bundesregierung auf, pharmazeutische Forschung und Entwicklung in
Deutschland national zu verankern und krisenfest zu machen. Danach
soll die derzeitige Grundförderung der internationalen Organisation
CEPI mit 90 Millionen Euro auf ein Volumen von 50 Millionen Euro
reduziert werden. Die daraus frei werdenden Gelder sollen künftig
ausschließlich für deutsche Firmen und Forschungseinrichtungen
bereitgestellt werden. Zudem soll der Bund zusätzlich bewilligte
Gelder von 145 Millionen Euro für die Erforschung von SARS-CoV-2 und
Covid-19 und der damit verbundenen Entwicklung von Antikörpertest und
Impfstoff vorrangig den nationalen Forschungseinrichtungen,
insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen, zur Verfügung stellen.
Durch den Abbau bürokratischer Hürden sollen innovationsfreundliche
Rahmenbedingungen für die pharmazeutische Forschung und Entwicklung
geschaffen werden, um Sprunginnovation und Weiterentwicklung zu
ermöglichen und so den Standort Deutschland langfristig zu stärken.

 * 

4. Ausbildung in der Krise sichern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert die
Bundesregierung in einem Antrag (19/20165) auf, die Ausbildung in der
Krise zu sichern. Dadurch sollen Perspektiven für junge Menschen
erhalten werden. Dazu soll eine Ausbildungsgarantie geschaffen werden,
die die Warteschleifen des Übergangssystems überflüssig macht und
allen jungen Menschen auch bei krisenbedingten konjunkturellen
Schwankungen und sinkender Ausbildungsbereitschaft der Wirtschaft
einen betrieblichen, über- oder außerbetrieblichen Ausbildungsplatz
bietet. Ferner soll Kurzarbeit und sofortiges Kurzarbeiterinnen- und
Kurzarbeitergeld in Höhe von 100 Prozent für Auszubildende ermöglicht
werden, deren Betriebe und Branchen besonders von der Corona-Krise
betroffen sind. So solle sicher gestellt werden, dass
Ausbildungsverhältnisse auch dort bestehen bleiben, wo die
Auszubildenden nicht von starken tarifvertraglichen Vereinbarungen
profitieren. Auszubildende sollten trotz Krise fair und ohne Einbußen
entlohnt werden.

Außerdem fordern die Abgeordneten, die Digitalisierung der beruflichen
Schulen zu beschleunigen, indem 500 Millionen Euro aus dem Digitalpakt
Schule pauschal und ohne aufwendige Antragsverfahren für die digitale
Ausstattung im Klassenzimmer genutzt werden können. Auch berufliche
Schulen müssten die Sommerferien für Update ihrer Infrastruktur nutzen
können.

 * 

5. Korrektur bei Zeitung erwirkt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesgesundheitsministerium hat im September
2019 in einem Fall bei einer Zeitung eine Korrektur der
Berichterstattung unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe gefordert.
Das geht aus der Antwort (19/19889) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/19636) der AfD-Fraktion hervor. Bei der
juristischen Auseinandersetzung fielen den Angaben zufolge Kosten in
Höhe von rund 15.000 Euro an.

Wie es in der Antwort weiter heißt, gebe das Ministerium lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die von der Behörde
veröffentlichten Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

6. Antimuslimische Straftaten thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele
"mutmaßlich antimuslimisch oder islamfeindlich motivierte Straftaten"
im ersten Quartal 2020 nach Kenntnis der Bundesregierung bundesweit
verübt wurden. Auch fragt sie in einer Kleinen Anfrage (19/20006)
unter anderem danach, wie viele Menschen in diesem Zeitraum bei
Überfällen mit mutmaßlich antimuslimischer oder islamfeindlicher
Motivation verletzt oder getötet wurden.

 * 
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1. Polizei verhinderte Anschlag nebenbei

2. AfD gegen Steuerpflicht von Corona-Hilfen

3. Thesaurierung soll leichter werden

4. FDP will Entschädigung für Eltern

5. AfD will Beziehungen zu Nigeria ausbauen

6. SPD-Kandidat für Kuratoriumswahl



1. Polizei verhinderte Anschlag nebenbei

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Ein Beamter des Berliner Landeskriminalamts (LKA)
hat dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") über die
zweimalige Observation des islamistischen Gefährders Magomet Ali
Chamagow im Laufe des Jahres 2016 berichtet. Dabei sei "nebenbei" ein
Anschlag in Berlin verhindert worden, sagte Kriminalhauptkommissar
R.W. in seiner Vernehmung am Donnerstag. Der heute 44-jährige Zeuge
leitet eine "Mobile Einsatzgruppe" in der unter anderem für verdeckte
Observationen zuständigen Abteilung 6 des Berliner LKA.

Wie die deutschen Behörden erst 2018 erfuhren, war der gebürtige
Dagestaner Chamagow im Herbst 2016, während das LKA ihn zeitweilig
observieren ließ, gemeinsam mit dem französischen Konvertiten Clément
Baur und dem späteren Breitscheidplatz-Attentäter Anis Amri mit der
Vorbereitung eines Sprengstoffanschlags auf das Berliner
Gesundbrunnen-Center beschäftigt. Er selbst, sagte der Zeuge, sei mit
Chamagow erstmals im März 2016 in Berührung gekommen, als dieser nach
der islamistischen Anschlagsserie in Brüssel eine Zeitlang observiert
worden sein. Ein weiteres Mal hätten seine Mitarbeiter Chamagow am 25.
und 26. Oktober 2016 beobachtet.

Dem habe das "Gefährderkonzept" der Berliner Polizei zugrunde gelegen,
erkannte Verdachtspersonen im Wege einer "legendierten Kontrolle" in
unregelmäßigen Abständen in den Blick zu nehmen. Eine durchgehende
Observation sei wegen der "Masse der Gefährder" nicht möglich gewesen.
Vor Chamagows Haus sei an den beiden Oktobertagen zudem eine Kamera
installiert gewesen. Das Observationsteam, dem er selber nicht
angehört habe, habe Chamagow am 25. Oktober den ganzen Tag lang nicht
zu Gesicht bekommen. Für eine erfolgreiche "legendierte Kontrolle" sei
die Sichtung der Zielperson indes unabdingbar, um den Nachweis zu
führen, dass sich ein erkannter Gefährder zu einem bestimmten
Zeitpunkt in Berlin aufhielt.

Auch am 26. Oktober habe sich Chamagow zunächst stundenlang nicht
blicken lassen. Schließlich sei er in Begleitung eines unbekannten
Mannes aufgetaucht und mit diesem in seiner Wohnung ii dritten
Obergeschoss seines Hauses in Berlin Buch verschwunden. Zwar sei damit
die Sichtung der Zielperson erfolgt, die Beamten, berichtete der
Zeuge, hätten aber gerne noch den Begleiter identifiziert und in der
Hoffnung, einen Blick auf den Unbekannten zu erhaschen, beschlossen,
Chamagow nochmals aus der Wohnung zu locken.

Unter dem Vorwand, sie seien wegen ruhestörenden Lärms alarmiert
worden, hätten deshalb zwei uniformierte Streifenbeamte bei ihm
geklingelt. Chamagow habe aufgemacht und seinen Ausweis gezeigt, sich
im übrigen aber äußerst reserviert verhalten. Bei Clément Baur, der
sich in der Wohnung aufhielt, hinterließ der unangekündigte Besuch
allerdings einen nachhaltigen Eindruck. Wie die französische Polizei
erst viel später ermittelte, türmte er in Panik über den Balkon aus
dem dritten Stock und setzte sich nach Frankreich ab. Die
Anschlagsplanung für das Gesundbrunnen-Center hatte sich damit
erledigt.

Auf den ersten Blick, meinte der Zeuge, könnte man sagen, der Einsatz
am 26. Oktober sei "schief gelaufen". Indes: "Wir vermuten, dass wir
durch die Flucht des Herrn Baur einen Anschlag in Berlin nebenbei
verhindert haben." Der Zeuge war im Februar und Juni 2016 an acht
Tagen auch mit der Observation des späteren Attentäters Amri befasst.
Dieser sei seines konspirativen Verhaltens wegen "etwas
herausfordernder" gewesen als andere: "Man musste sich bei ihm mehr
bemühen."

 * 

2. AfD gegen Steuerpflicht von Corona-Hilfen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie
gezahlten Überbrückungshilfen für Kleinunternehmer, Freiberufler,
Landwirte und Solo-Selbständige sollen steuerfrei gestellt werden.
Dies fordert die AfD-Fraktion in einem Antrag (19/20071), in dem von
"Steuerfallen" im Zusammenhang mit den staatlichen Hilfsmaßnahmen die
Rede ist. Wie in dem Antrag erläutert wird, stellen die Corona-Hilfen
in steuerlicher Hinsicht Betriebseinnahmen dar, die besteuerbar seien
und bei der Gewinnermittlung berücksichtigt werden müssten. Die
Steuerpflicht gelte gleichermaßen für die entsprechenden Zuschüsse in
den Ländern. Nach Angaben der Fraktion wurden vom Bund zur
Unterstützung von Kleinunternehmern und Solo-Selbstständigen 50
Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. Es sei nicht nachvollziehbar,
dass von diesen Hilfen etwa 12,5 Milliarden über Steuern vom Staat
wieder vereinnahmt würden.

Zugleich fordert die AfD-Fraktion die Herausnahme des
Kurzarbeitergeldes aus dem sogenannten steuerlichen
Progressionsvorbehalt. Wie erläutert wird, ist das Kurzarbeitergeld
nach dem Einkommensteuergesetz zwar steuerfrei, jedoch würden die
Leistungen in die Ermittlung des Steuersatzes einbezogen, was im
Ergebnis regelmäßig zu Nachzahlungen bei der Einkommensteuer führe.
Deshalb seien Arbeitnehmer, die im Jahr 2020 insgesamt mehr als 410
Euro an Kurzarbeitergeld erhalten hätten, zur Abgabe einer
Einkommensteuererklärung verpflichtet. Bei den derzeit über zehn
Millionen Beschäftigten in Kurzarbeit müssten von den Finanzämtern im
kommenden Jahr Millionen von Steuererklärungen zusätzlich bearbeitet
werden. Diese unnötige bürokratische Belastung werde entfallen, wenn
das Kurzarbeitergeld aus dem Progressionsvorbehalt herausgenommen
werde.

 * 

3. Thesaurierung soll leichter werden

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Regeln für die sogenannte
Thesaurierungsbegünstigung für Unternehmen sollen vereinfacht werden.
Dies fordert die FDP-Fraktion in einem Antrag (19/20055). Wenn
Unternehmen Gewinne im Unternehmen lassen würden, seien
Kapitalgesellschaften erheblich besser gestellt als der Mittelstand.
Während den Kapitalgesellschaften nach Abzug der Ertragsteuer noch
circa 70 Prozent ihres Bruttogewinns verbleiben würden, stehe
vergleichbaren Personengesellschaften bei einem Einkommensteuersatz
von zum Beispiel 42 Prozent nur noch circa 52,5 Prozent des
Bruttogewinns für Investitionen zur Verfügung. "Diese Differenz ist in
Zeiten der Corona-Krise verheerend", schreiben die Abgeordneten. Dabei
würde eine hohe Eigenkapitalquote in Krisenzeiten helfen. Sie
erleichtere die Aufnahme von Darlehen und ermögliche ein Kompensieren
von Verlusten für eine gewisse Zeit.

 * 

4. FDP will Entschädigung für Eltern

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antrag

Berlin: (hib/AW) Nach dem Willen der FDP-Fraktion sollen Eltern, die
während der Corona-Krise ihre Kinder betreuen, auch dann für
Verdienstausfälle nach dem Infektionsschutzgesetz entschädigt werden,
wenn grundsätzlich die Möglichkeit zum Arbeiten im Homeoffice besteht.
In einem Antrag (19/20060) spricht sie sich für eine entsprechende
Änderung des Infektionsschutzgesetzes aus. Die Entschädigung soll für
die Dauer der Corona-Pandemie auch während eines eingeschränkten
Regelbetriebs von Kitas und Schulen sowie während der Schulferien
gezahlt werden. Ebenso soll die Entschädigung auch an Eltern gezahlt
werden, deren Kinder wegen einer relevanten Vorerkrankung im Fall
einer Corona-Infektion mit einem schweren Krankheitsverlauf rechnen
müssen und deshalb von ihren Eltern betreut werden.

Die Liberalen begründen ihren Antrag mit den besonders großen
Herausforderungen für viele Familien während der Corona-Pandemie. Für
viele sei es ein "unmöglicher Kraftakt", die beruflichen Aufgaben im
Homeoffice, die Betreuung der Kinder zu Hause und die schulische
Bildung zu übernehmen.

 * 

5. AfD will Beziehungen zu Nigeria ausbauen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die AfD-Fraktion will die wirtschaftlichen
Beziehungen mit Nigeria intensivieren und das Land stärker in der
deutschen Afrikapolitik berücksichtigen. Nigeria gehöre als
drittgrößtes afrikanisches Lieferland für deutsche Importe und
zweitgrößtes subsahara-afrikanisches Abnehmerland für deutsche Exporte
zu den größten Handels- und Wirtschaftspartnern Deutschlands in
Afrika, heißt es in einem Antrag (19/20080). Gleichzeitig wachse die
Bevölkerung rasant an.

Während der Verhandlungen zu einer privilegierten wirtschaftlichen
Zusammenarbeit mit Nigeria solle sich die Bundesregierung daher
eindeutig zum Thema "Bevölkerungsentwicklung" sowie deren negative
Auswirkungen positionieren. Außerdem solle sie das Phänomen der
illegalen Migration in die EU eindeutig thematisieren und eine
verbindliche Zusicherung der nigerianischen Regierung zur Bekämpfung
als Voraussetzung für eine Aufnahme festlegen.

 * 

6. SPD-Kandidat für Kuratoriumswahl

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Die SPD-Fraktion nominiert ihren Abgeordneten Dirk
Wiese als Mitglied im Kuratorium der "Stiftung Denkmal für die
ermordeten Juden Europas" (19/20023). Wiese soll in dem Gremium die
Nachfolge seiner ehemaligen Fraktionskollegin Eva Högl übernehmen, die
ihr Bundestagsmandat Ende Mai anlässlich ihrer Amtseinführung als neue
Wehrbeauftragte des Bundestages niedergelegt hat.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 636 - 18. Juni 2020 - 14.55 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9942: Heute im Bundestag Nr. 635 - 18.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 635

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 14.06 Uhr

1. Menschenrechte im digitalen Raum

2. Konsumverhalten in der Corona-Krise

3. Gesamtbetrachtung der Corona-Krise

4. Arbeitssituation der Hebammen



1. Menschenrechte im digitalen Raum

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Die Digitalisierung bietet für Menschenrechte und
politische Teilhabe Chancen, birgt aber große Herausforderungen und
Gefahren. In dieser Einschätzung stimmten die Sachverständigen in der
Öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe zum Thema "Menschenrechte und politische Teilhabe im
digitalen Zeitalter" am Mittwochnachmittag überein. Von welchen
digitalen Instrumenten aber die größte Bedrohung ausgeht und wie
Menschenrechte besser im digitalen Raum geschützt werden können, dazu
variierten die Ansichten der geladenen sieben Experten deutlich.

Matthias Kettemann, Leibnitz-Institut-für Medienforschung, betonte,
dass ganz grundsätzlich "alle Menschrechte online wie offline" gelten.
Mit einem Unterschied: Um Menschenrechte online auszuüben, gebe es
eine Voraussetzung - einen Internetzugang. Staaten seien daher
gefordert, allen Menschen einen "menschenrechtskonformen Zugang" zu
ermöglichen und "ganz konkrete Infrastrukturmaßnahmen" zu tätigen,
mahnte der Rechtswissenschaftler mit Blick auf Deutschland. Zudem
brauche es mehr Daten zur Internetnutzung und zu Diskriminierungen in
der Internetnutzung. Ziel müsse sein zu verhindern, dass das Netz zu
einem "Ausgrenzungssystem" werde. Verletzliche Gruppen dürften nicht
genauso verdrängt werden, wie im öffentlichen Diskurs in der
"Offline-Welt". Um Menschenrechte im Internet zu wahren - etwa das
Recht auf Privatheit - brauche es angepasste Gesetze. "Ein
Darknet-Gesetz ginge in die falsche Richtung", stellte Kettemann klar.

Constanze Kurz vom Chaos Computer Club (CCC), bestätigte dies. Der
Begriff "Darknet" sei in Deutschland als Ort von Kriminalität "sehr
negativ belegt". Aber in vielen Ländern außerhalb Europas stelle die
"auch von westlichen Staaten zur Verfügung gestellte Infrastruktur"
des Darknets die einzige Möglichkeit dar, anonymisiert zu
kommunizieren oder Informationen ins Netz zu stellen, ohne mit
Repressionen rechnen zu müssen, gab die Informatikerin und Sprecherin
des CCC zu Bedenken. Die Möglichkeit, verschlüsselt Informationen zu
teilen, nutzen zunehmend auch private Social Media-Unternehmen wie
Facebook oder öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten wie die
britische BBC: Sie stellten Medienangebote ins Darknet, damit diese
auch von Menschen in diktatorischen Staaten genutzt werden können.

Zara Rahman, stellvertretende Direktorin der Non-Profit-Organisation
The Engine Room, führte in ihrer Stellungnahme aus, dass nicht nur
Diktaturen, sondern auch Demokratien diverse Strategien verfolgten, um
mithilfe digitaler Technik Menschenrechte zu verletzen. Als Beispiele
nannte sie Social-Credit-Scoring oder die Massenüberwachung über
"Meta- und Telekommunikationsinhaltdaten". Als eine "besonders
beunruhigende Form" einer Überwachungstechnologie bezeichnete sie die
biometrische Gesichtserkennung. Problematisch sei auch, dass es in den
meisten Ländern bislang keine Gesetze zu ihrem Einsatz gebe, die deren
Gefahrenpotenzial ausreichend in Betracht zögen. Dass sich nun
amerikanische Unternehmen wie IBM aus dem Geschäft mit
Gesichtserkennungssoftware zurückzögen, sei gut. Doch noch besser wäre
es, wenn die Politik endlich Regeln für den Umgang mit diesen
Technologien aufstellte, forderte Rahman.

Lena Rohrbach, Referentin für Digitalisierung, Wirtschaft und
Rüstungskontrolle bei Amnesty International, ging noch einen Schritt
weiter: Sie drängte auf ein "Verbot der Verwendung, Entwicklung, des
Verkaufs und Exports von Gesichtserkennungssoftware zur Identifikation
im öffentlichen Raum." Insgesamt äußerte sich Rohrbach besorgt über
die zunehmend kleineren Spielräume für Menschenrechtsverteidiger
weltweit. "Amnesty beobachtet die Entwicklung einer Art
Instrumentenkasten digitaler Methoden und Techniken, die Regierungen
gegen Zivilgesellschaften einsetzen", sagte sie. Dazu gehörten
Internet-Shutdowns, Zensur von Webseiten und Social-Media-Plattformen,
sogenannte Cyber-Crime-Gesetze, das Kriminalisieren von
Verschlüsselungswerkzeugen und Massenüberwachung. Die nötige
Spionagesoftware stamme nicht selten aus Deutschland und Europa,
monierte Rohrbach. Deutschland müsse sich deshalb auf europäischer
Ebene für eine bessere Exportkontrolle stark machen, so der Appell der
Amnesty-Referentin.

Nighat Dad, geschäftsführende Direktorin der Digital-Rights-Foundation
in Pakistan, lenkte den Blick auf die Lage in Südostasien. Hier seien
bürgerliche Freiheiten nicht nur bedroht durch regressive Gesetze,
sondern zunehmend auch durch den Einsatz von Überwachungstechnologien.
Dennoch verwahrte sich die Sachverständige gegen einseitige Kritik:
Der globale Süden werde oft angeprangert, aber auch europäische Länder
würden ihren Maßstäben nicht gerecht, sagte Dad etwa mit Blick auf das
deutsche Netzwerkdurchsetzungsgesetz. Dieses habe ein "Übermaß an
staatlicher Macht und Regulierungsbefugnissen ermöglicht, die unter
Umständen missbräuchlich gegen das Recht auf freie Meinungsäußerung
eingesetzt werden könnten."

Joachim Steinhöfel, Medienanwalt, teilte diese Ansicht: Er wies auf
die Bedeutung der Meinungsfreiheit "als die freiheitliche Grundordnung
konstituierendes" Grundrecht hin und kritisierte jede Einschränkung
wie etwa durch das Netzwerkdurchsetzungsgesetz als verfassungswidrigen
Eingriff. "Das Anliegen verfassungsfeindliche Ansichten zu verhindern,
ist ebenso wenig ein Grund Meinungen zu beschränken, wie deren
Wertlosigkeit oder Gefährlichkeit", zitierte Steinhöfel aus einer
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 2018. "Es steht die
fundamentale Frage im Raum, wer in einer offenen Gesellschaft
legitimer Weise über wahre und falsche Meldungen entscheidet."

Kristin Shi-Kupfer, Mercator Institute for China Studies, verwies auf
das Beispiel China: Die Lage dort zeige, wie wichtig die Verknüpfung
von digitalen Technologien, Menschenrechten und politischer Teilhabe
sei. "China ist aus Sicht seiner Regierung ein digitales Labor- und
damit ein sehr lehrreiches Schaufenster für all den Missbrauch und die
Bedrohung, die von digitalen Technologien ausgehen können." China
propagiere beim Einsatz digitaler Technik vor allem das Argument
"größerer Effektivität" etwa bei der Wiederherstellung von Sicherheit
und Ordnung. Doch beim Ausbau der Überwachungskapazitäten auch im
öffentlichen Raum gerieten gerade kritische Köpfe wie Rechtsanwälte
und Journalisten schnell ins Visier. Shi-Kupfer warnte vor einer
zunehmend systematischen Manipulation der internationalen öffentlichen
Meinung durch China. Auch der Druck auch auf ausländische Unternehmen,
Zensurmöglichkeiten einzubauen, werde künftig wachsen.

 * 

2. Konsumverhalten in der Corona-Krise

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Auswirkungen der Corona-Krise auf den
Alkoholkonsum sind nach Angaben der Bundesregierung noch nicht
abschätzbar. Derzeit liefen verschiedene Studien über das
Konsumverhalten während der Pandemie, Ergebnisse lägen noch nicht vor,
heißt es in der Antwort (19/19872) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/19544) der Linksfraktion.

Zur Verringerung des Alkoholkonsums und zur Verhinderung von
Krankheiten in Verbindung mit Alkoholkonsum organisiere die
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) seit vielen
Jahren zielgruppenspezifische Präventionsprogramme und -kampagnen.
Diese Kampagnen würden an die aktuelle Lage angepasst.

 * 

3. Gesamtbetrachtung der Corona-Krise

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Entscheidungen über Vorkehrungen gegen die
Ausbreitung des Coronavirus setzen nach Angaben der Bundesregierung
eine Gesamtbetrachtung des Infektionsgeschehens, der medizinischen
Versorgungssituation und der gesamtgesellschaftlichen Lage voraus. Die
Entscheidungen müssten von den Verantwortlichen auf Bundes- und
Landesebene beziehungsweise auf kommunaler Ebene aktuell getroffen
werden, heißt es in der Antwort (19/19874) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/19541) der AfD-Fraktion.

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefs der Länder hätten bei
ihren Entscheidungen die Voraussetzungen und Folgewirkungen stets
sorgfältig abgewogen. Dies schließe die sozialen und wirtschaftlichen
Folgewirkungen mit ein.

 * 

4. Arbeitssituation der Hebammen

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Arbeitssituation für Hebammen und
Entbindungspfleger in Krankenhäusern ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/19947) der FDP-Fraktion. Die Bundesregierung habe im Januar 2020
ein Expertengespräch dazu für Februar angekündigt. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung wissen, welche Ergebnisse das Gespräch
erbracht hat.

 * 
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BUNDESTAG/9941: Heute im Bundestag Nr. 634 - 18.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 634

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 13.01 Uhr

1. Freiwilligkeit bei Corona-Warn-Apps

2. FDP fordert Hilfen für die Reisewirtschaft

3. FDP-Fraktion will Neustart für Deutschland

4. Aussetzung des Progressionsvorbehalts

5. Budde kandidiert für DHM-Kuratorium

6. Freihandelsabkommen mit Indien



1. Freiwilligkeit bei Corona-Warn-Apps

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die
Freiwilligkeit der Nutzung von Corona-Warn-Apps gesetzlich
festschreiben lassen. Nach dem von den Abgeordneten vorgelegten
Entwurf eines Gesetzes zur zivil-, arbeits- und dienstrechtlichen
Sicherung der Freiwilligkeit der Nutzung und zur Zweckbindung mobiler
elektronischer Anwendungen zur Nachverfolgung von Infektionsrisiken
("Tracing-App-Freiwilligkeits-und Zweckbindungs-Gesetz") (19/20037)
darf niemand deshalb benachteiligt werden, weil er oder sie keine
Anwendung auf einem Mobilgerät installiert beziehungsweise nutzt, die
dazu dient, Kontakte mit anderen Personen zu identifizieren.

Wie die Abgeordneten schreiben, verlangt Freiwilligkeit nicht nur
Freiheit von staatlichem Zwang, sondern auch Freiheit von faktischem
Zwang zur Nutzung und Offenbarung von Daten aus der App-Nutzung. Die
Freiwilligkeit würde unterlaufen, wenn etwa sozialer oder
wirtschaftlicher Druck, aber auch Arbeitgeber eine Nutzung erzwingen
könnten. Deshalb sollte die Freiwilligkeit der Nutzung und Offenbarung
von Daten aus der Nutzung der App bestmöglich abgesichert werden durch
begleitende Regelungen zum Schutze für Verbraucherinnen und
Verbraucher und Beschäftigte.

 * 

2. FDP fordert Hilfen für die Reisewirtschaft

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Für effektive und verbraucherfreundliche Hilfen für
die von der Corona-Pandemie stark betroffene Reisewirtschaft setzt
sich die FDP-Fraktion in einem Antrag ein (19/20045). Danach soll der
Bundestag die Bundesregierung auffordern, eine zukunftsfähige
Unterstützungsmaßnahme für die Reisewirtschaft zu schaffen, die sowohl
in Zeiten der Covid-19-Pandemie wirkt als auch darüber hinaus die
Branche langfristig stabilisiert. Unter anderem soll als
Existenzsicherung ein Rückzahlungsfonds von mindestens zehnjähriger
Laufzeit mit einem Zinssatz von ein Prozent errichtet werden, der die
Rückzahlungsverpflichtungen aller rückzahlungspflichtigen Unternehmen
aus der Touristik gegenüber den Endverbrauchern übernimmt.

Weiter soll eine geplante Änderung im deutschen Pauschalreiserecht so
schnell wie möglich umgesetzt werden, mit der sich Kunden bei
pandemiebedingten Rücktritten von Reiseverträgen statt einer
unverzüglichen Rückerstattung wahlweise auch Gutscheine über den
bereits gezahlten oder angezahlten Reisepreis ausstellen lassen
können. Auf europäischer Ebene soll sich die Bundesregierung
schnellstmöglich für eine Änderung der Pauschalreiserichtlinie
einzusetzen, sodass sich bei pandemiebedingten Rücktritten von
Reiseverträgen Kunden statt einer unverzüglichen Rückerstattung
wahlweise auch Gutscheine über den bereits gezahlten oder angezahlten
Reisepreis ausstellen lassen können.

 * 

3. FDP-Fraktion will Neustart für Deutschland

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion fordert einen "Neustart für
Deutschland". In einem Antrag (19/20050) mit den Schwerpunkten
"entlasten", "investieren" und "entfesseln" wird gefordert, auf die
geplante befristete Absenkung der Umsatzsteuersätze zu verzichten und
stattdessen den sogenannten Mittelstandsbauch im Einkommensteuertarif
vollständig über drei Jahre bis 2023 abzuschaffen. Neben einer
Verschiebung der Tarifeckwerte der Einkommensteuer von heute 56.000
Euro auf 70.000 Euro im nächsten Jahr soll der Solidaritätszuschlag
vollständig und rückwirkend zum 1. Januar 2020 abgeschafft werden.

Unternehmen sollen nach Vorstellungen der FDP-Fraktion mit einer
befristeten einmaligen "Negativen Gewinnsteuer" mit einer deutlichen
Erweiterung der steuerlichen Verlustverrechnung entlastet werden.
Weitere Forderungen betreffen die Thesaurierungsbesteuerung zur
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Verbesserungen bei den
Abschreibungsbedingungen zur Förderung von Investitionen.

"Deutschland benötigt mehr als punktuelle Akut-Maßnahmen. Es muss
einen wirtschafts- und steuerpolitischen Impuls geben, der die
Binnenkonjunktur effektiv ankurbelt und der den Unternehmen die
realistische Möglichkeit gibt, wieder Krisenreserven zu bilden und
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen", forderte die FDP-Fraktion. Nur
mit einer wiedererstarkten Wirtschaft könne der Weg aus der Krise
gelingen. Dazu müssten die Bürgerinnen und Bürger sowie die
Unternehmen in Deutschland deutlich entlastet werden. Die geplante
befristete Absenkung der Umsatzsteuersätze führt nach Ansicht der
FDP-Fraktion stattdessen zu mehr Verwirrung und Bürokratie und zu
keiner großen Entlastung.

 * 

4. Aussetzung des Progressionsvorbehalts

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Im Zusammenhang mit der Corona-Krise gezahlte
Lohnersatzleistungen sollen nicht dem steuerlichen
Progressionsvorbehalt unterliegen. Auch sollen die betroffenen
Empfänger von diesen Lohnersatzleistungen von der Pflicht zur Abgabe
einer Steuererklärung befreit werden, fordert die FDP-Fraktion in
einem Antrag (19/20051).

Wie die Abgeordneten in ihrem Antrag erläutern, ist der Bezug von
Kurzarbeitergeld wie auch anderer Lohnersatzleistungen steuerfrei. Für
Empfänger dieser steuerfreien Lohnersatzleistungen werde allerdings
für das übrige Einkommen, das vor oder nach dem Einsatz der
Unterstützung bezogen worden sei, ein besonderer Steuersatz
angewendet. Dieses Verfahren führe in vielen Fällen zu
Steuernachzahlungen. Daher habe der Gesetzgeber für diese Fälle auch
eine Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung vorgesehen, auch
wenn ansonsten eine Abgabe nicht erforderlich wäre.

Eigentlich sollte der steuerliche Progressionsvorbehalt zu einer
leistungsgerechten Besteuerung führen, weil aus Sicht des Gesetzgebers
auch steuerfreie Einkünfte die steuerliche Leistungsfähigkeit
grundsätzlich erhöhen würden, erläutert die FDP-Fraktion. "Die
aktuelle Situation in Deutschland führt zu gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Problemlagen, nicht jedoch zu starken Verschiebungen
der finanziellen Leistungsfähigkeit", analysieren die Abgeordneten.
Besonders die Vielzahl der Fälle, in denen Menschen steuerfreie
Leistung aufgrund der Pandemie-Auswirkungen erhalten würden, spreche
für eine "steuerpolitisch großzügige Regelung".

 * 

5. Budde kandidiert für DHM-Kuratorium

Kultur und Medien/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AW) Die SPD-Fraktion schlägt ihre Abgeordnete Katrin
Budde zur Wahl als Mitglied im Kuratorium der Stiftung "Deutsches
Historisches Museum" (DHM) vor (19/20024). Budde soll die Nachfolge
ihres ehemaligen Fraktionskollegen Johannes Kahrs antreten, der Anfang
Mai aus dem Bundestag ausgeschieden ist und auch alle anderen
politischen Ämter niedergelegt hat. Die Sozialdemokratin ist
Vorsitzende des Ausschusses für Kultur und Medien.

 * 

6. Freihandelsabkommen mit Indien

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt nach dem Verhandlungsstand
beim Freihandelsabkommen zwischen der EU und Indien. In einer Kleinen
Anfrage (19/19818) thematisieren die Abgeordneten speziell die
umstrittenen Bereiche Automobil und Pharma. Sie möchten auch wissen,
was Deutschland unternimmt, um die Verhandlungen auf europäischer
Ebene voranzutreiben.

 * 
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BUNDESTAG/9940: Heute im Bundestag Nr. 633 - 18.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 633

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. FDP will Corona-Beihilfen sichern

2. Kennzeichnung von Corona-Hilfen

3. FDP-Fraktion verlangt Ist-Versteuerung

4. Situation Selbstständiger verbessern

5. Unterstützung für Schiffbauindustrie

6. FDP fordert mehr Zahlungsmoral



1. FDP will Corona-Beihilfen sichern

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion setzt sich für eine Änderung der
Abgabenordnung ein, damit bei steuerbegünstigten Körperschaften
beschäftigte Arbeitnehmer die Zahlung sogenannter Corona-Beihilfen auf
jeden Fall erhalten können. Wie die Abgeordneten in einem Antrag
(19/20061) erläutern, müssen steuerbegünstigte Körperschaften wie zum
Beispiel gemeinnützige Vereine den Grundsatz der Selbstlosigkeit
beachten. Die Corona-Unterstützungsleistungen, deren steuerfreie
Auszahlung bis zu einem Betrag von 1.500 Euro in einem Schreiben des
Bundesministeriums der Finanzen geregelt wird, können nach Angaben der
FDP-Fraktion eine Zuwendung an Mitarbeiter darstellen, die dem
Grundsatz der Selbstlosigkeit nach Paragraph 55 Absatz 1 Nummer 1 und
3 der Abgabenordnung widersprechen könnte. Viele Bürgerinnen und
Bürger in Deutschland seien bei steuerbegünstigten Körperschaften
beschäftigt. "Es wäre fatal, wenn eine marktübliche Zahlung von
Corona-Beihilfen in ihrem Fall nicht erfolgen könnte, weil ansonsten
der steuerbegünstigte Status des Arbeitgebers gefährdet wird", heißt
es in dem Antrag.

 * 

2. Kennzeichnung von Corona-Hilfen

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Unternehmen, die im Rahmen von Corona-Hilfsmaßnahmen
staatliche Unterstützung erhalten haben, sollen ab einer Betriebsgröße
von 250 Mitarbeitern an geeigneter Stelle auf diese Unterstützung
hinweisen müssen. Dies solle für Hilfen aus der Bundesagentur für
Arbeit, soweit diese aus dem Bundeshaushalt besichert oder finanziert
würden, der Kreditanstalt für Wiederaufbau und insbesondere für Hilfen
aus dem Bundeshaushalt gelten, verlangt die Fraktion Die Linke in
einem Antrag (19/20034). Außerdem soll ein der Öffentlichkeit
zugängliches Register geschaffen werden, das erkennen lasse, welche
Unternehmen welche Corona-Hilfen in Anspruch genommen hätten.

Die Fraktion Die Linke begrüßt Staatshilfen, die die Folgen der
Corona-Pandemie abmildern helfen. Die Öffentlichkeit habe aber ein
Recht zu erfahren, wohin diese Hilfen gehen würden.

 * 

3. FDP-Fraktion verlangt Ist-Versteuerung

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion verlangt in einem Antrag (19/20062)
eine schnelle und effiziente Entlastung von Unternehmen durch
Einführung der sogenannten Ist-Versteuerung. Bei der Ist-Versteuerung
werde der Steuertatbestand für geschäftliche Tätigkeiten,
Dienstleistungen oder Lieferungen erst mit der Zahlung des Kunden
fällig - im Unterschied zur Versteuerung nach vereinbarten Entgelten
(Soll-Versteuerung). Bei der Soll-Versteuerung sei die Umsatzsteuer
bereits zu leisten, wenn geschäftliche Vereinbarungen getroffen worden
seien und eine Rechnung ausgestellt worden sei. Durch Einführung der
sogenannten Ist-Versteuerung würden vor allem kleine Unternehmen von
Bürokratie entlastet, und es würde ihnen mehr Liquidität
gewährleistet.

 * 

4. Situation Selbstständiger verbessern

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion thematisiert die Lage
Selbstständiger und Freiberufler in einem Antrag (19/20049). Derzeit
festige sich der Eindruck, diese Berufsgruppen seien für die
Bundesregierung Erwerbstätige zweiter Klasse, erklären die
Abgeordneten. Sie fordern sofortige Überbrückungshilfen, die analog
der Sonderregelungen beim Kurzarbeitergeld bis Jahresende gelten
sollten. Dabei müsse die Deckung der Lebensunterhaltskosten in
angemessener Höhe ermöglicht werden.

"Wenn nicht schnell und entschieden gehandelt wird, dann haben wir am
Ende der Corona-Krise einen Trümmerhaufen selbstständiger Existenzen
vor uns", begründen die Abgeordneten ihren Vorstoß. Genau diese
Menschen brauche man aber in Zukunft mehr denn je, da sie Gründergeist
und Fortschritt vorantreiben würden.

 * 

5. Unterstützung für Schiffbauindustrie

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die schwierige Lage der Schiffbauindustrie in der
Corona-Krise beleuchten die Fraktionen CDU/CSU und SPD in einem Antrag
(19/20067). Die Unsicherheiten zur Entwicklung des Welthandels ließen
die Nachfrage nach neuen Schiffe einbrechen, heißt es darin. Werften
und Zulieferer in ganz Deutschland würden dringend neue Aufträge
brauchen. Nun solle die Bundesregierung im Rahmen der zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel prüfen, inwieweit die Vergabebestimmungen
bei der Beschaffung von Behörden- und Forschungsschiffen sowie
Marinefahrzeugen so angewendet werden können, dass auch bei diesen
Schiffstypen eine europarechtskonforme Vergabe an deutsche Werften
unterstützt wird. Bei der Beschaffung sollten innovative und
umweltfreundliche Technologien besonders im Blick stehen. Zudem
sollten im Rahmen des Konjunkturprogramms auch Finanzmittel für
Werften und die Zulieferindustrie bereitstehen.

 * 

6. FDP fordert mehr Zahlungsmoral

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion mahnt zu mehr Zahlungsmoral der
öffentlichen Hand. "Die Corona-Pandemie und die damit in Zusammenhang
stehenden Auswirkungen auf die Arbeitsfähigkeit der öffentlichen
Verwaltungen wie auch die aktuellen Verschiebungen ihrer
Tätigkeitsschwerpunkte führen zu erheblichen Verzögerungen bei der
Bezahlung von Rechnungen privater Auftragnehmer", erklären die
Abgeordneten in einem Antrag (19/20044). Besonders auffällig sei dies
in der Baubranche. Die Abgeordneten fordern die Bundesregierung auf,
alle offenen Rechnungen seit 23. März, die nicht offensichtlich
unbegründet seien, bis Ende Juni vollständig zu bezahlen. Der
Rechnungsprüfungsprozess müsse für alle Vertragsparteien
nachvollziehbar beschrieben und es müssten verlässliche Fristen
festgelegt werden. Schließlich plädieren die Abgeordneten für eine
Sonderregelung für Verzögerungen beim Bau im öffentlichen Sektor, die
die Folgen des Lockdowns als höhere Gewalt anerkennt.

 * 
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Deutscher Bundestag
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 11.21 Uhr

1. Grüne wollen nukleare Teilhabe beenden

2. Koalition: Hilfe bei Pandemie-Bewältigung

3. AfD: Beziehungen zu Afrika neu ordnen

4. FDP: Mehr Hilfen für Entwicklungsländer

5. Grüne fordern globales Hilfspaket

6. FDP für EU-Tierwohllabel



1. Grüne wollen nukleare Teilhabe beenden

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt auf einen
Abzug der Atomwaffen aus Deutschland und ein Ende der nuklearen
Teilhabe. In einem Antrag (19/20065) fordert sie die Bundesregierung
auf, sich für ein atomwaffenfreies Deutschland einzusetzen, indem sie
aus der operativen nuklearen Teilhabe der Nato aussteigt, auf die
Bereitstellung von Bundeswehrpiloten verzichtet und keine
Trägersysteme mehr zur Verfügung stellt. Innerhalb der Nato solle sie
sich für die Überwindung einer Politik der nuklearen Abschreckung und
eine Zurücknahme der strategischen Bedeutung von Nuklearwaffen
einsetzen und sich klar gegen eine Stationierung neuer
Mittelstreckenraketen in Deutschland und Europa aussprechen. Weitere
Forderungen zielen unter anderem auf einen Beitritt Deutschlands zum
Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten Nationen und die Bewahrung des
New-START-Vertrages zwischen den USA und Russland zur Begrenzung
strategischer Waffen und Trägersysteme.

 * 

2. Koalition: Hilfe bei Pandemie-Bewältigung

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD fordern die
Bundesregierung auf, Entwicklungs- und Schwellenländer bei der
Bewältigung der Corona-Pandemie zu unterstützen. Unter anderem drängen
die Abgeordneten in einem Antrag (19/20066) darauf, die
Gesundheitssysteme nachhaltig zu stärken, einen Beitrag zur Bekämpfung
des besonders gravierenden Folgeproblems des zunehmenden Hungers in
Entwicklungsländern zu leisten und die Bildungssysteme für die Kinder
und Jugendlichen zu stabilisieren. Ein möglicher Impfstoff gegen das
Corona-Virus solle zudem möglichst schnell und kostengünstig allen
Menschen in allen Ländern zur Verfügung gestellt werden.
Internationale Organisationen wie die Internationale Impfallianz GAVI
und der Globale Fonds gegen Aids, Tuberkulose und Malaria (GFATM)
müssten gestärkt werden.

Es sei aus humanitären und ethischen Gründen geboten, denen zu helfen,
die von der Pandemie in besonderem Maße betroffen sind, schreiben die
Fraktionen. Zudem sei es auch im deutschen und globalen Interesse, zu
einer schnellen und dauerhaften Überwindung der Corona-Pandemie in den
Entwicklungsländern beizutragen. "Solange es keinen Impfstoff gibt,
kann das Virus in unserer globalisierten Welt immer aus anderen
Ländern und Kontinenten zurückkehren", warnen die Abgeordneten.

Der Bundestag berät erstmals am Freitag, den 19. Juni 2020, in
verbundener Beratung mit weiteren Anträgen von AfD, FDP, Grünen und
Linken über die Initiative. Nach halbstündiger Debatte sollen alle
Anträge zur weiteren Beratung an den federführenden Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung überwiesen werden.

 * 

3. AfD: Beziehungen zu Afrika neu ordnen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Corona-Pandemie stellt nach Ansicht der
AfD-Fraktion ein "Fenster der Gelegenheit" dar, das die
Bundesregierung nutzen sollte, um ein neues Modell der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Afrika zu erproben. Dieses solle
sowohl auf der endogenen afrikanischen Entwicklung als auch auf
deutschen Wirtschaftsinteressen beruhen und als 3-Säulen-Modell -
Industrialisierung, Energieversorgung und Ausbau der Infrastruktur -
konzipiert sein, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/20073).

Konkret solle sich die Bundesregierung für das Format eines
wirtschaftlich orientierten Austausches zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und den afrikanischen Staaten sowie der Afrikanischen
Union einsetzen und bereits getätigte Neuzusagen im Rahmen der
deutschen und europäischen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit mit
und in Afrika einfrieren, soweit diese noch nicht rechtsverbindlich
geworden seien. Die sich daraus ergebenen wirtschaftlichen Chancen
solle die Bundesregierung nutzen, um auch für die deutsche Wirtschaft
den afrikanischen Kontinent als Absatzmarkt für Technologietransfer zu
erschließen.

Die derzeit "einseitige Fixierung" auf die Corona-Pandemie in Afrika
bewirke die "Verzerrung und das Außerachtlassen des wirklichen
Problems des Afrikanischen Kontinents - nach über 60 Jahren
Entwicklungshilfe auch weiterhin am Tropf der Industrieländern zu
hängen", schreiben die Abgeordneten in der Begründung. Daher schienen
die Pläne von Entwicklungsminister Gerd Müller (CSU), 50 Milliarden
Euro einzusammeln, welche Afrika zur Überwindung der Krise brauche,
"von vornherein zum Scheitern verurteilt".

Der Bundestag berät erstmals am Freitag, den 19. Juni 2020, in
verbundener Beratung mit weiteren Anträgen von CDU/CSU und SPD sowie
FDP, Grünen und Linken über die Initiative. Nach halbstündiger Debatte
sollen alle Anträge zur weiteren Beratung an den federführenden
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
überwiesen werden.

 * 

4. FDP: Mehr Hilfen für Entwicklungsländer

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung soll die Entwicklungsländer nach
dem Willen der FDP-Fraktion stärker bei der Bewältigung der
Corona-Pandemie unterstützen. Unter anderem fordern die Abgeordneten
sie in einem Antrag (19/20022) auf, den deutschen Beitrag zum Globalen
Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und Malaria (GFATM), zur
Globalen Impfallianz (GAVI) sowie zur Weltgesundheitsorganisation
(WHO) zu erhöhen. Auch sollen die Mittel für humanitäre Hilfsmaßnahmen
deutlich aufgestockt werden, um insbesondere die Not- und
Nahrungsmittelversorgung sowie die Versorgung von Flüchtlingen,
Vertriebenen und Binnenvertriebenen sicherstellen zu können.

Die Pandemie drohe in Entwicklungsländern eine erneute Armutswelle zu
verursachen, heißt es in der Begründung des Antrags. Um die
Konsequenzen abzumildern, sind nach Ansicht der FDP "weitreichende
Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft notwendig, die über den
Kapazitätsaufbau von Gesundheitssystemen hinausgehen".

Der Bundestag berät erstmals am Freitag, den 19. Juni 2020, in
verbundener Beratung mit weiteren Anträgen von CDU/CSU und SPD sowie
AfD, Grünen und Linken über die Initiative. Nach halbstündiger Debatte
sollen alle Anträge zur weiteren Beratung an den federführenden
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
überwiesen werden.

 * 

5. Grüne fordern globales Hilfspaket

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antrag

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ein "langfristiges globales Hilfspaket
gegen die Corona-Krise national und europäisch" auf den Weg zu
bringen. Dieses solle sich am realen Bedarf orientieren, um
strukturschwache Länder, Krisenregionen und Flüchtlingslager "schnell,
zielgerichtet und solidarisch bei der Pandemiebekämpfung und den
sozialen und wirtschaftlichen Folgen zu unterstützen", heißt es in
einem Antrag (19/20039). Unter anderem solle sie dafür im laufenden
Haushaltsjahr 2020 und im Haushaltsjahr 2021 jeweils zwei Milliarden
Euro zusätzlich für die Entwicklungszusammenarbeit bereitstellen und
unabhängig davon die humanitäre Hilfe aufstocken.

Das Corona-Virus treffe die Schwächsten mit besonderer Wucht,
schreiben die Abgeordneten. Es gelte, das "erhebliche Potenzial für
weitere Destabilisierung und soziale Unruhen durch die Corona-Krise"
anzuerkennen und diesen Gefahren durch präventives internationales
Handeln wirkungsvoll entgegenzusteuern.

Der Bundestag berät erstmals am Freitag, den 19. Juni 2020, in
verbundener Beratung mit weiteren Anträgen von CDU/CSU und SPD, sowie
AfD, FDP und Linken über die Initiative. Nach halbstündiger Debatte
sollen die Anträge zur weiteren Beratung an den federführenden
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
überwiesen werden.

 * 

6. FDP für EU-Tierwohllabel

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/FNO) Das "Tierwohl europäisch denken und baurechtlich
ermöglichen" möchte die FDP-Fraktion mit einem Antrag (19/20047), der
am Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht. Darin
fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf, sich im Rahmen der
EU-Ratspräsidentschaft für eine bindende, mehrstufige Tierwohl- und
Herkunftskennzeichnung für alle tierischen Produkte einzusetzen. Das
Label soll auf gemeinsamen Nutztierhaltungsstandards basieren, die
Wettbewerbsverzerrungen mindern und einheitliche
Produktionsbedingungen garantieren sollen.

Darüber hinaus fordert die FDP-Fraktion Anpassungen im Bau-,
Immissionsschutz- und Umweltrecht, damit Bauern "tierwohlfördernde
Maßnahmen in ihren Stallungen baulich umzusetzen" können. "Das größte
Hindernis zum Umbau der Tierhaltung sind (bau-)bürokratische Auflagen
und eine mangelnde Planungssicherheit", so die Abgeordneten. Konkret
soll die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung
und anderer Vorprüfungen entfallen, "wenn es sich bei dem Bauvorhaben
um eines zur Verbesserung des Tierwohls handelt, welches gesetzliche
Tierhaltungsmindeststandards übererfüllt und durch welches die
Gesamtanzahl der an einem Standort im räumlich funktionalen
Zusammenhang gehaltenen Tiere nur unwesentlich verändert wird." Auch
die Verschärfung der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft
(TA Luft) soll überprüft werden.

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 10.40 Uhr

1. Bisherige Sportfördersystematik verlängert

2. FDP thematisiert Lage im Schiffbau

3. AfD will Russland-Sanktionen beenden

4. AfD: Teilaufhebung von Syrien-Sanktionen

5. Hilfen durch den Pariser Club



1. Bisherige Sportfördersystematik verlängert

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Für den Deutsche Behindertensportverband (DBS) bestehen
als Folge der Corona-Pandemie im Jahr 2020 nach Aussage seines Präsidenten
Friedhelm Julius Beuchler aufgrund der Verschiebung der Paralympischen
Spiele Risiken im Bereich Sponsoring. Das machte Beuchler am Mittwoch vor
dem Sportausschuss deutlich. Risiken gebe es auch im Bereich der
Mitgliedsbeiträge durch Zahlungsschwierigkeiten auf Seiten der
Mitgliedsverbände sowie durch den Wegfall von Fernsehrechte-Einnahmen. Die
derzeit bekannten Einnahmenverluste für das Jahr 2020 könnten aber über
verschiedene Einsparungen kompensiert werden, sagte der DBS-Präsident.
Einer neuen Bewertung bedürfe es jedoch im Falle eines weiteren Lockdowns.

Die wesentlich höheren Risiken bestehen aus Sicht Beuchlers allerdings für
das Jahr 2021. Eine Bewertung für das kommende Jahr sei abhängig von
verschiedenen Faktoren - wie etwa der Mitgliederentwicklung in den Landes-
und Fachverbänden und der Durchführung der Paralympischen Spiele, so dass
aktuell noch keine abschließende Feststellung der finanziellen Auswirkungen
vorgenommen werden könne.

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium des Innern, für
Bau und Heimat (BMI), Stephan Mayer (CSU), verwies darauf, dass DBS und BMI
vereinbart hätten, die übliche Zykluslänge der Förderung von vier Jahren
beizubehalten. Somit fänden die paralympischen Verbände in der durch die
Pandemie unsicheren Zeiten eine verlässliche Planungsgrundlage für die
Paralympischen Sommerspiele Paris 2024 vor.

Mayer machte weiterhin deutlich, dass die Spitzenverbände des Sommersports
im Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) unter den schwierigen Bedingungen
der Coronavirus-Pandemie mit einer kurz- und mittelfristig nur schwer
absehbaren weiteren Entwicklung und vor dem Hintergrund der Verschiebung
der Olympischen Sommerspiele von 2020 auf 2021 eine verlässliche Grundlage
für die staatliche Unterstützung im neuen Olympiajahr 2021 bräuchten. Eine
Orientierung der Förderung an dem bisher vorliegenden vorläufigen
Potentialanalyse-Berichts (PotAS-Bericht) - der allein auf die Aspekte des
Kaderpotentials und der Struktur in den Verbänden abzielt - sei nicht
zielführend, da eine kurzfristige Erfolgsperspektive hieraus nicht
abgeleitet werden könne, sagte er.

Das BMI habe daher in Abstimmung mit dem DOSB entschieden, die bisherige
Fördersystematik einmalig bis 2021 zu verlängern. Alle Spitzenverbände des
Sommersports werden demnach im kommenden Jahr eine von 2020
fortgeschriebene Grundförderung sowie eine in der Höhe neu festzulegende
Projektförderung erhalten, die in erster Linie der Vorbereitung für die
Olympischen Spiele 2021 Rechnung tragen soll, hieß es von Seiten des
Ministeriums. Einzelheiten hierzu würden derzeit noch mit dem DOSB
abgestimmt.

Die Vorbereitung der Förderentscheidung für den sich anschließenden auf
drei Jahre verkürzten Zyklus von 2022 bis 2024 werde auf Basis des dann
vollständigen PotAS-Berichts - der insbesondere die Erfolge in den
einzelnen Disziplinen entscheidend einbezieht - unmittelbar nach den
Olympischen Sommerspielen 2021 erfolgen.

 * 

2. FDP thematisiert Lage im Schiffbau

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion thematisiert angesichts der Corona-Krise
die Lage in der Schiffbauindustrie. In einem Antrag (19/20053) fordern die
Abgeordneten, dass zivile Schiffbauprojekte des Bundes früher als bisher
geplant umgesetzt werden sollten. Außerdem könnten militärische Neu- und
Ersatzbeschaffungen der Marine zügig ausgeschrieben werden, um die Branche
zu unterstützen.

Um den Industriezweig zukunftsfest aufzustellen, solle bei Neubauprojekten
auf fortschrittliche Antriebstechnologien gesetzt werden. Der Bund habe bei
der Umstellung auf CO2-neutrale Antriebe ohnehin eine Vorbildfunktion,
heißt es.

Zur Begründung verweisen die Abgeordneten darauf, dass sich die Branche in
den vergangenen Jahren bereits gut aufgestellt habe; der Bund als ein
großer Auftraggeber müsse nun darauf hinwirken, dass diese Positionierung
durch die Corona-bedingten Einbrüche nicht verloren geht.

 * 

3. AfD will Russland-Sanktionen beenden

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion setzt sich dafür ein, die Sanktionen
gegen Russland aufzuheben. In einem Antrag (19/20077) fordern die
Abgeordneten die Bundesregierung auf, der turnusmäßig im Juni 2020
anstehenden Verlängerung der gegen Russland verhängten Sanktionen innerhalb
der EU zu widersprechen und sich für die Wiederaufnahme beziehungsweise
Aufnahme Russlands in bestehende und neue Dialogformate einzusetzen.

Die schnellstmögliche Aufhebung der Russland-Sanktionen wäre aus Sicht der
Abgeordneten ein kostenneutrales und wirksames Konjunkturprogramm in Zeiten
der Corona-Krise. Eine verstärkte deutsch-russische Kooperation komme
überdies nicht nur den Menschen in beiden Ländern zugute. Sie könne darüber
hinaus einen erheblichen Beitrag dazu leisten, die gegenwärtige,
beispiellose Krise weltweit einzudämmen. "Sicherheit und Wohlfahrt in und
für Europa - und darüber hinaus - kann es nur mit und nicht gegen Russland
geben", schreiben die Abgeordneten.

 * 

4. AfD: Teilaufhebung von Syrien-Sanktionen

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion spricht sich für eine Teilaufhebung der
EU-Sanktionen gegen Syrien aus. "Aufgrund der Beendigung von kriegerischen
Handlungen sowie der Niederwerfung jener extremistischen Milizen, die zuvor
Teile des syrischen Staatsgebietes besetzt gehalten hatten, ist nun der Weg
frei für einen Aussöhnungsprozess und den schrittweisen Wiederaufbau des
Landes", schreiben die Abgeordneten in einem Antrag (19/20070). Von
vordergründigem Interesse sei die "Wiederherstellung von dergestaltigen
Lebensumständen, die geeignet sind, Syrien wieder zur Heimat des syrischen
Volkes werden lassen zu können".

Die Bundesregierung wird unter anderem aufgefordert, sich auf europäischer
Ebene für die Nichtverlängerung aller gegen Syrien gerichteten restriktiven
Maßnahmen einzusetzen, die im Zusammenhang mit dem "nichtmilitärischen
Finanz-, Wirtschafts- und Verkehrswesen" stehen. Außerdem solle die
Bundesregierung sämtliche in den Beschlüssen und Verordnungen des Rates der
Europäischen Union sowie deren Änderungen und Berichtigungen enthaltenen
Auflagen nicht verlängern, die eine Einbindung oder Konsultierung der
sogenannten "Nationalen Koalition der Kräfte der syrischen Revolution und
Opposition (ETILAF)" vorsehen.

 * 

5. Hilfen durch den Pariser Club

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Pariser Club als Vereinigung wichtiger
Gläubigerstaaten, in dem auch die Bundesrepublik Deutschland Mitglied ist,
werde auch in Zukunft mit jedem Staat, der eine Teilnahme am
Schuldenmoratorium beantragt, ein Memorandum of Understanding aufsetzen.
Dies versichert die Bundesregierung in einer Antwort (19/19795) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/19295). In dem Memorandum of
Understanding bekenne sich der jeweilige Schuldnerstaat dazu, die durch die
Stundung frei werdenden Mittel für Ausgaben im Bereich Soziales, Gesundheit
oder zur Förderung der wirtschaftlichen Erholung einzusetzen. Erkenntnisse,
wonach die Volksrepublik China Schuldenstundung an den Zugang zu Rohstoffen
oder Infrastruktur in den jeweiligen Entwicklungsländern knüpft, liegen der
Bundesregierung nicht vor.

 * 
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BUNDESTAG/9937: Heute im Bundestag Nr. 630 - 18.06.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 630

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juni 2020, Redaktionsschluss: 10.08 Uhr

1. Unrechtmäßige Inhaftierung

2. Europäischem Tourismus droht Pleitewelle

3. Regenerationsfähigkeit der Ökosysteme

4. AfD: Emissionshandel abschaffen

5. FDP fordert bunte Wasserstoff-Strategie



1. Unrechtmäßige Inhaftierung

Recht und Verbraucherschutz/Anhörung

Berlin: (hib/MWO) Für eine deutliche Erhöhung der Entschädigung für
rechtswidrige Strafverfolgungsmaßnahmen haben sich die
Sachverständigen in einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für
Recht und Verbraucherschutz am Mittwoch ausgesprochen. Anlass der
Anhörung waren Gesetzentwürfe des Bundesrates (19/17035) und der
AfD-Fraktion (19/15765) sowie Anträge der FDP-Fraktion (19/17744) und
der Linksfraktion (19/17108) vor.

Rechtsanwalt Stefan Conen, Mitglied im Strafrechtsausschuss des
Deutschen Anwaltvereins (DAV), begrüßte, dass nach Initiativen der
Länder Hamburg, Thüringen und Bayern das rechtsstaatlich drängende
Thema angemessener Haftentschädigung für zu Unrecht inhaftierte
Menschen nunmehr auch vom Bundesrat auf die rechtspolitische
Tagesordnung gesetzt werde. Die Initiative der Länder reiche jedoch
nicht aus. Der DAV fordere eine Erhöhung der Entschädigungssumme auf
mindestens 100 Euro pro Tag. Die Verbesserung der Rechtslage zu
Unrecht Inhaftierter könne sich jedoch nicht nur in der Erhöhung der
Pauschale erschöpfen. So müsse zur Unterstützung eines zu Unrecht
Inhaftierten bei Wiedereingliederung und bei der Verfolgung seiner
Ansprüche staatliche Unterstützung gewährt werden.

Bernd Müssig, ebenfalls Mitglied im Strafrechtsausschuss des DAV,
erklärte, es entspräche der Selbstbeschreibung und den Ansprüchen
eines humanen Rechtsstaats, Menschen für zu Unrecht erlittene Haft
angemessen und unkompliziert zu entschädigen und ihnen für den Weg
zurück in die Gesellschaft Hilfen anzubieten. Die bisherigen
Regelungen zur Haftentschädigung für zu Unrecht inhaftierte Menschen
in Deutschland erwiesen sich für die Betroffenen als kleinlich, wenn
nicht gar hartherzig, jedenfalls aber als maßgeblich fiskalisch
orientiert. Zu Unrecht inhaftierte Menschen hätten keine Lobby.

Auch für die Hamburger Rechtsanwältin Iris-Maria Killinger ist die
seit 2009 gezahlte Entschädigungssumme von 25 Euro "unangemessen
niedrig". Die im Gesetzentwurf vorgesehene Erhöhung auf 75 Euro sei zu
begrüßen. Sie biete allen Beteiligten Rechtssicherheit. Allerdings
wäre eine noch höhere Entschädigungssumme, wie von der Opposition
gefordert, besser. Dies würde sich auch auf Haftentscheidungen
auswirken, sagte Killinger. Eine hohe Entschädigungssumme könne die
Dauer von Untersuchungshaft verkürzen und Entschädigungsverfahren
vereinfachen.

Axel Dessecke, stellvertretender Direktor der Kriminologischen
Zentralstelle in Wiesbaden, erklärte in seiner Stellungnahme, dass
Informationen zu der Thematik aus den amtlichen Statistiken nur in
sehr eingeschränktem Umfang zur Verfügung stünden. Trotzdem bestehe
ein weitgehender rechtspolitischer Konsens darüber, dass es mit einer
geringfügigen Erhöhung etwa in der Größenordnung von Inflationsraten
der letzten Jahre nicht getan sei. Mit einer Erhöhung der Pauschale
mindestens um den Faktor 3 würde der Gesetzgeber deutlich machen, so
Dessecke, dass die persönliche Freiheit ein hohes Gut ist und die Höhe
entsprechender Entschädigungen in Geld nicht vorrangig von
fiskalischen Erwägungen abhängen darf. Die Gesetzesänderung solle
möglichst bald in Kraft treten.

Der Koblenzer Staatsanwalt Simon Pschorr von der Neuen
Richtervereinigung (NRV) schlug eine gestaffelte Entschädigung vor.
Danach solle der Paragraf 7 Absatz 3 des Gesetzes über die
Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) eine Entschädigung
von 100 Euro für jeden angefangenen Tag der Freiheitsentziehung bis
einschließlich zum sechzigsten Tag der Freiheitsentziehung, von 150
Euro bis einschließlich zum einhundertzwanzigsten Tag der
Freiheitsentziehung, von 200 Euro bis einschließlich zum
einhundertachtzigsten Tag der Freiheitsentziehung und von 250 Euro ab
dem einhunderteinundachtzigsten Tag der Freiheitsentziehung vorsehen.
Mit dieser Neuregelung könnte sowohl dem bestehenden
Pauschalierungsbedürfnis als auch der Kompensation zunehmender
Haftfolgen Rechnung getragen werden.

Der Richter am Bundessozialgericht Bernhard Joachim Scholz vom
Deutschen Richterbund befasste sich in seiner Stellungnahme mit
sozialrechtlichen Fragestellungen, die der Gesetzentwurf der AfD
aufwerfe. Die darin vorgeschlagene Regelung zur gesetzlichen
Rentenversicherung sei abzulehnen, weil ein Anspruch auf Ersatz eines
materiellen Schadens - auch in Form einer haftbedingt geringeren
Rentenhöhe - bereits jetzt bestehe.

Die Abgeordneten begrüßten die breite Zustimmung zu den Entwürfen und
Anträgen und wollten unter anderem wissen, wie lange es dauere, bis
ein zu Unrecht Inhaftierter eine Entschädigung erhalte und was dies
für Auswirkungen habe, wie die Praxis in anderen Ländern aussehe und
wie eine bessere Betreuung nach der Entlassung sichergestellt werden
könne.

Laut Entwurf des Bundesrates soll der Entschädigungsbetrag für
immaterielle Schäden auf 75 Euro pro Hafttag angehoben werden. Eine
Verdreifachung des mit 25 Euro als zu gering kritisierten Satzes sei
erforderlich, aber auch ausreichend, um dem Genugtuungs- und
Anerkennungsgedanken von Paragraf 7 Absatz 3 des Gesetzes über die
Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen angemessen Rechnung zu
tragen, heißt es darin. Der Gesetzentwurf der AfD-Fraktion und die
Anträge der FDP und der Linken sehen noch höhere Haftentschädigungen
vor. Die AfD will den Entschädigungsanspruch auf 100 Euro und, falls
die Freiheit länger als ein Jahr unrechtmäßig entzogen wurde, auf 200
Euro je angefangenen Tag der Freiheitsentziehung erhöhen, FDP und
Linke schlagen in ihren Anträgen eine Tagespauschale von 150 Euro von
Anfang an vor.

 * 

2. Europäischem Tourismus droht Pleitewelle

Tourismus/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Als Folge der Corona-Krise droht einer Million
Unternehmen der europäischen Reiseverkehrswirtschaft die Pleite. Dies
sagte Kerstin Jorna, Generaldirektorin für Binnenmarkt und Industrie
der Europäischen Kommission, am Mittwoch dem Tourismusausschuss. Nach
ihren Worten könnten europaweit sechs Millionen Beschäftigte der
Branche den Arbeitsplatz verlieren, wenn die EU nicht energisch
gegensteuere. Dabei komme es insbesondere auf Deutschland an, das
Jorna die "Brennstoffzelle" des europäischen Tourismus nannte. Nicht
allein sei Deutschland selber ein attraktives Reiseziel, sondern
zugleich Herkunftsland der meisten Besucher in allen anderen
EU-Staaten. Nach Zahlen von 2018 gingen in Europa 108 Millionen
Übernachtungen auf das Konto deutscher Touristen. Die zweitplatzierten
Franzosen brachten es nur auf 53 Millionen Übernachtungen.

Der Corona-Schock habe das Hotelgeschäft in Europa um die Hälfte
reduziert, berichtete Jorna. Die Reisebüros hätten 85 Prozent ihres
Umsatzes verloren, die Zahl der Kreuzfahrtbuchungen sei um 90 Prozent,
die der Museumsbesuche um 70 Prozent eingebrochen. Wenn man bedenke,
dass von den 2,3 Millionen Unternehmen der Branche 99 Prozent kleine
und mittelgroße Betriebe seien, werde die Dimension der
Herausforderung deutlich. Weltweit behaupte Europa derzeit noch eine
Spitzenposition im Tourismusgeschäft mit einem Anteil von 40 Prozent
der globalen Ankünfte und 30 Prozent der Ausreisen. Es sehe sich aber
einer "heftigen Konkurrenz" von Mitbewerbern vor allem im asiatischen
und pazifischen Raum gegenüber. Konzepte für die Zukunft des
europäischen Tourismus seien ein dringendes Erfordernis.

Die EU-Kommission, erklärte Jorna, versuche der Krise auf dreierlei
Weise zu begegnen, mit einem "Rettungsring" für bedrohte Unternehmen,
Maßnahmen zur "Rettung der Sommersaison" und einer langfristigen
Strategie für den europäischen Tourismus mit Blick auf das Jahr 2050.
Zu den unmittelbar wirkenden Überbrückungshilfen zählte sie einen 
Acht-Milliarden-Investitionsfonds für kleine und mittelgroße Unternehmen,
der zwar nicht ausschließlich, aber auch Firmen der
Reiseverkehrswirtschaft zugute komme und "in Rekordzeit" abgerufen
worden sei.

Die Kommission habe zudem die normalerweise restriktiven
Beihilferegelungen "stark geöffnet", um den Mitgliedstaaten zu
ermöglichen, notleidenden Branchen aus eigener Kraft zur Seite zu
stehen. Überdies seien Kohäsions- und Strukturfonds "sehr schnell frei
verfügbar gemacht worden". Positiv gewirkt habe nicht zuletzt die
Initiative "Sure" zur europaweiten Finanzierung von Kurzarbeit. Zu
Beginn der Krise habe nur die Hälfte der EU-Mitgliedsstaaten das
Instrument öffentlich subventionierter Kurzarbeit gekannt.
Mittlerweile seien es alle.

Unter dem Stichwort "Rettung der Sommersaison" nannte Jorna die
Bemühungen der Kommission um europaweit einheitlichen Standards für
das Reisen unter Corona-Bedingungen. Sie habe entsprechende
Empfehlungen für Verkehrsträger, das Hotelgewerbe und die Regelung von
Grenzübertritten herausgegeben. Seit dieser Wochen sei zudem eine
eigen Webseite (www.reopen.europa.eu) freigeschaltet, wo Reiseslustige
sich über die unterschiedlichen coronabedingten Reglementierungen in
allen Ländern und Regionen der EU kundig machen können.

Für die zweite Jahreshälfte unter deutscher Ratspräsidentschaft
kündigte Jorna einen "Europäischen Tourismuskonvent" an als "Forum"
für die Diskussion über langfristige Perspektiven.

 * 

3. Regenerationsfähigkeit der Ökosysteme

Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Das 21. Jahrhundert bietet aus Sicht der
Transformationsforscherin Maja Göpel eine neue Realität, die die Ideen
von erfolgreicher Entwicklung auf den Kopf stellt. "Wir brauchen
dringend eine Transformation des Wirtschaftens, um die
Versorgungssicherheit der Menschen langfristig sicherstellen zu
können", sagte Göpel, Generalsekretärin des Wissenschaftlichen Beirats
der Bundesregierung zu Globalen Umweltveränderungen, am Mittwochabend
während einer öffentlichen Sitzung des Parlamentarischen Beirats für
nachhaltige Entwicklung. Im 20. Jahrhundert sei es viel um Extraktion
gegangen, sagte Göpel. Jetzt gehe es hingegen um Regeneration. "Mit
Blick auf das Wachstum müssen wir uns klarmachen, was wachsen soll -
nämlich das menschliche Wohlergehen."

Die Wissenschaftlerin sagte weiter, seit den 1950er Jahren habe das,
was die Menschen der Erde entnommen haben, rasant zugenommen, was die
Ökosysteme stark beeinträchtigt habe. Die Verantwortung, hier etwas zu
ändern, liegt aus Sicht von Göpel zuallererst bei den "reichen" und
als wirtschaftlich erfolgreich geltenden Ländern. Deutschland etwa sei
im roten Bereich. "Wir nehmen mehr in Anspruch, als unsere
Biokapazität umfasst". Im Jahr 2019 sei der 3. Mai der Tag in
Deutschland gewesen, bis zu dem der Umfang in Anspruch genommen wurde,
der eigentlich für das ganze Jahr gedacht gewesen ist, "wollten wir
die Regenerationsfähigkeit der Ökosysteme erhalten".

Göpel machte vor den Abgeordneten deutlich, dass es eine übergeordnete
Strategie brauche, die es mit dem Green Deal auf der europäischen
Ebene auch gebe. Ganz wichtig sei es, wissenschaftsbasiert eine
absolute Limitation dessen festzulegen, "was wir der Erde nehmen
können". Dies sei mittelfristig als Ausgangwert zu nehmen, für das,
"was wir dann als Anpassungsphasen definieren".

Daniela Kleinschmit von der Fakultät für Umwelt und Natürliche
Ressourcen an der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg und zugleich
Vizepräsidentin der International Union of Forest Research
Organizations (IUFRO), sagte, Krisen, wie auch die Corona-Krise,
würden von der Politik als Fenster verstanden, welche geöffnet werden
könnten, um große politische Schritte zu machen. Solche Schritte, hin
zu mehr Nachhaltigkeit, seien jetzt möglich. Kleinschmit verwies auf
vorhandene Überlappungen zwischen der Kreislaufwirtschaft und der
Bioökonomie - einer Wirtschaft, die zunehmend auf biobasierten
Materialen beruht und in der fossile Stoffe abgelöst werden sollen.
Dabei gehe es dennoch ganz stark um Wirtschaftswachstum - ähnlich wie
bei der Kreislaufwirtschaft.

Die Corona-Krise, so machte sie deutlich, habe gezeigt, dass die
internationalen Vernetzungen auch Probleme kreieren könnten. "Ein
Blick auf die eigene Wirtschaft kann also nicht schaden sondern sollte
geschärft werden", sagte Kleinschmit. Lagere man die Produktion
irgendwohin international aus, lagere man auch den Gedanken der
Nachhaltigkeit aus, sagte sie. Es brauche also einen Blick auf die
Nachhaltigkeit "sowohl in der Bioökonomie als auch in der
Kreislaufwirtschaft". Dabei müssten aber auch die Menschen mitgenommen
werden. "Offene Fenster können nur genutzt werden, wenn die Menschen
dazulernen und integriert sind", sagte die Umweltwissenschaftlerin.

 * 

4. AfD: Emissionshandel abschaffen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Nach Ansicht der AfD-Fraktion ist ein nennenswerter
Einfluss von CO2 auf das Klima der Erde weder erkennbar noch
wissenschaftlich reproduzierbar nachgewiesen. Die Abschaffung des
Treibhausgas-Emissionshandels und des
Brennstoffemissionhandelsgesetzes würde Bürger und Unternehmen
entlasten, Kaufkraft freisetzen und den Unternehmen finanzielle
Spielräume geben, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/20075).

Darin spricht sich die Fraktion dafür aus, die wirtschaftlichen
Schäden durch die verhängten Maßnahmen zur Eindämmung von COVID-19 zu
begrenzen und "wirkungslose beziehungsweise überflüssige Ausgaben
einzusparen." Das Brennstoffemissionshandelsgesetz und das
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz sollten daher "schnellstmöglich
vollständig und ersatzlos" gestrichen werden sowie die Umsetzung aller
entsprechenden EU-Verordnungen und Richtlinien sofort beendet werden,
fordert die Fraktion.

 * 

5. FDP fordert bunte Wasserstoff-Strategie

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion fordert, in der nationalen
Wasserstoff-Strategie neben "grünem" Wasserstoff auch "blauen" und
"türkisen" Wasserstoff als CO2-neutral zu klassifizieren. Diese
stünden aufgrund der benötigten Menge und unterschiedlichen zeitlichen
Realisierbarkeit nicht in Konkurrenz zueinander, schreiben die
Abgeordneten in einem Antrag (19/20021). Insbesondere "blauer"
Wasserstoff müsse der "Wegbereiter für die zukünftige Produktion und
Nutzung grünen Wasserstoffs im großen Maßstab sein", schreiben die
Abgeordneten im Antrag weiter.

Auch soll sich die Bundesregierung bilateral und auf der europäischen
Ebene für weitere internationale Partnerschaften zum Import von
CO2-neutralem Wasserstoff einsetzen und Technologieoffenheit
sicherstellen. Die Abgeordneten schlagen vor, zur Finanzierung des
zügigen Ausbaus der Infrastruktur bisher nicht abgerufene Mittel aus
dem Energie- und Klimafonds zu nutzen.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 630 - 18. Juni 2020 - 10.08 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





INNEN/4887: Digitaltag muss ein Aufbruchsignal sein

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 19. Juni 2020

BRANDENBURG: Digitaltag muss ein Aufbruchsignal sein



Zum Digitaltag erklärt der technologiepolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Mario Brandenburg:

"Die Corona-Krise hat die Chancen der Digitalisierung mit einem Mal
in den Alltag der Bürger gerückt, etwa digitales Arbeiten und Lernen.
Vieles, was vorher zerredet und überreguliert wurde, ist in Zeiten
von Corona doch möglich. All das ist ermutigend, darf aber nicht
darüber hinwegtäuschen, dass unser Land in Sachen digitalem Wandel
noch viel Nachholbedarf hat. Der Digitaltag muss daher auch ein
Aufbruchsignal für die Große Koalition sein, endlich mehr Tempo bei
der Digitalisierung zu machen: Wir brauchen etwa einen Ausbauturbo
für die digitale Infrastruktur und müssen die Digitalisierung der
Verwaltung und Schulen vorantreiben. Die Koordinierung übernehmen
sollte ein eigenständiges Digitalministerium. Ohne ein solches kann
die Bundesregierung den Rückstand kaum aufholen, wie die letzten
Jahre gezeigt haben. Länder wie Taiwan haben uns erfolgreich
vorgemacht, wie der digitale Wandel gelingen kann. Daran muss sich
die Große Koalition endlich ein Beispiel nehmen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5185: Schulöffnung nach den Ferien - Expertise der Schulen nutzen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Juni 2020

Schulöffnung nach den Ferien: Expertise der Schulen nutzen!



Heute Nachmittag berät die Kultusminister_innenkonferenz (KMK) über
eine Rückkehr zum Regelunterricht nach den Sommerferien in allen
Bundesländern. Sabine Boeddinghaus, die bildungspolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, fordert den
Schulsenator auf, den Prozess der Schulöffnung unter breiter
Beteiligung zu organisieren und individuelle, der Krise angemessene
pädagogische Konzepte zu entwickeln: "Die letzten drei Monate hat die
KMK voll auf Noten und Abschlüsse gesetzt und weder den Druck auf die
Schüler_innen verringert, noch das Wissen der Basis einbezogen. Und
wirklich jedes Bundesland hat in seinem Sinne gehandelt. Bundesweit
wird daran deutliche Kritik laut - zu Recht."

Die Schule von morgen müsse digitales Lernen für alle sicherstellen,
das Recht auf Bildung für alle gewährleisten und mit offenen Angeboten
Lust auf Bildung machen. Dabei könnten die Regionalen
Bildungskonferenzen eine zentrale Rolle übernehmen, so Boeddinghaus:
"Leider wird ihnen bisher nicht mehr als der Status unverbindlicher
Gesprächskreise zugestanden, wie auch unsere Anfrage 22/455 belegt.
Wir brauchen aber dringend diese Fachexpertise vor Ort, gerade jetzt,
um die Schulen in ihrem Auftrag zu unterstützen und zu stärken, jedem
einzelnen jungen Menschen in seiner Entwicklung gerecht zu werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3542: Geschlossenheit des Landtages bei Werftenrettung ist starkes Signal (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. Juni 2020

Geschlossenheit des Landtages bei Werftenrettung ist starkes Signal an Banken, den Bund und die Menschen im Land

Jochen Schulte: Werften sind gesund, brauchen aber vorübergehende Unterstützung



Der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion MV, Jochen
Schulte, erklärt zur heutigen Sondersitzung des Landtages zur
Werftenrettung in MV.

"Die heutige Sondersitzung des Landtages MV zur Rettung der
MV-Werften, die unverschuldet durch den Einbruch der Kreuzschifffahrt
durch Corona in die Krise geraten sind, hat drei Adressaten:

Der erste Adressat sind die Banken. Ihnen müssen wir deutlich machen,
dass wir als Landtag hinter dem Schiffbau stehen. Ihnen müssen wir
deutlich machen, dass wir nach dem damaligen Einsatz aller
Steuerzahler für die Bankenrettung auch von den Banken Verantwortung
und Solidarität erwarten.

Der zweite Adressat ist der Bund. Ihm müssen wir das Signal geben,
dass wir an eine betriebswirtschaftlich sinnvolle Fortführung des
Schiffbaus auf den MV-Werften glauben und dass die Werften im Land
genauso wichtig sind, wie etwa die Lufthansa für die
Rhein-Main-Gegend. Zugleich müssen wir betonen, dass es nicht darum
geht, die Werften zu sanieren, sondern dass diese durchaus gesund
sind, allerdings wegen des Ausnahmezustandes vorübergehende Hilfe
brauchen, um nicht zu 'erkalten' und um Beschäftigte und Zulieferer
sicher unter den Rettungsschirm des Bundes zu führen.

Der dritte Adressat sind die Menschen im Land, ob Werftarbeiter oder
nicht. Ihnen müssen wir aufzeigen, dass wir hinter den Arbeitsplätzen
im Land, aber auch für einen verantwortungsvollen Umgang mit
Steuergeldern stehen.

Abschließend kann man feststellen, dass die große Geschlossenheit des
Landtages heute ein starkes Signal an alle genannten Adressaten war:
Wir glauben an den Standort, wir kämpfen darum, dass der Schiffbau als
unser industrielles Herz weiterschlägt."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5520: Dieselfahrverbot in Mainz vorerst vom Tisch (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
19.06.2020

Statement / Dr. Helmut Martin

Dieselfahrverbot in Mainz vorerst vom Tisch



"Die Ankündigung, dass in Mainz das Dieselfahrverbot vorerst vom Tisch
ist, lässt viele Bürgerinnen und Bürger erleichtert aufatmen", erklärt
der verkehrspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion Dr. Helmut
Martin. Verkehrsdezernentin Eder teilte heute mit, dass es aufgrund
sinkender Schadstoffbelastung von Stickstoffdioxid im Stadtgebiet
keine Dieselfahrverbote geben wird.

Grundsätzlich unterstütze die CDU-Landtagsfraktion jede sinnvolle
Maßnahme zur Verbesserung unserer Luft, aber die Dieselfahrverbote
hätten massive Auswirkungen auf tausende Verkehrsteilnehmerinnen und
Verkehrsteilnehmer der Landeshauptstadt gehabt. "Für Autofahrer, die
auf ihre Fahrzeuge als Pendler oder Dienstleister zwingend angewiesen
sind, sind das heute gute Nachrichten. Das Mainzer Dieselfahrverbot
wäre alles andere als zielführend gewesen und hätte den ländlichen
Raum enorm benachteiligt. Die dort lebenden Bürgerinnen und Bürger
sind auf die Erreichbarkeit der Stadt angewiesen."

Unabhängig davon sei die CDU-Fraktion natürlich weiterhin bereit,
fraktionsübergreifend an einer tragfähigen Verkehrsstrategie zur
Schaffung attraktiver Alternativen zum Individualverkehr
mitzuarbeiten, erklärt Dr. Helmut Martin.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2020

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5519: Radverkehr in den Kommunen stärken (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 18.06.2020

Radverkehr in den Kommunen stärken - mehr Ressourcen für die
Zweirad-Mobilität



Im April hatte der ADFC Rheinland-Pfalz vor dem Hintergrund der
Corona-Pandemie mehr Platz für Rad- und Fußverkehr sowie verstärkte
Unterstützung für Kommunen bei der Umsetzung gefordert. Im heutigen
Verkehrsausschuss hat der Verkehrsminister dazu auf GRÜNEN Antrag
berichtet. Die verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Jutta Blatzheim-Roegler, erklärt:

"Der ADFC hat in seinem Brief ein wichtiges Thema angesprochen. Viele
Städte haben während der Coronakrise beispielsweise Autospuren
kurzfristig und unbürokratisch in Rad- und Fußwege umgewandelt, um den
veränderten Ansprüchen der Bürgerinnen und Bürger Rechnung zu tragen.
Der Fahrradfachhandel vermeldet derzeit auch in Rheinland-Pfalz einen
unglaublichen Boom. Wir sollten diesen Schub jetzt nutzen, um die
Verkehrswende weiter voranzutreiben. Die Menschen wollen Alternativen
zum Auto, Land und Kommunen müssen die passende Infrastruktur dafür
schaffen.

Die GRÜNEN haben durchgesetzt, dass das Land in dieser
Legislaturperiode mehr Mittel für Radwege und Pendlerradrouten zur
Verfügung stellt. Aber Geld ist nicht alles. Darüber hinaus fordern
wir seit langem, die Stelle eines/einer landesweiten
Radverkehrsbeauftragten einzurichten, um die Kommunen zu
Fördermöglichkeiten von Land und Bund sowie zu möglichen
Infrastrukturmaßnahmen zu beraten. Zudem wollen wir eine landesweite
Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundlicher Kommunen ins Leben rufen sowie
neben der finanziellen Unterstützung auch Radverkehrskonzepte beratend
fördern. Die Planungskapazitäten, etwa beim Landesbetrieb Mobilität,
müssen zugunsten des Fahrrads verstärkt werden. Wünschenswert und
notwendig ist jedoch, dass auch in den Kommunen die Ausweitung der
Radwegeinfrastruktur eine größere Bedeutung bekommt, zum Beispiel mit
hauptamtlichen Radverkehrsbeauftragten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020
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ARBEIT/1224: Faire Bedingungen für entsandte Beschäftigte

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Faire Bedingungen für entsandte Beschäftigte



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;

Bernd Rützel, zuständiger Berichterstatter:

Der Bundestag beschließt heute Änderungen am
Arbeitnehmer-Entsendegesetz, mit denen die novellierte EU-Richtlinie
von 2018 umgesetzt wird. Wir sorgen damit für faire Arbeitsbedingungen
in Europa.

"Nach 20 Jahren musste das Gleichgewicht neu austariert werden
zwischen der Dienstleistungsfreiheit auf der einen Seite und den
Rechten der entsandten Beschäftigten auf der anderen Seite. Mit der
Umsetzung der neuen EU-Richtlinie schützen wir entsandte
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer besser vor Betrug und Ausbeutung
und sorgen für eine EU-weite Gleichbehandlung der Arbeitgeber.

Bisher waren für entsandte Beschäftigte nur Mindestbedingungen
garantiert. Das haben wir heute deutlich ausgeweitet. Was in
Deutschland gesetzlich oder in bestimmten Tarifverträgen für die
Entlohnung gilt, muss künftig für alle gezahlt werden - ob mit einem
deutschen Arbeitsvertrag angestellt oder entsandt. Das gilt für
verschiedene Lohnstufen, Zulagen und Sachleistungen, die Teil der
Entlohnung sind. Reise-, Verpflegungs- und Unterbringungskosten dürfen
nicht mehr vom Lohn abgezogen werden.

Um die Einhaltung der Regeln besser kontrollieren zu können, weiten
wir mit dem Gesetz die Kompetenzen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit
bei der Überprüfung von Betrieben aus. Dafür werden 1.000 zusätzliche
Stellen beim Zoll geschaffen.

Außerdem ist es uns gelungen, die Mittel für 'Faire Mobilität' zu
verstetigen. 'Faire Mobilität' ist ein Projekt des Deutschen
Gewerkschaftsbundes, das einen Großteil seiner Finanzierung aus dem
Haushalt des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales erhält. Mit
neun Beratungsstellen werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus
anderen Mitgliedsstaaten in ihrer eigenen Sprache dabei unterstützt,
gerechte Löhne und faire Arbeitsbedingungen auf dem deutschen
Arbeitsmarkt durchzusetzen. Die Mittel werden aufgestockt und
verstetigt.

Das geeinte Europa bietet uns viele Freiheiten. Wir kümmern uns darum,
dass es dabei fair zugeht."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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AUSSEN/1618: Elisabeth-Selbert-Initiative nimmt ihre Arbeit auf

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Elisabeth-Selbert-Initiative nimmt ihre Arbeit auf



Die Bundesregierung startet jetzt auf Initiative der Beauftragten für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe Bärbel Kofler in Zusammenarbeit
mit dem Institut für Auslandsbeziehungen die
Elisabeth-Selbert-Initiative. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt das.

"Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger sind weltweit unter
Druck. Die Handlungsspielräume der zivilgesellschaftlichen Kräfte
werden immer kleiner. Deshalb brauchen sie unseren Schutz. Durch Orte,
aber auch durch Taten. Die Elisabeth-Selbert-Initiative ist dabei eine
ganz praktische Hilfe für die Bedrängten. Deshalb kommt die Initiative
jetzt genau richtig. Die Bundesregierung muss im Sinne des
Koalitionsvertrags die Menschenrechtsinfrastruktur Deutschlands weiter
ausbauen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/754: Rechtsextremismus und Hasskriminalität entschieden bekämpfen

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Rechtsextremismus und Hasskriminalität entschieden bekämpfen



Johannes Fechner, rechts- und verbraucherpolitischer Sprecher;

Florian Post, zuständiger Berichterstatter:

Mehr als drei Viertel aller von der Polizei registrierten
Hasskommentare sind rechtsextremistisch und Hass und Bedrohungen im
Netz sind der Nährboden für tatsächliche Gewalttaten. Mit dem Gesetz
zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität, das
heute vom Deutschen Bundestag beschlossen wird, treten wir dieser
Entwicklung entschieden entgegen.

"Wer im Netz hetzt und droht, wird künftig härter bestraft und
effektiver verfolgt. Dafür wird das Strafrecht verschärft, indem der
Straftatbestand der Bedrohung erweitert und der Strafrahmen bei Mord-
und Vergewaltigungsdrohungen deutlich erhöht wird. Antisemitische
Tatmotive können zukünftig strafschärfend von den Strafgerichten
berücksichtigt werden.

Besonderes Augenmerk bekommen Kommunalpolitiker. Bedrohung und
Einschüchterung von Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitikern und
ihren Familien treffen unser demokratisches System in seinen
Grundfesten. Wer sich oft ehrenamtlich für seine Mitbürger in der
Kommunalpolitik engagiert, verdient besseren strafrechtlichen Schutz.
Deshalb wird das für Beleidigungen von Menschen in öffentlichen Ämtern
geltende höhere Strafmaß künftig auch für Kommunalpolitiker gelten.

Außerdem enthält der Gesetzentwurf Änderungen im Melderecht. Dadurch
können Bürger, die sich gesellschaftlich engagieren und bedroht
werden, leichter eine Auskunftssperre im Melderegister eintragen
lassen und sich so vor Weitergabe ihrer Privatadresse schützen.

Zudem wird eine Meldepflicht der Betreiber sozialer Netzwerke für
bestimmte strafbare Inhalte wie Mord- oder Vergewaltigungsdrohungen,
Volksverhetzung oder Verbreitung von Kinderpornographie verankert.
Damit wird ein effektiver Weg geschaffen, damit Hass-Straftaten
konsequent vor Gericht gebracht werden können."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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VERKEHR/904: 170 Millionen Euro-Hilfe für Busbranche kommt nun doch

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Juni 2020

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

170 Millionen Euro-Hilfe für Busbranche kommt nun doch



Bela Bach, zuständige Berichterstatterin:

Laut Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer soll jetzt eine bereits im
Mai 2020 versprochene Soforthilfe von 170 Millionen Euro für die
notleidende Bustouristikbranche nun doch bereitgestellt werden. Wir
begrüßen die Hilfen in Form von weiteren Zuschüssen ausdrücklich, da
sie die Busunternehmern in die Lage versetzen, die teilweise sehr
hohen Kosten für stillgelegte Busse zu begleichen.

"Ein im Reise- und Ausflugsverkehr eingesetzter Bus, der in der
Anschaffung 400.000 Euro gekostet hat, verursacht nach den
Vorhaltekostentabellen der Versicherer Kosten von rund 266 Euro pro
Tag. Die jetzt bekannt gewordene Zusage über 170 Millionen Euro soll
ergänzend zu den bereits im Rahmen des Konjunkturpaketes beschlossenen
Überbrückungshilfen beantragt werden können. Mit den Hilfen soll auch
eine drohende Pleitewelle bei den privaten Bus-unternehmen, die für
Spätsommer oder im Herbst erwartet wurde, verhindert werden.

Es ist richtig und wichtig, dass der Bundesfinanzminister Olaf Scholz
diese Mittel nun freigegeben hat. Die Mittel für die Busbranche sind
ein weiterer Baustein für die konjunkturelle Erholung in der
Corona-Krise."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1983: Gegen die Diktatur - Brasilien begehrt gegen die Regierung Bolsonaro auf (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 25 vom 19. Juni 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Gegen die Diktatur


Brasilien begehrt gegen die Regierung Bolsonaro auf

Von Volker Hermsdorf



In Brasilien sind am vergangenen Wochenende erneut zahlreiche Menschen
gegen den faschistischen Präsidenten Jair Bolsonaro auf die Straßen
gegangen. Die seit Wochen anhaltenden Aktionen von Gewerkschaftern,
sozialen Organisationen und linken Parteien haben sich damit zu einer
wachsenden landesweiten Protestbewegung etabliert. Eine Woche zuvor hatten
trotz brutaler Einsätze staatlicher Sicherheitskräfte bereits ähnliche
Demonstrationen in Brasilia, Rio de Janeiro, São Paulo und weiteren Städten
stattgefunden. Dabei hatten sich den Protesten auch organisierte Anhänger
der regionalen Fußballclubs angeschlossen. "Wir wollen zeigen, dass die
Mehrheit der Bevölkerung gegen die tödliche Politik der Regierung ist",
begründete Danilo Pássaro von der Bewegung "Somos Democracia", gegenüber
der Deutschen Presseagentur den Aufruf zu weiteren Demonstrationen.

Die unter anderem von der "Frente Brasil Popular" (Volksfront) und der
"Frente Povo Sem Medo" (Volk ohne Angst) organisierten Proteste vom
vergangenen Wochenende richteten sich gegen "Rassismus und Faschismus" und
die "Vernichtungspolitik der Regierung". Beide Organisationen hatten den
13. Juni zum "Nationalen Tag des Kampfes gegen Bolsonaro" erklärt. Die
Demonstranten forderten zur "Verteidigung der Demokratie" auf und warfen
dem rechtsextremen Machthaber und dessen Anhängern vor, eine Diktatur
errichtet zu haben. "Dieser Mann kann Brasilien weder politisch noch
menschlich repräsentieren", zitierte der multinationale Sender Telesur am
Samstag die Vorsitzende der Arbeiterpartei (PT), Gleisi Hoffmann. Wie
Telesur unter Berufung auf brasilianische Medien zugleich berichtete, hat
die Regierung seit dem Amtsantritt Bolsonaros im Jahr 2019 alle Daten über
Polizeigewalt aus den jährlichen Berichten über Menschenrechtsverletzungen
entfernen lassen. Während in diesen Berichten bis 2018 noch Vorfälle von
polizeilicher Gewalt und Willkür veröffentlicht worden waren, fehlten
derartige Informationen in der Ausgabe 2019. Ein Beitrag im Zentralorgan
der Kommunistischen Partei Kubas, "Granma", vom 12. Juni lässt einen der
Gründe dafür erahnen. Von allen als "durch Mord infolge polizeilicher
Intervention" registrierten Opfern waren 79 Prozent schwarzer Hautfarbe,
zitierte "Granma" Daten, die von "Amnesty International Brazil"
veröffentlicht wurden. Neben der Zunahme von Polizeiterror, Verfolgung
politischer Gegner und der Zerstörung des Regenwaldes wird dem Machthaber
vor allem Verharmlosung und totales Versagen in der Coronavirus-Pandemie
vorgeworfen.

Mit über 850.000 nachgewiesenen Infektionen und rund 43.000 verstorbenen
Covid-19-Patienten bei Redaktionsschluss dieser Ausgabe von UZ am Dienstag
steht das Land in beiden Statistiken inzwischen weltweit auf dem zweiten
Platz hinter den USA. Und im Gegensatz zu anderen Ländern steigen die
Zahlen in Brasilien rasant weiter an. Da Infizierte und Verstorbene in
abgelegenen Amazonas-Regionen oder in den extrem dicht besiedelten Favelas
der Millionenmetropolen Rio der Janeiro und São Paulo statistisch kaum
erfasst werden, dürfte die Dunkelziffer noch erheblich über den von der
Johns-Hopkins-University veröffentlichten Zahlen liegen. Doch trotz des
Massensterbens spricht der Staatschef von einer "leichten Grippe".
Bolsonaro lehnt Schutzmaßnahmen sowie Kontakt- und Hygienevorschriften ab.
Er droht - wie sein Vorbild Donald Trump - damit, die Mitgliedschaft in der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) aufzukündigen und versuchte sogar, die
Veröffentlichung der Infektionszahlen zu verhindern. Das war selbst dem
obersten Gericht des Landes zu viel. Dessen Richter ordneten Anfang
vergangener Woche an, dass die Regierung künftig wieder alle Daten
veröffentlichen muss.

Für Schlagzeilen sorgte nicht nur diese Entscheidung der Obersten Richter.
Um zigtausender Verstorbener zu gedenken und gegen die Corona-Politik der
Regierung zu protestieren, verwandelten Menschenrechtsaktivisten in der
Nacht zum 11. Juni den berühmten Strand von Copacabana in Rio de Janeiro in
ein symbolisches "Massengrab". Freiwillige der NGO "Rio de Paz" hoben dort
100 leere Gräber aus und versahen sie mit Kreuzen. Doch Bolsonaro gibt sich
von den zunehmenden Protesten unbeeindruckt und droht mit dem Einsatz des
Militärs. Politische Gegner bezeichnet der Faschist als "Arbeitslose, die
Brasilien bedrohen", Aktivisten der auch in Brasilien erstarkenden Bewegung
"Black Lives Matter" nennt er "kiffende Terroristen" und antifaschistische
Demonstranten beschimpft der Machthaber gern als "asoziale Kriminelle".
Inmitten der Corona-Krise schüren derartige Attacken Verzweiflung und
steigern die Wut der Bevölkerung. "Wir wehren uns gegen Faschismus, den
Völkermord an den Armen und den Schwarzen in den Vierteln an der Peripherie
und auch gegen die Gewalt gegen Frauen, die unter Bolsonaro ständig
zunimmt", zitierte Telesur Claudia Rosane Garcez, eine Sprecherin der
Landlosenbewegung (Movimiento de Trabajadores Rurales Sin Tierra, MST) in
São Paulo. Auch die in einem Bericht der "New York Times" kurz vor den
neuen Protestaktionen enthaltene Drohung, dass Bolsonaro selbst einen
Putsch inszenieren könnte, um mit einem Militärregime die Macht der Rechten
zu festigen, kann die Regierungsgegner nicht einschüchtern. "Unser Kampf",
so etliche Demonstranten am Wochenende, "hat gerade erst begonnen."
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GEWERKSCHAFT/393: "Jetzt die Zeit nutzen, um Schulöffnungen seriös vorzubereiten" (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 19. Juni 2020

GEW: "Jetzt die Zeit nutzen, um Schulöffnungen seriös vorzubereiten"

Bildungsgewerkschaft zu Vereinbarungen der KMK: "Vollmundige
Versprechungen nicht hilfreich"



Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat
gemahnt, dass Kultusministerkonferenz (KMK) und Länder die Zeit bis nach
den Sommerferien nutzen müssen, um die Schulen auf eine schrittweise
Wiederöffnung vorzubereiten und sie zu unterstützen. Die
Bildungsgewerkschaft warnte für "vollmundigen Versprechungen und einem
Wetteifern um die schnellste und weitestgehende Öffnung von Schulen". "Wir
brauchen dringend - auch vor Ort - Runde Tische mit Vertretungen der
Lehrkräfte, Eltern und Schüler sowie aus Medizin und Bildungswissenschaft,
um bestmögliche Lösungen zu entwickeln und die Interessen aller an Schule
Beteiligten weitgehend zu berücksichtigen", sagte GEW-Vorsitzende Marlis
Tepe am Freitag mit Blick auf die gestrigen Entscheidungen der KMK. Hygiene-
 und Abstandsregeln, pädagogische Konzepte und digitale Ausstattung der
Schulen seien die drei zentralen Themenfelder, die jetzt geklärt werden
müssten.

"Das Abstandsgebot und wirksame Hygienemaßnahmen sind weiterhin das A und O
an den Schulen, um Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern
vor Infektionen zu schützen. Hier braucht jede Schule mit Blick auf die
Gebäude und die sanitären Anlagen ein eigenes Konzept. Auf das
Abstandsgebot von 1,5 Metern zwischen zwei Menschen in den Schulen zu
verzichten, ist der falsche Weg. Solange die Abstandsregeln - aus guten
Gründen - in der Gesellschaft eingehalten werden müssen, muss dies auch in
der Schule gelten", betonte Tepe. Sie wies auf die Corona-Ausbrüche in
Schlachthöfen, bei Familienfeiern oder in Gottesdiensten hin, bei denen die
Abstandsregeln offenbar nicht eingehalten worden seien. Zudem seien in
vielen Bundesländern Schulen kurz nach der Öffnung wegen Corona-Fällen
bereits wieder geschlossen worden. "Das kann niemand wollen. Erneute
Schulschließungen belasteten die Familien zusätzlich", unterstrich die 
GEW-Vorsitzende.

"Die Schulen müssen jetzt tragfähige pädagogische Konzepte für einen Mix
aus Präsenz- und Fernunterricht entwickeln. Diesen folgt die Organisation
des Schulbetriebs. Dabei müssen die Schulen die personellen Ressourcen und
die räumlichen Möglichkeiten berücksichtigen", sagte Tepe. Dafür brauchten
die Schulen die Unterstützung der Schulämter sowie mehr und bessere
Weiterbildungsangebote für die Lehrkräfte. "Bisher haperte es gewaltig an
den Weiterbildungsangeboten für die Lehrkräfte zum Thema Digitalisierung.
Laut einer aktuellen GEW-Studie sind nur 18 Prozent der Lehrkräfte mit den
Angeboten zufrieden. Deshalb muss die Weiterbildung endlich schnell
ausgebaut und passgenauer werden. Nur mit guten Konzepten können die
Schulen die neuen Aufgaben gut bewältigen." Bei der Konzeptentwicklung
müssten die Schulen von der Prüfungsfixierung wegkommen und stärker das
"Lernen lernen" in den Vordergrund stellen. "Die Corona-Krise bietet auch
die Chance, Formen des selbstständigen Lernens aktiv voran zu treiben.
Diese Entwicklungen müssen die Kultusministerien durch Regelungen
unterstützen und den Schulen schulinterne Fortbildung ermöglichen. Damit
könnte Schule die ohnehin benachteiligten Schülerinnen und Schüler, aber
auch die besonders begabten besser unterstützen", hob Tepe hervor.

"Voraussetzung für alle Konzepte ist, dass die Ausstattung der Schulen mit
digitaler Infrastruktur und Endgeräten zielgerichtet und schnell
vorangetrieben wird. Hier müssen Bund, Länder und Kommunen noch stärker
investieren als bisher im 'Digitalpakt Schule' vorgesehen. Es ist ein
unerträglicher Zustand, dass 90 Prozent der Lehrkräfte ihre privaten
Endgeräte nutzen müssen, um Kontakt zu den Schülerinnen und Schülern zu
halten. Auch die Kinder und Jugendlichen müssen schnell und unbürokratisch
mit Geräten und Programmen ausgestattet werden", sagte die GEW-Vorsitzende.
"Es ist richtig, dass sich der Bund jetzt auch an der Ausbildung und
Finanzierung der IT-Administratoren beteiligt. Dies ist jedoch eine
Daueraufgabe, die eine dauerhafte Unterstützung benötigt. Die Befristung
ist nicht sachgerecht und lässt die Schulen mittelfristig im Regen stehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2020
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GEWERKSCHAFT/392: "Das werden harte Verhandlungen" (GEW)

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 19. Juni 2020

GEW: "Das werden harte Verhandlungen"

Bildungsgewerkschaft zur Tarifrunde Bund und Kommunen im Herbst



Frankfurt a.M. - Die Tarifkommissionen der Gewerkschaften des öffentlichen
Dienstes haben beschlossen, die Entgelttabellen des Tarifvertrages für den
öffentlichen Dienst (TVöD) Bund und Kommunen zum 31. August 2020 zu
kündigen. Das teilte die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) am
Freitag in Frankfurt a.M. mit, nachdem auch die Tarifkommission der
Bildungsgewerkschaft getagt hat. Damit starten die Tarifverhandlungen für
die im öffentlichen Dienst bei Bund und Kommunen Beschäftigten wie vor der
Corona-Krise geplant am 1. September.

Vorausgegangen war ein Sondierungsgespräch zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und den Arbeitgebern am 16. Juni. Die
Gewerkschaften hatten angeregt, wegen der Corona-Krise jetzt lediglich
einen kleinen Abschluss zu vereinbaren und die eigentliche Tarifrunde auf
Anfang 2021 zu verschieben. Dazu sei die Vereinigung der kommunalen
Arbeitgeberverbände (VKA) jedoch nicht bereit gewesen. "Statt die
Leistungen des öffentlichen Dienstes in der Krise zu honorieren, wollen die
Arbeitgeber diese nutzen, um die Gewerkschaften zu einem Lohnverzicht zu
zwingen", sagte Daniel Merbitz, GEW-Vorstandsmitglied für Tarif- und
Beamtenpolitik. Er kündigte an, dass jetzt die Forderungen diskutiert
würden, mit denen die Gewerkschaften in die Tarifrunde gehen. Zudem werde
die GEW neue Strategien und Aktionsformen entwickeln. "Der
Gesundheitsschutz der Beteiligten steht bei möglichen Aktionen während der
Tarifverhandlungen im Vordergrund", betonte Merbitz. Wegen der starren
Position der VKA stellten sich die Gewerkschaften auf harte Verhandlungen
ein. "Nur wenn es gelingt, die Arbeitgeber gemeinsam unter Druck zu setzen,
können wir diese Provokation zurückweisen und faire Lohnsteigerungen
erreichen", unterstrich Merbitz.

Info: Die Tarifrunden für den öffentlichen Dienst verhandeln ver.di
und die beteiligten DGB-Gewerkschaften, Gewerkschaft der Polizei (GdP), GEW
sowie die IG BAU, gemeinsam mit der dbb tarifunion. Der TVöD erfasst rund
2,3 Millionen Beschäftigte im öffentlichen Dienst von Bund, Kommunen und
weiteren Bereichen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2020
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ASYL/1489: Zum Weltflüchtlingstag am 20. Juni - Fast 80 Millionen Flüchtlinge weltweit (Flüchtlingsrat Niedersachsen)

Flüchtlingsrat Niedersachsen - 19. Juni 2020

Zum Weltflüchtlingstag am 20. Juni: Fast 80 Millionen Flüchtlinge
weltweit 

Flüchtlingsrat Niedersachsen fordert großzügige Flüchtlingsaufnahme und
Schutz des Asylrechts. "Die Lösung des Weltflüchtlingsproblems wäre bei
gutem Willen möglich"



Zum Weltflüchtlingstag am 20. Juni fordert der Flüchtlingsrat Niedersachsen
eine grundsätzliche Korrektur der von der Europäischen Union betriebenen
Politik der Abschottung und Abschreckung gegenüber Flüchtlingen. "Die
Lösung des Weltflüchtlingsproblems wäre bei gutem Willen möglich", erklärte
hierzu der Geschäftsführer des Flüchtlingsrat, Kai Weber. "Es fehlt die
politische Bereitschaft der Industriestaaten und namentlich auch der
Europäischen Union, einen nennenswerten Beitrag zur Linderung der Not von
Flüchtlingen beizutragen."

Gestern veröffentlichte das Hochkommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR)
neue Zahlen zu Flüchtlingen in der Welt: 79,5 Millionen Millionen Menschen
sind laut UNHCR weltweit auf der Flucht - mehr als ein Prozent der
Menschheit. In nur zehn Jahren habe sich die Zahl verdoppelt. Mehr als zwei
Drittel aller Flüchtlinge kommen aus nur fünf Ländern: Syrien mit 6,6
Millionen; Venezuela mit 3,7 Millionen; Afghanistan mit 2,7 Millionen;
Südsudan mit 2,2 Millionen und Myanmar mit 1,1 Millionen. Schätzungsweise
30-34 Millionen sind Kinder, davon zahlreiche ohne Begleitung ihrer Eltern.

Bei genauerer Betrachtung der Zahlen relativiert sich allerdings das medial
verstärkte Bild einer durch Flüchtlingskatastrophen überforderten Welt:
45,7 Millionen (57,5%) sind sog. Binnenflüchtlinge (displaced persons), die
innerhalb ihres eigenen Landes auf der Flucht sind und ihr Land nicht
verlassen wollen oder können. Betroffen sind (neben Syrien) v.a. die
Demokratischen Republik Kongo, die Sahelzone, und der Jemen. Diese Menschen
brauchen unzweifelhaft Hilfe und Unterstützung, wenn wir beispielsweise an
die himmelschreiende Situation in Jemen denken. Aber die Betroffenen haben
überwiegend nicht die Ressourcen und Möglichkeiten, ihrem Schicksal durch
Flucht ins Ausland zu entkommen. Auch die von UNHCR als Flüchtlinge
registrierten Bewohner_innen von palästinensischen Flüchtlingslagern, die
unter der Obhut des Hilfswerks der Vereinten Nationen für Palästina stehen,
suchen in der Regel kein neues Aufnahmeland, sondern strukturelle Hilfe und
Unterstützung. Lassen wir diese Gruppen außen vor, geht es um weltweit 28,2
Mio aus ihren Herkunftsländern vertriebenen Menschen. Vor dem Hintergrund
der 272 Millionen Menschen, die in andere Länder migriert sind, relativiert
sich die Herausforderung: Würden alle diese Flüchtlinge auf der Welt in
Europa mit seinen 450 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern aufgenommen,
betrüge der Anteil der Geflüchteten nur rund 6%.

Kein Zweifel, Europa wird eine solche Politik nicht machen: Die Europäische
Union fürchtet die Signalwirkung einer menschenfreundlichen
Flüchtlingsaufnahmepolitik und setzt mit ihrem Konzept der Hotspots (zur
Kritik siehe Valeria Hänsel und Bernd Kasparek / Uni Göttingen:
Hotspot-Lager als Blaupause für die Reform des Gemeinsamen Europäischen
Asylsystems?) und der Frontex-Grenzabsicherung auf Abschreckung und auf
polizeilich-militärische Flüchtlingsabwehr, ergänzt um die Inszenierung
einer kontingentierten Flüchtlingsaufnahme in homöopathischen Dosen zur
eigenen Gewissensberuhigung. Aber es besteht überhaupt kein Zweifel, dass
Europa einen relevanten Beitrag zur Lösung des Weltflüchtlingsproblems
leisten könnte. Dazu ist Europa nicht unfähig, sondern unwillig. Weniger
als 15 Prozent finden Aufnahme in den Industrieländern der sog. Ersten
Welt. Mehr als 85 Prozent landen hingegen in Entwicklungsländern, i.d.R. in
der Nachbarschaft des Herkunftslandes. Dass EU-Staaten als "Koalition der
Willigen" nun 1600 junge Flüchtlinge aus Griechenland aufnehmen wollen, das
sei doch "ein Tropfen auf den heißen Stein", sagt Chris Melzer vom
UNHCR-Büro in Berlin. "37.000 Flüchtlinge sind auf den griechischen Inseln.
Unsere reichen, gut strukturierten und funktionierenden Staaten sollten in
der Lage sein, mehr aufzunehmen."

80 Prozent der Vertriebenen der Welt leben UNHCR zufolge in Ländern oder
Gebieten, die von akuter Ernährungsunsicherheit und Unterernährung
betroffen sind - viele von ihnen dort wo Klimaveränderungen und damit
einhergehende Überlebensrisiken weitere Fluchtgründe schaffen. Mehr als
drei Viertel der weltweiten Flüchtlinge (77 Prozent) sind generationenlang
betroffen - zum Beispiel in Folge der Gewaltspiralen in Afghanistan, die
seit fünf Jahrzehnten Fluchtgründe schaffen. In Syrien herrscht seit neun
Jahren Krieg. Dort wurden 13,2 Millionen Menschen zu Flüchtlingen,
Asylsuchenden oder Binnenvertriebenen - ein Sechstel der weltweiten
Geflüchteten. Weltweit gesehen lebten die meisten Flüchtlinge in der Türkei
mit 3,6 Millionen, gefolgt von Kolumbien (1,8 Millionen) und Pakistan und
Uganda (jeweils 1,4 Millionen). In Deutschland sind in den vergangenen
Jahren 1,14 Millionen Flüchtlinge aufgenommen worden.

Insgesamt ist festzustellen, dass mit 390.000 nur noch ein geringer Anteil
der Geflüchteten wieder in ihre Herkunftsländer zurückkehren kann, da sich
eine Verbesserung der Lage vor Ort nicht abzeichnet. Der Flüchtlingsrat
stimmt mit dem UNHCR überein: Geflüchtete dürfen nicht jahrelang in
Ungewissheit gehalten werden über ihre Chancen auf Bleiberecht und Zukunft
am Zufluchtsort. 200.000 Geduldete leben bundesweit in Deutschland, können
nicht zurück und warten dringlich auf eine Bleiberechtsregelung.

 * 

Quelle:
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HERRSCHAFT/1909: COVID-19 - die Armen zahlen den Sterbezoll ... (SB)



Von einer "Coronakrise" zu sprechen täuscht darüber hinweg, daß es sich bei der
Pandemie nicht um einen äußeren Angriff unkalkulierbarer Naturkräfte handelt,
sondern die Krise den Produktions- und Reproduktionsbedingungen des
kapitalistischen Weltsystems geschuldet ist. Das gilt nicht nur für die
inzwischen weithin anerkannte These, daß die Entstehungsbedingungen des
SARS-CoV-2-Virus aufgrund der Zerstörung letzter Naturreservate durch die expansive
Agroindustrie, des Transportes exotischer Wildtiere, die früher dem menschlichen
Zugriff vorenthalten waren, zwecks Verzehr in die Städte, der vielfältigen
Stoffwechselbeziehungen zwischen Mensch und Nutztier wie Nutztier und Wildtier,
als auch des kontinenteübergreifenden Reiseverkehrs, der für die schnelle
Ausbreitung exponentiell eskalierender Epidemien über die ganze Welt sorgt,
verbessert wurden [1]. 

Der zutiefst soziale Charakter der Krise zeigt sich auch in der Klemme, in der
immer mehr Menschen stecken, deren Lebensgrundlage durch die Quarantäne so
eingeschränkt wurde, daß sie vor der scheinbaren Wahl stehen, entweder zu
verhungern oder an COVID-19 zu sterben. Während sich hierzulande viele über
einen doch noch möglichen Sommerurlaub und andere Folgen weitgehend
gelockerter Maßnahmen der Infektionsabwehr freuen können, wenn sie nicht durch
einen Einkommenseinbruch so stark unter Druck geraten sind, daß sie von
Überlebensfragen in Beschlag genommen sind, stehen Milliarden Menschen in
anderen Weltregionen buchstäblich vor dem Abgrund.

Die Pandemie ist längst nicht vorbei, wie die noch in vielen Ländern des
Globalen Südens, aber auch einigen Bundesstaaten der USA steil ansteigenden
Zahlen neuinfizierter Personen zeigen. Sie ist es auch deshalb nicht, weil das
Ziel der vieldiskutierten Strategie, sogenannte Herdenimmunität zu erreichen,
auch in Ländern wie Schweden, dessen Regierung dieses Konzept zumindest anfangs
verfolgt hat, noch in weiter Ferne liegt. Die Bevölkerung dieses
nordeuropäischen Staates weist zwar laut dem European Centre for Disease
Prevention and Control (ECDC) am 19. Juni die europaweit höchste Zahl von 550,3
Infizierten auf 100.000 Personen auf, muß dafür aber auch 49,6 an und mit
COVID-19 Verstorbene in Kauf nehmen - in der Bundesrepublik kommen bei 227,3
Infizierten 10,7 an und mit einer COVID-19 Verstorbene auf 100.000 Personen. Die
Anfang Juni in Stockholm präsentierten Ergebnisse einer Antikörperstudie kam in
unterschiedlichen Regionen und Altersgruppen dennoch nur auf eine Rate von 3 bis
8 Prozent gegen SARS-CoV-2 immunisierter Personen.

Welche Folgen die Einschränkung wirtschaftlicher Aktivitäten und das Ergreifen
von Quarantänemaßnahmen in Ländern haben kann, die kaum über Versorgungsreserven
irgendeiner Art verfügen und somit Krisen aller Art fast schutzlos ausgeliefert
sind, zeigt eine neue Studie der Abteilung für Global Health des
Wissenschaftsmagazins The Lancet [2]. Dort wird von einer massiven Zunahme der
Sterblichkeit von Kindern bis 5 Jahre in Ländern mit geringen medizinischen
Ressourcen ausgegangen, weil es zum einen an Gesundheitsversorgung und zum
andern an der Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln mangelt. Im schwerwiegendsten
Szenario haben die WissenschaftlerInnen 1.157.000 Todesfälle berechnet, zu denen
es im Zeitraum eines halben Jahres zusätzlich zur üblichen Kindersterblichkeit
während der Coronapandemie kommen könnte. Die Sterblichkeit der Mütter erhöhte
sich um 56.700 Fälle.

In einer umfangreichen, komplex angelegten Studie hat das Center for Global
Development (CGD) [3] untersucht, wie sich die geringere Verfügbarkeit medizinischer
Mittel in Ländern des Südens auswirkt, wenn die dort weiter zunehmenden
Infektionen einen Großteil der Bevölkerung betreffen. Eingerechnet in dieses
Modell wurde ebenso das im Vergleich zu Westeuropa und Nordamerika sehr viel
geringere Durchschnittsalter der Menschen im Globalen Süden wie die entsprechend
unterschiedlichen Raten an verschiedenen Vorerkrankungen. Die dabei erstellten
Projektionen laufen etwa im Subsaharischen Afrika auf ein drei- bis viermal so
hohes Risiko hinaus, trotz der weit jüngeren Demographie dieser Länder einen
schwerwiegenden Verlauf von COVID-19 mit entsprechender Sterbewahrscheinlichkeit
zu erreichen. (Die für medizinische Laien schwer zu lesende Studie hat Dr. John
Campbell in seinem Videoblog [4] zur Coronapandemie analysiert.)

Der zutiefst soziale Charakter der Krise zeigt sich auch in den USA, wo sich
insbesondere Pflegeheime, Gefängnisse und Schlachthöfe zu Hot Spots der Pandemie
entwickelt haben [5]. Ganze 40 Prozent der fast 117.000 an und mit COVID-19
Verstorbenen haben in Einrichtungen der Langzeitpflege gelebt. Diese 48.000
Toten, so wird häufig eingewandt, wären aufgrund ihres Alters und entsprechender
Vorerkrankungen ohnehin bald gestorben, doch wird mit dieser Einschätzung am
institutionellen Charakter der Versorgung älterer Menschen vorbeiargumentiert. 
Lebten diese Menschen noch in ihren Familien oder anderen Kleingruppen, die die
Pflege älterer Menschen selbstorganisiert gestalten könnten, dann wären sie auch
nicht dem Infektionsdruck von Einrichtungen ausgesetzt, indem sie eng an eng als
konzentrierte Risikogruppe leben. Dies wiederum ist eine Folge
gesellschaftlicher Zwänge, können viele Menschen ihre Eltern und Großeltern doch
nicht mehr pflegen, weil ihre Zeit von Erwerbsarbeit in Beschlag genommen wird.
In einer besseren Welt würde es wohl kaum dazu kommen, daß mit leichter Hand
über die Lebenserwartung betagter bis hochbetagter Menschen verfügt wird, in deren
subjektivem Horizont jede Frist verbliebenen Lebens ganz andere Bedeutung haben
kann, als von Dritten zu ermessen ist. 

Die mindestens 67.000 infizierten Insassen des US-Knastsystems sind besonders
schwer betroffen, leben sie doch in einem doppelten Lockdown, weil sie ohnehin
eingesperrt sind und während der Pandemie häufig in ihren Zellen bleiben müssen. 
Das Ansteckungsrisiko in den Gefängnissen ist besonders groß, weil das Einhalten
sozialer Distanz häufig kaum möglich ist und die hygienischen Bedingungen oft
sehr schlecht sind. In Schlachthöfen ist es ähnlich - die körperliche Nähe
begünstigt die Ausbreitung des Virus ebenso wie die kalten und feuchten
Arbeitsbedingungen. Zudem sind dort meist MigrantInnen beschäftigt, die nicht
anders als in der Bundesrepublik auf besonders engem Wohnraum leben und deren
Lohn oft so gering ist, daß für gesundheitliche Aufwendungen kaum etwas übrig
bleibt.

Im Jahr 2020 sind die Krisen gesellschaftlicher Naturverhältnisse, die vor allem
in der Aufheizung des Klimas und dem drastischen Rückgang der Biodiversität
hervortreten, die Krisen kapitalistischer Verwertung, die sich in den niemals
bewältigten Problemen des ökonomischen Einbruches vor 12 Jahren, der
leerlaufenden Überproduktion wie wegbrechenden Mehrwertproduktion fortschreiben,
und die Krisen der sozialen Reproduktion, die die meisten Menschen vor die
anwachsende Schwierigkeit stellen, einer nicht von Entfremdung und Zwang
bestimmten Erwerbsarbeit nachzugehen, sich angemessen zu ernähren, keiner
herrschaftlichen Gewalt ausgesetzt zu sein und ohne Ansehen von Hautfarbe,
Geschlecht, Herkunft und körperlicher Verfassung respektiert zu werden, auf eine
Weise eskaliert, die selbst die Bevölkerungen der reichsten
Metropolengesellschaften in tiefe Existenznot wirft. Den zusehends verheerenden
Entwicklungen auf emanzipatorische Weise entgegenzutreten und sozialen
Widerstand in seiner kollektiven und solidarischen Elementarform
wiederzuentdecken könnten die Aufgaben einer Linken sein, die aus dem
Winterschlaf des Interregnums nach Ende der Blockkonfrontation 1990 erwacht und
neuen Mut faßt, das Unmögliche zu tun.


Fußnoten:

[1] https://amp.theguardian.com/world/2020/jun/17/pandemics-destruction-nature-un-who-legislation-trade-green-recovery?__twitter_impression=true&fbclid=IwAR2ANN-kaeDk9-W5rUTPuQI-eqt8XdPS8H_7W40X3Re7fT-kf6zKOPesMy4

[2] https://www.thelancet.com/journals/langlo/article/PIIS2214-109æ¢X(20)30229-1/fulltext

[3] https://www.cgdev.org/sites/default/files/predicted-covid-19-fatality-rates-based-age-sex-comorbidities-and-health-system-capacity.pdf

[4] https://www.youtube.com/watch?v=u_a8HyXnFU4

[5] https://www.nytimes.com/interactive/2020/us/coronavirus-us-cases.html?action=click&pgtype=Article&state=default&module=styln-coronavirus-national&region=TOP_BANNER&context=storylines_menu
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KRIEG/1793: NATO - Spiel mit den Kriegspotenzen ... (SB)



Der Aufstieg Chinas verändert fundamental die globale
Machtbalance.(...) China kommt immer näher vor die Haustür Europas.
Das Land ist präsent in der Arktis, in Afrika und im Mittelmeer.
Peking investiert massiv in kritische Infrastruktur in Europa und ist
eine feste Größe im Cyberraum.

NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg [1]

Die westlichen Mächte forcieren ihren ideologischen, ökonomischen und
militärischen Druck auf China. Im Trommelfeuer der Propaganda, unter
Verhängung von Sanktionen, mittels Handelskrieg und waffenstarrenden
Provokationen in der unmittelbaren Peripherie soll die aufstrebende
östliche Weltmacht totgerüstet und in die Knie gezwungen werden, ehe
sie den Vereinigten Staaten über den Kopf gewachsen ist und sie als
Hegemon abgelöst hat. Deutschland und die EU würden das Feld gerne
offenhalten, um transatlantisch zu marschieren, aber zugleich
wirtschaftlich mit der am schnellsten wachsenden Volkswirtschaft und
deren riesigem Binnenmarkt zusammenzuarbeiten. Doch die US-Regierung
ist sich im klaren darüber, daß die Uhr für sie tickt, und will nicht
zulassen, daß die Europäer eigenständig erstarken, bis sie womöglich
die Seiten wechseln. Deshalb drängt die Trump-Administration die
Verbündeten mit brachialen Mitteln, Farbe zu bekennen und sich
unverzüglich dem Feldzug anzuschließen. Volle Dominanz der USA oder
Untergang lautet die Ratio Washingtons, eine Koexistenz ist nicht
vorgesehen.

Deutschland übernimmt zum 1. Juli für ein halbes Jahr die
EU-Ratspräsidentschaft. Kanzlerin Angela Merkel hat sich in einer
Regierungserklärung im Bundestag für eine stärkere Rolle der EU in der
internationalen Politik ausgesprochen und China einen "strategischen
Partner" genannt. Der abgesagte EU-China-Gipfel in Leipzig müsse
nachgeholt werden. [2] Diese Aussage unterstreicht die
Entschlossenheit, ungeachtet der "größten Krise ihrer Geschichte", in
der sich die EU angesichts der Coronapandemie befinde, die Tür zu
einer eigenständigen Positionierung der führenden Mächte Europas
offenzuhalten. Je stärker das Vertrauen in die Kooperation mit den USA
erschüttert wird, um so wichtiger ist ein ökonomischer Zuwachs im
Windschatten Chinas, ohne den die ambitionierten Entwürfe einer EU als
globales Machtzentrum auf Augenhöhe unerreichbar scheinen.

Zugleich wächst jedoch die Feindseligkeit gegenüber China, nicht
zuletzt um durchaus vorhandenen Sympathien für das chinesische
Entwicklungsmodell oder zuletzt den Umgang mit der Coronakrise in der
hiesigen Bevölkerung den Boden zu entziehen. Was gestern noch als
chinesisches Angebot einer Zusammenarbeit zum beiderseitigen Nutzen
gewürdigt wurde, wird heute als Desinformation oder gar Strategie der
Unterwanderung bezichtigt. Ein bezeichnendes Beispiel für diese
Trendwende liefert die ARD-Dokumentation "Wuhan - Chronik eines
Ausbruchs", die kurz vor der Erstausstrahlung zurückgezogen wurde,
weil sie zu chinafreundlich war. In der SWR-Auftragsproduktion sollten
neben den deutschen Experten Lothar Wieler (RKI), Hendrik Streeck (Uni
Bonn) und Christian Drosten (Charité) insbesondere Epidemiologen aus
China zu Wort kommen und die Maßnahmen der Volksrepublik gegen die
Covid-19-Pandemie erläutern. In einem Akt der Selbstzensur der
Öffentlich-Rechtlichen wurde dem bei anderer Gelegenheit gern
beschworenen mündigen Bürger die Gelegenheit verwehrt, sich selbst
eine Meinung zu bilden. [3]

Unterdessen bereitet die EU-Kommission neue Maßnahmen zur Abwehr
chinesischer Investoren vor. Das "Weißbuch für faire
Wettbewerbsbedingungen in bezug auf ausländische Subventionen" zielt
darauf ab, Übernahmen europäischer Firmen durch Konzerne aus
Drittstaaten, womit offensichtlich China gemeint ist, zu erschweren.
Künftig sollen Übernahmen ab 35 Prozent der Anteile von Firmen in der
EU in Brüssel penibel daraufhin überprüft werden, ob der
übernahmewillige Konzern zu Hause Subventionen von der Regierung
erhalten hat, die ihm einen Vorteil bei der Übernahme verschaffen.
Maßgebliche Kräfte in der Union drängen schon geraume Zeit auf eine
strikte Kontrolle chinesischer Übernahmen. Zuletzt forderten
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier sowie seine Amtskollegen aus
Frankreich, Italien und Polen in einem gemeinsamen Schreiben die
zuständige Kommissarin Vestager Anfang Februar auf, dazu geeignete
wettbewerbspolitische Instrumente zu schaffen. [4]

Die strategische Ausrichtung der NATO müsse auch China explizit ins
Visier nehmen, das "immer näher vor die Haustür Europas" komme, legt
Generalsekretär Jens Stoltenberg Konfrontationskurs an. Der Aufstieg
Chinas verändere fundamental die globale Machtbalance und biete einige
neue Chancen vor allem wirtschaftlicher Art, aber auch neue
Herausforderungen. Peking habe nach den USA den zweitgrößten
Verteidigungsetat der Welt und rüste immer stärker auf. China
investiere stark in Nuklearwaffen und Langstreckenraketen, die Europa
erreichen könnten, weshalb sich die NATO-Verbündeten gemeinsam dieser
Herausforderung stellen müßten. Ziel der chinesischen Aufrüstung sei
es, die USA nicht nur aus der indopazifischen Region herauszudrängen,
sondern möglichst auch die Macht über die Meere zu erlangen, um
wichtige Handelswege kontrollieren zu können. Nach Stoltenbergs Worten
ist zwar kein Land unmittelbar bedroht, doch seien ernsthafte
Entwicklungen im Südchinesischen Meer festzustellen, da China
versuche, die Bewegungsfreiheit für Schiffe in internationalen
Gewässern zu behindern. Es gebe jedoch keinen Grund, Truppen dorthin
zu schicken, zumal die USA, aber auch wichtige Partnerstaaten wie
Australien und Neuseeland militärisch vor Ort vertreten seien.

In einem weiteren Akt, den Druck auf China zu erhöhen, hat
US-Präsident Donald Trump ein neues Sanktionsgesetz unterzeichnet.
Unter dem Vorwand, den Uiguren beizustehen, werden Sanktionen gegen
chinesische Politiker verhängt, darunter mit Chen Quanguo, dem
Parteisekretär von Xinjiang, zum ersten Mal gegen ein Mitglied des
Politbüros. Hinzu kommen Sanktionen, die Trump vor kurzem in Reaktion
auf das neue Sicherheitsgesetz für Hongkong angekündigt hat. Wie
Chinas Nachrichtenagentur Xinhua berichtete, habe man sich bei einem
Treffen zwischen US-Außenminister Michael Pompeo und Chinas
Spitzendiplomat Yang Jiechi geeinigt, den Konsens zu wahren, den Trump
und Xi zuletzt erreicht hatten. Die Volksrepublik hat diese im Januar
getroffene Vereinbarung im Kern eingehalten, soweit nicht die
Covid-19-Pandemie und US-Zwangsmaßnahmen einen Teil davon hinfällig
werden ließen. [5]

In einer Kombination ökonomischer und militärischer Erwägungen planen
die USA, unbemannte Fluggeräte wie den MQ-9 Reaper als Flugzeug zu
deklarieren, um China vom Drohnenmarkt zu verdrängen. Nach dem
Ausstieg aus dem INF-Vertrag und dem Open Skies-Abkommen will sich die
Trump-Regierung nun den Beschränkungen des Missile Technology Control
Regime (MTCR) entziehen. Durch dieses Manöver soll es amerikanischen
Rüstungsherstellern ermöglicht werden, Kampfdrohnen uneingeschränkt an
alle Staaten verkaufen zu können, um so die Verbreitung chinesischer
Drohnen auf dem Markt zu torpedieren. Das 1987 geschlossene Abkommen,
dem mittlerweile 34 Staaten beigetreten sind, regelt den Export
bestimmter Langstrecken-Marschflugkörper und -Drohnen mit dem Ziel,
die Verbreitung von ballistischen Raketen für nukleare, biologische
und chemische Waffen zu verhindern. Unter diese Richtlinien fallen
Kampfdrohnen. Um das zu ändern, erklärt die Trump-Regierung bereits
seit 2017, technisch gesehen seien UAVs Flugzeuge und keine Raketen.

China, das nicht Mitglied des MTCR ist, nutze diese Situation, um
seinen Einfluß auszuweiten, sich einen nachrichtendienstlichen Vorteil
zu verschaffen und die Sicherheitsbündnisse der USA zu gefährden, so
der Vorwurf. Derzeit sei es für die USA einfacher, an seine
Bündnispartner Kampfflugzeuge zu verkaufen als unbemannte
Kampfdrohnen. Das führe dazu, daß sich diese Staaten mit ihrer
Nachfrage nach Kampfdrohnen an China wendeten. Da die weltweite
Anschaffung von Überwachungs- und Kampfdrohnen in den kommenden Jahren
rasant wachsen dürfte und diese Systeme als die Zukunft moderner
Luftwaffen gelten, wollen die USA ihren schärfsten Rivalen vom Markt
verdrängen. [6]

Unmittelbarster Ausdruck der Einkesselung Chinas bleibt die massiv
ausgeweitete militärische Präsenz der US-Streitkräfte im Westpazifik.
Dorthin hat die Navy drei Flugzeugträgerkampfgruppen entsandt, die in
den strategisch brisanten Gewässern vor dem chinesischen Festland eine
Machtdemonstration exerzieren. Die USS Theodore Roosevelt operiert in
den Gewässern vor Guam, die Kampfgruppe der USS Nimitz ist von der
US-Westküste aufgebrochen, und die USS Ronald Reagan hat mit ihrer
Kampfgruppe ihre Basis in Japan verlassen und operiert gegenwärtig im
Philippinischen Meer. Der Leiter der Operationen des US Indo-Pacific
Command, Konteradmiral Stephen Koehler, bezeichnete China ausdrücklich
als oberstes Ziel des Manövers. Er warf Peking vor, es errichte
militärische Außenposten im Südchinesischen Meer und installiere auf
den dortigen Inseln Raketensysteme und Systeme zur elektronischen
Kriegsführung.

Unter dem Vorwand, die Freiheit der Schifffahrt zu sichern, dringen
US-Kriegsschiffe immer wieder in von China beanspruchte
Territorialgewässer ein. Ende April führte die Navy innerhalb von zwei
Tagen zwei Operationen im Südchinesischen Meer durch, eine weitere am
7. Mai. Am 28. Mai drang der Lenkraketenzerstörer USS Mustin in die
Zwölfmeilenzone um Woody Island in der Paracel-Gruppe ein, eine Insel,
die China seit Jahrzehnten für sich beansprucht. Das Südchinesische
Meer spielt im Kriegsfall eine zentrale Rolle in den Plänen des
Pentagon, massive Marine- und Luftangriffe auf chinesische
Militärbasen durchzuführen, die entscheidend für den Schutz der
chinesischen Atom-U-Boote sind.

Zudem durchquert die US Navy häufiger die Formosastraße zwischen dem
chinesischen Festland und Taiwan, in diesem Jahr bereits siebenmal.
Wenngleich Trump die "Ein-China-Politik" nicht offiziell außer Kraft
gesetzt hat, heizt er diesen Konflikt durch den Ausbau diplomatischer
und strategischer Beziehungen zu Taipeh gezielt an. So unterstützt er
Staatspräsidentin Tsai Ing-wen, deren Demokratische Progressive Partei
für eine unabhängigere Rolle Taiwans gegenüber China eintritt.
Kürzlich hat das taiwanesische Verteidigungsministerium einem
Frachtflugzeug der US Navy auf dem Weg von Okinawa nach Thailand
erstmals den Flug durch taiwanesischen Luftraum erlaubt, was Beijing
ebenso wie die Durchfahrten der US-Kriegsschiffe umgehend als
provokative Aktion verurteilte. [7]

Unterdessen wurde bekannt, daß die US Air Force vier strategische
Bomber vom Typ B1 und 200 Luftwaffensoldaten auf die Andersen Air Base
auf Guam verlegt wie auch Spionagedrohnen vom Typ Global Hawk von der
Yokota Air Base in Japan ins Südchinesische Meer fliegen läßt, die
eine kontinuierliche Überwachung von Schiffen entlang der chinesischen
Küste ermöglichen. Die B-1B ist ein strategischer schwerer Bomber, der
mit Überschallgeschwindigkeit fliegen und eine breite Palette von
Waffen tragen kann, darunter Lenkraketen und ferngesteuerte Bomben
sowie thermonukleare Bomben der Typen B61 und B83. [8]

Die aggressiven Bemühungen, China zu schwächen und die Vorbereitungen
eines Krieges voranzutreiben, hatten bereits mit Barack Obamas "Pivot
to Asia" begonnen. Damals nahm das Pentagon eine Verlagerung seines
weltweiten militärischen Schwerpunkts auf den Indopazifik in Angriff,
um bis 2020 insgesamt 60 Prozent der US-Marineeinheiten und
Kampfflugzeuge dorthin zu verlegen. Im Rahmen dieser Strategie hat
Washington seine großen Stützpunkte in Japan, Südkorea und Guam
umstrukturiert, Stationierungsabkommen mit mehreren Staaten der Region
(Australien, Singapur, Indien und Sri Lanka) abgeschlossen und
Militärbündnisse sowie strategische Partnerschaften gestärkt. Trump
sattelt auf und spitzt die Konfrontation auf die Gefahr hin zu, eine
militärische Auseinandersetzung bis hin zum alles verschlingenden
Atomkrieg zu provozieren.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/ausland/article209473417/Nato-Chef-Jens-Stoltenberg-China-kommt-immer-naeher-vor-die-Haustuer-Europas.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/380494.brd-ratspräsidentschaft-kanzlerin-erläutert-eu-strategie.html

[3] www.heise.de/tp/features/Droht-nach-der-Corona-Panik-die-Fake-News-Paranoia-4784776.html

[4] www.jungewelt.de/artikel/380325.abschottung-eu-geeint-gegen-china.html

[5] www.jungewelt.de/artikel/380493.china-usa-washingtons-zeigefinger.html

[6] www.heise.de/tp/features/Drohnen-Rakete-oder-Flugzeug-4782692.html

[7] www.wsws.org/de/articles/2020/06/15/usch-j15.html

[8] www.wsws.org/de/articles/2020/06/13/nucl-j13.html
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REPRESSION/1710: Polizeigewalt in Frankreich - Schwerverletzte und Todesopfer ... (SB)



Die Proteste in den USA haben ein Schlaglicht auf die Ereignisse
in Frankreich geworfen. Wer heute für Georges Floyd kämpft, kämpft
auch für Adama Traoré.

Assa Traoré (Ältere Schwester und Gründerin des Komitees "Wahrheit für Adama") [1]

Auch in Frankreich gehen dieser Tage zahlreiche Menschen auf die
Straße, um gegen Polizeigewalt zu protestieren. Unterstützt werden sie
von bekannten Gruppen, die sich seit längerem an dieser Front
engagieren, wie dem Komitee Adama. Dieses thematisiert seit fast vier
Jahren den Tod des 24jährigen Adama Traoré, der an seinem Geburtstag,
dem 19. Juli 2016, in einem Fahrzeug der französischen Gendarmerie in
der Pariser Vorstadt Persan-Beaumont zu Tode kam - mutmaßlich erstickt
von mehreren auf ihm sitzenden Beamten, in Anwendung einer Technik zur
Ruhigstellung, die in Nachbarländern wie Belgien und der Schweiz
ausdrücklich verboten ist. Kürzlich kam ein weiteres gerichtlich
angeordnetes Gutachten in diesem Fall zum selben Ergebnis wie das
ursprüngliche: Die Polizeimethode sei nicht schuld am Tod Traorés, der
wegen eines Herzfehlers nach einem Lauf von 400 Metern in Atemnot
geraten und dann gestorben sei. Die Familie des sportlichen jungen
Mannes bestreitet dies. Ein von ihr selbst finanziertes und am 2. Juni
vorgelegtes Gutachten bestätigt klar den Erstickungstod.

Noch zwei weitere Fälle von exzessiver Polizeigewalt haben seit
Jahresanfang in Frankreich für Empörung gesorgt. Ein 42jähriger
Lieferfahrer war im Januar nach einer Polizeikontrolle am Pariser
Eiffelturm erstickt. Die Polizisten drückten den Familienvater
bäuchlings auf den Boden, er erlitt dadurch einen Kehlkopfbruch. In
der südfranzösischen Stadt Béziers starb im April ein 33jähriger,
nachdem er mit dem Gesicht nach unten fixiert worden war.

Das Komitee "Gerechtigkeit für Adama" hatte dazu aufgerufen, am 2.
Juni zum Pariser Justizpalast zu kommen, wo das Gegengutachten an die
zuständigen Justizorgane übergeben werde. Die Polizei war an Ort und
Stelle, wurde aber durch Tausende trotz des Corona-Verbots von allen
Seiten herbeiströmende Menschen schier überrannt. Selbst nach
polizeilichen Angaben kamen mehr als 20.000 Menschen zusammen. Rund
ein Drittel der Beteiligten waren schwarz, viele junge Menschen waren
in der Menge zu sehen. Seither hat sich in der französischen
Öffentlichkeit die Vorstellung durchgesetzt: Der französische George
Floyd ist Adama Traoré.

In Frankreich sind derzeit öffentliche Versammlungen mit mehr als zehn
Personen grundsätzlich verboten, und dies voraussichtlich bis
mindestens zum 10. Juli, an dem die derzeitige Frist zur Anwendung des
"Gesetzes zum gesundheitlichen Ausnahmezustand" ausläuft. Dennoch war
dies nach einer Demonstration von gut 5000 Menschen am 30. Mai für die
Rechte von Einwanderern ohne Aufenthaltsstatus bereits der zweite
Fall, in dem das geltende Demonstrationsverbot in großem Stil
mißachtet wurde.

Die Regierung äußerte sich sehr reserviert zu diesem Thema.
Innenminister Christoph Castaner bestritt rassistische Tendenzen in
der französischen Polizei, Präsident Emmanuel Macron kündigte eine
"Verbesserung ihrer Ausbildung" an. Regierungssprecherin Sibeth Ndiaye
bemühte sich in einer Pressekonferenz darzulegen, warum die Lage der
Schwarzen in den USA und in Frankreich "nicht vergleichbar" sei. "Ich
glaube nicht, dass man sagen kann, Frankreich sei ein rassistisches
Land", behauptete die aus Senegal stammende Macron-Vertraute. Assa
Traoré konterte umgehend, die Lage sei tatsächlich ungleich, nämlich
in Frankreich sogar noch schlimmer: In den USA sei der Polizist
immerhin hinter Gittern, doch im Fall Traoré habe das Innenministerium
in Paris den drei beteiligten Gendarmen sogar seinen Dank
ausgesprochen.

Eine Sprecherin der Polizeigewerkschaft SGP, Linda Kebbab, trat dieser
Darstellung vehement entgegen. Der Fall George Floyds habe mit der
Traoré-Affäre "absolut nichts zu tun, weder historisch, ursächlich
noch technisch", sagte die Polizistin. Die in Minneapolis angewendete
Technik "Knie auf Hals" sei in Frankreich verboten; die französische
Polizei habe sie in aller Form verurteilt. Generell warf die
Polizeisprecherin dem Traoré-Komitee vor, einen "rassisch orientierten
Diskurs" aus den USA nach Frankreich zu bringen. [2]

Angesichts ihrer Geschichte und Gegenwart hat die französische Polizei
gute Gründe, einen Diskurs in der Öffentlichkeit über ihren
strukturellen Rassismus und ihr repressives Vorgehen zu fürchten. Dem
muß natürlich vorausgeschickt werden, daß Polizei grundsätzlich im
Dienst des staatlichen Gewaltmonopols die herrschende Ordnung
durchzusetzen hat, die Anwendung von Zwangsmitteln also ihr
Kerngeschäft ist. Das tritt eben dort besonders deutlich hervor, wo
Konflikte der Klassengesellschaft gären oder ausbrechen. Die Existenz
dieses Grundverhältnisses stellt nach dem Tod George Floyds nicht nur
die französische, sondern auch die deutsche Polizei in Abrede, die
ihrerseits behauptet, die Situation in den USA ließe sich überhaupt
nicht mit der hiesigen vergleichen, weshalb der Vorwurf eines
strukturellen oder auch nur latenten Rassismus die gesamte Polizei
unter Generalverdacht stelle. Diese empörende Bezichtigung müsse
entschieden zurückgewiesen werden. Darin wird sie von weiten Teilen
der Politik unterstützt, für die Polizei zur Sicherheit der
herrschenden Verhältnisse unverzichtbar ist und daher personell,
materiell und rechtlich aufgerüstet wie auch in der öffentlichen
Debatte verteidigt wird.

Wenn angesichts anhaltender Proteste in zahlreichen Ländern eingeräumt
wird, daß es im Polizeidienst schwarze Schafe gebe, die es zu
sanktionieren gelte, ist das keine späte Einsicht. Vielmehr handelt es
sich um den Versuch, die Vorwürfe gegen sich zu kehren und
einzubinden, indem vorgeblich Abhilfe geschaffen wird. Sind die bösen
Cops aussortiert, bleiben die guten übrig, was jeden Widerstand gegen
ihr Handeln zwangsläufig diskreditiert und kriminalisiert, wie es in
der Bundesrepublik gesetzlich ja bereits festgeschrieben ist. Dies
vorausgesetzt, lassen sich gewisse landesspezifische Charakteristika
der jeweiligen Polizeien herausarbeiten, wobei sich abzeichnet, daß
die bestehenden Unterschiede in zunehmendem Maße international
nivelliert werden - und dies zwangsläufig auf dem höchsten Niveau
repressiver Möglichkeiten.

Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es auch in Frankreich zu einer gewissen
personellen Kontinuität faschistischer Strukturen, wenngleich
erheblich gebrochener als in Westdeutschland oder teilweise auch
Italien, da viele Résistancekämpfer nach 1944 in den Staatsdienst
eintraten und "belastete" Elemente ausgetauscht wurden. Den nahtlosen
Übergang verkörperte insbesondere der vormalige Nazikollaborateur
Maurice Papon, der in den 1960er Jahren Pariser Polizeipräfekt war und
erst 1998 wegen seiner aktiven Rolle bei Judendeportationen aus dem
besetzten Frankreich in den Jahren 1942 bis 44 als "Verbrecher gegen
die Menschheit" verurteilt wurde. Die gesellschaftliche Nachwirkung
der Résistance verblaßte angesichts einer innenpolitischen Rückwirkung
der Kolonialkriege in Indochina (1946 bis 1954) und Algerien (1954 bis
1962), die einen reaktionären Nationalismus beförderten und die
Rehabilitierung repressionserfahrenen Personals begünstigten.

Am frühen Abend des 17. Oktober 1961 mobilisierte die Nationale
Befreiungsfront (FLN), ein Spektrum unterschiedlicher Flügel von
marxistischen bis präislamistischen Kräften, das für die
Unabhängigkeit Algeriens kämpfte, in Paris 20.000 bis 30.000 Anhänger
zu einer Demonstration. Aus staatlicher Sicht stellte dies einen
dreifachen Angriff dar, sah man die Hauptstadt doch durch den
Kommunismus, den Islam und die "Dritte Welt" gleichzeitig umzingelt.
Zur kolonialen Gewalt gesellte sich die Staatsräson, die Ordnung
aufrechtzuerhalten und den "inneren Feind" zu bezwingen, da der FLN
wie andere nationale Befreiungsbewegungen dieser Ära als "fünfte
Kolonne" im Kampf der Systeme aufgefaßt und bekämpft wurde. Aus der
Gemengelage von Kolonialrassismus und unbedingtem staatlichen
Kontrollanspruch erwuchs eine exzessive polizeiliche Gewalt.

An diesem Abend und in der darauffolgenden Nacht töteten
Polizeieinheiten, die von dem Polizeipräfekten Maurice Papon befehligt
wurden, um die 300 Algerier mitten in Paris: Sie wurden totgeschlagen,
von Brücken geworfen, in der Seine ertränkt. Über diesen Massenmord
wurde nach dem Algerienkrieg, der am 5. Juli 1962 mit der
Unabhängigkeit der früheren Kolonie endete, ein Mantel des Schweigens
gebreitet. Ein erster Dokumentarfilm darüber wurde in den siebziger
Jahren noch mit einem Verbot belegt, und erst ab den 1990er Jahren
begannen NGOs, allmählich Licht in das Dunkel um diese Affäre zu
bringen. Rund um den fünfzigsten Jahrestag des Massakers im Oktober
2011 brach das Schweigen. Zeitungen erwähnten den Jahrestag, Politiker
etablierter Parteien bekannten sich erstmals zur historischen
Verantwortung des französischen Staates, und Tausende Menschen
demonstrierten bei einem Gedenkmarsch.

Die postkoloniale Struktur von Staat und Gesellschaft, welche die
Ideologie rassischer und kulturellen Überlegenheit einschloß, endete
damit nicht. Und ebensowenig verzichtete die Staatsgewalt auch in der
Folge auf die stets präsente Option, die öffentliche Ordnung mit
repressiven Mitteln aufrechtzuerhalten, die um so massiver ausfielen,
je heftiger die Widersprüche der Klassengesellschaft in Erscheinung
traten. Frankreich weist eine besonders starke räumliche Trennung
unterschiedlicher sozialer und "ethnischer" Gruppen auf, wobei
eingewanderte Menschen mehrheitlich an den Rändern der urbanen
Ballungsräume in den Banlieues leben. Absolventen der Polizeischulen
leisten ihre ersten Berufsjahre an diesen Orten ab, die sie als Zonen
feindlichen Gebietes wahrnehmen, aus denen sie mit rassistischer
Stereotypenbildung hervorgehen.

Zudem hat sich die Polizeidoktrin in den letzten Jahren brutalisiert.
Im Herbst 2015 wurde das Land in Folge der dschihadistischen Attentate
von Paris und der Vorstadt Saint-Denis in den Ausnahmezustand
versetzt, was der Polizei das Feld eröffnete, repressiv gegen
jeglichen Protest vorzugehen. Das traf die Demonstration am 29.
November zur Eröffnung der internationalen Konferenz COP-21 ebenso wie
die Gewerkschafts- und Jugenddemonstrationen im Frühjahr 2016 gegen
die Arbeitsrechtsreform, bei denen es zu zahlreichen Verletzten und
Festnahmen kam. Die Gelbwestenbewegung wurde 2018 und 2019 noch
heftiger angegriffen, neben Toten zeugten ausgeschossene Augen und
abgerissene Händen von den berüchtigten Gasgranaten und
Gummigeschossen. Der anwachsende Neofaschismus griff auch in Kreisen
der Polizei um sich. So stimmten seit den Regionalparlamentswahlen
2015 bei mehreren Wahlgängen über fünfzig Prozent der an ihnen
teilnehmenden Polizeibediensteten für den rechtsextremen Front
National (FN), der seit dem 1. Juni 2018 den Namen Rassemblement
National (RN) trägt. [3]

Der Tod George Floyds und die zeitgleiche Veröffentlichung des
offiziellen Justizgutachtens zu Adama Traoré führten in Frankreich zu
einer Situation, die Le Monde als "sozialer Cocktail mit einem
hochgradig explosiven Potential" beschrieb. Innenminister Castaner,
der bis dahin stets als Hardliner der Polizei den Rücken gestärkt
hatte, erklärte nun, künftig solle der "Würgegriff" bei Festnahmen
oder Kontrollen verboten sein. [4] Dies und seine Aussage, jeder
"einwandfrei bewiesene Hauch eines Verdachts des Rassismus" könne zur
Suspendierung eines Polizisten führen, rief heftigen Protest der
Polizei auf den Plan. In zahlreichen Städten marschierten Polizisten
vor den Präsidien auf und warfen demonstrativ Teile ihrer Ausrüstung
auf den Boden. "Christophe Castaner hat das Vertrauen der Polizisten
verloren", sagte der Generalsekretär der größten Polizeigewerkschaft,
Yves Lefebvre. "Seit Montag betrachte ich Herrn Castaner als meinen
Gegner." "Castaner stellt die Polizisten unter Generalverdacht",
twitterte der Fraktionsvorsitzende der konservativen Partei im
französischen Senat.

Castaner ruderte zurück und erklärte, der allergrößte Teil der
Polizisten sei nicht rassistisch, und nach einem Treffen mit
Gewerkschaftsvertretern der Polizei verkündeten diese, der Würgegriff
solle offenbar doch nicht abgeschafft werden. "Herr Castaner hat
eingesehen, dass er Fehler gemacht hat", erklärte Lefebvre.

Wer dunkelhäutig ist und in den Vorstädten der großen Städte lebt, muß
jederzeit damit rechnen, von der Polizei angegangen zu werden. Junge
Männer, die als schwarz, arabisch oder maghrebinisch wahrgenommen
werden, kontrolliert die Polizei wesentlich häufiger als Weiße. Nach
den Demonstrationen für Traoré veröffentlichte ein Onlinemedium eine
Recherche über eine Facebook-Gruppe, in der Tausende Polizisten
Mitglied waren und die Demo auf übelste Weise rassistisch
kommentierten. Kurz darauf veröffentlichte die Seite eine weitere
Recherche über eine zweite Facebook-Gruppe, in der Polizisten
ebenfalls rassistische Nachrichten austauschten. [5]

Dennoch erklären französische Polizisten, die Äußerungen Castaners
seien nur "der Tropfen, der das Faß zum Überlaufen bringt". Die
Polizei werde regelmäßig angegriffen, beleidigt, sei Gewalt
ausgesetzt. Die Polizisten verweisen auf die seit den islamistischen
Anschlägen von 2015 herrschende Stimmung im Land, auf die zum Teil
gewaltsamen Proteste der Gelbwesten und nun die strengen Maßnahmen
gegen die Pandemie, die sie durchsetzen mußten. Wer die Staats- und
Waffengewalt auf seiner Seite hat, wer die Toten und Schwerverletzten
produziert, wer festgenommen, verurteilt und inhaftiert wird,
erwähnten sie nicht.


Fußnoten:

[1] jungle.world/artikel/2020/24/george-floyd-und-adama-traore

[2] www.fr.de/politik/rassismus-frankreich-paris-nach-adama-traor-13786302.html

[3] www.heise.de/tp/features/Frankreich-Protest-gegen-Rassismus-und-Ungerechtigkeit-4782698.html

[4] www.heise.de/tp/features/Polizeigewalt-Franzoesischer-Innenminister-verbietet-Wuergegriff-4779026.html

[5] www.spiegel.de/politik/ausland/frankreich-warum-polizisten-ihre-handschellen-wegwerfen-a-dea85009-63f7-4b85-b631-f89eea1222f5
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30 Jahre Einheit! - 30 Jahre schwache Hoffnungen!

Von Günter Buhlke, 18. Juni 2020



... und was hat uns der Kanzler der CDU 1990 nicht alles
versprochen. Es kam jedoch nichts. Dann kündete eine CDU-Kanzlerin
seit 16 Jahren vor Wahlterminen zum Bundestages "kein Weiter so!" an,
ohne das spürbare Änderungen eintraten.

Statt blühende Landschaften, droht das Klima mit Katastrophen. Es
sterben die Arten aus. In der europäischen Sozialstatistik ist
Deutschland während dieser Zeitspanne auf schlechten Plätzen gelandet
und hat sich einen Billiglohnsektor zugelegt. Die junge Generation
wurde zu Freelancern, ohne wirksame Arbeitsrechte und mit schlechten
Rentenanwartschaften. Hartz IV ist ihre letzte Station.

Meine Arbeitsstelle in der Staatlichen Plankommission (SPK) der DDR,
im Bereich Länderplanung Entwicklungsländer, wurde nicht mehr
gebraucht. Das entschied die Regierung der DDR, die seit März 1990
durch Wahlmehrheiten unter einer Koalition mit Namen Allianz für
Deutschland in ihr Amt gekommen ist.

Mit Blick auf den von Herrn Kohl versprochenen Staatsvertrag über eine
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion hatten die Entlassungsnormen
bereits einen westdeutschen Zuschnitt. Herr Modrow hatte zu diesem
Zeitpunkt zunächst eine Vertragsgemeinschaft vorgeschlagen und eine
Einheit zeitlich später gelegt.

Die 6 Monate April bis September waren Wochen ohne eindeutige
gesetzliche Regeln. Die letzte DDR-Regierung de Maizière handelte im
Zweifelsfall stets so, als sei das Ostgebiet schon ein westdeutsches
Bundesland. Zur Erinnerung: Der Staatsvertrag über die Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion galt erst ab 1. Juli 1990 und der
Staatsvertrag über die Einheit wurde erst am 3.10.1990 wirksam.

Die Einarbeitung in meine Aufgaben begann mit einem lehrreichen
Aha-Erlebnis. Der Ausschuss wurde von Christa Luft (PDS) geleitet.
Dass der wichtige Ausschuss nach den Statuten des Parlaments von der
Opposition geleitet wird, war mir neu. Es stellte sich aber als eine
Feigenblattkonstruktion heraus. Beschlüsse des hohen Hauses wurden
erst nach zählbaren Mehrheiten gültig, auch in den Ausschüssen und
unabhängig davon, welche Partei den Ausschuss leitete. Die Qualität
eines Gesetzes ist zum Zeitpunkt seiner Annahme kein Kriterium.
Gesetze benötigen nur in Zahlen ausdrückbare Mehrheiten. Der Wille des
Fraktionsvorstandes der Mehrheitspartei und ein Fraktionszwang
reichen.

In den Arbeitsmonaten Juni, Juli, August bestanden die Aufgaben des
Haushaltsausschusses nicht etwa darin, Gesetzesregeln oder
Novellierungen zu finden, die der notleidenden DDR-Wirtschaft bessere
Rahmenbedingungen hätten verschaffen können. Sie waren darauf
gerichtet, Gesetze der BRD in das Rechtssystem der DDR zu überführen,
obwohl es noch keine Staatsverträge über ein einheitliches Deutschland
gab.

Ein nächstes Aha-Erlebnis war die große Anzahl der Interessenvertreter
der Altbundesländer im Vorraum unseres Sitzungssaales. Jeder Gang, um
eine Akte zu holen, oder zum Waschraum zu gehen, wurde von den Herren
genutzt, um ihre Vorstellungen zu den Beratungspunkten zu äußern. Sie
waren bestens informiert, was am Tage im Ausschuss gerade behandelt
wurde. Wie das in einem Rechtsstaat?

Ein weiterer Schwerpunkt des von der Parlamentsspitze bzw. der
Regierung vorgesehenen Arbeitsplanes war das Gesetz über die
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion mit seinen Regelungen zum
Umtausch der Mark der DDR zur DM der BRD, sowie den verpflichtenden
DM-Eröffnungsbilanzen. Das Gesetz kam einem Todesurteil für die
Wirtschaft der DDR-Betriebe gleich, deren Betriebswirtschaften und
Finanzierungsregeln nach sozialen Prinzipien aufgebaut waren.
Beispielsweise erhielten Genossenschaften von der DDR-Bank für
einfache Betriebsmittel Zuweisungen. Nur echte Investitionsmittel
waren rückzahlbare Kredite. Nach der Wende stuften Westberliner
Banken, die nun die Konten der Genossenschaft führten, alles als
Kredit ein. So entstanden Altschulden, die weiterhin die
Genossenschaften belasten.

Details des Staatsvertrages wurden im Haushaltsausschuss nicht
behandelt oder entschieden.

Das gleiche Prozedere lief für die Behandlung des Gesetzes zur
Deutschen Einheit ab. Er erhielt Wirksamkeit ab 3.10.1990.

Das Prinzip "Stimmenmehrheit geht vor qualitativen Erörterungen in den
Ausschüssen" sorgte dafür, dass Vorschläge aus den Minderheitsparteien
keine Berücksichtigungen in Gesetzen finden. Mit der Festlegung beider
Ministerpräsidenten "Privatisierung geht vor Sanierung" und der
Gesetzeslage nach der Währungsunion hätten Rettungsschirme für die
DDR-Betriebe auch nicht mehr geholfen. Immerhin hatte die PDS-Fraktion
dem Präsidium der Volkskammer vorgeschlagen, der DDR-Wirtschaft
ähnliche Übergangsfristen einzuräumen, wie sie einst dem Saarland
zugebilligt wurden, als es nach einer Wahl von Frankreich zu
Deutschland kam. Der Vorschlag wurde abgelehnt. Der Wille der
mächtigeren Oberen aus Bonn, die DDR in ihr System einzupassen, war
von der Volkskammer nicht veränderbar. Grünes Licht aus Moskau lag
nach Verhandlungen zwischen Kohl und Gorbatschow vor.

Die praktische Folge des ersten Staatsvertrages zur Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion war ein rasanter Anstieg der
Arbeitslosigkeiten im Ex-DDR-Gebiet ab Oktober 1990 in den
Verwaltungen, Universitäten u.v.a. Institutionen der DDR, auch in der
Volkskammer.

Ein drittes Aha-Erlebnis, wie es mental in einer Wende so geht,
stellte sich schnell ein. Mit Kühnheit, gelegentlich mit Fakes News
kehrten die westlichen Politiker und Medien die Ursachen des sozialen
und wirtschaftlichen Misere der Wendezeit einfach um und schoben alles
auf die "marode DDR mit ihrer Mangelwirtschaft, dem Unrechtssystem,
der Stasi". Natürlich gab es in der DDR-Wirtschaft und in der
Versorgung Probleme. Wo gibt es die nicht? Erfolgreiche
Kombinatsdirektoren, kompetente Akademiker, eine funktionierende
Bildungs- und Gesundheitsversorgung, internationale Patente der
DDR-Ingenieure kamen in den Medien nicht mehr vor. Die Bevölkerung
erwies sich in Teilen als verführbar und sollte mit Versprechungen auf
blühende Landschaften beruhigt werden. Sprüche, dass jeder eine Chance
hätte, wurden geklopft.

Bürgerrechtler stellten gutgemeinte Forderungen, das Volkseigentum mit
Anteilsscheinen dem Volk zu übergeben. Die Anteile wären nach den
Entlassungswellen schnell zur Beute der Kapitalbesitzer geworden, wie
es die Beispiele aus der Ukraine, Russland belegen. Ein
Makro-ökonomisches Modell funktioniert nicht mit Anteilsscheinen.

Als Einzelner ist jeder, je nach Thema, oft von der Wahrheit entfernt,
um Fragen richtig zu beantworten. Sie erschließt sich erst im Dialog
mit anderen, beim Debattieren der Dinge.

Der Gedankenaustausch zwischen Oben und Unten aber wurde und wird auch
in der Gegenwart nicht ausreichend gepflegt. Die Sprache von oben
verschleiert oft mehr, als das sie Orientierung bringt. Beispielsweise
verspricht der Titel des Hartz-IV-Gesetzes viel Gutes. Das Marketing
für des Kaisers neue Kleider feiert Auferstehung.

Die Hoffnung bleibt, dass sich eine humanere Gesellschaft in Zukunft
formiert. Die nächste Bundestagswahl ermöglicht einen ersten Schritt
Mehrheiten zu verändern. Ohne einen zweiten oder dritten aus dem Blick
zu verlieren. Anders sind nachhaltige Veränderung nicht erreichbar.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Brasilianischer Totentanz

Von Gerhard Mersmann, Neue Debatte, 17. Juni 2020



Die Chancen, in Brasilien an einem frühzeitigen Tod zu sterben,
standen nie schlecht. Dank einer Kette politischer Ereignisse sind sie
jedoch dramatisch gestiegen.

Wer sich ein Bild darüber machen will, was die Macht des Westens
anzurichten vermag, wenn er vor Ort die richtigen Kompagnons findet -
dieses Land illustriert es. Es stellt sich die Frage, ob Brasilien es
jemals geschafft hat, sich aus der kolonialen Abhängigkeit zu
befreien.

Die weißen Nachkommen der europäischen Kolonisten standen schnell in
regem Verkehr mit den USA, wenn man so will, die natürliche Nachfolge
des niedergegangenen romanischen wie angelsächsischen Kolonialismus
[1]. Sowohl die Ureinwohner des großen brasilianischen Areals wie die
aus Afrika herbeigeschafften Arbeitssklaven, die übrigens das
Zehnfache derer ausmachten, die in die USA verschleppt wurden,
förderten Reichtum gewaltigen Ausmaßes ans Tageslicht, von dem bis
heute ihre jeweiligen Nachkommen nichts gesehen haben.


Mit allen Mitteln gegen Veränderungen

Historische Parallelen sind immer ein beredsames Indiz für Strukturen,
die sich gehalten haben. In Brasilien ist es die Affinität zu den
jeweils herrschenden Kreisen in den USA und die wiederholte Übernahme
eines vom amerikanischen Geheimdienst entwickelten Systems des Regime
Change [2].

Ende der 50er Jahre des letzten Jahrhunderts funktionierte es genauso
wie heute. In der Regel wird der politisch als gefährlich eingestuften
Gegenseite, was zumeist die Linke ist, ein Putschplan unterstellt
oder, wenn die sich durch gezielte Provokationen nicht hinreißen
lässt, ein fingierter Putsch von Schachfiguren inszeniert, die dann
durch das Militär liquidiert und als Opfer der Linken deklariert
werden. Letzteres übernahm die Macht und sorgte dafür, dass Gold, Holz
und Fleisch in ausreichendem Maße gefunden, gefällt und produziert
wurde, um das Land dann so schnell wie möglich zu verlassen, ohne dass
die eigene Bevölkerung etwas davon gehabt hätte.

Die Entwicklung der letzten Jahre zeigt das Duplikat. Durch
demokratische Wahlen hatten es ein linker Gewerkschafter und eine
Widerstandskämpferin bis ins Präsidentenamt geschafft. Beide wollten
die Verhältnisse nachhaltig zugunsten der eigenen Bevölkerung ändern.
In beiden Fällen folgte kein Militärputsch, sondern eine von einer
korrupten Justiz formulierte Anklage wegen Korruption [3]
und Vetternwirtschaft. In beiden Fällen wurden die demokratisch
Legitimierten aus dem Amt gejagt, und in beiden Fällen stellte sich
schon bald danach heraus, dass Anklagen wie Verurteilungen absurd
waren.

Doch konnte die Stimmungslage in dieser Zeit dazu genutzt werden,
einem populistischen Kandidaten [4] eine Mehrheit zu verschaffen, der
sich recht unverfroren als Bestattungsunternehmer des Landes beworben
hatte. Seit er im Amt ist, gibt es kein Halten mehr und die Art der
Amtsführung ist wie eine zeitgenössische Inszenierung des historischen
Kolonialismus [5].

Der Regenwald wird abgeholzt und fortgeschafft, alles wird Weideland
oder, wo möglich, wird nach Edelmetallen geschürft, Umweltgesetze
wurden außer Kraft gesetzt, genauso wie tariflich durchgesetzte
Bezahlung und Arbeitsschutz, eine Militarisierung des Staates
schreitet voran, der Einsatz von Gewalt gegen Andersdenkende ist zur
Regel geworden. Wer in diesem Kontext auf den Gedanken kommt, die
Blaupause hierfür sei einige tausend Kilometer nördlich zu beobachten,
liegt nicht ganz falsch.


Der Totentanz

Konkret, wie bei einem Brandbeschleuniger, illustriert das Management
der Corona-Epidemie sowohl in den USA wie in Brasilien, dass die
ethische Abwägung staatlichen Handelns keinerlei Verwässerungen
unterliegt. Alles, was Gewinn und Rendite schadet, wird vermieden, es
herrscht das privatwirtschaftliche Kalkül in absoluter Form, jede
volkswirtschaftliche Erörterung [6] wird als kommunistisches
Umsturzansinnen verleumdet und verfolgt.

In den USA hat ein alltäglicher Übergriff gereicht, um die soziale
Schieflage [7] durch Massenproteste zumindest wieder ins Bewusstsein
zu bringen. In Brasilien, das unter atemberaubenden Infektionszahlen
leidet, hat der Präsident angeordnet, diese nicht mehr zu
veröffentlichen. Der brasilianische Totentanz ist in vollem Gange. Dem
Rest der Welt kann aufgrund der Wirkung des Musters wie der
ökonomischen und ökologischen Dimension dieses infernalische Treiben
nicht gleichgültig sein.


Quellen und Anmerkungen:

[1] https://neue-debatte.com/2017/02/11/der-nahe-osten-im-kalten-krieg-teil-23/

[2] https://neue-debatte.com/2018/04/20/die-regime-change-achse-und-der-grossinquisitor/

[3] https://neue-debatte.com/2019/12/14/der-feind-im-innern/

[4] https://neue-debatte.com/2019/06/16/bolsonaro-das-weltgeschehen-und-medien-stumm-wie-ein-fisch/

[5] Frankfurter Rundschau (12.6.2020): Brasilien: Wenn Bolsonaro so 
weitermacht, sind wir alle bedroht. Auf 

https://www.fr.de/meinung/brasilien-beistehen-wenn-bolsonaro-weitermacht-sind-auch-bedroht-13793038.html 

(abgerufen am 12.06.2020)

[6] https://neue-debatte.com/2020/06/07/wohlstand-fuer-alle/

[7] https://www.idealismprevails.at/die-grunde-fur-die-kaputte-gesellschaft-in-den-usa-was-sich-andern-muss/


Der Artikel "Brasilianischer Totentanz" wurde
erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2020/06/12/brasilianischer-totentanz/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.
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ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
19. Juni 2020

Rund 80.000 Menschen unterzeichnen Offenen Brief "Soziale Arbeit ist
unverzichtbar" 

ver.di übergibt Unterschriften an das Bundesfamilienministerium



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat am heutigen
Freitag (19. Juni) rund 80.000 Unterschriften unter den Offenen Brief
"Soziale Arbeit ist unverzichtbar" an das Bundesfamilienministerium
übergeben und damit ihre Forderung nach einer Stärkung der Sozialen
Arbeit in der Corona-Krise bekräftigt. "Die Beschäftigten in der
Sozialen Arbeit - diese umfasst unter anderem Kitas, die Kinder- und
Jugendhilfe, Behindertenhilfe oder Hilfen für Wohnungslose und
Geflüchtete - sind gefordert wie nie zuvor; viele fühlen sich aber in
der Corona-Krise alleingelassen", sagte die stellvertretende
ver.di-Vorsitzende Christine Behle. Den Beschäftigten würden häufig
unzureichende oder fehlende Schutzmaßnahmen zugemutet, oder ihnen
drohten Kurzarbeit oder Entlassung. "Qualifizierte Soziale Arbeit
braucht gut entwickelte Träger und Strukturen; die entsprechenden
Einrichtungen kann man nicht von heute auf morgen schließen und
übermorgen wieder öffnen."

Um den Gesundheitsschutz der Beschäftigten in der Sozialen Arbeit zu
gewährleisten, brauche es bundesweite Regelungen, die Beschäftigten,
Adressatinnen und Adressaten, Kindern und Eltern Sicherheit geben, so
Behle weiter. Die durch das Bundesarbeitsministerium für die gesamte
Arbeitswelt formulierten Standards seien in der Sozialen Arbeit, in
der es um den Dienst an und mit den Menschen gehe, nicht anwendbar.
"Hier besteht dringender Nachbesserungsbedarf." Die Bundesregierung
müsse dafür die Verantwortung übernehmen und dürfe die Bundesländer
und Träger der Sozialen Arbeit nicht damit allein lassen.

Der schon seit Jahren bestehende Fachkräftemangel werde durch die
Corona-Krise verschärft, dies gelte insbesondere auch im
Kita-Bereich, so Behle. "Die sprunghafte Öffnung der Kitas lässt die
realen Kapazitäten unberücksichtigt." Dies gehe oftmals zu Lasten der
Beschäftigten; dabei müssten insbesondere Beschäftigte, die
Risikogruppen angehörten, geschützt werden. "Es kann nicht sein, dass
Kolleginnen und Kollegen, die jahrelang den Kita-Ausbau unter
schwierigen Bedingungen mitgetragen haben, jetzt in eine ungewisse
Zukunft geschickt werden, wenn ihr Gesundheitszustand beeinträchtigt
ist." Hier müsse der Bund eingreifen und Angebote machen, wie die
Beschäftigten abgesichert werden können.

Die Forderungen des Offenen Briefes an Politik und Arbeitgeber wird
ver.di in einer bundesweit digitalen Podiumsdiskussion per Stream
Anfang Juli 2020 diskutieren. Eine Einladung folgt in Kürze.


Weitere Informationen unter:

www.mehr-braucht-mehr.verdi.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 19.06.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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Hans-Böckler-Stiftung - 17.06.2020

Arbeitskosten: Deutschland hoch wettbewerbsfähig und gut gerüstet für
Bewältigung der Corona-Krise

IMK: Stabilitätsorientierte Lohnentwicklung stärkt Nachfrage



Die deutsche Wirtschaft ist während des vergangenen Jahrzehnts im
Jahresdurchschnitt um 2,0 Prozent gewachsen und damit weitaus kräftiger
als in den 2000er Jahren, als das Bruttoinlandsprodukt (BIP)
durchschnittlich nur um 1,3 Prozent zunahm.

Der Wachstums-Aufschwung seit der Finanz- und Wirtschaftskrise, der
längste seit den 1960er Jahren, verlief zeitgleich mit und war wesentlich
beeinflusst von der Rückkehr zu einer stabilitätsorientierten Entwicklung
bei Löhnen, Arbeitskosten und Lohnstückkosten. Diese ist ein wichtiger
Faktor für eine erstarkte Binnennachfrage. So haben die Löhne zwischen
2010 und 2019 im Einklang mit dem neutralen Verteilungsspielraum
zugenommen, nachdem der Zuwachs in den 2000er Jahren weit darunter gelegen
hatte. Trotz der zuletzt stärkeren Entwicklung und des jahrelangen
wirtschaftlichen Booms rangiert die Bundesrepublik bei den Arbeitskosten
für die private Wirtschaft aktuell weiterhin lediglich im oberen
Mittelfeld Westeuropas, 2019 auf Position sechs im EU-Vergleich. Der
durchschnittliche jährliche Anstieg der Lohnstückkosten in Deutschland lag
nach 2010 bei 1,9 Prozent, im gesamten Zeitraum zwischen 2000 und 2019
haben die Lohnstückkosten allerdings nur um 1,2 Prozent im Jahresmittel
zugenommen - spürbar langsamer als im Durchschnitt des Euroraums (1,4
Prozent) und weitaus weniger als mit dem Inflationsziel der Europäischen
Zentralbank (knapp 2 Prozent) vereinbar. Das zeigt eine neue Studie des
Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der
Hans-Böckler-Stiftung zur Entwicklung von Arbeitnehmerentgelten, Arbeits-
und Lohnstückkosten.*

Im Vergleich zu den vorangegangenen Jahrzehnten war der gerade durch die
Corona-Krise jäh beendete Aufschwung durch die breitere Fundierung nach
Analyse des IMK sehr stabil, mit Rekordständen bei der Beschäftigung und
sprudelnden Steuereinnahmen. International ist die deutsche Wirtschaft
sehr konkurrenzfähig, was sich auch am immensen und nur langsam sinkenden
Leistungsbilanzüberschuss von 7,6 Prozent des BIP im Jahr 2019 ablesen
lasse, so das IMK. Damit bestünden gute Voraussetzungen, um zu verkraften,
dass durch die weitverbreitete Kurzarbeit die Arbeitskosten zeitweilig
stärker anwachsen, zumal sich dieser Ausnahmeeffekt wie in der Finanz- und
Wirtschaftskrise wahrscheinlich schnell wieder zurückbilden werde: "Vor
dem Hintergrund der guten wirtschaftlichen Entwicklung und der stärkeren
Bedeutung der binnenwirtschaftlichen Entwicklung der letzten Jahre ist
Deutschland gut gerüstet, diese Krise zu meistern. Von entscheidender
Bedeutung ist, dass der im letzten Jahrzehnt eingeschlagene Weg
fortgesetzt wird", schreiben Prof. Dr. Alexander Herzog-Stein, Patrick
Nüß, Dr. Ulrike Stein und Nora Albu in ihrer Untersuchung. Und sie warnen:
"Es wäre verheerend für die zukünftige Entwicklung, wenn mit einer nicht
gerechtfertigten Bezugnahme auf eine scheinbare Gefährdung der preislichen
Wettbewerbsfähigkeit und dem Appell des Maßhaltens der Weg in die
Austerität und in dauerhaft schwaches Lohnwachstum gewählt würde." Dabei
unterstreichen die Forscher zugleich, dass für die Entwicklung der
gesamtwirtschaftlichen Nachfrage die Lohnsumme, also die Summe der
insgesamt gezahlten Löhne und Gehälter, zentral sei. Tarifliche
Vereinbarungen für von der Krise besonders betroffene Branchen, die zur
Beschäftigungssicherung beitrügen, könnten deshalb über den reinen
Lohneffekt hinaus einen zusätzlichen Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen
Stabilisierung leisten.

Löhne: Stärkere Entwicklung, zugleich 4,7 Millionen neue Jobs

2019 sind die Arbeitnehmerentgelte in Deutschland nominal um 3,3 Prozent
gestiegen. Damit lag der Zuwachs erstmals seit 2012 etwas über dem
gesamtwirtschaftlichen Verteilungsspielraum, der sich zusammensetzt aus
der Trendrate des Produktivitätsfortschritts und dem EZB-Inflationsziel
und 2,6 Prozent betrug, zeigt die IMK-Analyse. Schaut man auf das gesamte
letzte Jahrzehnt, wurde der Verteilungsspielraum annähernd ausgeschöpft:
Im jährlichen Durchschnitt betrug er 2,7 Prozent, die Arbeitnehmerentgelte
legten um durchschnittlich 2,6 Prozent zu. Gleichzeitig nahm die
Beschäftigung um knapp 4,7 Millionen Personen zu, die Arbeitslosigkeit
sank um rund 1,15 Millionen.

Die Entwicklung am Arbeitsmarkt war damit weitaus positiver als in den
2000er Jahren. Damals blieben auch die Arbeitnehmerentgelte
(durchschnittlicher jährlicher Zuwachs von 1,4 Prozent) weit hinter dem
Verteilungsspielraum (3,2 Prozent) zurück, weil, so die Forscherinnen und
Forscher, "eine einseitig angebotsorientierte Wirtschaftspolitik und
Arbeitsmarktreformen zulasten der abhängig Beschäftigten die
Binnennachfrage zugunsten der Exportorientierung vernachlässigte. Die
Folge war eine mehrjährige Stagnationsphase."

Arbeitskosten: Weiterhin auf Position sechs

Zu den Arbeitskosten zählen neben dem Bruttolohn die Arbeitgeberanteile an
den Sozialbeiträgen, Aufwendungen für Aus- und Weiterbildung sowie als
Arbeitskosten geltende Steuern. Das IMK nutzt für seine Studie die
neuesten verfügbaren Zahlen der europäischen Statistikbehörde Eurostat.

Die Arbeitskosten in der deutschen Privatwirtschaft sind 2019 nominal um
2,8 Prozent gestiegen. Das entspricht dem Durchschnitt der EU und liegt
leicht über dem Mittel des Euroraums (2,5 Prozent). Beim Blick auf die
längere Frist ergeben sich die gleichen Trends wie bei den Löhnen: Seit
2010 entwickelten sich die deutschen Arbeitskosten im Euroraum-Vergleich
überdurchschnittlich, was allerdings auch stark mit hartnäckiger
Wirtschaftskrise, Austeritätspolitik und deshalb extrem niedrigem Wachstum
in vielen südeuropäischen Staaten zusammenhing. Schaut man auf den
gesamten Zeitraum von 2002 bis Ende 2019, verzeichnete die Bundesrepublik
zusammen mit Italien den drittgeringsten Anstieg bei den Arbeitskosten in
der EU; niedriger war er nur in den Euro-Krisenländern Griechenland und
Portugal (siehe auch Tabelle 2 in der Studie, findet sich auch in der 
pdf-Version dieser PM; Link unten).

Mit Arbeitskosten von 35,90 Euro pro Stunde lag die Bundesrepublik 2019
wie im Jahr zuvor an sechster Stelle unter den EU-Ländern hinter Dänemark,
Luxemburg, Belgien, Schweden und Frankreich (zwischen 46 und 37,30 Euro).
Die Niederlande, Österreich und Finnland haben fast die gleichen
Arbeitskosten wie Deutschland (siehe auch Tabelle 1 in der Studie sowie in
der pdf-Version). Der Durchschnitt des Euroraums liegt bei 31,30 Euro.
Italien weist mit 27,90 Euro die höchsten Arbeitskosten in Südeuropa auf
und liegt knapp über dem EU-Mittel von 27,80 Euro. In den übrigen
südlichen EU-Staaten betragen die Arbeitskosten zwischen 21,40 Euro
(Spanien) und 13,70 Euro (Portugal). Die "alten" EU-Länder Griechenland
und Portugal liegen mittlerweile deutlich hinter dem EU-Beitrittsland
Slowenien mit 19,20 Euro. In der Tschechischen Republik, Estland, der
Slowakei, Kroatien, Ungarn, Lettland, Polen und Litauen betragen die
Stundenwerte zwischen 13,60 und 9,50 Euro. In diesen Ländern waren die
Steigerungsraten mit meist 5 bis 7 Prozent im vergangenen Jahr erneut
überdurchschnittlich. Schlusslichter sind Rumänien und Bulgarien mit
Arbeitskosten von 7,30 bzw. 6 Euro pro Stunde, allerdings bei Zuwächsen
von 10 und gut 11 Prozent.

Gute Chancen auf lediglich kurzfristigen Kurzarbeits-Effekt

In diesem Jahr wird sich die Kurzarbeit, die in Deutschland wie in vielen
anderen EU-Ländern sehr breit eingesetzt wird, um Massenarbeitslosigkeit
und eine wirtschaftliche Destabilisierung während der Corona-Krise zu
vermeiden, in den Arbeitskosten niederschlagen. Dabei wirkt sich die
Kurzarbeit je nach Betrachtungsweise unterschiedlich aus, zeigt die
Analyse des IMK. Die Arbeitskosten, die Arbeitgeber pro beschäftigter
Person aufwenden, reduzieren sich, weil der Lohn und auch die
Sozialabgaben für nicht nachgefragte Arbeitsstunden entfallen. Die
Arbeitskosten pro tatsächlich noch geleisteter Arbeitsstunde steigen
dagegen. Das liegt unter anderem an den sogenannten Remanenzkosten,
beispielsweise der Lohnzahlung an Feiertagen, die auch bei geringerem
Arbeitsvolumen anteilig weiterlaufen.

Im ersten Quartal 2020 lässt sich dieser "Corona-Effekt" bereits
beobachten, zu dem auch beitrug, dass, wohl krisenbedingt, mehr
Beschäftigte als üblich Urlaub nehmen mussten. Das Statistische Bundesamt
meldete kürzlich eine Zunahme der Arbeitskosten um 4,3 Prozent im
Vergleich zum ersten Quartal 2019. Auch auf die Lohnstückkosten wirkt sich
die Kurzarbeit aus, insbesondere, wenn durch Nachfrageeinbrüche in der
akuten Krise die Produktivität sinkt. Wie groß der Ausnahme-Effekt bei
beiden Kostenarten sein wird, hängt davon ab, wie schnell die
wirtschaftliche Erholung einsetzt. In der Finanz- und Wirtschaftskrise vor
einem guten Jahrzehnt war der Effekt lediglich kurzfristig, zeigt das IMK:
Nach einem deutlichen Anstieg im Jahr 2008 sanken beispielsweise die
Lohnstückkosten in den Jahren danach wieder, weil Nachfrage und
Produktivität wieder anzogen (siehe auch Abbildung 9 in der Studie sowie
in der pdf-Version dieser PM).

"Wir sehen gute Voraussetzungen dafür, dass der Effekt auf Arbeits- und
Lohnstückkosten auch in der Corona-Krise nur kurzfristig sein wird", sagt
Prof. Dr. Sebastian Dullien, wissenschaftlicher Direktor des IMK. "Der
lange, binnenwirtschaftlich fundierte Aufschwung hat die öffentlichen
Kassen gut gefüllt. Der Staat nutzt nun seinen Spielraum, indem er
Unternehmen von Sozialabgaben in der Kurzarbeit entlastet, er garantiert,
dass die Beiträge zu den Sozialversicherungen krisenbedingt nicht steigen,
und gleichzeitig stützen Bundesregierung und Europäische Union die
Nachfrage massiv. Wenn möglichst viele Staaten ähnliche Impulse setzen,
kann auch der Welthandel wieder relativ schnell in Schwung kommen. Nach
der Großen Rezession 2008/2009 haben wir gesehen, dass deutsche
Unternehmen, die Entlassungen vermieden, Kurzarbeit eingesetzt und
vielleicht sogar das Kurzarbeitergeld aufgestockt haben, auch in die
eigene Zukunft investiert haben: Sie konnten mit eingespielten
Belegschaften sofort loslegen, als es wieder aufwärts ging. Wir sind
optimistisch, dass es diesmal wieder so laufen kann."

Detailergebnisse: Arbeitskosten in der Industrie und im
Dienstleistungsbereich

Im Verarbeitenden Gewerbe betrugen 2019 die Arbeitskosten in Deutschland
40,90 Euro pro Arbeitsstunde. Im EU-Vergleich ist die Bundesrepublik damit
um einen Platz auf die dritte Position vorgerückt als Teil einer größeren
Gruppe von Industrieländern, die deutlich über dem Euroraum-Durchschnitt
von 33,70 Euro liegen. Dazu zählen auch Dänemark mit industriellen
Arbeitskosten von 46,80 Euro, Belgien (43,50 Euro), Schweden (40,20 Euro)
sowie Frankreich (38,60 Euro), Österreich (38,50 Euro) und Finnland (37
Euro). Dabei ist nicht berücksichtigt, dass das Verarbeitende Gewerbe in
der Bundesrepublik stärker als in jedem anderen EU-Land von günstigeren
Vorleistungen aus dem Dienstleistungsbereich profitiert (siehe folgenden
Abschnitt). 2019 stiegen die industriellen Arbeitskosten in Deutschland um
2,2 Prozent und damit schwächer als im Durchschnitt von EU (2,7 Prozent)
und Euroraum (2,4 Prozent).

Im privaten Dienstleistungssektor lagen die deutschen Arbeitskosten 2019
mit 33,40 Euro an achter Stelle nach den nordischen EU-Staaten, den
Benelux-Ländern und Frankreich. Österreich, das bislang an Position acht
stand, wechselte mit 32,90 Euro auf Position neun. Die höchsten
Dienstleistungs-Arbeitskosten wies Dänemark mit 46 Euro aus, der
Durchschnitt im Euroraum beträgt 30,40 Euro, in der gesamten EU 27,80
Euro. 2019 stiegen die Arbeitskosten im deutschen Dienstleistungssektor um
3,2 Prozent. Damit lag der Zuwachs etwas über dem Durchschnitt in der EU
(2,9 Prozent) und über dem im Euroraum (2,6 Prozent).

Industrie kann Vorleistungen günstiger einkaufen

In Deutschland ist der Abstand der Arbeitskosten zwischen Verarbeitendem
Gewerbe und Dienstleistungssektor weiterhin größer als in jedem anderen
EU-Land, so das IMK. Er reduzierte sich 2019 zwar etwas, am Jahresende lag
das Arbeitskostenniveau bei den Dienstleistungen aber immer noch gut 18
Prozent unter dem im Verarbeitenden Gewerbe. Vom vergleichsweise niedrigen
Arbeitskostenniveau in den deutschen Dienstleistungsbranchen profitiert
auch die Industrie, die dort Vorleistungen nachfragt. Während der
Dienstleistungssektor die Industrie hierzulande deutlich entlaste, sei es
insbesondere in den mittel- und osteuropäischen EU-Ländern umgekehrt, so
die Forscher.

Lohnstückkostenentwicklung:
Langfristig 5,3 Prozentpunkte unter dem Mittel des Euroraums

Auch bei den Lohnstückkosten, die die Arbeitskosten ins Verhältnis zum
Produktivitätsfortschritt setzen, weist Deutschland für den Zeitraum von
2000 bis Ende 2019 weiterhin eine moderate Tendenz auf. Trotz einer
ebenfalls stärkeren Steigerung in den vergangenen Jahren und einer Zunahme
um 3,4 Prozent im Jahr 2019 sind sie seit Beginn der Währungsunion im
Jahresmittel um lediglich 1,2 Prozent gewachsen. Das ist deutlich
schwächer als in den anderen Mitgliedsstaaten des Euroraums und weitaus
weniger als mit dem Inflationsziel der EZB vereinbar gewesen wäre. Die
langfristige deutsche Lohnstückkostenentwicklung seit der Jahrtausendwende
lag Ende 2019 laut IMK immer noch um kumuliert 5,3 Prozentpunkte unter
dem Durchschnitt des Euroraums.

Leistungsbilanzüberschuss: In Deutschland kaum gesunken, im gesamten
Euroraum stark gewachsen

Das langjährige extrem schwache Wachstum der deutschen Lohnstückkosten war
ein wichtiger Faktor für die ausgeprägten wirtschaftlichen
Ungleichgewichte der Währungsunion. Diese wurden, so das IMK, nur zum
kleineren Teil durch die Aufwärtstendenz in Deutschland während der 2010er
Jahre reduziert. In erster Linie wirkte sich vielmehr aus, dass andere
Euro-Länder die Entwicklung ihrer Lohnstückkosten bremsten. Das trug nicht
nur zu schwächerem Wirtschaftswachstum in etlichen Ländern bei, sondern es
führte auch zur Entstehung neuer Ungleichgewichte, während die alten kaum
abnahmen: Mit einem Leistungsbilanz-Überschuss von 7 Prozent des BIP
verletzte Deutschland 2019 im neunten Jahr in Folge die ohnehin schon sehr
hohe EU-Obergrenze von 6 Prozent. Gleichzeitig wies die Eurozone insgesamt
2019 gegenüber der übrigen Welt einen Leistungsbilanzüberschuss von 398
Milliarden Euro oder 3,3 Prozent des gemeinsamen Bruttoinlandsprodukts
auf. Innerhalb des letzten Jahrzehnts stieg dieser Überschuss um rund 2,7
Prozentpunkte an. "Auch diese Zahlen machen deutlich: Die ökonomischen
Folgen der Corona-Krise sind heftig, sie treffen die ganze Welt und müssen
gemeinsam bewältigt werden", sagt IMK-Direktor Sebastian Dullien. "Das
heißt gerade nicht, in überflüssige Spar-Wettbewerbe einzutreten. Die
würden die Situation im Gegenteil deutlich verschlimmern."
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(*) Alexander Herzog-Stein, Patrick Nüß, Ulrike Stein, Nora Albu:
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GEWERKSCHAFT/1990: Galeria Karstadt Kaufhof - ver.di erreicht Tarifabschluss und der Kampf geht weiter (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
19. Juni 2020

Galeria Karstadt Kaufhof: ver.di erreicht Tarifabschluss und der
Kampf geht weiter



Berlin - Nach viertägigen Verhandlungen hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft einen Tarifabschluss für Galeria Karstadt
Kaufhof erreicht. Den vom Unternehmen geplanten Personalabbau von
zehn Prozent auf der Fläche in den verbleibenden Filialen konnten
ver.di und der Gesamtbetriebsrat gemeinsam verhindern. Dies sei ein
wichtiger Erfolg für die Beschäftigten in den Warenhäusern, hieß es.

Die von dem Unternehmen geplanten 80 Filialschließungen wurden auf
maximal 62 reduziert. Die unternehmerische Entscheidung zur
Schließung von Warenhaus-Filialen trifft die rund 6.000 Beschäftigten
und ihre Familien hart. Für Abfindungen bei Entlassungen finden die
von den Betriebsräten ausgehandelten Sozialpläne Anwendung. Die von
Filialschließungen Betroffenen werden auf ihren Wunsch für mindestens
sechs Monate in eine Transfergesellschaft zur Beschäftigung und
Qualifizierung überführt, in die sich der Gesellschafter einbringt.

Die von ver.di immer wieder aufgestellte Forderung zur Beteiligung
der Beschäftigten bei der Zukunftsgestaltung der Warenhäuser und
Maßnahmen zu guter Arbeit wurde in einem neuen Tarifvertrag "Gute und
gesunde Arbeit / Beteiligung Zukunftskonzept" vereinbart. Ein
paritätisch besetzter, achtköpfiger Zukunftskreis, dem Vertreter der
Geschäftsleitung, der Gewerkschaft, des Gesamtbetriebsrates und
weitere Mitglieder angehören, soll künftig über Themenfelder wie
Sortiment, Concession, Shop-in-Shop-Konzepte, Fremdvermietung von
Flächen, Einführung von Omnichannel-Prozessen, Qualifizierung und die
Einführung neuer Arbeitsmittel beraten, um Prozessoptimierungen und
die Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des
Unternehmens zu erreichen. Ein zehnköpfiger Expert*innenkreis, der
erstmals Anfang August tagt und paritätisch besetzt ist, bereitet
zeitnah eine Befragung der Beschäftigten vor, um eine breite
Beteiligung der Belegschaft an den wesentlichen Themen zu
gewährleisten. "Endlich werden die Beschäftigten an der Entwicklung
des Warenhauses für die Zukunft beteiligt", erklärte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger.

Der im Dezember 2019 vereinbarte Integrationstarifvertrag bleibt in
Kraft. Die darin festgeschriebenen Entgelterhöhungen von 0,3 Prozent
für das Jahr 2020 sowie die zu erwartende Entgelterhöhung im Jahr
2021 erhalten die Beschäftigten in Freizeit statt Geld. Ab 2022
werden die Entgelterhöhungen der Flächentarifverträge - wie im
Integrationstarifvertrag vorgesehen - eins zu eins an die
Beschäftigten weitergegeben. Mit Beginn 2025 werden vollumfänglich
die ver.di-Flächentarifverträge des Einzelhandels angewendet.

"Die Entscheidung zu den Schließungshäusern trifft die Menschen hart,
ihnen wird die Existenz unter den Füssen weggerissen. Wir werden mit
aller Kraft für den Erhalt der Standorte und die Zukunft der
Beschäftigten kämpfen. Da ist das letzte Wort noch nicht gesprochen.
Die Beschäftigten und ihre Familien erwarten die volle Unterstützung
von politisch Verantwortlichen; sie erwarten, dass alle
Möglichkeiten, Chancen und Wege, die es gibt, in dieser dramatischen
Situation ausgeschöpft werden," sagt Nutzenberger.

"In der enormen finanziellen Krise des Warenhauses konnte ver.di
zusammen mit den Betriebsräten viel für die verbleibenden Filialen
erreichen und tarifvertraglich vereinbaren. Für die
Schließungsfilialen und die betroffenen Kolleginnen und Kollegen ist
das eine bittere Stunde. Deshalb ist die tarifvertragliche Regelung
zur Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaft in einer
Transfergesellschaft ein wesentlicher Punkt der Vereinbarungen",
sagte ver.di-Verhandlungsführer Orhan Akman.
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MELDUNG/920: Hans-Böckler-Stiftung - Rezessionswahrscheinlichkeit sinkt bis Ende August kaum (idw)

Hans-Böckler-Stiftung - 18.06.2020

Neue Werte - IMK-Konjunkturindikator bleibt auf "rot" -
Rezessionswahrscheinlichkeit sinkt bis Ende August kaum



Die Wahrscheinlichkeit, dass die deutsche Wirtschaft in den kommenden
drei Monaten in der Rezession bleibt, ist trotz der weitgehenden Lockerungen
der Kontaktbeschränkungen extrem hoch. Das signalisiert der
Konjunkturindikator des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung für den Zeitraum von
Juni bis Ende August. In der Drei-Monats-Prognose zeigt der Indikator, der
die aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt, eine
Rezessionswahrscheinlichkeit von 95,6 Prozent an - nach 100 Prozent im
Mai. Das nach dem Ampelsystem arbeitende IMK-Frühwarnsystem steht deshalb
weiter auf "rot".

Dass sich der Ausblick nicht nennenswert verbessert hat, liegt nach der
IMK-Analyse an einem Mix von realwirtschaftlichen Faktoren: So schlägt
sich jetzt der kürzlich von den Statistikbehörden gemeldete dramatische
Einbruch, der die gesamtwirtschaftliche Produktion und die
Auftragseingänge in Deutschland im April traf, voll im Indikator nieder.
Hinzu kommen aktuelle Daten aus China, wo Lockdown und Wiederanfahren der
Produktion früher erfolgt sind als in Europa. Sie zeigen, dass sich die
chinesische Wirtschaft langsamer erholt als zunächst vermutet. Diese eher
negativen Trends wirken sich im Indikator stärker aus als die
zwischenzeitliche Stimmungsaufhellung an den Finanzmärkten.

"Die schwache weltwirtschaftliche Entwicklung dürfte trotz der
umfangreichen geld- und fiskalpolitischen Maßnahmen in vielen Ländern über
den gesamten Jahresverlauf anhalten und somit die stark exportorientierte
deutsche Wirtschaft hart treffen", sagt IMK-Ökonom Peter Hohlfeld.
Immerhin sorge im Inland das kürzlich beschlossene Konjunkturpaket für
wirksame Konsumanreize, und es stärke die Absatzaussichten von
Unternehmen. "Es leistet somit einen wichtigen Beitrag dazu, dass die
deutsche Wirtschaft nicht in eine noch tiefere Rezession abgleitet", hebt
Hohlfeld hervor. Doch trotz dieses "beachtlichen Impulses" rechnet das IMK
damit, dass die gesamtwirtschaftliche Produktion in Deutschland ihr
Vorkrisenniveau erst im Laufe des Jahres 2022 wieder erreicht. Ihre
ausführliche neue Konjunkturprognose stellen die Düsseldorfer Ökonomen am
30. Juni vor.

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt.
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MELDUNG/919: Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - Konjunktureller Tiefpunkt ist überwunden (idw)

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 17.06.2020

Konjunktureller Tiefpunkt ist überwunden



Das RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung erwartet in diesem
Jahr aufgrund der Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie einen
Einbruch des deutschen Wirtschaftswachstums um 5,8 Prozent. Im kommenden
Jahr dürfte die Wirtschaft um 6,4 Prozent wachsen. Die Arbeitslosenquote
dürfte dieses Jahr 5,9 Prozent und im kommenden Jahr 5,3 Prozent betragen.
Eine deutlich eingeschränkte Nachfrage, gesunkene Energiepreise und die
temporäre Mehrwertsteuersenkung wirken sich auf die Inflation aus. Sie
dürfte in diesem Jahr bei 0,2 Prozent liegen, im kommenden Jahr bei 1,3
Prozent.

Die wichtigsten Ergebnisse:

• Das RWI erwartet in diesem Jahr aufgrund der Corona-Pandemie einen
Rückgang des deutschen Bruttoinlandsprodukts in Höhe von 5,8 Prozent. Für
2021 erwartet es dann wieder einen Zuwachs von 6,4 Prozent.

• Der Shutdown der Wirtschaftsaktivitäten im März und April führte
zu einem massiven Rückgang der Produktion. Erst seit Ende April wurde
damit begonnen, die Produktion nach und nach wieder hochzufahren. Sinkende
Neuinfektionszahlen führten zur schrittweisen Rücknahme von eingeführten
Beschränkungen. Eine vollständige Aufhebung ist aber nach wie vor nicht
abzusehen. Dennoch deutet vieles darauf hin, dass der Tiefpunkt
durchschritten ist.

• Angesichts der Coronakrise haben die Unternehmen ihre
Investitionsnachfrage stark eingeschränkt. So gingen die
Ausrüstungsinvestitionen im ersten Quartal um knapp 7 Prozent gegenüber
dem Vorquartal zurück. Die Bauinvestitionen hingegen wurden mit 4 Prozent
zunächst noch ausgeweitet. Aber auch hier zeichnet sich eine Verlangsamung
für das zweite Quartal ab. Im kommenden Jahr dürften die Investitionen
kräftige Impulse durch das Konjunkturpaket der Bundesregierung erhalten.

• Die Unternehmen nahmen das von der Bundesregierung ausgeweitete
Instrument der Kurzarbeit massiv in Anspruch. Allein im April wurde für
über 8 Millionen Beschäftigte Kurzarbeit angemeldet. In den kommenden
Monaten dürften eine Reihe von Maßnahmen zur Einschränkung der Pandemie
weiterhin bestehen bleiben. Gleichzeitig ist mit einem Anstieg der Zahl
der Insolvenzen zu rechnen. Daher ist davon auszugehen, dass die
Arbeitslosigkeit weiter steigen wird, wenn auch mit geringerer
Geschwindigkeit. Dieses Jahr dürfte die Arbeitslosenquote auf 5,9 Prozent
steigen, 2021 dürfte sie auf 5,3 Prozent zurückgehen.

• Die Inflation wird vor allem durch gesunkene Energiepreise und die
temporäre Mehrwertsteuersenkung der zweiten Jahreshälfte 2020 beeinflusst.
Hinzu kommen preisdämpfende Effekte aufgrund einer deutlich
eingeschränkten Nachfrage. Diese werden die preistreibenden Effekte
angebotsseitiger Beschränkungen deutlich überwiegen. Die Inflationsrate
dürfte dieses Jahr 0,2 Prozent betragen. Erst im kommenden Jahr wird die
Inflation wieder anziehen, für 2021 ist ein Wert von 1,3 Prozent zu
erwarten.

• Durch die Coronakrise hat sich die Lage der öffentlichen Haushalte
erheblich verschlechtert. So ergibt sich für 2020 und 2021 ein
Budgetdefizit von etwa 176 Milliarden Euro bzw. 62 Milliarden Euro. In
Relation zum BIP liegen die Finanzierungssalden bei -5,1, bzw. -2,0
Prozent. Auf der Einnahmenseite sind deutliche Einbußen beim
Steueraufkommen zu verzeichnen, während gleichzeitig höhere Ausgaben für
gestiegene Sozialleistungen anfallen. Hinzu kommen die Ausweitung des
Kurzarbeitergeldes, steuerliche Maßnahmen sowie das Konjunkturpaket mit
einer Summe von etwa 130 Milliarden Euro.

Zur aktuellen Lage der deutschen Wirtschaft sagt RWI-Konjunkturchef
Torsten Schmidt: "Der Tiefpunkt der Krise dürfte überwunden sein. Schon
für den Sommer erwarten wir dank der schrittweisen Lockerungen und der
massiven finanzpolitischen Impulse eine konjunkturelle Erholung. Die
Stärke der Erholung wird aber maßgeblich von der weiteren Entwicklung der
Pandemie in Deutschland und dem Rest der Welt abhängen."


(veröffentlicht in "RWI Konjunkturberichte", Heft 2/2020)


Originalpublikation:

hhttp://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/rwi-kb_2-2020.pdf,

Die wirtschaftliche Entwicklung im Frühsommer 2020,

RWI Konjunkturbericht, Jahrgang 71 (2020) Heft 2,

https://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-konjunkturberichte/rwi-kb_2-2020_eckwerte.jpg,

- Eckwertetabelle zum RWI-Konjunkturbericht

Weitere Informationen unter:

http://www.rwi-essen.de/kb

- RWI-Konjunkturberichte auf der RWI-Homepage

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 17.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/090: Sexualisierte Gewalt in Syrien muss als Verbrechen gegen die Menschlichkeit verfolgt werden (ECCHR)

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 18. Juni 2020

Sexualisierte Gewalt in Syrien muss als Verbrechen gegen die
Menschlichkeit verfolgt werden - auch von der deutschen Justiz

Überlebende stellen Strafanzeige gegen syrischen Luftwaffengeheimdienst



BERLIN/LONDON/GAZIANTEP - Die deutsche Justiz muss sexualisierte und
geschlechtsbezogene Gewalt durch die Geheimdienste in Syrien endlich als
das verfolgen, was sie ist: ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Das
ist das Ziel einer Strafanzeige, die sieben syrische Überlebende von
Baschar al-Assads Foltersystem am 17. Juni 2020 beim Generalbundesanwalt in
Karlsruhe eingereicht haben. Das European Center for Constitutional and
Human Rights (ECCHR) erarbeitete die Strafanzeige und reichte sie
stellvertretend für die Überlebenden zusammen mit dem Syrian Women?s
Network und Urnammu ein.

Die Anzeige benennt neun hochrangige Funktionäre der Regierung und des
Luftwaffengeheimdiensts, unter anderem dessen früheren Leiter Jamil Hassan.
Sie ergänzt eine Anzeige des ECCHR von 2017, die dazu beitrug, dass der
Bundesgerichtshof einen Haftbefehl gegen Hassan erließ. Die Zeugen, Frauen
und Männer, waren zwischen April 2011 und Oktober 2013 in vier Abteilungen
des Luftwaffengeheimdiensts inhaftiert. Sie überlebten sexualisierte Gewalt
oder wurden Zeugen von unter anderem Vergewaltigung, Elektroschocks im
Genitalbereich, erzwungener Nacktheit und erzwungener Abtreibung.

"Ich will, dass die internationale Gemeinschaft und Gerichte weltweit
verstehen, was wir durchgemacht haben, nur weil wir Frauen sind. Wir wurden
gefoltert und haben alle möglichen Formen verbaler und körperlicher Gewalt
erlebt", sagte eine Zeugin. "Ich habe mich dieser Strafanzeige
angeschlossen, weil ich auf die Unabhängigkeit der deutschen Justiz
vertraue."

Das Oberlandesgericht Koblenz führt seit April 2020 den weltweit ersten
Prozess wegen Staatsfolter in Syrien und auch der Haftbefehl gegen Hassan
ist ein wichtiges Signal für die Betroffenen. "Aber wenn es um
geschlechtsbezogene, und insbesondere sexualisierte Gewalt geht, hat
Deutschland die Straftaten bisher nicht als das eingestuft, was sie sind:
Verbrechen gegen die Menschlichkeit", erklärte ECCHR-Mitarbeiterin
Alexandra Lily Kather im Namen der drei beteiligten Organisationen.

Zentrale Forderung der Strafanzeige ist, dass die Anschuldigungen im
Haftbefehl gegen Hassan auch sexualisierte und geschlechtsbezogene Gewalt
als Verbrechen gegen die Menschlichkeit laut Paragraf 7 (1) Nr. 6 des
Völkerstrafgesetzbuchs einschließen sollen. Außerdem soll die deutsche
Justiz gegen die anderen acht Tatverdächtigen ermitteln und Haftbefehle
erlassen.

Die Strafanzeige legt dar, dass sexualisierte und geschlechtsbezogene
Gewaltverbrechen in den Haftanstalten der Geheimdienste keineswegs
Einzelfälle sind. Die Assad-Regierung setzt diese Art der Gewalt gezielt
und systematisch wegen des Geschlechts oder der sexuellen Orientierung der
Menschen ein. "Die Folgen - körperlich, psychisch, sozial und
wirtschaftlich - schwächen die ganze syrische Gesellschaft. Sexualisierte
Gewalt zieht verschiedene Formen von Diskriminierung nach sich. Nach der
Haft, werden viele Frauen von ihren Familien und der Gemeinschaft
ausgegrenzt", so Joumana Seif, Research Fellow beim ECCHR.

Die Einreichung ist Teil der Syrien-Arbeit des ECCHR mit bisher sieben
Anzeigen in Deutschland, Österreich, Schweden und Norwegen. Sie steht zudem
in einer Reihe rechtlicher Schritte gegen sexualisierte und
geschlechtsbezogene Gewalt in Chile, Kolumbien, der DR Kongo, Sri Lanka,
den Philippinen und Tschetschenien.




Mehr Informationen zur Strafanzeige finden Sie unter:

https://files.crsend.com/176000/176903/templates/

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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SCHACH-SPHINX/07306: Zauber des Unverkennbaren (SB)

Reiz und Zauber der Meister auf dem Brett gehen verschiedene Wege.
Manchmal scheinen die Züge wie mit dem Zierstöckchen gespielt,
untermalt von feiner, gestochener Eleganz wie beim französischen
Theoretikers François Philidor. Dann wieder kommen die Züge fast
mönchisch-karg daher wie beim nüchtern-pragmatischen Stil des Kubaners
José R. Capablanca. Gewittergleich gestalteten sich dagegen die
Partien des Ex-Weltmeisters Michail Tal. Bodenständig dagegen spielte
der Armenier Tigran Petrosjan. Bis ans Äußerste gingen zuweilen die
Partien des amerikanischen Heroen Bobby Fischer; er wollte seine
Gegner nicht bloß besiegen, er suchte sie moralisch zu vernichten. So
gab jeder Meister seiner Mittelspielstrategie eine unverkennbare
Handschrift, die sich zwar nicht in allen Partien auszeichnete, doch
eine gewisse Urtümlichkeit stets merklich machte. Der Wiener
Altmeister und Schachschriftsteller Krejcik war ein Vertreter der
humoristischen Art. Seine Züge versprühten Witz. In seiner Partie
gegen Polvin setzte er dies auch schlagend unter Beweis. In der
vorliegenden Stellung hatte Polvin zuletzt 1.Sc7-e6 gezogen, um den
drohenden Plan des Nachziehenden mit 1...Tb3-h3 durch das
Springerschach 2.Se6-f8+ zu konterkarieren. Doch Krejcik ließ sich
davon im heutigen Rätsel der Sphinx nicht im geringsten beeindrucken
und pflanzte sein siegreiches Banner direkt vor die Nase des weißen
Königs, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07306: Zauber des Unverkennbaren (SB)]



Polvin - Krejcik

Wien 1954


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1.De2-e6+!? sieht furchteinflößend aus, denn 1...f7xe6? 2.Th7xc7# und
1...Dd4-d7? 2.Th7xf7! führen rasch zum Untergang, doch mit der
kaltblütigen Erwiderung 1...Td8-d7! wird dem weißen Sturm aller Wind
aus den Segeln genommen. Betrachten wir weiterhin 1.De2-g4+?! Nach
Lage der Dinge verbietet sich wiederum 1...Dd4-d7? wegen 2.Th7xf7!
Dd7xg4 3.Tf7xc7# Kraftlos wird der weiße Angriff jedoch nach 1...Td8-
d7! Weiß kommt nicht weiter, weil das Feld h8 von der schwarzen Dame
kontrolliert wird. Also verscheucht Weiß zunächst einmal die schwarze
Dame mit 1.Lc1-e3! aus der kontrollierenden Diagonalen und setzt nach
1...Dd4xe3 2.De2-g4+ in allen Varianten Matt: 2...Td8-d7 3.Th7-h8#
oder 2...Sb8-d7 3.Ta1-a8# und 2...De3-e6 3.Dg4xe6+ f7xe6 4.Th7xc7#



Erstveröffentlichung am 29. Mai 2007
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MELDUNG/079: Bürgerinnen und Bürger können sich an Fortschreibung des Abfallvermeidungsprogramms beteiligen (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 18. Juni 2020

Ressourcenschutz

Bürgerinnen und Bürger können sich an der Fortschreibung des
Abfallvermeidungsprogramms beteiligen



Das Bundesumweltministerium plant, das Abfallvermeidungsprogramm unter
dem Titel "Wertschätzen statt Wegwerfen" in diesem Jahr
fortzuschreiben. Bereits jetzt bittet das BMU Verbraucherinnen und
Verbraucher um Hinweise und Anmerkungen zum Programmentwurf.

Abfallvermeidung ist für viele Verbraucherinnen und Verbraucher längst
Alltag geworden. Im Supermarkt finden sie bereits Produkte ohne
Verpackung. Der Blaue Engel weist besonders umweltfreundliche Produkte
aus. Für Plastiktüten an der Kasse muss extra gezahlt werden, sofern
sie nicht schon ganz verschwunden sind. Viele Baumärkte folgen dem
Prinzip "Nutzen, statt besitzen" und verleihen Maschinen an ihre
Kunden.

Viele dieser Lösungen hat das Abfallvermeidungsprogramm der
Bundesregierung und der Länder aufgegriffen und weiter verbreitet.
Seit 2013 hat das Programm dazu beigetragen, das öffentliche
Bewusstsein für die Reduzierung der Abfallmengen und deren
Schadstoffgehalt zu schärfen. Mittels Abfallberatung oder
Second-Hand-Kaufhäuser haben vor allem die Kommunen es geschafft, dass
Firmen, Institutionen, aber auch Bürgerinnen und Bürger sich stärker
für die Abfallvermeidung engagieren.

Doch es besteht weiterhin großer Handlungsbedarf. Zwar konnte die
Mengenentwicklung der Abfälle vom Wirtschaftswachstum entkoppelt
werden. Aber die absolute Menge der erzeugten Abfälle ist weiterhin
hoch. Der aktuelle Entwurf für die Fortschreibung des
Abfallvermeidungsprogramms rückt daher konkrete Empfehlungen in den
Fokus, wie Bürgerinnen und Bürger, aber auch andere Akteure -
Bundesregierung, Länder, Kommunen sowie Unternehmen und Verbände -
noch besser zur Abfallvermeidung beitragen können.

Dabei geht der Blick im vorliegenden Entwurf erstmals auch in Richtung
Verbraucherinnen und Verbraucher: Wie können sie im Alltag Abfälle
vermeiden? Das Bundesumweltministerium wendet sich daher bereits in
der Entwurfsphase des Programms unmittelbar an die Verbraucherinnen
und Verbraucher. Sie haben ebenso wie Verbände und
zivilgesellschaftliche Organisationen in dieser frühen Phase die
Möglichkeit, Hinweise für die finale Ausarbeitung zu geben.

Der Entwurf der Fortschreibung des Abfallvermeidungsprogramms steht
zum Download bereit unter https://www.bmu.de/abfallvermeidung. Die
Öffentlichkeit kann bis 27. Juli 2020 zum Entwurf der Fortschreibung
des Abfallvermeidungsprogramms schriftlich oder unter Einsatz einer
qualifizierten elektronischen Signatur online Stellung nehmen.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 099/20, 18.06.2020

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmu.bund.de
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VÖGEL/1153: Volkszählung bei Steinkauz, Star und Stelzenläufer - Publikation zum Vogelmonitoring (BfN)

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Dachverband Deutscher Avifaunisten
und der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten
- 17. Juni 2020

Volkszählung bei Steinkauz, Star und Stelzenläufer

- Vogelmonitoring verbindet die Freude am Beobachten mit der
Bereitstellung wissenschaftlicher Fakten

- Über 20.000 Menschen beteiligen sich an der Erfassung der Brutvögel
Deutschlands




Bonn, Münster, Halle/Saale 17. Juni 2020: Das Zwitschern und Singen
der Vögel vor allem im Frühling - es ist nicht nur Allgemeinwissen,
sondern auch Bestandteil unseres Lied- und Kulturgutes. Weniger
bekannt ist, dass der Vogelgesang Artgenossinnen und Artgenossen
zeigt: Hier ist mein Revier, hier wohnt meine Familie! Aus dem
tierischen Verhalten lässt sich deshalb ableiten, wann, wo und wie
viele Vögel in Deutschland jedes Jahr brüten. Mit der heute
veröffentlichten Publikation "Vögel in Deutschland - Erfassung der
Brutvögel" zeigen die Herausgeber, der Dachverband Deutscher
Avifaunisten (DDA), die Länderarbeitsgemeinschaft der
Vogelschutzwarten und das Bundesamt für Naturschutz (BfN), wie sich
Interessierte an der Vogelerfassung auf vielfältige Weise beteiligen
können. Erläutert werden sowohl die einzelnen Programme als auch die
Vorgaben für die Kartierung von Brutvögeln. Jährlich beteiligen sich
in Deutschland mehr als 20.000 Personen an der Erfassung von
Brutvögeln, davon etwa ein Viertel an den Monitoringprogrammen.

"In kaum einem Bereich des Naturschutzes steht uns eine vergleichbar
umfassende und hochwertige Datenbasis zur Verfügung wie bei den
Vögeln", resümiert BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel. "Die mit
viel Engagement und profunden Kenntnissen erhobenen Daten sind
Grundlage für die Vogelschutzberichte, die die Bundesregierung alle
sechs Jahre an die EU-Kommission melden muss. Sie sind aber auch ein
Indikator dafür, wie es um die biologische Vielfalt in Deutschland
steht." Das Bundesamt für Naturschutz unterstützt den Ausbau des
Vogelmonitorings und fördert die Einführung digitaler Werkzeuge zur
Datenerfassung über das Online-Portal ornitho.de.

"Die Möglichkeiten, sich am Vogelmonitoring zu beteiligen, reichen von
der Erfassung häufiger Arten wie dem Star bis hin zu seltenen
Brutvögeln wie dem Steinkauz", sagt Bernd Hälterlein, Vorsitzender des
DDA. "Wir bieten Module zur Beobachtung einzelner Brutvogelarten wie
der Uferschwalbe an, die den Einstieg in die Welt des Vogelmonitorings
erleichtern."

"Gerade in diesem Frühjahr, das von den Einschränkungen der
Corona-Pandemie geprägt ist, zeigt sich das Bedürfnis vieler
Mitmenschen, sich draußen in der Natur aufzuhalten und dabei Vögel zu
beobachten", stellt Dr. Kai Gedeon für die Staatlichen
Vogelschutzwarten der Länder fest. "Mit unserer Veröffentlichung
zeigen wir, dass das Vogelmonitoring Freude an der Beobachtung von
Vögeln und immer wieder überraschende neue Einsichten in die Vogelwelt
bietet. Gleichzeitig ist das Vogelmonitoring geeignet, Fakten für die
Politikberatung bereitzustellen." Die Vogelschutzwarten der Länder
sind in die Koordination des Vogelmonitorings vor Ort eingebunden und
unterstützen es auch finanziell.

In der Publikation "Vögel in Deutschland - Erfassung der Brutvögel"
wird beschrieben, welche Voraussetzungen für die Mitwirkung am
Vogelmonitoring erfüllt sein müssen, damit die Daten für
wissenschaftliche Auswertungen genutzt werden können. Für den Einstieg
in das Monitoring seltener Brutvögel kann dies zum Beispiel die sehr
gute Kenntnis einer einzelnen zu kartierenden Art wie der Saatkrähe
sein. Das Monitoring häufiger Brutvögel erfordert dagegen die sichere
Bestimmung aller vorkommenden Arten, optisch und akustisch. Um sehr
selten auftretende Arten wie den Stelzenläufer kümmern sich sogenannte
Avifaunistische Kommissionen, deren Expertinnen und Experten mit ihrem
Sachverstand das Auftreten neuer oder selten beobachteter Arten
verifizieren. Das Online-Portal ornitho.de bietet die Möglichkeit,
Vogelbeobachtungen zu dokumentieren: von den fütternden Schwanzmeisen
im Garten bis hin zur Beobachtungsliste aller an einem See
festgestellten Vogelarten.

Der DDA sorgt dafür, dass die ehrenamtlichen Aktivitäten bei der
Vogelerfassung bundesweit koordiniert erfolgen, von Fachleuten geprüft
werden und die Daten für die Beantwortung wichtiger Fragen zur
Erhaltung der Artenvielfalt ausgewertet werden.



Bezug:

Die Publikation "Vögel in Deutschland: Erfassung der Brutvögel" steht
als PDF-Datei zum Download bereit unter

https://www.dda-web.de/index.php?cat=pub&subcat=vid

https://www.bfn.de/themen/monitoring/vogelmonitoring/haeufige-brutvoegel.html

Die gedruckte Publikation ist zum Preis von 9,80 Euro, zzgl.
Versandkosten über den Schriftenversand des DDA erhältlich:

Telefon: 0251 / 21 01 40 0

E-Mail: schriftenversand@dda-web.de

Internet: https://www.dda-web.de/index.php?cat=pub&subcat=order

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.06.2020

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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BILDUNG/599: Im Projekt "LELINA" wird Industrienatur zum Klassenzimmer (BfN)

Bundesamt für Naturschutz (BfN):

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin/Bonn, 18. Juni 2020

Neue grüne Lernorte im Ruhrgebiet

Im Projekt "LELINA" wird Industrienatur zum Klassenzimmer



Das Ruhrgebiet ist der größte Ballungsraum Deutschlands. In dieser
einst von Bergbau und Stahlindustrie geprägten Region sind nur wenige
naturnahe Flächen erhalten geblieben. Doch auf stillgelegten Zechen,
Abraumhalden und Industriebrachen sind auch neue wertvolle Lebensräume
für Tiere und Pflanzen entstanden. Im Bundesprogramm Biologische
Vielfalt startet nun ein Projekt, das Schülerinnen und Schülern im
zentralen Ruhrgebiet die Industrienatur durch besondere
Bildungsangebote näherbringen will. "LELINA - Lern- und Erlebnislabor
Industrienatur" wird vom Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des
Bundesumweltministeriums in Höhe von rund 2,5 Millionen Euro
gefördert.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Das Ruhrgebiet ist nicht nur
Deutschlands größter Ballungsraum, es ist auch ein besonderer Ort für
Industrienatur. Die große Vielfalt an natürlichen Lebensräumen direkt
neben Industrieruinen ist beeindruckend. Mit dem neuen Projekt wollen
wir diese Industrienatur erlebbar machen und gemeinsam mit Schulen als
Lernort für Umweltthemen nutzen."

BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel: "LELINA fördert das
Bewusstsein für die Gefährdung der biologischen Vielfalt und trägt
zugleich zur positiven Entwicklung von Kindern und Jugendlichen bei.
Mit den angebotenen gemeinschaftlichen Naturerlebnissen stärkt das
Projekt zugleich den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Es verknüpft
Themen der Biodiversität mit Inklusion und Interkulturalität und
verbindet auf diese Weise soziale Aspekte mit dem Naturschutz."

Das Ziel des Projektes ist, die besondere Stadtnatur des Ruhrgebiets
und die biologische Vielfalt ausgewählter Industriebrachen kennen,
wertschätzen, pflegen und erhalten zu lernen. Das Projekt wird im
Verbund von Regionalverband Ruhr (RVR), Ruhr-Universität Bochum (RUB),
Bergischer Universität Wuppertal (BUW) und der Biologischen Station
Westliches Ruhrgebiet (BSWR) durchgeführt. An grünen Lernorten sollen
Schülerinnen und Schüler verschiedener Altersstufen ihre natur- und
gesellschaftswissenschaftlichen Kenntnisse in Lern- und
Erlebnismodulen erweitern, Zusammenhänge erkennen können und
gleichzeitig Inklusion leben lernen. Fünf außerschulische
Lernstandorte sollen im Landschaftspark Duisburg-Nord, im Essener
Gleispark Frintrop und an der Halde Eickwinkel, an der Dortmunder
Kokerei Hansa und an der Halde Sachsen in Hamm entstehen. Auf diesen
Flächen sind die Lernlabore in großen Containern untergebracht, in
denen experimentiert und geforscht werden kann.

Schon bei der Entwicklung der Lern- und Erlebnismodule werden die
Fachlehrkräfte beteiligter Schulen einbezogen. In der ersten
Projektphase nehmen zunächst zehn sogenannte Stützpunktschulen an den
Standorten in Essen und Hamm teil. Im Laufe des auf sechs Jahre
geplanten Projektes sollen bis zu 35 Schulen das außerschulische
Lernangebot nutzen können. Geplant ist darüber hinaus, das Thema
"Biologische Vielfalt der Industrienatur" im Schulalltag langfristig
zu verankern. Das Projekt will inklusive, gleichberechtigte und
hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten des lebenslangen
Lernens für alle fördern, gemäß dem Nachhaltigkeitsziel 4 der Agenda
2030 der Vereinten Nationen (SDG). Dazu werden zusätzlich zu den
Schulen gesellschaftliche Akteure mit Erfahrungen im Bereich Inklusion
in das Projekt eingebunden, z.B. der Blinden- und
Sehbehindertenverband, die Gesellschaft für Hörbehinderte sowie
städtische Fachdienste, Agenturen und Beiräte ausländischer
Mitbürgerinnen und Mitbürger. Ergebnisse der projektbegleitenden
Evaluationen werden dazu genutzt, die
Flächen, Labore und Lernmodule an die Bedürfnisse vor Ort anzupassen
und weiterzuentwickeln.

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.




Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm

Kontaktdaten sowie Projekt-Steckbrief unter: 

https://biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm/projekte/projektbeschreibungen/lelina.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.06.2020
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PROTEST/143: Krimi zwischen Horror und Hoffnung - Kampagne für den Schutz der rumänischen Natur- und Urwälder (ROBIN WOOD magazin)

ROBIN WOOD magazin - Nr. 145/2.2020

Krimi zwischen Horror und Hoffnung

Kampagne für den Schutz der rumänischen Natur- und Urwälder

von Jana Ballenthien



Im Sommer 2019 spannten wir bei einer spektakulären Aktion ein
riesiges Banner über eine tiefe Schlucht in den von Kahlschlag
bedrohten rumänischen Urwäldern. Im vorletzten Magazin, der Ausgabe
143/4.2019, habe ich Ihnen davon berichtet. Wir protestierten
gemeinsam mit unseren rumänischen und europäischen Bündnispartnern
Agent Green und EuroNatur gegen den Ausbau einer Nationalstraße durch
wertvolle Schutzgebiete in den rumänischen Karpaten. Vom Ausbau
betroffen wären sowohl Natura 2000-Gebiete, die unter dem Schutz der
Europäischen Union stehen, als auch Flächen des UNESCO-Weltnaturerbes
zum Schutz der europäischen Buchenwälder. Die derzeitige rumänische
Interimsregierung hat die Pläne zum Ausbau der Straße nun vorläufig
eingestellt. Unsere Aktion hat ihren Teil dazu beigetragen. Ein großer
Erfolg! Trotzdem blieben wir wachsam. Welche neuen, schockierenden
Entwicklungen sich ereigneten, und welche hoffnungsvollen Erfolge
unsere Kampagne seitdem hervorbrachte, erfahren Sie in diesem Artikel.



Im September wurde die Studie PRIMOFARO (PRIMary and Old-Growth
Forest Areas of Romania) veröffentlicht. Dieser Studie zufolge
wachsen in Rumänien immer noch mehr als 525.000 Hektar Natur- und
Urwälder. Doch so hoffnungsvoll die neuen Zahlen auch sind, die
Entwaldung der rumänischen Ur- und Naturwaldflächen schreitet rasant
voran. Bis Ende 2019 geheim gehaltene Zahlen aus der Nationalen
Forstinventur belegen nun, dass zwischen 2013 und 2018 jährlich 38
Millionen Kubikmeter Holz geerntet worden sind - rund doppelt so viel
wie in den Waldmanagementplänen genehmigt waren. Die Regierung
verheimlichte das Dokument und die Missstände in der Waldwirtschaft
wurden so gut wie nicht verfolgt.

Repression und Morde

Wenige Monate später erfuhren wir von zwei entsetzlichen Morden, die
innerhalb eines Monats an den rumänischen Waldrangern Raducu Gorcioaia
und Liviu Pop verübt worden waren. Beide waren in den Wäldern
unterwegs, um illegale Waldfällarbeiten zu dokumentieren. Sie wurden
misshandelt und ermordet. Raducu Gorcioaia und Liviu Pop sind nicht
die einzigen Opfer der rumänischen Holzmafia. Allein 2019 gab es 16
Angriffe, 650 waren es in den letzten fünf Jahren. Darunter sind sechs
Morde und unzählige schwere Verletzungen durch Hieb- und Stichwaffen.

Die Repression gegenüber Menschen, die sich in Rumänien für den
Waldnaturschutz einsetzen, begegnete uns immer wieder während unserer
Besuche in Rumänien. So hatten wir vor Ort Kontakt zu
Wissenschaftler*innen, die zwar mit uns als NGO zusammenarbeiteten,
aber bei allen gemeinsamen Aktivitäten tunlichst darauf achteten, dass
davon keine Foto- oder Videobeweise erstellt wurden. Und das aus gutem
Grund. Denn in der Vergangenheit wurde eine Person sofort in eine
andere Stadt versetzt, direkt nachdem sie auf Videos bei einer
waldpolitischen Aktion zu sehen war.

Eine Person, die wir besuchten, wies uns eindringlich darauf hin, in
der Nähe ihres Hauses keinerlei politische Symbole zu tragen und uns
unauffällig zu verhalten, damit sie ihren Job nicht verlöre. Eine
andere, mit der wir sehr vertraut waren, begann uns plötzlich zu
siezen, als staatliche Autoritäten in Hörweite waren. Sie gab uns
damit zu verstehen, dass sie uns offiziell nicht kennen durfte. Wir
konnten eine geführte Wanderung durch die Wälder erleben, wurden aber
auch hier wieder darauf hingewiesen, von unserer Begleitperson keine
Fotos oder Videos anzufertigen oder gar zu veröffentlichen - aus Angst
vor einem Jobverlust.

Deshalb ist es besonders wichtig, dass die Akteur*innen des
Waldnaturschutzes international zusammenstehen. So verurteilte ROBIN
WOOD gemeinsam mit einer überwältigenden Zahl von 50 internationalen
NGO die Morde in einem Brief an die rumänische Regierung. Unsere
rumänischen Bündnispartner*innen brauchen unsere Unterstützung!

Die EU muss aktiv werden!

Ende des Jahres 2019 ging ein Raunen durch Europa, als
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen den sogenannten Green
Deal ausrief. Ihr zufolge soll er nichts Geringeres leisten, als
"unsere Wirtschaft wieder mit unserem Planeten in Einklang zu
bringen". Von der Leyen benutzte gar das Wort "Revolution" und sprach
von einem europäischen "man on the moon moment". Diese Hoffnung teilen
wir nicht. Noch nicht.

Die zwei Werkzeuge, die den Green Deal waldpolitisch repräsentieren,
sind die Biodiversitätsstrategie, die aktuell im zehnjährigen Turnus
aktualisiert wird, und die neue europäische Waldstrategie, mit deren
finaler Version im Herbst oder nun durch Corona verzögert spätestens
Anfang nächsten Jahres zu rechnen ist. Bisher sind beide Strategien
eher stumpfe Schwerter im Kampf für den Schutz der letzten
verbliebenen Natur- und Urwälder Europas. Denn sie zielen vornehmlich
darauf ab, forstwirtschaftlichen Bestrebungen einen ökologischen
Anstrich zu geben.

Wir fordern hingegen eine starke europäische Waldstrategie, die es uns
ermöglicht bereits bestehende Gesetze, wie Natura 2000, konsequent
durchzusetzen. Wir fordern die Kartierung und den verbindlichen Schutz
von Natur- und Urwäldern und die konsequente Verfolgung von Verstößen
gegen Gesetze des Waldnaturschutzes! Dieses Ziel verfolgen auch unsere
Bündnispartner EuroNatur und Agent Green, die gemeinsam mit Client
Earth im September letzten Jahres ihre erste Beschwerde gegen die
rumänischen Behörden bei der EU-Kommission einreichten. Sie prangerten
damit unter anderem die Kahlschläge in rumänischen Natura
2000-Gebieten an, die ohne adäquate Umweltverträglichkeitsprüfung
durchgeführt werden. Durch die Beschwerde wurden die Frevel in den
Wäldern der Karpaten sichtbar. Alle EU-Kommissionsmitglieder,
Mitglieder des Europäischen Rates und des Europäischen Parlaments sind
nun informiert.

Waldnaturschutz zum Mittagessen

Die ersten Erfolge zeigten sich bei einer Lunchdebatte der Grünen-
Fraktion des Europäischen Parlaments, zu der auch ROBIN WOOD Ende
Januar 2020 eingeladen war. Wir trafen dort alte Bekannte, zum
Beispiel den ehemaligen Forstinspektor Mihail Hanzu, ein Experte für
die rumänische Waldmanagementpläne, der in seinem Berufsleben
unzählige Male von Repressionen betroffen war. Mehrmals wurde er offen
mit Mord bedroht, als "Volksschädling" und als psychisch krank
diffamiert, weil er das korrupte System der Forstwirtschaft nicht
hinnehmen wollte.

Neben verschiedenen europäischen Waldnaturschutzorganisationen nahmen
an der Debatte überraschend viele Mitglieder des EU-Parlaments teil.
Noch vor Ort schlossen sie Koalitionen für eine gemeinsame Politik im
Sinne des Waldnaturschutzes.

EU - Achtung, wir machen Druck!

Kaum zwei Wochen später waren wir mit über zehn unserer Aktiven erneut
in Brüssel. Zum ersten Mal in der Geschichte des Vereins protestierten
wir direkt vor dem Hauptsitz der EU-Kommission, also der europäischen
Zentrale der Macht. In Sturm und Regen spannten wir unser 50 Meter
langes Banner, das auch schon in den rumänischen Karpaten über der
Schlucht hing. Diesmal hieß es leicht abgeändert "Save European
Primary Forests!" Mit Bärenkostümen, Kettensäge und Sägespänen führten
wir über zwei Stunden lang ein aufsehenerregendes Straßentheater auf.
Menschen internationaler Naturschutzorganisationen, zum Beispiel aus
Estland, den USA, Belgien, Brasilien, Tasmanien, Ungarn, Rumänien, der
Slowakei und Schweden unterstützten uns dabei. Diese Bündnisarbeit war
ein bewegender Moment in unserer politischen Arbeit. Die stürmischen
Winde zerrten am Banner und unterstrichen die Dramatik unserer
Forderungen nach einem verbindlichen und konsequenten Schutz aller
verbliebenen europäischen Natur- und Urwälder.

Parallel zu unserer Aktion begann die internationale Waldkonferenz, zu
der die EU-Kommission geladen hatte. An den nächsten beiden Tagen
konnte ROBIN WOOD-Waldreferentin Jana Ballenthien erleben, wie unsere
Aktion die Inhalte der Konferenz spürbar beeinflusste. Unser
Aktionsvideo ging durch die Reihen der Teilnehmenden.

War zuvor das ohne Frage extrem wichtige Thema Bioenergie in aller
Munde, so verschob sich der Fokus der Gesprächsthemen auf jedem Podium
und in allen Gesprächen auf den Schutz unserer letzten europäischen
Natur und Urwälder. So viel Rückhalt und die vielen neuen Netzwerke
stärkten unsere Kampagne für die rumänischen Wälder.

Die EU schreitet ein

Kurze Zeit später gab es positive Entwicklungen auf EU-Ebene: Anfang
Februar startete die EU-Kommission ein Vertragsverletzungsverfahren,
in dem sie Rumänien aufforderte die illegalen Abholzungspraktiken zu
unterbinden. Vier Wochen hatte die rumänische Regierung Zeit darauf zu
reagieren. Bis jetzt gab es keine Reaktion. Auch dies wird vermutlich
mit Corona begründet.

Je nach dem wie Rumänien reagieren wird, können unterschiedliche
Schritte folgen. Die Kommission kann zum Beispiel vor den Europäischen
Gerichtshof ziehen, der dann wiederum hohe Strafen für Rumänien im
Falle weiterer illegaler Abholzungen verhängen könnte. Dass das
Verfahren tatsächlich begonnen wurde, haben wir dem unermüdlichen
Drängen aller Waldnaturschutzorganisationen zu verdanken, die das
Thema auf EU-Ebene immer wieder zur Sprache gebracht haben. Es ist ein
großer Schritt in die richtige Richtung und es ist unser gemeinsamer
politischer Erfolg!

Rumänien rodet weiter - wir protestierten in den Karpaten!

Unsere Freude währte allerdings nicht lange. Mitte Februar dieses
Jahres erreichte uns die Nachricht, dass der mehrheitlich staatseigene
Energiekonzern Transelectrica den Bau einer Hochspannungsleitung
plane, deren Schneise über 30 Kilometer durch 14 Schutzgebiete in den
Karpaten verlaufen soll. Natura 2000-Gebiete und Gebiete, die selbst
von der rumänischen Regierung als besonders schützenswerte "Virgin
Forest" kategorisiert wurden, seien betroffen. Ungefähr 100 Hektar
hochgradig schützenswerte Natur und Urwälder würden der oberirdischen
Hochspannungsleitung LEA (linie electrica aeriana) weichen müssen, die
vom südlichen Portile de Fier über Resita einmal über die Karpaten bis
ins nördliche Arad führen soll. Und das, obwohl alternative
Streckenverläufe möglich sind.

Wir waren sehr überrascht, dass Rumänien trotz des laufenden
Vertragsverletzungsverfahrens dieses Vorhaben verfolgte. Als wir dann
hörten, dass Rodungsteams aus dem ganzen Land zusammengezogen wurden
und alle gleichzeitig arbeiteten, war für uns klar, dass Rumänien noch
schnell Tatsachen schaffen wollte. So sollte das Großbauprojekt in den
streng geschützten Gebieten durchgezogen werden, bevor das Verfahren
der EU-Kommission soweit fortgeschritten ist, dass jeder gefällte Baum
hohe Geldstrafen nach sich ziehen würde.

Mit Hochdruck begannen wir gemeinsam mit Agent Green eine Aktion für
Ende März vorzubereiten, die in direkter Nähe zu den Holzfällarbeiten
stattfinden sollte. Am 29. Februar erhielten wir dann einen Anruf,
dass die Holzfällungen so rasant fortschritten, dass definitiv nicht
damit zu rechnen sei, dass Ende März noch Bäume auf dem geplanten
Streckenverlauf stehen würden. Wir mussten die Aktion vorziehen.

Kaum drei Tage später waren drei Aktive von uns in Rumänien, genauer
gesagt im Iardastita-Urwald im Südwesten Rumäniens, und erkundeten die
Gegend. Nach knapp 20-stündiger Autofahrt und wenig Schlaf wanderten
wir die steilen Hänge der Karpaten hinauf auf das Plateau eines
Berges. Was wir dort vorfanden, war ungeheuerlich. Die Schneise war
gigantisch. Die Holzfällarbeiten waren in ihren letzten Zügen. Auch
die letzten Bäume wurden gefällt und für den Abtransport vorbereitet.
Gegen Ende des Tages fanden keine Arbeiten mehr statt und es war
absehbar, dass an den Folgetagen auch keine mehr stattfinden würden.
Wir waren zu spät.

Abends trafen sich rund 20 Aktive aus Rumänien und Deutschland. Trotz
dem die Fällungen schon abgeschlossenen waren, entschlossen sich alle
zu einer Aktion am nächsten Tag. Gemeinsam wollten wir ein Zeichen
setzen und die Vorgänge ans Licht der Öffentlichkeit bringen. Und das
gelang uns! Die Witterungsverhältnisse waren ähnlich dramatisch wie
bei unserer Aktion in Brüssel. Auf den riesigen Forststraßen versanken
wir förmlich im Matsch, und der Himmel gab alles, was er an Regen zu
bieten hatte. Wir spannten unser altbekanntes, riesiges Banner,
diesmal wieder mit dem Spruch "Save Romanian Primary Forests!", über
eine riesige Kreuzung im Wald. Die Aktivist*innen am Boden hielten
über ein Dutzend weiterer Banner - unter anderem mit der Forderung:
"Electric Power Line Portile de Fier - Resita NOT via National Parks"
("Stromtrasse Fier - Resita NICHT durch Nationalparks"). Das
aufsehenerregende Bildmaterial wurde als Video gestreamt und der
Umweltminister, die Polizei und die lokalen Vertreter*innen der
Forstbehörde Romsilva telefonisch informiert. Zweit- und Drittgenannte
erschienen kurze Zeit später am Aktionsort. Die Vertreter*innen der
Forstbehörde waren äußerst wortkarg und machten lange Gesichter,
konfrontiert mit dem Vorwurf der Illegalität und unseren politischen
Forderungen.

Die Polizei nahm jedoch nicht etwa die Personalien der Waldzerstörer,
sondern die mehrerer Aktivist*innen auf. Wir werden sehen, wer sich am
Ende juristisch verantworten muss. Die Rodungen für ein System, das
einzig und allein auf Profit ausgelegt ist, müssen ein Ende haben!

Nach einem anstrengenden, aber sehr erfolgreichen Aktionstag hatten
unsere drei Aktiven am nächsten Tag eine lange Rückreise vor sich.
Fünf Tage nach dem alarmierenden Anruf waren alle wieder wohlbehalten
zu Hause und haben damit eine weitere, äußerst bewegende Geschichte
unseres Aktionsvereins geschrieben.

Corona verursacht nun auch in Rumänien eine schlimme Entwicklung in
den Wäldern: Die Zahl der Lkw-Ladungen, die die Karpaten mit Holz
verlassen, ist auf dem Höchststand. Sie haben freie Fahrt, denn durch
das Homeoffice der Ranger ist das Risiko enorm gesunken, bei illegalen
Abholzungen erwischt zu werden.

Anfang Texteinschub

Petition zum Schutz der rumänischen Wälder: Machen Sie mit!


Im zweiten Halbjahr 2020 wird Deutschland die EU-Ratspräsidentschaft
innehaben. Damit übernimmt Deutschland und insbesondere
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner eine große
Verantwortung für die Wälder Europas. Mit Ihnen gemeinsam wollen wir
ihr das deutlich zeigen: www.robinwood.de/urwald


Diesem Magazin ist eine Petition beigelegt. Wir fordern darin von
Ministerin Klöckner eine klare Position für eine starke europäische
Waldstrategie und die verbindliche Umsetzung von
Waldnaturschutzmaßnahmen:


- Natur- und Urwälder kartieren und verbindlich schützen!

- Illegalen Holzeinschlag stoppen!

- Verstöße gegen Gesetze des Waldnaturschutzes konsequent verfolgen!


Unterstützen Sie diese Forderung mit Ihrer Unterschrift.
Herzlichen Dank! -

Ende Texteinschub

Jana Ballenthien, ROBIN WOOD-Waldreferentin, wald@robinwood.de

 * 
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FORSCHUNG/822: Klimawandel - Das Erbe eines warmen Frühlings (idw)

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 10.06.2020

Klimawandel - Das Erbe eines warmen Frühlings



Die Basis für die extreme Dürre im Sommer 2018 wurde bereits im
Frühjahr gelegt: Aufgrund einer Hitzewelle üppig wachsende Pflanzen
entzogen dem Boden früh viel Wasser und verstärkten damit die
sommerliche Trockenheit, wie Simulationen zeigen.

Hitze, Dürre und viel Sonne - im Jahrhundertsommer 2018 litten
insbesondere Nord- und Mitteleuropa unter extremer Trockenheit. Die
Folge waren unter anderem Waldbrände und Ernteausfälle mit erheblichen
wirtschaftlichen Folgen: Allein in Deutschland umfassten die
Entschädigungen an Landwirte 340 Millionen Euro. Von früheren Dürren
in den Jahren 2003 und 2010 unterschied sich der Sommer 2018 dadurch,
dass ihm in großen Teilen Zentraleuropas bereits im Frühjahr eine
große Hitzewelle vorausging. Wissenschaftler um die LMU-Klimaforscher
Ana Bastos und Julia Pongratz haben nun im Rahmen einer
internationalen Kooperation gezeigt, dass die ungewöhnliche Wärme im
Frühjahr auch im Sommer nachwirkte und die Dürre verstärkte. Wie sich
dies auf die Produktivität und die Kohlenstoffbilanz der Ökosysteme
auswirkte, war regional unterschiedlich und abhängig vom
vorherrschenden Vegetationstyp. Das Risiko für sommerliche Hitzewellen
und Dürreperioden wird aufgrund des weltweiten Klimawandels weiter
zunehmen. Ihre Ergebnisse deuten nach Ansicht der Wissenschaftler
darauf hin, dass angepasste Landmanagementstrategien eine Möglichkeit
sein könnten, Dürren und ihre Auswirkungen abzuschwächen. Über ihre
Studie berichten die Forscher im Fachmagazin Science Advances.

Für die Dürrejahre 2003 und 2010 zeigen mehrere Studien, dass die
Ökosysteme nicht so viel Kohlendioxid wie üblich aufnehmen konnten,
weil deren Produktivität aufgrund von Wassermangel, Hitze und auch
Bränden eingeschränkt war. "Darüber, ob und wie vorangegangene
Klimabedingungen die Reaktion der Ökosysteme auf Sommerextreme
beeinflussen, ist aber noch wenig bekannt", sagt Ana Bastos,
Erstautorin der Studie und seit Mai Gruppenleiterin am 
Max-Planck-Institut für Biogeochemie in Jena. "Wir haben dies nun 
für das Jahr 2018 anhand von Simulationen mit elf unterschiedlichen
Vegetationsmodellen untersucht."

Dabei zeigte sich, dass die warmen und sonnigen Bedingungen im
Frühjahr generell zu einem früheren und üppigeren Wachstum der
Vegetation und damit einer gesteigerten Aufnahme von Kohlendioxid im
Frühjahr führten. Auf die Produktivität über das ganze Jahr gesehen
und damit die Netto-Kohlenstoffbilanz wirkte sich dieser Effekt
allerdings regional sehr unterschiedlich aus: "Wenn Pflanzen früher zu
wachsen beginnen, benötigen sie auch mehr Wasser, sodass der Boden
stärker austrocknet", sagt Bastos. "In Zentraleuropa hat das
verstärkte Wachstum im Frühjahr zu einer starken Abnahme des
Wassergehalts im Boden geführt. Dieses Wasser stand im Sommer nicht
mehr zur Verfügung, um die Biomasse aufrecht zu erhalten, sodass die
Ökosysteme noch stärker unter der Sommerdürre litten." Den Modellen
zufolge erklärte dieser Frühlingseffekt etwa die Hälfte der
sommerlichen Trockenheit, verstärkte die Dürre also substantiell. In
Zentraleuropa wirkten sich die hohen Temperaturen im Frühjahr daher
letztlich negativ auf die Produktivität der Ökosysteme und die 
Netto-Kohlendioxidaufnahme aus.

In Skandinavien dagegen konnte das frühe Wachstum sommerliche
Produktivitätsverluste aufgrund der Dürre ausgleichen, sodass die
Ökosystemaktivität und die Netto-Kohlenstoffbilanz insgesamt neutral
oder sogar leicht positiv waren. Die Wissenschaftler erklären dieses
Ergebnis mit der unterschiedlichen Vegetation: In Zentraleuropa
dominieren Ackerflächen und Grasland, während in Skandinavien Wälder
einen großen Anteil haben. "Bäume nutzen Wasser etwas ökonomischer",
sagt Bastos. "Wenn sie im Frühjahr stärker wachsen, verbrauchen sie
zwar ebenfalls mehr Wasser, aber sie regulieren die Spaltöffnungen in
ihren Blättern, über die das Wasser verdunstet, oft besser und
vermindern dadurch den Wasserverlust." Zudem haben Bäume tiefere
Wurzeln als Gräser oder Nutzpflanzen und können während Dürreperioden
das wenige noch vorhandene Wasser in größeren Tiefen besser erreichen.
Daher konnten die nördlichen Wälder den Einfluss der Dürre abmildern
und ihre Aktivität trotz der großen Trockenheit nahe an den normalen
Werten halten.

Insgesamt ergaben die Simulationen also große Altlasten des warmen
Frühjahrs für den Sommer: In Mitteleuropa wurden die Ökosysteme
anfälliger für die sommerliche Dürre, in Skandinavien hingegen waren
die negativen Folgen eines warmen und trockenen Sommers abgeschwächt,
zurückzuführen auf unterschiedliche Vegetationstypen und ihre
Wassernutzung. Daher könnten Informationen über die
Vegetationsaktivität im Frühjahr als zusätzlicher Frühwarnindikator
für extreme Sommer verwendet werden. Außerdem könnten die Auswirkungen
zukünftiger Hitzewellen und Dürren möglicherweise mithilfe von
Landmanagementstrategien beeinflusst werden: "Langfristig wird die
Vegetation im Frühjahr aufgrund der globalen Erwärmung stärker
wachsen, mehr Wasser verbrauchen und damit das Risiko für Sommerdürren
erhöhen", sagt Pongratz. "Möglicherweise könnte man durch gezielte
Pflanzungen Ökosysteme widerstandsfähiger machen, etwa indem
landwirtschaftliche Flächen durch Wälder aufgelockert werden. Die
verstärkten Sommerextreme werden aber auch selbst Ökosysteme
verändern, wenn Schwellwerte für Mortalität und Feuer öfter
überschritten werden. Es ist alles andere als klar, ob die
europäischen Ökosysteme uns die große Dienstleistung einer
Kohlendioxid-Senke auch in Zukunft erbringen."

Originalpublikation:

Direct and Seasonal Legacy Effects of the 2018 Heatwave and Drought on
European Ecosystem Productivity 

A. Bastos, P. Ciais, P. Friedlingstein, S. Sitch, J. Pongratz, L. Fan,
J.P. Wigneron, U. Weber, M. Reichstein, Z. Fu, P. Anthoni, A. Arneth,
V. Haverd, A. K. Jain, E. Joetzjer, J. Knauer, S. Lienert, T.
Loughran, P.C. McGuire, H. Tian, N. Viovy, S. Zaehle

Science Advances 2020

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news749220

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, LMU, 10.06.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INITIATIVE/419: Kein weiterer Ausverkauf der Südharzer Gipskarstlandschaft (BUND TH)

BUND Landesverband Thüringen e.V. - Pressemitteilung, 18. Juni 2020

Kein weiterer Ausverkauf der Südharzer Gipskarstlandschaft 

BUND Thüringen fordert Einhaltung des Regierungsvertrages



Erfurt/Nordhausen. Am 26.03.2020 hat Saint-Gobain die Erweiterung des
Naturgipsabbaus im Südwest- und Ostteil des Bewilligungsfeldes
"Woffleben/ Himmelsberg" beantragt. Der BUND Thüringen fordert die
Thüringer Landesregierung auf, sich an ihr Regierungsversprechen zu
halten und dem Antrag eine klare Absage zu erteilen.

"Der Himmelsberg darf kein zweiter Kuhberg werden", fordert Ron
Hoffmann, Vorsitzender des BUND Thüringen. "Das Unternehmen hat gerade
am Kuhberg begonnen, einen neuen Steinbruch zu erschließen. Trotzdem
ist seine Gier nicht befriedigt. Jetzt soll der bestehende Steinbruch
in Woffleben zusätzlich dazu erweitert werden - und das ausgerechnet
in Flächen hinein, die als "Tabuflächen" definiert waren. Jetzt ist
das Landesbergamt, das in die Zuständigkeit des Grünen
Umweltministeriums fällt, gefordert, den Antrag abzulehnen. Die
Thüringer Landesregierung hat Neuverritzungen auch in ihrem aktuellen
Regierungsvertrag eine Absage erteilt. Daran sollte sie sich jetzt
messen."

Die geplanten Erweiterungsflächen wurden nach Angaben des Verbandes im
Planfeststellungsverfahren von 2013 als sogenannte "Tabuflächen" vom
Naturgipsabbau ausgeschlossen. Sie sollten nach Abwägung aller Belange
dauerhaft der Kompensation bestehender Abbauflächen dienen. Konkret
handle es sich hier um Karstformen, die als "geschützte Biotope"
eingestuft sind. Hoffmann: "Jetzt hat das Unternehmen einfach so seine
Meinung geändert - und das, obwohl der aktuelle Hauptbetriebsplan noch
bis zum 31.12.2021 läuft. Eine behördliche Genehmigung dieser
Erweiterung würde das ganze Planfeststellungsverfahren von damals
jetzt ad absurdum führen."

Kritik übt der Verband auch an der "Salami-Strategie" von
Saint-Gobain. Anträge auf Abbaugenehmigen würden immer wieder
"scheibchenweise" gestellt, um Verfahren möglichst einfach zu halten.
So würden nur die zuständigen Behörden als Träger öffentlicher Belange
beteiligt und nicht die anerkannten Naturschutzverbände oder die
Öffentlichkeit. Hoffmann: "Auch wenn das rechtlich einwandfrei sein
mag, ist das Unternehmen scheinbar zu feige, sich der öffentlichen
Debatte zu stellen."

Nach Einschätzung des BUND Thüringen würde Saint-Gobain jetzt sein
"wahres Gesicht" zeigen. Hoffmann: "Das Unternehmen setzt seinen
Raubbau auf Raten ohne Rücksicht auf Verluste fort." Offensichtlich
sabotiere es den konstruktiven Thüringer Gipsdialog, den
Ministerpräsident Bodo Ramelow im letzten Herbst ins Leben gerufen
hatte. "Unter diesen Umständen kann ein Miteinander von Industrie und
Naturschutz kaum noch stattfinden", so Hoffmann weiter. "Statt an
einer Zukunft für die Region Südharz ist Saint-Gobain scheinbar nur an
den eigenen Gewinnen interessiert. Dem muss die Thüringer
Landesregierung endlich ein Ende setzen!"



Anmerkung der SB-Redaktion:

s.a. im Schattenblick unter Infopool / Umwelt → Lebensräume

INITIATIVE/418: Gipskarst in Thüringen - Biosphäre statt Raubbau! (BUND MAGAZIN)

www.schattenblick.de/infopool/umwelt/lebens/ulein418.html

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.06.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel.: 0361/555 03 10, Fax: 0361/555 03 19

Internet: www.bund-thueringen.de
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MELDUNG/448: Uferrenaturierung an der Elbe erhält Auszeichnung der UN-Dekade (UN-Dekade Biologische Vielfalt)

UN-Dekade Biologische Vielfalt - 19. Juni 2020

Hamburgs Umweltsenatur Jens Kerstan würdigt Projekt "Steine
schleppen für mehr Vielfalt"

Uferrenaturierung an der Elbe erhält Auszeichnung der UN-Dekade
Biologische Vielfalt



Hamburg, 19. Juni 2020 - Im Rahmen von "Steine schleppen für mehr
Vielfalt" schafft die Gesellschaft für ökologische Planung an der
Hamburger Tideelbe naturnahe Uferzonen und sorgt dafür, dass sich ein
funktionierendes Ökosystem entwickeln kann. Das Projekt leistet damit
einen vorbildlichen Beitrag zum Erhalt biologischer Vielfalt an einer
der am stärksten befahrenen Wasserstraßen Deutschlands. Dafür wird es
heute im Garten des Elbe-Tideauenzentrums von der UN-Dekade
Biologische Vielfalt ausgezeichnet. Verliehen wird die Urkunde durch
den Hamburger Umweltsenator Jens Kerstan.

Die Besonderheit des betroffenen Elbeabschnittes: Der Fluss führt ins
Süßwasser, wird aber gleichzeitig von den Gezeiten beeinflusst. Das
Ergebnis ist die Süßwasser-Tideaue, eine europaweit einzigartige
Landschaftsform, die unter Naturschutz steht. Zahlreiche
Uferabschnitte wurden per Hand von steinernem Uferdeckwerk befreit,
damit sich am Ufer die natürliche Flussdynamik entwickeln kann. So
können durch die Gezeiten artenreiche Süßwasserwattbereiche entstehen,
die sich durch einen Wechsel von Süßwasserwatt, Röhrichtzone und
Auwald auszeichnen. Verschiedene Pflanzenarten sind an solche Prozesse
angepasst, wie z.B. der Schierlings-Wasserfenchel, der nur an der
Tideelbe vorkommt. Zudem ist das Süßwasserwatt Lebensraum für Würmer,
Kleinkrebse und Schnecken, die das Nahrungsangebot für viele
Vogelarten verbessern. Bereits 15 Stellen wurden mit sichtbarem Erfolg
bearbeitet, zwanzig weitere genehmigte Vorhaben werden folgen.

Über eine ausführliche Dokumentation des Arbeitsprozesses wird das
Projekt der Öffentlichkeit zugänglich gemacht und soll so möglichst
viele Menschen zur ehrenamtlichen Mitarbeit motivieren. Viele
Uferflächen, an denen Maßnahmen durchgeführt worden sind, sind zudem
für Spaziergänger und Wassersportler besuch- und erlebbar.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.




Weitere Informationen

Projektträger

Gesellschaft für ökologische Planung e. V.

Moorwerder Hauptdeich 33

21109 Hamburg

Kontakt

info@goep.hamburg

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1[wettbewerb]=3149&tx_lnv_pi1[action]=show&tx_lnv_pi1[controller]=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 19.06.2020

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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MELDUNG/447: Klimakrise - Radikales Umdenken in der Gewässerpolitik gefordert (BUND BW)

BUND Landesverband Baden-Württemberg - 15. Juni 2020

Trockenheit

"Wir stecken mitten in der Klimakrise und müssen handeln"

BUND fordert von der Landesregierung eine wirkungsvollere
Gewässerschutzpolitik



Stuttgart. Am 20. Juni ist kalendarischer Sommeranfang. Doch schon
jetzt sind vielerorts Trockenheit und niedrige Wasserstände in den
Flüssen ein Problem. Die Gewässer in Deutschland sind nicht gegen die
Auswirkungen des Klimawandels gerüstet. Das gilt auch für die Flüsse
in Baden-Württemberg. Der BUND Baden-Württemberg fordert ein radikales
Umdenken in der Gewässerpolitik.

"Die Klimakrise schreitet voran. Unsere Gewässer, Flüsse und Bäche
leiden unter der Trockenheit. Deshalb muss die Landesregierung den
Gewässerschutz ganz oben auf die politische Agenda setzen", sagt
Brigitte Dahlbender, Landesvorsitzende des BUND Baden-Württemberg. Nur
knapp acht Prozent der Flüsse und Bäche in Deutschland erreichen den
von der europäischen Wasserrahmenrichtlinie geforderten guten
ökologischen Zustand. Knapp 40 Prozent der oberirdischen Gewässer
leiden europaweit an vielfältigen Stressoren, wie Klimawandel,
Nährstoffeinträge durch die Landwirtschaft oder Begradigungen.

Mit jedem weiteren Trockensommer verschärft sich die Situation


"Der Temperaturanstieg ist für die Natur dramatisch. Die Jahre 2014,
2018 und 2019 waren die drei wärmsten seit Beginn der
Wetteraufzeichnung in Deutschland. Die Folge: sinkende
Grundwasserstände und steigende Wassertemperaturen. Das ist fatal für
den Menschen und seine Umwelt", so Dahlbender. "Im extremen
Trockensommer 2018 hat die Kombination von Niedrigwasser und Hitze
schon zu Fischsterben im Hochrhein und im Neckar geführt. Mit jedem
weiteren Trockenjahr müssen wir mit solchen und schlimmeren Folgen
rechnen."

Klimakrise und Artensterben verlangen nach gesunden Gewässern

In Zeiten von Klimakrise und Artensterben braucht es gesunde Flüsse
und Bäche, Teiche und Seen, die Hitze und Trockenheit gut verkraften
und Landschaften, die in der Lage sind, Wasser zwischen zu speichern.
Dies gelingt nur, wenn der Gewässerschutz in allen Politikbereichen
und bei allen Planungen von Anfang an mitgedacht wird. "Wir müssen
endlich den Verpflichtungen der europäischen Wasserrahmenrichtlinie
und den Pariser Klimazielen nachkommen", fordert Gottfried 
May-Stürmer, Gewässer-Experte beim BUND Baden-Württemberg.

"Dazu gehört das 1,5 Grad-Ziel wie auch ein verbessertes
Wassermanagement. Das integrierte Rheinprogramm muss endlich
konsequent umgesetzt werden und naturnahe Lösungen müssen Vorrang vor
technischen Planungen erhalten. Wasser muss in der Fläche bleiben, um
in trockenen und heißen Zeiten dort zur Verfügung zu stehen, wo es
gebraucht wird. Noch gibt es Wasserreserven, doch wir stecken mitten
in der Klimakrise - und müssen jetzt handeln", so BUND-Landeschefin
Dahlbender.

Mehr Informationen:

Das BUND-Gewässerpapier "Auswirkungen des Klimawandels auf den
Wasserhaushalt" finden Sie in einer Kurzfassung unter:
www.bund.net/gewaesserpapier_kurz bzw. in der Langfassung unter:
www.bund.net/gewaesserpapier

Um die europäische Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen und die
Wasserkrise nachhaltig zu lösen, fordert der BUND:


	Den Flüssen mehr Raum geben statt sie einzudeichen, denn nur so können Aue und Fluss wieder verknüpft und die Biodiversität gestärkt werden. Auen müssen renaturiert werden.

	Wasser in der Landschaft halten statt es direkt abzuleiten, sodass sich die Grundwasserspeicher wieder auffüllen können.

	Flächenversiegelung stoppen, denn besonders in Städten wird das Wasser schnellstmöglich abgeführt und kann nicht versickern.

	Abbau von Querbauwerken, denn das Aufstauen der Flüsse erhitzt das Wasser, verschlechtert die Wasserqualität und versperrt Fischen den Weg, sodass diese ihre Laichgebiete nicht mehr erreichen können.

	Zum Schutz des Grund- und Trinkwassers müssen Vorsorge- und Verursacherprinzip umgesetzt werden, denn nur wenn vorausschauend gehandelt wird, kann die Gewässerqualität verbessert werden. Die Gewässer müssen vor Einträgen von Nähr- und Schadstoffen geschützt werden.

	Wassernutzungskonflikte müssen gerecht und nachhaltig gelöst werden.

	Statt Flüsse für immer größer werdende Schiffe weiter auszubauen und zu vertiefen, müssen die Schiffe an die Flüsse angepasst werden. Es muss überprüft werden, auf welchen Flüssen die Schifffahrt unter sich ändernden klimatischen Verhältnissen überhaupt noch sinnvoll ist.

	Auch in der Landwirtschaft ist ein nachhaltiges Wassermanagement notwendig, das beispielsweise eine bodenschonende Bearbeitung, den Rückbau von Drainagen und den Anbau standortangepasster Kulturen beinhaltet. Die EU-Agrarpolitik muss an die klimawandel-bedingten Herausforderungen angepasst werden.



 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.06.2020
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SCHUTZGEBIET/892: Naturschönheiten am Waldboden im Nationalpark Harz (Nationalpark Harz)

Nationalpark Harz - Pressemitteilung, 17. Juni 2020

Naturschönheiten am Waldboden im Nationalpark Harz



Auch in Oberharz zeigen sich bei genauem Hinsehen wunderschöne
Pflanzen, die oft erst auf den zweiten oder dritten Blick zu sehen
sind. Neben der neuen Waldgeneration, die immer einen Blick wert ist,
wachsen auch Orchideen. Unter den absterbenden Fichten blüht
beispielsweise das Kleine Zweiblatt - neue Artenvielfalt im sich
wandelnden Fichtenwald des Nationalparks Harz.




[image: Kleines Zweiblatt in Blüte - Foto: © Wilfried Störmer]

Kleines Zweiblatt

Foto: © Wilfried Störmer



Die unscheinbaren Pflanzen, die meist nur ca. 10 cm groß werden,
bevorzugen einen schattigen Standort mit hoher Luftfeuchtigkeit. Daher
trifft man die zierlich Pflanze oft an langsam fließenden Bächen und
in ähnlichen Lebensräumen an. Der Blütenstand besteht häufig aus ca.
10 winzig kleinen grünen bis weinroten Blüten, die nur bei genauer
Betrachtung zu erkennen sind, so der Nationalpark-Waldführer Wilfried
Störmer.




[image: Infografik: Artenvielfalt im Wald braucht Totholz - © Mandy Gebara]

Grafik: © Mandy Gebara



Bitte beachten Sie aber das Wegegebot im Nationalpark - die
offiziellen Wanderwege dürfen zum Schutz der Natur nicht verlassen
werden. Diese Regel gilt auch in den Naturschutzgebieten. Aber
insbesondere der faszinierende Waldwandel und auch manche Pflanze sind
vom Weg aus zu beobachten und zu fotografieren, so der im Nationalpark
Harz ehrenamtlich aktive Waldführer und Fotograf Wilfried Störmer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.06.2020

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung
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STANDPUNKT/1203: Klimafreundlich und sozial gerecht - Vorschläge für ein Konjunkturprogramm nach Corona (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Sommer 2020

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Klimafreundlich und sozial gerecht

von Helge May



Nach dem Corona-bedingten Teilstillstand der Wirtschaft soll diese mit
einem staatlichen Konjunkturprogramm wieder angekurbelt werden. Aber
wie? Der NABU hat ein Paket geschnürt, von dem Unternehmen,
Gesellschaft und Umwelt profitieren würden.


Mit der "schwarzen Null" wird das wohl erst mal nichts.
Eigentlich hatte sich die deutsche Politik darauf eingeschworen,
künftig ohne Neuverschuldung auszukommen. Doch 146 Milliarden Euro
betrug alleine die Kreditaufnahme zur Finanzierung des ersten
Nachtragshaushalts des Bundes zur Milderung der Corona-Folgen. Das war
nur der Anfang. Noch ist nicht klar, wie viel Geld der Staat bereit
und in der Lage ist, für ein Konjunkturprogramm auszugeben. Dass ein
solches Programm kommen wird, ist unbestritten.

86 Prozent Zustimmung · Es gibt viele Interessen, die erfüllt
werden sollen, die meisten berechtigt, oft aber sich widersprechend.
Fragt man die Deutschen, befürworten 86 Prozent ein
Konjunkturprogramm, das Unternehmen fördert, die klima- und
umweltfreundlich agieren. Das ergab Anfang Mai eine repräsentative
Kantar-Umfrage im Auftrag des NABU.

Die Umfrageergebnisse unterstützen die Forderungen, die der NABU an
Berlin und Brüssel stellt, um die Folgen der Corona-Pandemie zu
bewältigen. "Deutschland und die EU haben jetzt die Chance, den
nachhaltigen Wandel in der Wirtschaft umzusetzen und sie
krisensicherer und zukunftsfähiger als je zuvor zu gestalten", betont
NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger.

Zu den vom NABU vorgeschlagenen Maßnahmen gehören eine
 Million Solardächer, die Einführung einer vierten Reinigungsstufe
 gegen Mikroverschmutzungen bei allen Kläranlagen, ein Programm
 "Fünftausend lebendige Bäche für Mensch und Natur" und der Ausbau
 der Elektromobilität.


Zu den vom NABU vorgeschlagenen Maßnahmen gehören unter anderem eine
Million klimafreundlicher und energieerzeugender Dächer, die
Einführung einer vierten Reinigungsstufe gegen Mikroverschmutzungen
bei allen Kläranlagen, ein Programm "Fünftausend lebendige Bäche für
Mensch und Natur" und der Ausbau der Elektromobilität im ländlichen
Raum.

Elektromobil auf dem Land · Modernisierung darf sich nicht
länger alleine auf die Ballungsgebiete konzentrieren, sonst werden die
heute schon Benachteiligten endgültig abgehängt. Die Möglichkeiten für
einen attraktiven und effizienten öffentlichen Personennahverkehr sind
begrenzt, in dünn besiedelten Regionen wird der Individualverkehr
wichtig bleiben. Mit entsprechender Infrastruktur könnten Pendler
schon heute E-Autos nutzen.

Vorschlag des NABU: Investitions- und Abschreibungsprogramme sollen
die Installation von Solarstrom-Anlagen ebenso wie die von
Ladestationen in der heimischen Garage anreizen. Wer beim Kauf eines
Elektroautos die Installation einer eigenen Photovoltaik-Anlage und
Ladestation belegen kann, erhält einen Kaufzuschuss. Das
Förderprogramm soll bis 2030 laufen und sieben Millionen Haushalte
erreichen.

Sonne ernten, Insekten schützen · Völliges Neuland betritt ein
zweiter Vorschlag. Die Flächenanteile, die landwirtschaftliche
Betriebe für den Erhalt der Artenvielfalt reservieren müssen, werden
mit der kommenden EU-Agrarreform größer werden. Statt Mais, Raps oder
Rüben wird mehr Lebensraum für Insekten und Vögel geschaffen. Mit
neuen Formen der Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen können - unter der
Bedingung, dass sie richtig geplant und bewirtschaftet werden - auch
Landwirtschaft, die Artenvielfalt und Solarenergie miteinander
verbunden werden. Der NABU schlägt ein Sonderprogramm vor, das die
Rahmenbedingungen für naturverträgliche Photovoltaik-Anlagen in
landwirtschaftlichen Betrieben setzt, die sowohl der Artenvielfalt als
auch der Solarenergienutzung dienen.

Lichtverschmutzung mildern · Energiesparen und Artenschutz
kombiniert ein drittes Beispiel. Der Energieverbrauch der
deutschlandweit fast zehn Millionen Straßenlaternen beträgt rund vier
Millionen Kilowattstunden. Kunstlicht in falscher Qualität und
Intensität zur falschen Zeit am falschen Ort wirkt sich negativ auf
die Lebensbedingungen vieler Tiere und Pflanzen aus. Es verursacht
aber auch Störungen des Tag-Nacht-Rhythmus des Menschen. Gefördert
werden soll die Umstellung und der Austausch hin zu klima- und
biodiversitätsfreundlichen Außenbeleuchtungen in Kommunen, Gewerbe und
Industrie.

Wer der Umwelt und somit uns allen schadet, darf nicht auch
 noch mit Steuermitteln belohnt werden.


Mindestens genauso wichtig wie neue Ideen ist es, alte Subventionen
auf den Prüfstand zu stellen. Der NABU fordert daher, staatliche
Gelder nur noch an Unternehmen zu vergeben, die natur- und
klimafreundlich Wirtschaften und zudem gegenüber allen Generationen
gerecht sind. Wer sich nicht an die Regeln hält und der Umwelt und
somit uns allen schadet, darf nicht auch noch mit Steuermitteln
belohnt werden. Unsinn wie die Abwrackprämie in der Finanzkrise vor
gut zehn Jahren können wir uns weder finanziell noch mit Blick auf den
Klimaschutz leisten.

 * 

Interview

"Gestärkt aus der Krise hervorgehen"

Interview mit NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger

Bereits im April ließen die EU-Regierungschef*innen verlauten, man
werde "alles nötige" tun, um die sozialen und wirtschaftlichen Folgen
der Corona-Pandemie anzugehen. Was ist denn nötig?

Mit Sicherheit schwindelerregend große Summen Geld, denn die Schäden
sind entsprechend. Und da Geld nur einmal ausgegeben werden kann,
dürfen wir nicht nur einfach den alten Zustand wiederherstellen. Mit
dem Klimawandel und dem Artenschwund haben wir ohnehin enorme
ungelöste Probleme. Wenn nun investiert wird, dann so, dass wir
insgesamt gestärkt aus der Krise hervorgehen, indem wir gleichzeitig
etwas für Klima und Natur tun.

Also das, was in der Politik als "Green Recovery" diskutiert wird.


Erfreulicherweise nicht nur in der Politik. Dazu bekennen sich neben
den "üblichen Verdächtigen" wie Umweltverbänden und
Umweltpolitiker*innen inzwischen selbst Unternehmen von Ikea bis
Microsoft und Siemens.

Fast schon zu viel des Guten...

Die Nagelprobe steht natürlich noch aus. Doch es ist ein starkes
Zeichen, wenn auf so breiter Basis der Ruf nach Veränderung ertönt,
nach einer klimaneutralen Wirtschaft, nach Transformation
der Landwirtschaft und besserem Schutz der Biodiversität. Darauf
lässt sich aufbauen. Der NABU ist bereit, aktiv mitzugestalten, und
hat ja schon reichlich konkrete Vorschläge unterbreitet.

Sind die Großunternehmen vielleicht auch deshalb mit an Bord, weil
sie sich selbst Großes versprechen?

Das bleibt ihnen unbenommen. Die NABU-Vorschläge zielen jedenfalls
darauf, dass gerade kleine Unternehmen und das Handwerk profitieren.
Deren Betriebsbasis ist besonders gefährdet. Programme zur E-Mobilität
im ländlichen Raum oder zur Klimaanpassung in Siedlungen und Städten
sind so konstruiert, dass Hilfen dezentral auf die kommunale Ebene
gelangen.

In der Vergangenheit haben Investitionsprogramme vor allem eines
bedeutet: Mehr Naturzerstörung. Warum wird dieses Mal alles
anders?

Die Gefahr ist nicht zu leugnen und in unseren Treffen mit der Politik
thematisieren wir das ständig. Der NABU hat die letzten Wochen mit
Spitzenvertreter*innen der großer Parteien gesprochen, mit
Ministerien, auch mit dem Kanzleramt. Ich habe dabei eine gewachsene
Bereitschaft wahrgenommen, auf Umweltbelange einzugehen - und den
Willen, in die "richtigen" Dinge zu investieren. Aber der Druck aus
teilen der industrie ist groß.

Man wird die NABU-Pläne also kaum eins zu eins übernehmen.

Das wäre wohl zu viel verlangt, aber sie sollten Eingang finden. Und
sicher wird es umgekehrt auch darum gehen, den aus Umweltsicht
gröbsten Unsinn zu verhindern. Das zusammenspiel von Wissenschaft und
Politik in Sachen Corona zeigt uns, dass wir in der Lage sind, schnell
und vernünftig zu agieren. Mir macht das Mut.


Info

Die kompletten Vorschläge gibt es unter

www.NABU.de/Konjunkturprogramm.
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STANDPUNKT/1202: Wasserkrise in Niedersachsen - Ursachen anpacken anstatt an Symptomen herumdoktern (BUND NI)

BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 15. Juni 2020

Ursachen anpacken anstatt an Symptomen herumdoktern 

BUND fordert nachhaltige Lösungen gegen Wasserkrise in Niedersachsen



Der Sommer hat noch nicht begonnen und schon jetzt sind Trockenheit
und niedrige Wasserstände in Niedersachsen an der Tagesordnung. Die
Gewässer sind nicht gegen die Auswirkungen des Klimawandels gerüstet.
Angesichts der verheerenden Zustände vieler Gewässer fordert der BUND
Niedersachsen ein radikales Umdenken in der Gewässerpolitik. Denn die
Wasserkrise ist menschengemacht.

"Die zunehmende Knappheit an Wasserressourcen, sinkende
Grundwasserstände, die Erwärmung und der schlechte Zustand der Flüsse
und Seen sind Folge des Umgangs mit unseren Gewässern", sagt
BUND-Landesgeschäftsführerin Susanne Gerstner. Ursachen sind der
Gewässerausbau, Nähr- und Schadstoffeinträge und die Entwässerung der
Landschaft. Der Klimawandel verschärft die Situation zusätzlich und
macht den dringenden Handlungsbedarf sichtbar. "Es ist zu kurz
gesprungen, wenn sich das Land vorrangig um die Verteilung des knapper
und schlechter werdenden Wasserangebots zwischen den
Nutzungskonkurrenten beschäftigt. Oberstes Gebot muss es sein, die
Ursachen des Klimawandels zu bekämpfen und die Widerstandsfähigkeit
der Gewässer gegen Klimaauswirkungen erhöhen", so Gerstner weiter. Der
BUND Niedersachsen fordert das Land zu einen Paradigmenwandel im
Wassermanagement auf, anstatt nur Strategien technischer und
behördlicher Art zu entwickeln, wie den Bau von Talsperren oder einer
stärkeren Überwachung und Steuerung der Wasserentnahmen.

Die Lösungen liegen für den BUND auf der Hand: Die Priorität muss auf
der Entwicklung gesunder, naturnaher Gewässer gelegt werden. Das
Wasser muss in der Fläche gehalten, Bächen und Flüssen mehr Raum für
ihre natürliche Dynamik geben werden. Moore und Auen sind als wichtige
Wasserspeicher zu schützen und zu renaturieren. Niedersachsen muss
dringend Strategien gegen die Wärmebelastung des Grundwassers
entwickeln. Unerlässlich ist auch ein nachhaltiges Wassermanagement in
der Landwirtschaft - mit einer Förderung Standort angepasster
Kulturen, geringeren Nähr- und Schadstoffeinträgen und einer
deutlichen Reduzierung des Wasserverbrauchs, beispielweise durch
Förderung wassersparender Bewässerungssysteme oder den Rückbau von
Drainagen, wo möglich. Auch für die Industrie ist eine am
Verursacherprinzip angelehnte Wasserentnahmeentgelt-Regelung
einzuführen, denn in Niedersachsen sind Bergbau, Industrie und
Wasserkraft bislang von einer Entgeltzahlung befreit. Zudem ist die
Flächenversiegelung zu reduzieren und eine dezentrale
Niederschlagswasserbewirtschaftung auszubauen.

In Zeiten von Klimakrise und Artensterben braucht es lebendige Flüsse
und Bäche, Teiche und Seen sowie naturnahe Moor- und
Flusslandschaften, die Wasser zwischenspeichern können. Dies gelingt
aus Sicht des Naturschutzverbandes nur, wenn der Gewässerschutz in
allen Politikbereichen mitgedacht wird. "Es ist längst überfällig, den
Verpflichtungen der europäischen Wasserrahmenrichtlinie nachzukommen",
erklärt Gerstner weiter. "Dazu müssen jetzt die notwendigen
finanziellen und personellen Ressourcen bereitgestellt werden, um
unsere Gewässer zu retten und die Trinkwasserversorgung der Zukunft zu
sichern."

Link zur aktuellen BUND-Studie: 

Der BUND hat sich in seinem Papier "Auswirkungen des Klimawandels auf
den Wasserhaushalt - Ein Hintergrunddossier zu den Auswirkungen des
Klimawandels auf den Zustand und die Gefährdung der Gewässer in
Deutschland und die Folgen für die Nutzungen" umfassend mit Thema
befasst. Es ist zu finden es unter: www.bund.net/gewaesserpapier_kurz
(Kurzfassung) bzw.
www.bund.net/gewaesserpapier (Langfassung)

Hintergrund: 

Niedersachsen ist von Grundwassermangel und zunehmenden
Extremereignissen wie Hochwasser und Dürre betroffen. Seit Jahrzehnten
sinken die Grundwasserspiegel kontinuierlich. Die
Grundwasserneubildung hängt wesentlich von der Landnutzung ab, in
Teilen Niedersachsens wird sie massiv von der Intensivlandwirtschaft
bestimmt. Insbesondere im Westen des Landes sind sinkende
Grundwasserstände zu beobachten. Die künstliche Entwässerung durch
Drainagen hat stark für eine Abnahme der Grundwasserneubildungsrate
gesorgt. Der Anteil künstlich bewässerter landwirtschaftlichen Flächen
ist der höchste in ganz Deutschland.

Besonders belastet ist das Grundwasser in Niedersachsen durch
Stickstoffdünger-Überschüsse aus der Intensivlandwirtschaft. Der
nitratbelastete Flächenanteil von Grundwasserkörpern in Niedersachsen
beträgt etwa 60 Prozent. Infolge des Klimawandels ist besonders auf
den Sandböden der Lüneburger Heide bis zum Ende des 21. Jahrhunderts
mit einer erheblichen Erhöhung des Verlagerungsrisikos zu rechnen. Das
bedeutet, dass bei gleichbleibender Flächenbewirtschaftung Nährstoffe
wie Nitrat in stärkerem Maße als bisher ins Grundwasser eingetragen
werden.

 * 
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STELLUNGNAHME/620: Bewertung des EU-Rechnungshofs - Fehmarnbeltquerung droht das totale Desaster (NABU HH)

NABU Landesverband Hamburg - 17. Juni 2020

Europäischer Rechnungshof kritisiert EU-Infrastrukturvorhaben

NABU: Fehmarnbeltquerung droht das totale Desaster



In einer aktuell veröffentlichten Studie kommt der Europäische
Rechnungshof bei der Evaluierung zehn großer länderübergreifender
Verkehrsinfrastrukturvorhaben, darunter auch die geplante feste
Fehmarnbeltquerung, zu einer vernichtenden Bewertung. Bei Projekten
des Transeuropäischen Netzwerks (TEN-V) werden im Regelfall die Kosten
bis zu 50 Prozent überschritten, so die Studie. Zudem würden
untaugliche Kosten-Nutzen-Analysen zu viel zu optimistischen
Erwartungen hinsichtlich prognostizierter Verkehre führen. Auch die
Abstimmung zwischen den Mitgliedsstaaten ist nach Einschätzung der
Prüfer mangelhaft.

Der vernichtende Bericht der Europäischen Rechnungsprüfer stützt die
Kritik des NABU an der geplanten Fehmarnbeltquerung. Nach Ansicht des
Umweltverbandes haben sich die Rahmenbedingungen des zu Beginn des
Jahrtausends geplanten Mammut-Vorhabens im Laufe von zwei Dekaden
fundamental verändert. Über Jahre hat der Bahngüterkehr zwischen
Skandinavien und dem europäischen Festland abgenommen. Das hatte eine
vom NABU beauftragte Studie der Hamburger Verkehrsexperten von HTC
2019 nachgewiesen. Zudem wurde der schleichende Niedergang des
privaten Straßenverkehrs angesichts des parallelen Flugverkehrs nie in
den Verkehrsprognosen abgebildet. Die Verkehrsprognosen sind auch
deswegen fragwürdig, weil allein ein Drittel des Verkehrsaufkommens
dem kleinen Grenzverkehr zwischen Lolland und Fehmarn zuzuordnen ist.

Auch über den Tunnel hinaus läuft das Gesamtvorhaben für Deutschland
aus dem Ruder. Laut Zwischenbericht des Bundesrechnungshofs stieg der
Kostenanteil für die notwendige Hinterlandanbindung zur
Fehmarnbeltquerung zwischen Puttgarden auf Fehmarn und Lübeck, zu der
sich Deutschland gegenüber Dänemark verpflichtet hat, von ursprünglich
840 Millionen auf vom Bundesrechnungshof geschätzte rund 5 Milliarden
Euro. Dabei bietet der deutsch-dänische Staatsvertrag den
Mitgliedsstaaten eine Ausstiegsklausel. In Artikel 22 ist festgelegt,
dass vor allem bei Veränderungen der finanziellen Basis Deutschland
und Dänemark die Lage aufs Neue erörtern werden.

Angesichts dieser veränderten Rahmenbedingungen fordert der NABU seit
Jahren, das deutsch-dänische Vorhaben auf den Prüfstand zu stellen.
"Die Angst vor der Realität macht beiderseits des Belts blind für
vernünftige Entscheidungen. Und die kann nur der sofortige Stopp des
Projektes sein. Wenn aber Deutschland und Dänemark das Vorhaben
wirklich durchziehen, droht das totale Desaster, wenn man den Bericht
des Europäischen Rechnungshofs wirklich ernst nimmt. Ein finanziell
hochriskantes Vorhaben mit total überzogenen Verkehrsprognosen führt
zu einem unnötigen ökologischen Gau im Fehmarnbelt", sagt Malte
Siegert, Fehmarnbeltexperte des NABU und Leiter Umweltpolitik beim
NABU Hamburg.

So wird die Frage des tatsächlichen Bedarfs des Vorhabens auch eine
wesentliche Rolle im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht
spielen, das am 22. September 2020 in Leipzig beginnen wird. Eine
unnötige Zerstörung wertvoller Natur mitten in einem europäischen
Meeresschutzgebiet trotz eines marginalen Bedarfs für das gigantische
Tunnelprojekt ist nach Ansicht des NABU nicht hinnehmbar. Allenfalls
sei ein gebohrter Tunnel für die Bahn im Fehmarnbelt denkbar. Dieser
wäre zumindest mit der europäischen Idee, Güterverkehr vor der Straße
auf die Schiene zu verlagern ("from road to rail") vereinbar, nicht
aber der weitere Ausbau an klimaschädlichem Straßenverkehr.

Die beste Alternative ist nach Ansicht des NABU jedoch, die bestehende
Bahnverbindung über Flensburg und die Storebeltbrücke adäquat zu
ertüchtigen. Das sei ökologisch wie ökonomisch sinnvoller. "Es hat
sich so ziemlich alles geändert an diesem Vorhaben. Nur nicht die
verantwortungslose politische Haltung", kritisiert Malte Siegert.




Weiterführende Informationen:

Studie des europäischen Rechnungshofes: 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR20_07/SR_ESI_Funds_EN.pdf

Pressemitteilung des Europäischen Rechnungshofes: 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/INSR20_10/INSR_Transport_Flagship_Infrastructures_DE.pdf

Verkehrsgutachten des HTC von 2019 im Auftrag des NABU: 

https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/verkehr/190710-nabu-htc-verkehrsgutachten-ffbq.pdf

 * 
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KLIMA/761: Land unter - Notregulation statt Kampf ... (SB)



Die Folgen des Meeresspiegelanstiegs rücken zunehmend in den Blick
von Institutionen außerhalb der Naturwissenschaft. Jetzt hat die
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), eine der einflußreichsten
Think Tanks der deutschen Regierungsberatung in außen- und
sicherheitspolitischen Fragen, vorgeschlagen, daß Deutschland, das
im Juli 2020 den Vorsitz im UN-Sicherheitsrat innehat, die
sicherheitsrelevanten Folgen des Klimawandels thematisieren soll.
Insbesondere der mit zunehmender Geschwindigkeit ansteigende
Meeresspiegel gebe Anlaß zur Sorge, heißt es in einem vierseitigen
Papier der Reihe SWP-Aktuell. [1]

Der Vorschlag der hauptsächlich vom Bundeskanzleramt finanzierten
Forschungseinrichtung ist bezeichnend für die heutige Zeit: Anstatt
alles zu tun, um den Klimawandel auszubremsen, wodurch allerdings die
Gefahr bestünde, daß dabei auch die gegenwärtigen
Produktionsverhältnisse hinterfragt werden müßten, wird sich darauf
vorbereitet, die verheerenden Folgen der klimatischen Fortentwicklung
für Milliarden Menschen so zu regulieren, daß die vorherrschende
Eigentumsordnung bewahrt bleibt. Was indessen aus jenen Milliarden
Menschen wird, die in Armut gestürzt werden, hungern, ihre Heimat
verlieren und/oder migrieren müssen, diese Frage genießt keine
Priorität. Sie wird nur insofern behandelt, als daß die Betroffenen,
solange ihnen der Zorn über die Nutznießer der Schadensentwicklung
noch nicht ausgetrieben wurde, unter Kontrolle gebracht werden
müssen, da sie das fragile, auf fundamentale Widersprüche errichtete
Gewaltgebäude der Gesellschaft zum Einsturz bringen könnten.

Der Meeresspiegel steigt zwar gegenwärtig nur um 0,35 Millimeter pro
Jahr, aber die Geschwindigkeit des Anstiegs nimmt mehr und mehr zu.
Der Weltklimarat (IPCC) gibt in seinem Report "The Ocean and
Cryosphere in a Changing Climate" (2019) für das Jahr 2100 einen
Anstieg des mittleren globalen Meeresspiegels von maximal bis zu 1,10
Meter an. [2]

Allerdings fällt der Anstieg regional unterschiedlich aus, welche
Projektion auch immer zugrunde gelegt wird. Auch lassen andere, teils
aktuellere Untersuchungen noch höhere Werte erwarten oder, anders
gesagt, der Zeitpunkt rückt näher, an dem das Meer 1,10 Meter höher
ist als heute. Wenn das Meer steigt, dringt verstärkt Salzwasser in
die auf flachen Inseln anzutreffenden Süßwasserlinsen im Untergrund,
werden Flüsse bis ins Hinterland gestaut und sorgen dort für
Überschwemmungen und, last but not least, verschwinden Siedlungs- und
Agrarflächen unter dem Meeresspiegel.

Aus diesen und weiteren Entwicklungen ergibt sich laut SWP eine
"sicherheitspolitische Herausforderung"; der Klimawandel sei ein
"Bedrohungsmultiplikator". Unter deutschem Vorsitz habe der
Sicherheitsrat im Juli 2011 eine Präsidialerklärung verabschiedet, in
der die "Besorgnis" zum Ausdruck gebracht worden sei, daß der
steigende Meeresspiegel zum Verlust von Territorium führt, was, so
die UN-Erklärung, "mögliche Sicherheitsimplikationen" habe. Im April
2017 habe sich der Sicherheitsrat im "Arriaformat" erneut der Frage
des steigenden Meeresspiegels gewidmet, schreibt die SWP. Unter den
ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats besteht jedoch keine
Einigkeit darüber, wie mit dem Problem des Klimawandels, respektive
des Meeresspiegelanstiegs umgegangen werden soll.

Abschließend beleuchtet das SWP-Papier die völkerrechtliche Dimension
des steigenden Meeresspiegels sowie die Frage, wie das Seerecht damit
umgehen sollte, wenn Landfläche untergeht und damit auch die
Basislinie (Niedrigwasserlinie), von der aus die einem Staat
zustehenden maritimen Zonen festgelegt werden, sich weiter
landeinwärts verschiebt.

Die vom SWP aufgeworfenen Fragen und Probleme sind durchaus relevant.
Mit ihnen ist nicht nur die Klimaforschung, sondern auch die
Klimagerechtigkeitsbewegung seit vielen Jahren befaßt. Letztere geht
jedoch einen Schritt weiter und bezieht Position: Der Globale Norden
trägt die Hauptverantwortung für den Klimawandel, von dem der Globale
Süden am stärksten betroffen ist. Deshalb müssen die Industriestaaten
ihre historische Verantwortung anerkennen, und es genügt nicht, mehr
noch, es würde in die gegenteilige Richtung führen, wollte man unter
dem Vorwand des Klimaschutzes grüne Technologien in den Ländern des
Südens installieren. Genau das würde nur jene Hierarchie zwischen den
Staaten fördern, die bereits zur Zeit des europäischen Kolonialismus
eindeutige Sieger und Verlierer hervorgebracht hat. Das
Wohlstandsgefälle, das sich in den letzten dreißig Jahren
beispielsweise zwischen Afrika und Europäischer Union mindestens
verzehnfacht hat - in den 1960er Jahren konnte sich Afrika noch selbst
ernähren, heute ist es auf Nahrungsimporte angewiesen - muß wieder
zurückgeschraubt werden. Den sozioökonomischen Unterschied gelte es
zu überwinden.

Von diesen Fragen, die viele Menschen weltweit bewegt und von nicht
geringzuschätzenden Teilen auch der Fridays-for-Future-Bewegung
gestellt werden, erfährt man vom SWP nicht einmal eine Andeutung.
Insofern bezieht der Think Tank ebenfalls Position, nämlich zugunsten
des Status quo. Der wird durch multiple Krisenentwicklungen
gefährdet, und so soll das Völkerrecht den neuen Gegebenheiten
angepaßt werden, wenn es heißt: "Unklar ist zum einen, inwieweit das
bestehende Völkerrecht in der Lage ist, mit den Problemen umzugehen,
die ein Anstieg des Meeresspiegels aufwirft. Zum anderen gilt zu
prüfen, wo es Bedarf und Möglichkeiten für eine entsprechende
Weiterentwicklung des Völkerrechts gibt."

Jenes Völkerrecht hat nicht verhindert, daß jahrzehntelang in den
Ländern des Trikonts Stellvertreterkriege geführt, die ärmeren Länder
in die Verschuldungsfalle getrieben und Diktatoren von Ländern mit
lukrativen Rohstoffvorkommen (Erdöl, Gold, Coltan, Kupfer, Uran,
etc.) von den Industriestaaten hofiert wurden. Es hat nicht verhindert, daß die
waffentechnologisch hochgerüsteten NATO-Staaten in Selbstmandatierung
Belgrad bombardiert haben und daß sich die USA herausnehmen,
willkürlich Menschen in anderen Ländern per Drohne zu liquidieren. Dieses
Völkerrecht soll nun weiterentwickelt werden. Doch zu wessen Nutzen,
wenn nicht derjenigen, die bis dahin davon profitiert haben?

Bereits 2007 hat eine Reihe von ranghohen US-Militärs im Ruhestand
vor den Folgen des Klimawandels als "Verstärker" bestehender
Bedrohungen der nationalen Sicherheit gewarnt [3], und im Jahr darauf
gab die Europäische Union ein Papier mit ähnlicher Intention heraus.
[4] Seitdem versuchen die Europäer ihre Grenzen mehr und mehr zu
schließen, indem sie möglichst schon im Vorfeld, beispielsweise in
der Sahelzone, gemeinsam mit afrikanischen Regierungen ein
entsprechendes Grenzregime aufbauen, und die USA bauen einen
Hightech-Grenzzaun zu Mexiko. In beiden Fällen sollen Menschen davon
abgehalten werden, in klimatisch vorteilhaftere Regionen zu migrieren
oder, sofern sie aus nicht nur wirtschaftlich, sondern zusätzlich
auch politisch instabilen Regionen kommen, dorthin zu flüchten.

Und so, wie das Völkerrecht von heute Bestandteil eines
Rechtsverständnisses ist, bei dem Menschen daran gehindert werden,
der Not zu entkommen, spricht vieles dafür, daß ein modifiziertes
Völkerrecht in Zukunft die gleiche Stoßrichtung einnimmt. Auf der
Strecke bleibt mehr und mehr der Kampf darum, den Klimawandel noch
abwenden zu wollen, auch wenn dazu die Axt an die Wurzeln der
gegenwärtigen Produktionsverhältnisse gelegt werden müßte. Statt
dessen bereiten sich die privilegierten Teile der Gesellschaft auf
eine Notregulation vor.


Fußnoten:

[1] https://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/aktuell/2020A41_Meeresspiegel.pdf

[2] https://www.ipcc.ch/site/assets/uploads/sites/3/2019/12/SROCC_FullReport_FINAL.pdf

[3] http://ossfoundation.us/projects/environment/global-warming/summary-docs/security-reports/National%20Security%20and%20the%20Threat%20of%20Climate%20Change.pdf/at_download/file

[4] https://www.consilium.europa.eu/ueDocs/cms_Data/docs/pressdata/DE/reports/99391.pdf
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FORSCHUNG/545: Können Viren ins Grund- und Trinkwasser gelangen? (idw)

Technische Universität Berlin - 11.06.2020

TU Berlin: Viren in Grund- und Trinkwasser

Können Viren ins Grund- und Trinkwasser gelangen?

An der TU Berlin werden Simulationen durchgeführt für eine
Risikoabschätzung des Transports von Viren im Grundwasser



"Keime und Viren können sich auch über Oberflächen- und Grundwasser
verbreiten und unter ungünstigen Bedingungen das Rohwasser von
Trinkwasser-Förderbrunnen erreichen", sagt Prof. Dr. Irina Engelhardt,
die das Fachgebiet Hydrogeologie an der TU Berlin leitet. "Sie
gelangen durch Ausscheidungen von Menschen und Tieren ins Abwasser und
damit in die Oberflächengewässer." Besonders Flüsse in
Ballungsgebieten seien gefährdet.

Um Risiken einschätzen zu können und Trinkwasserversorgern mehr
Entscheidungshilfen zu geben, wann ein Risikofall vorliegt, erforscht
sie mit ihrem Team das Transportverhalten verschiedener Viren- und
Bakterienarten im Grundwasser. Die zentrale Frage ist dabei: Wie lange
und unter welchen Bedingungen bleiben Viren im Grundwasser aktiv und
in welcher Konzentration könnten sie ins Rohwasser gelangen? Studien
haben gezeigt, dass Kläranlagen Viren oft nur unzureichend entfernen
können, so dass sie zum Beispiel im Rhein gemessen wurden. Unter
günstigen Umweltbedingungen ist das Rückhaltevermögen des Untergrunds
jedoch hoch genug und in Kombination mit effektiver
Trinkwasseraufbereitung ist es sehr unwahrscheinlich, dass pathogene
Mengen an Viren bis in das Trinkwasser gelangen.

Humanpathogene Viren, also Viren, die Menschen infizieren, können
verschiedene gefährliche Krankheiten wie Atemwegserkrankungen oder
Bindehautentzündungen auslösen. Ein potenzieller Infektionspfad kann
die Nutzung von verunreinigtem Grund- oder Flusswasser für
Trinkwasserzwecke sein. "Wir wollen unter anderem ein
Simulationsmodell entwickeln und damit ein modernes Werkzeug, das es
ermöglicht, den Transport von Viren im Untergrund und das Risiko für
Trinkwasserfassungen durch Uferfiltration abzuschätzen", erklärt Irina
Engelhardt das Ziel des Projekts "Transport von Viren bei der
Uferfiltration", das von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt
finanziert und zusammen mit der Universität Wien und Praxispartnern
wie den Stadtwerken Düsseldorf und der Firma VisDat
Geodatentechnologie GmbH durchgeführt wird.

Auch Viren können über den Menschen zunächst ins Abwasser und
damit in das Grundwasser gelangen

Viren und Bakterien aus Ausscheidungen von Menschen und Tieren im
Abwasser, gelangen über den Abfluss von Kläranlagen oder die
Aufbringung von Gülle auf Felder in die Umwelt. Über
Oberflächenabfluss oder Flusswasserinfiltration können sie schließlich
ins Grundwasser migrieren. "Der Transport von Viren im Grundwasser ist
dann von vielen Faktoren abhängig, unter anderem von Sauerstoffgehalt
und Temperatur des Wassers sowie von der Strömungsgeschwindigkeit des
Grundwassers", so Irina Engelhardt. "Für den Rückhalt erwartbar
ungünstig wäre beispielsweise ein sommerliches Hochwasserereignis im
Fluss in Kombination mit sauerstofffreien Bedingungen im
Grundwasserleiter." Besonders Flüsse in Ballungsgebieten wie der Rhein
im Ruhrgebiet oder die Spree in Berlin seien mit Abwasser belastet,
wobei sich die Situation durch ausbleibende Niederschläge und niedrige
Pegelstände der Flüsse nochmal verschlechtere.

Durch den langen Weg, den das Wasser vom Fluss zum Brunnen durch
den Untergrund zurücklegt, wird eine Kontamination sehr viel
unwahrscheinlicher

Aus den Oberflächengewässern wird, wie in Berlin und vielerorts in
Deutschland, Trinkwasser durch Uferfiltration gewonnen. Bei dieser
Methode werden Brunnen zur Grundwasserentnahme in der Nähe von Flüssen
oder Seen platziert, wie am Wasserwerk Jungfernheide. Das geförderte
Grundwasser besteht dann zu einem hohen Anteil aus sogenanntem
Uferfiltrat. Das ist Wasser, das aus dem Fluss kommend den ufernahen
Untergrund passiert hat und dem Brunnen zuströmt. "Durch die Nähe zu
den Flüssen ist diese Methode der Trinkwassergewinnung besonders
anfällig für Kontaminationen, zum Beispiel durch Pathogene, also
krankmachende Keime und Viren", so Irina Engelhardt. Auch das neue
Corona-Virus kommt in den Fäkalien von Menschen vor, sogar nachdem es
schon in den Atemwegen nicht mehr nachweisbar ist. Sie könnten also
über den Abwasser-Fluss-Grundwasser-Pfad potenziell auch im Rohwasser
der Förderbrunnen landen. "Bei den meisten
Trinkwassergewinnungsanlagen mittels Uferfiltration, beträgt die
Durchflusszeit zwischen Fluss oder See und Förderbrunnen allerdings
ein bis zwei Monate", so die Hydrogeologie-Expertin Irina Engelhardt.
"In der Regel sind die Virenkonzentrationen unter natürlichen
Bedingungen nach dieser Zeit jedoch schon sehr gering, sodass keine
Gefahr einer Trinkwasserverunreinigung besteht."

Viren werden am Untergrund festgehalten und durch biologische
Prozesse zerstört - doch manche "schlafen" nur

"Teil unseres Projekts ist es, das Transportverhalten dieser Pathogene
im Grundwasser, das noch unzureichend bekannt ist, weiter aufzuklären.
Wir wissen, dass die Virenanzahl im Grundwasser mit der Zeit abnimmt.
Sie werden am Untergrundmaterial zurückgehalten und durch verschiedene
bio-und geochemische Prozesse zerstört. Dennoch können sie über
mehrere Monate, vielleicht sogar Jahre, am Untergrundmaterial anhaften
und weiterhin infektiös, quasi 'schlafend' verweilen." Experimente
zeigten, dass ohne einen erneuten Eintrag durch Flusswasser, Viren
nach einiger Zeit im Grundwasser wieder identifiziert werden könnten.
Sie lösten sich also wieder vom Untergrundmaterial ab. Untergrund und
Uferfiltrationsstrecke vom Fluss zum Entnahmebrunnen besitzen also ein
gewisses Rückhaltepotenzial für Viren und andere Keime, doch dieses,
so die Forscherin, zeige Unterschiede für verschiedene Arten von Viren
und Keimen. Daher könnten einzelne Indikatoren nur eingeschränkte
Hinweise für einen generellen Kontaminationsfall geben. Die relevanten
Fragen bei einer Risikobeurteilung für eine Uferfiltrationsanalage
seien entsprechend: Wie hoch ist die Virenbelastung im
Oberflächengewässer? Wie hoch ist das Rückhaltepotenzial der
Uferfiltrationsstrecke, wie stark nimmt also die Konzentration beim
Transport im Grundwasser ab? Welche Parameter müssen besonders
aufmerksam beobachtet werden und welche Umweltsituation ist besonders
kritisch? Vorhersagen und Modelle seien derzeit auf Grund der
Komplexität der Prozesse noch mit einer hohen Unsicherheit behaftet.

Laborexperimente
mit Uferfiltraten und Entwicklung eines Simulationsmodells

Um den Virentransport unter "quasi in-situ" Bedingungen auf der
natürlichen Feldskala zu untersuchen, wurden im Projekt ein Jahr lang
Grundwasserproben zwischen Rhein und dem Wasserwerk Flehe, Düsseldorf,
genommen und unter anderem auf Adenoviren untersucht. Ergänzende
Laborexperimente untersuchten den Einfluss der Temperatur, der
Redox-Bedingungen und der Sättigung auf den Virentransport unter
kontrollierten Laborbedingungen. Erste Ergebnisse zeigen, dass Viren
im Rhein zwar messbar sind, jedoch nur in geringen Konzentrationen,
und dass das Rückhaltevermögen des Untergrunds gegen Viren dafür hoch
genug ist. Aktuell wird der Transport von Viren mittels numerischer
reaktiver Transportmodelle analysiert. Diese komplexen Modelle werden
mit Sensitivitäts- und Unsicherheitsanalysen auf Schlüsselparameter-
und -prozesse untersucht und dann mit Hilfe moderner mathematischer
Verfahren in einem Surrogat-Modell vereinfacht. Dieses Surrogat-Modell
wird dann in eine anwenderfreundliche Toolbox eingebaut, welche
Anwendern aus der Praxis, wie Wasserwerkbetreibern, als
Entscheidungshilfe dienen soll. Die Toolbox ermöglicht über ein
anwenderfreundliches Interface den Transport von Viren, das
Rückhaltepotenzial im Grundwasser und das Risiko für das Rohwasser bei
der Uferfiltration abzuschätzen, ohne selbst komplexe Modellierungen
durchführen zu müssen.

"Da immer noch viele Fragen über den Transport von Viren im
Grundwasser offen sind, lassen sich derzeit mögliche Gefährdungen noch
schwer im Detail abschätzen", so Irina Engelhardt schließlich. "Jedoch
ist der Ausbreitungspfad über das Grund- und damit in das Rohwasser
für den neuartigen Corona-Virus eher von sehr geringer Bedeutung." In
jedem Fall sei es auch für die Trinkwasserhygiene sinnvoll, die Anzahl
der gleichzeitig Infizierten gering zu halten. "Ich empfehle die
Strategie: flatten the curve."

Projektwebsite: www.tu-berlin.de/?184777

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news749260

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 11.06.2020

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/185: Klimakrise beschleunigt Wasserkrise - Berlin muss Regenwasser vor Ort halten (BUND BE)

BUND Landesverband Berlin e.V. - Info 12, 15. Juni 2020

BUND: Klimakrise beschleunigt menschengemachte Wasserkrise

Berlin muss Regenwasser vor Ort halten



Am 20. Juni ist kalendarischer Sommeranfang und vielerorts sind schon
jetzt Trockenheit und niedrige Wasserstände in den Flüssen an der
Tagesordnung, die Gewässer in Deutschland sind nicht gegen die
Auswirkungen des Klimawandels gerüstet. Das gilt auch für die
Wasserkörper in Berlin. Angesichts der verheerenden Zustände vieler
Gewässer im Stadtstaat fordert der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland Berlin (BUND) ein radikales Umdenken in der
Gewässerpolitik.

Hierzu erklärt Richard Karty, promovierter Stadtökologe im
Landesarbeitskreis Wasser: "Die Klimakrise schreitet fort und unseren
Seen, Flüssen und Bächen geht es immer schlechter. Deshalb muss
Senatorin Regine Günther endlich den Gewässerschutz an die erste
Stelle stellen." Bislang erreicht kein Wasserkörper in Berlin den von
der europäischen Wasserrahmenrichtlinie geforderten guten ökologischen
Zustand. Die größten Defizite ergeben sich durch die eingeschränkte
Durchgängigkeit, die geringen Abflüsse und die Strukturarmut in den
Fließgewässern. Hinzu kommt, dass europaweit ein Großteil der
oberirdischen Gewässer durch den Klimawandel, Nährstoffeinträge aus
der Landwirtschaft, Querbauwerke und Flussbegradigungen sowie in
Berlin und Brandenburg durch hohe Sulfatwerte aus dem
Braunkohletagebau belastet sind.

Die Temperaturentwicklung der vergangenen Jahre ist für die Natur
dramatisch. Auch mit Blick auf den Welttag für die Bekämpfung der
Wüstenbildung und Dürre am 17. Juni erklärt Karty weiter: "Die Jahre
2014, 2018 und 2019 waren die drei wärmsten Jahre seit Beginn der
Wetteraufzeichnung in Deutschland. Die daraus folgenden sinkenden
Grundwasserstände sowie steigenden Wassertemperaturen haben fatale
Folgen auf Mensch und Umwelt. Berlin muss das Regenwasser vor Ort
halten. Dazu hat die Millionenstadt reichlich ungenutzte versiegelte
Flächen, um wie in New York City und zahlreichen anderen Kommunen eine
"Schwammstadt" durch Versickerungsflächen (Regengärten) zu errichten."

In Zeiten von Klimakrise und Artensterben braucht es Flüsse und Bäche,
Teiche und Seen, die Hitze und Trockenheit gut verkraften und
Landschaften, die Wasser zwischenspeichern können. Dies gelingt aus
Sicht des Naturschutzverbandes nur, wenn der Gewässerschutz in allen
Politikbereichen mitgedacht wird. "Es ist längst überfällig, den
Verpflichtungen der europäischen Wasserrahmenrichtlinie und den
Pariser Klimazielen nachzukommen", der Stadtökologie-Experte weiter.
"Dazu gehört das 1,5 Grad-Ziel wie auch ein verbessertes
Wassermanagement und die Entsiegelung für Maßnahmen wie Regengärten.
Wasser muss in der Fläche bleiben, um in trockenen und heißen Zeiten
dort zur Verfügung zu stehen, wo es gebraucht wird. Noch gibt es
Wasserreserven, doch wir stecken mitten in der Klimakrise - und müssen
jetzt handeln."

Um die europäische Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen und die
Gewässerkrise nachhaltig zu lösen, fordert der BUND:


	Den Flüssen mehr Raum geben statt sie einzudeichen, denn nur so können Aue und Fluss wieder verknüpft und die Biodiversität gestärkt werden. Auen müssen renaturiert werden.

	Wasser in der Landschaft halten statt es direkt abzuleiten, sodass sich die Grundwasserspeicher wieder auffüllen können.

	Flächenversiegelung stoppen, denn besonders in Städten wird das Wasser schnellstmöglich abgeführt und kann nicht versickern.

	Abbau von Querbauwerken, denn das Aufstauen der Flüsse erhitzt das Wasser, verschlechtert die Wasserqualität und versperrt Fischen den Weg, sodass diese ihre Laichgebiete nicht mehr erreichen können.

	Zum Schutz des Grund- und Trinkwassers müssen Vorsorge- und Verursacherprinzip umgesetzt werden, denn nur wenn vorausschauend gehandelt wird, kann die Gewässerqualität verbessert werden. Die Gewässer müssen vor Einträgen von Nähr- und Schadstoffen geschützt werden.

	Wassernutzungskonflikte müssen gerecht und nachhaltig gelöst werden.

	Statt Flüsse für immer größer werdende Schiffe weiter auszubauen und zu vertiefen, müssen die Schiffe an die Flüsse angepasst werden. Es muss überprüft werden, auf welchen Flüssen die Schifffahrt unter sich ändernden klimatischen Verhältnissen überhaupt noch sinnvoll ist.

	Auch in der Landwirtschaft ist ein nachhaltiges Wassermanagement notwendig, das beispielsweise eine bodenschonende Bearbeitung, den Rückbau von Drainagen und den Anbau standortangepasster Kulturen beinhaltet. Die EU-Agrarpolitik muss an die klimawandel-bedingten Herausforderungen angepasst werden.



Mehr Informationen:

Das BUND-Gewässerpapier "Auswirkungen des Klimawandels auf den
Wasserhaushalt" finden Sie in einer Kurzfassung unter:
www.bund.net/gewaesserpapier_kurz bzw. in der Langfassung unter:
www.bund.net/gewaesserpapier

Den BUND Berlin-Blog-Beitrag und den Flyer zu Regengärten und Raum in
der Stadt finden Sie unter: 

www.umweltzoneberlin.de

Dr. Richard Karty ist aktuell Berater für die Anpassung an das
Stadtklima für den BUND Berlin und Mitglied im Landesarbeitskreis
Wasser. In New York City lehrte und forschte er am Urban Systems Lab
der New School über städtische Ökosysteme und arbeitete in einer
Umweltplanungs- und Ingenieurberatungsfirma. Zuvor forschte er an der
Yale University zum Thema Klimakommunikation.

 * 

Quelle:

Presseinformation 12/20, 15.06.2020

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de
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MELDUNG/184: Klimakrise beschleunigt menschengemachte Wasserkrise (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 15. Juni 2020

BUND: Klimakrise beschleunigt menschengemachte Wasserkrise



Berlin. Am 20. Juni ist kalendarischer Sommeranfang und vielerorts
sind schon jetzt Trockenheit und niedrige Wasserstände in den Flüssen
an der Tagesordnung, die Gewässer in Deutschland sind nicht gegen die
Auswirkungen des Klimawandels gerüstet. Angesichts der verheerenden
Zustände vieler Gewässer in Deutschland fordert der Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND) einen Paradigmenwechsel im Umgang
mit unseren Gewässern: Oberstes Prinzip in Zeiten des Klimawandels
muss sein, Wasser in der Landschaft zu halten und Bächen und Flüssen
ihre natürliche Dynamik innerhalb ihrer Auen zurück zu geben. Nur knapp
acht Prozent der Flüsse und Bäche in Deutschland erreichen den von der
europäischen Wasserrahmenrichtlinie geforderten guten ökologischen
Zustand. Knapp 40 Prozent der oberirdischen Gewässer sind europaweit
durch vielfältige Stressoren wie Klimawandel, Nährstoffeinträge durch
die Landwirtschaft oder Begradigungen belastet. "Wir heizen die Erde
weiter auf, gleichzeitig entwässern wir die Landschaft. Deshalb ist es
keine Überraschung, dass es unseren heimischen Gewässern so schlecht
geht", betont Olaf Bandt, Vorsitzender des BUND mit Blick auf eine
aktuelle Auswertung des BUND zu den Auswirkungen des Klimawandels auf
Gewässer.




[image: Infografik: Unsere Flüsse leiden - © BUND]

Grafik: © BUND



Werden Moore und Auen trockengelegt, trocknet
dadurch nicht nur zunehmend die Landschaft aus, sondern riesige Mengen
an Treibhausgasen wie CO2 und Methan werden freigesetzt, die wiederum
die globale Erwärmung anheizen. Steigt die Lufttemperatur und damit
die Wassertemperatur, entweicht außerdem mehr und mehr natürlich
vorkommendes Methan aus Gewässern. Bandt: "Methan ist ein gegenüber
CO2 25-mal wirksameres Treibhausgas und verstärkt den Klimawandel
zusätzlich."

Die Temperaturentwicklung der vergangenen Jahre ist für die Natur
dramatisch. Die Jahre 2014, 2018 und 2019 waren die drei wärmsten
Jahre seit Beginn der Wetteraufzeichnung, darunter leiden Gewässer
genauso wie Wälder, Tiere und auch die Landwirtschaft. Bandt:
"Sinkende Grundwasserstände sowie steigende Wassertemperaturen haben
fatale Folgen auf Mensch und Umwelt. Das Fischsterben im letzten Jahr
wird nicht das letzte gewesen sein. Deshalb ist es zentral, der
Klimakrise entschlossen zu begegnen. Die Bundesregierung muss alles
tun, das selbstgesteckte Ziel, die Erderwärmung auf maximal 1,5 Grad
zu begrenzen, zu erreichen." In Zeiten von Klimakrise und Artensterben
müssen Flüsse und Bäche, Teiche und Seen, die Hitze und Trockenheit
gut verkraften und es braucht Landschaften, die Wasser
zwischenspeichern können. Dies gelingt aus Sicht des
Naturschutzverbandes nur, wenn der Gewässerschutz in allen
Politikbereichen mitgedacht wird. Mit Blick auf die Auswirkungen der
industriellen Landwirtschaft auf Gewässer und die
Landwirtschaftskommission fügt Bandt an: "Ich erwarte von
Bundesagrarministerin Julia Klöckner, dass sie die Zukunft der
Lebensmittelproduktion gestaltet und nicht schon wieder einen
naturverträglichen Umbau der deutschen Landwirtschaft verhindert. Das
gleiche gilt für Bundesminister Andreas Scheuer, der endlich die
Flüsse nicht mehr als nasse Autobahnen betrachten darf, sondern deren
Rolle für die Grundwassersicherung für uns alle auch aktiv
unterstützen muss."

Es ist längst überfällig, dass die Bundesregierung den Verpflichtungen
der europäischen Wasserrahmenrichtlinie nachkommt. Dazu gehört ein
verbessertes Wassermanagement, fordert Lilian Neuer,
BUND-Gewässerexpertin und Mitautorin des Papiers: "Die Landschaft darf
mit Drainagen nicht immer weiter entwässert werden, auch versiegelte
Flächen in der Stadt leiten Regenwasser lediglich in die Kanalisation
ab. Wasser muss aber in der Fläche bleiben, um in trockenen und heißen
Zeiten dort zur Verfügung zu stehen, wo es gebraucht wird. Noch gibt
es Wasserreserven, doch wir stecken mitten in der Klimakrise - und
müssen jetzt handeln."

In den vergangenen Jahrhunderten wurden zahlreiche Flüsse begradigt
und Auen, Sümpfe und Moore trockengelegt. Zurück bleibt eine
ausgetrocknete Landschaft, die Regenwasser nicht halten kann und so
sinkende Grundwasserspiegel weiter begünstigt. "Gesunde Gewässer sind
resistenter und können mit negativen Folgen der Klimakrise besser
umgehen", erklärt Neuer. "Wo möglich, müssen Auen renaturiert werden,
denn nur naturnahe, lebendige Auen nehmen in Hochwasserperioden Wasser
wie ein Schwamm auf und geben es bei niedrigeren Wasserständen langsam
an den Fluss zurück. So kann dann in Zeiten mit geringerem
Wasserdargebot die Wasserführung verbessert werden."

Um die europäische Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen und die
Gewässerkrise nachhaltig zu lösen, fordert der BUND:


	Den Flüssen mehr Raum geben statt sie einzudeichen, denn nur so können Aue und Fluss wieder verknüpft und die Biodiversität gestärkt werden. Auen müssen renaturiert werden.

	Wasser in der Landschaft halten statt es direkt abzuleiten, sodass sich die Grundwasserspeicher wieder auffüllen können.

	Flächenversiegelung stoppen, denn besonders in Städten wird das Wasser schnellstmöglich abgeführt und kann nicht versickern.

	Abbau von Querbauwerken, denn das Aufstauen der Flüsse erhitzt das Wasser, verschlechtert die Wasserqualität und versperrt Fischen den Weg, sodass diese ihre Laichgebiete nicht mehr erreichen können.

	Zum Schutz des Grund- und Trinkwassers müssen Vorsorge- und Verursacherprinzip umgesetzt werden, denn nur wenn vorausschauend gehandelt wird, kann die Gewässerqualität verbessert werden. Die Gewässer müssen vor Einträgen von Nähr- und Schadstoffen geschützt werden.

	Wassernutzungskonflikte müssen gerecht und nachhaltig gelöst werden.

	Statt Flüsse für immer größer werdende Schiffe weiter auszubauen und zu vertiefen, müssen die Schiffe an die Flüsse angepasst werden. Es muss überprüft werden, auf welchen Flüssen die Schifffahrt unter sich ändernden klimatischen Verhältnissen überhaupt noch sinnvoll ist.

	Auch in der Landwirtschaft ist ein nachhaltiges Wassermanagement notwendig, das beispielsweise eine bodenschonende Bearbeitung, den Rückbau von Drainagen und den Anbau standortangepasster Kulturen beinhaltet. Die EU-Agrarpolitik muss an die klimawandel-bedingten Herausforderungen angepasst werden.



Mehr Informationen:

Das BUND-Gewässerpapier "Auswirkungen des Klimawandels auf den
Wasserhaushalt" finden Sie in einer Kurzfassung unter:
www.bund.net/gewaesserpapier_kurz bzw. in der Langfassung unter:
www.bund.net/gewaesserpapier

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 15.06.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net
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ERSTAUFLAGE/1063: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3069 (SB)

Verena Themsen

Prinzessin in Not

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3069



Milchstraße, Sheheleysystem, Arkhamtar, Mai 2046 NGZ

Die Cairaner wollen Atlan in ihre Hand bekommen, weil sie ihn
brauchen, um das Supramentum zu öffnen, durch das sie hoffen, in den
anderen Teil des Dyoversums zu gelangen, um dort für alle Zeiten vor
der Kandidatin Phatoom sicher zu sein, die sie aus ihrer Heimatgalaxis
Ancaisin vertrieben hat. Das Supramentum ist gleichzusetzen mit dem
Atopischen Konduktor im Arkonsystem, das von der Bleisphäre
umschlossen ist. Atlan ist aufgrund seiner Ritteraura als Einziger in
der Lage, dieses transuniversale Tor zu öffnen. Wenn die Cairaner ihn
tatsächlich dazu zwingen könnten, wäre das allerdings sein Tod.

Als Druckmittel setzen die Cairaner nun Atlans Tochter Jasmyne da
Ariga ein, die vor über achthundert Jahren geboren wurde. Monkey, der
den Einfluß der USO ausweiten will und deshalb um eine Erweiterung
seiner Lizenzen, Begleitschutz für Handelsflotten anzubieten, gebeten
hat, soll dafür Jasmyne da Ariga 'retten' und an einen festgelegten
Ort an Atlan übergeben. Dort würden die Cairaner dann zuschlagen.

An Jasmyne da Ariga, die schon ewig auf Arkhamtar ein relativ
bescheidendes Leben lebt, keinerlei Anspruch auf den Kristallthron
erhebt und zufrieden ist, die Geschicke ihres kleinen Reiches zu
lenken, haben aber auch noch andere Machtgruppen Interesse. Die einen
wollen sie als Galionsfigur für die Errichtung eines neuen
arkonidischen Imperiums, andere betrachten sie aus demselben Grund als
Bedrohung. In Wirklichkeit ist sie, ohne es zu wissen, ein Instrument
der Cairaner, die ihr zu ihrem langen Leben verholfen haben. Ihr
Leibarzt ist der Shenpadri Ohm Shanlittar, der ihr regelmäßig den
Kristallkuß geben muß. Dafür berührt er sie mit einem in seine
Lingumaske eingefügten Macairun-Kristall.

Die Cairaner haben dafür gesorgt, daß mit radikalen arkonidischen
Republikanern zusammenarbeitende Ladhonen über Arkhamtar herfallen und
die Herausgabe der Kristallprinzessin fordern. Monkeys Aufgabe ist
nun, dafür zu sorgen, daß sie sie nicht in die Finger bekommen. Was
dem Lordadmiral der USO gar nicht gefällt, ist, daß die Legatin
Nevesai Aiaraldi ihn zwingt, die beiden Tomopaten Ly und Genner, die
er gerade erst los geworden war, mit an Bord der NIKE QUINTO zu
nehmen. Sie sollen ihm bei seiner Mission angeblich beratend zur Seite
stehen.

Die Ladhonen stürmen den Regierungssitz von Arkhamtar, ermorden eine
Arkonidin, die sich als Jasmyne ausgibt, und drohen, die gesamte
Bevölkerung heimzusuchen, falls ihnen der Aufenthaltsort der
Kristallprinzessin nicht verraten wird. Doch die Regierungsmitglieder
kennen ihn nicht. Jasmyne ist längst in Begleitung zweier Helfer in
der von mörderischen Raubtieren bevölkerten Wildnis Arkhamtars
unterwegs. Ihre beiden Begleiter fallen diesen Tieren jedoch zum
Opfer, so daß ihr nichts anderes übrig bleibt, als einen Notruf
auszusenden. Dieser Notruf wird natürlich von ihren Häschern
aufgefangen. Aber auch von Monkey, der sich mit der getarnten RATBER
TOSTAN in einem wracken Raumfort verstecken konnte. Zusammen mit
Zemina Paath findet er die Prinzessin mit zwei Mini-Kugelraumern der
MIKRO-BESTIEN-Klasse schneller als die arkonidischen Republikaner
unter dem Kommando von Kavery Essoya.

Monkey, der Jasmyne hinter einem Schutzfeld verbirgt, täuscht der
Arkonidin mit schauspielerischem Talent, das man ihm gar nicht
zugetraut hätte, vor, ein skrupelloser Kopfgeldjäger und selbst hinter
der Prinzessin her zu sein. Als die Arkonidin mit ihrem Gespann
abzieht, scheint der Rettung nichts mehr im Wege zu stehen. Doch die
Kristallprinzessin ist mißtrauisch. Zumal Monkey ihr anhand eines
Haares, das er ihr unerlaubt entnimmt, analysiert, daß sie nicht
Atlans Tochter ist, sondern seine Enkelin. Die wirkliche Jasmyne da
Ariga ist ihre Mutter und Imperator Bostich I ihr Vater. Für sie sind
diese Eröffnungen und die Erkenntnis, von den Cairanern mißbraucht zu
werden, zu viel. Außerdem ist sie auf den Kristallkuß angewiesen. Ohne
ihn wird sie immer schwächer. Sie versucht, sich mit einer der beiden
MIKRO-BESTIEN auf eigene Faust abzusetzen, um Ohm Shanlittar zu
suchen. Monkey gelingt es gerade noch, in das bereits gestartete
Schiff einzudringen, kann aber nicht mehr verhindern, daß es unter
feindlichen Beschuß gerät. Er läßt es kontrolliert abstürzen.

Auf dem Weg zur zweiten MIKRO-BESTIE gibt Jasmyne da Ariga zu, sich
nur schemenhaft an ihre Vergangenheit erinnern zu können, eher wie an
Holoaufnahmen, so als hätte sie sie gar nicht wirklich erlebt.

Ohne den Macairun-Kristall wird sie in absehbarer Zeit sterben. Also
muß Monkey den Shenpadri finden. Der ist allerdings von den Ladhonen
gefangengenommen und lebensbedrohlich verletzt worden. Monkey gelingt
es, in das Ladhonenschiff einzudringen und Ohm Shanlittar zu finden.
Dieser liegt im Sterben. Der Shenpadri übergibt Monkey den Kristall,
fügt aber hinzu, daß dessen Wirkung nur noch schwach ist.

Zeminah Paath und die bereits sehr geschwächte Jasmyne warten derweil
in der RATBER TOSTAN auf Monkey. Als dieser die Prinzessin mit dem
Macairun-Kristall berührt, kann er sie wieder etwas beleben. In der
NIKE QUINTO angekommen, läßt er den Kristall untersuchen und es stellt
sich heraus, daß er denen gleicht, die in den cairanischen
Vital-Suppressoren verwendet werden, die die Cairaner auf den
Ausweglosen Straßen einsetzen, um den Gefangenen Energie abzusaugen.

Als Monkey sich sicher wähnt, verüben die Tomopaten, die sich bislang
mustergültig verhalten haben, mehrere Sabotageakte in der NIKE QUINTO.
Sie entführen Jasmyne da Ariga. Da sie jedoch den für die
Kristallprinzessin lebenswichtigen Macairun-Kristall nicht an sich
genommen haben, vermutet Monkey, daß sie mal wieder ihr eigenes
Süppchen kochen.

Monkey nimmt Kontakt zu Atlan auf und klärt ihn über Jasmyne da Ariga
und die Rolle, die die Cairaner ihr zugedacht haben, auf. Er läßt ihm
auch den Macairun-Kristall schicken, denn obwohl Atlan weiß, in eine
Falle zu tappen, wenn er versucht, seine Enkelin zu retten, kann er
sie nicht einfach im Stich lassen.

19. Juni 2020
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